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1 BR VN. i 
V' den Wiener Verhandlungen des Vereins für Sozialpolitik, 
»in denen die Frage der Werturteile zur Erörterung gelangte, 
iſt geſagt worden, ſie ſeien nur auf deutſchem Boden möglich ge⸗ 
weſen. Abnliches wird man vorausſichtlich auch von den Verhand⸗ 


1 Die folgende Arbeit, die auf eigene Erfahrungen, die in zwei Jahrzehnten 
an verſchiedenen inländiſchen und auch ausländiſchen Hochſchulen gemacht worden 
ſind, beruht und die geſamte ältere und jüngere einſchlägige Literatur zu berück⸗ 

ö „Ffichtigen trachtet, ift auf der außerordentlichen Weesen des Sean 
| e Jahrbuch XLIV 4. N 1 
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lungen über die Reform der ſtaatswiſſenſchaftlichen Studien ſagen. 
Auch ſie wird man eine deutſche Beſonderheit nennen können. 
| Nicht als ob man fich nicht auch im Ausland mit den Fragen 
der Ausbildung der Verwaltungsbeamten und der Männer des | 
praktiſchen Wirtſchaftslebens beſchäftigte. Es werden ſogar in den 
Vereinigten Staaten die Hochſchulprobleme dauernd in einem Um: 
fang behandelt, wie es in Deutſchland ganz unbekannt iſt. Auch 
in England ſind dieſe Fragen nicht mehr zur Ruhe gekommen, feit⸗ 
dem Aſhley in Birmingham eine Handelshochſchule nach deutſchem 
Vorbild ins Leben gerufen und Marſhall Reformbeſtrebungen auch 
in die konſervativen Hochburgen von Cambridge und Oxford hinein⸗ 
getragen hat. Und jedenfalls findet ſich Ahnliches auch in Frank⸗ 
reich, über das ich nicht ſo unmittelbar unterrichtet bin. , 
Aber doch iſt ein großer Unterſchied vorhanden. 
Ab'erall ſonſt handelt es ſich um die Erörterung von Einzel⸗ 
vorſchlägen und ſtehen die unmittelbar beteiligten und berufenen 
Sachverſtändigen in der Erörterung voran. Sie wollen in ruhiger 
gemeinſamer Arbeit fortentwickeln und verbeſſern. Bei uns ſcheint 
alles zugleich in Frage geſtellt zu ſein. Nicht Ausbau, ſondern 1 
Umbau oder Neubau wird verlangt. Die Wiſſenſchaft ſelbſt bildet 
den Gegenſtand der Angriffe. Zugleich werden die Stimmen der 
Berufenen und Nächſtbeteiligten übertönt von den oft leidenſchaft⸗ 
lichen Forderungen anderer Kreiſe. Die Grenzen zwiſchen Sach⸗ a | 
verſtändnis und Dilettantismus haben ſich dadurch oft verwiſcht. | 
Wie erklärt ſich dieſer Unterſchied? Man könnte zunächſt 


für Sozialpolitik in Kiel am 22. September 1920, allerdings mit zahlreichen 
Kürzungen, die der Zeitmangel erforderte, als Referat erſtattet worden. Soweit 
nichts anderes bemerkt iſt, entſtammen die Zitate der Gutachtenſammlung, 
welche der Verein für Sozialpolitik unter dem Titel: Die Reform der ſtaats⸗ 
wiſſenſchaftlichen Studien als Band 160 feiner Schriften 1920 herausgegeben 
hat. Die eigenen Darlegungen berühren ſich natürlich in einzelnen Ausführungen N 
mit früheren Darlegungen des Verfaſſers, von denen die folgenden angeführt 
werden mögen: Rede zur Eröffnung der Kölner Handelshochſchule, abgedruckt 

in den „Weltwirtſchaftlichen Studien“ des Verfaſſers; Rede zur ſiebzigſten 
Wiederkehr des Geburtstages von Guſtav Schmoller bei Überreichung der Feſt⸗ 
ſchrift: Die Entwicklung der deutſchen Volkswirtſchaftslehre im 19. Jahrhundert, 
als Manuſkript gedruckt: Zur Hamburger Univerſitätsfrage, ein Gutachten, ab⸗ 
gedruckt in dieſem Jahrbuch 1918, S. 323-348; Zur Frage der Errichtung 
einer Auslandshochſchule, wieder abgedruckt in der Internationalen, Monats⸗ 
ſchriſt 1917, S. 257— 282; Der „Volkswirt, Merkblätter für Berufdberatung, | 
herausgegeben von, der Zentralſtelle für Berufsberatung der Akademiker, 
3. Auflage 1920. 3 5 Be 
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glauben, die Revolution, die Deutſchland im Gegenſatz zu Weſt⸗ 5 


europa und den Vereinigten Staaten befallen hat, bilde die Er⸗ 
klärung. Das ſcheint mir aber nur in ganz geringem Maße der 
Fall zu ſein. Wir würden dieſe Verhandlungen auch ohne Revo⸗ 
lution und Zuſammenbruch erleben. Die Reformbeſtrebungen ſind 


von innen erwachſen, reichen viel weiter zurück und ſind durch 


die Revolution höchſtens von einigen Hemmungen in ihrer Außerung 
und Vertretung befreit worden. Dem Vorſtand des Vereins für 


Sozialpolitik iſt es deshalb zu danken, daß er die Verhandlungen 


über dieſes Thema in eine Zeit verlegt hat, in der das, was der 
Engländer „sense of proportion“ nennt, im deutſchen Volke wieder 
erwacht und die Produktion ſchillernder Seifenblaſen ihren Reiz und 
ihre Anziehungskraft immer mehr einbüßt. 

In dem erwähnten Unterſchied kommen viel tiefer liegende und 
dauerhaftere Verſchiedenheiten zum Ausdruck. Eine internationale 
Übereinſtimmung iſt zwar inſofern vorhanden, als ſich heute nirgends 
ein geſchloſſenes Syſtem der großen und allgemeinen Anerkennung 
erfreut, die ein halbes Jahrhundert die Lehre von Smith und 
Ricardo, zumal in England, genoſſen hat. Überall iſt die Zeit der 
gläubigen Orthodoxie, abgeſehen von einigen Teilen des Sozialis⸗ 
mus, heute überwunden. Überall ſtehen die Probleme ud nicht 


= ihre Löſungen im Vordergrund. 


Und doch liegen die Verhältniſſe in Deutſchland und faſt dem 
ganzen Ausland ſehr verſchieden. Bei allen Meinungsverſchieden⸗ 


heiten hat man ſich im Ausland, zumal dem Engliſch ſprechenden, 


den Reſpekt vor der Vergangenheit bewahrt. Man ſucht die „Über: 
einſtimmung mit den Überlieferungen“ zu wahren. Sehr charakte⸗ 
riſtiſch betont Marſhall im Vorwort ſeines bekannten Lehrbuchs, 


daß es ſich um „eine moderne Darſtellung alter Lehren“ handele; 


er will ſie zwar „mit Hilfe neuerer Arbeit und unter Bezugnahme 
auf die neuen Probleme unſerer eigenen Zeit“ darſtellen, aber legt 
immer wieder Wert darauf, daß „kein wirklicher Bruch der Stetig⸗ 

keit in der Entwicklung unſerer Wiſſenſchaft“ eingetreten iſt. Das 
kann man als Grundſtimmung faſt der ganzen ausländiſchen Biffen- 
ſchaft vom Wirtſchaftsleben bezeichnen. 
Die Grundſtimmung in Deutſchland iſt anders. Solche feſte 
Verbindung mit der Vergangenheit fehlt bei uns. »Wie ſie in der 
Rechtswiſſenſchaft durch die Rezeption des ſeinerzeit vollkommenſten | 


Rechts des hochentwickelten römiſchen Staates zerriſſen worden iſt, 
ſoo bat fie in der Wirtſchaftswiſſenſchaft ſich nicht herausbilden 


— 


— 
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können wegen der Aufnahme der logiſch am höchſten durchgebildeten 
Wirtſchaftslehre, die ſich auf dem Boden des höher entwickelten 
Wirtſchaftslebens Weſteuropas, als Frucht franzöſiſchen und eng⸗ 
liſchen Geiſtes und Erzeugnis der dort herrſchenden naturrechtlich⸗ 
individualiſtiſchen Weltanſchauung entwickelt hat. Und die Reaktion, 
die ſich natürlicherweiſe dagegen herausbildete und einerſeits die 
Klarlegung der heimiſchen Wirtſchaftsverhältniſſe erſtrebte und ander⸗ 
ſeits an die deutſchen Gemeinſchaftsideen von Staat und Genoſſen⸗ 
ſchaft anknüpfte, hat die dringend gebotene Verſchmelzung der 
fremden und heimiſchen Beſtandteile zu einer einheitlichen Lehre 
dadurch erſchwert und verzögert, daß ſie den begreiflichen Wider⸗ 
ſpruch gegen die fremde Lehre zu einer unberechtigten Abwendung 
von aller Theorie im weitgehenden Maße werden ließ. So fehlte 


es in der deutſchen Wiſſenſchaft vom Wirtſchaftsleben an einer Halt 


gewährenden und Ziele ſetzenden Kontinuität in der Entwicklung, 
Hünd das rächt ſich heute, zumal in einer Zeit allgemeiner geiſtiger 
Wirrnis. Nirgends fehlt es ſo ſehr an einer geſunden Tradition; 
nirgends iſt das Bewußtſein ſo wenig entwickelt, daß ſich in der 
Internationalen Arbeit von 1½ Jahrhunderten ein ſtarker Stamm 
von Erkenntniſſen herausgebildet hat, der nicht durch einen Einzelnen 
von heute auf morgen von Grund aus umgeſtaltet, ſondern nur 
durch vorſichtiges Aufpfropfen neuer Reiſer langſam fortentwickelt 
und veredelt werden kann. Das mangelnde Schwergewicht eines 
natürlichen Reſpekts vor der Vergangenheit hat für die deutſche 
Volkswirtſchaftslehre eine gewiſſe haltloſe Neuerungsſucht immer 
mehr zum Kennzeichen werden laſſen, was unzweifelhaft für das 
Anſehen unſerer Wiſſenſchaft im Inland und Ausland nicht vorteil⸗ 
haft geweſen iſt. So gewiß eine Wiſſenſchaft ſich mit dem Er⸗ 
rungenen niemals zufrieden geben darf, jo gewiß iſt es ebenſo 


ſchlimm, wie geiſtige Erſtarrung, wenn es nicht gelingt, zu einem 
gefeſteten Beſitz zu gelangen. Das Neue an ſich hat nur flüchtigen 


Tageswert; erſt wenn es ſich im Kampf mit den überlieferten Gedanken 
bewährt, wird es zu einem wertvollen Beſitz von Dauer. Fichte hat 
mit Recht geſagt: „Verſchmähung des in der Niederlage der ge⸗ 
lehrten Bildung ſchon Vorhandenen zeugt ſicher von Mangel an 


wahrem Talent.“ Eine ganz ähnliche Auffaſſung tönt uns ſeit 


Jahren vorwukfsvoll aus weiten Kreiſen unſeres Volkes entgegen, 
die mit Merton und Heber „die Kenntnis der allgemein anerkannten 


Ergebniſſe wirtſchaftswiſſenſchaftlicher Forſchungen von größerem 


Belang als die Bekanntſchaft mit den ſpeziellen Theorien und An⸗ 


| 
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| ſichten einzelner Profeſſoren“ Haken, Auch nach n meiner Anſicht ae | 
das Streben darauf gerichtet fein, die Erörterung wiſſenſchaftlicher 
Streitfragen möglichſt aus den Vorleſungen in die Seminarübungen 
zu verweiſen. Streitfragen als Normalkoſt wirken verheerend auf 
den Anfänger. Ihren Bildungswert entfalten ſie nur dem, der die 
Ergebniſſe der Arbeit der Vergangenheit in ſich aufgenommen hat. 
Nur vom ſicheren Boden aus kann man ins Unſichere erfolgreich 
vordringen. 8 
Mit dieſer Grundbeſonderheit der deutſchen Volkswirtſchafts⸗ 
lehre ſtehen zwei weitere im engſten Zuſammenhang. Erſtens iſt 
aus der Rezeption der fremden Wirtſchaftslehre die Deutſchland 
eigentümliche Trennung in „theoretiſche“ und „praktiſche“ Volks⸗ | 


wirtſchaftslehre erwachſen. Sie hat den Unterricht erleichtert und 
bereichert, indem ſie es ermöglichte, alle neu auftauchenden Fragen 
des praktiſchen Wirtſchaftslebens alsbald in ihn einzugliedern; aber 


fie hat ebenfo. unzweifelhaft der Geſamtentwicklung unſerer Wiſſen⸗ z 
ſchaft dadurch geſchadet, daß fie den geſchichtlichen Dualismus in . 
eeinen grundſätzlichen verwandelte. Sie hat in unſerer Wiſſenſchaft 
eine bedenkliche Scheidewand aufgerichtet. Zumal in den breiten 
Intereſſentenkreiſen, die mit der Wiſſenſchaft nur loſe in Verbindung 8 
ſtehen, iſt der Anſchein erweckt und die Meinung verbreitet worden, 
als komme die Theorie nur für einen Teil unſerer Wiſſenſchaft, 


nur für gewiſſe, dem Leben fremde Grundfragen in Betracht, ſpiele 3 
aber keine Rolle für den weiten Bereich der Wirtſchaftsprobleme, 


welche die Gegenwart bewegen. Dieſer Anſicht, als führe die Theorie 


ein ſtilles Sonntagsdaſein, das wenig oder nichts mit der drängenden 


Arbeit des Tages zu tun habe, begegnet man im Ausland ſehr 
ſelten, während ſie bei uns als die vorherrſchende bezeichnet 
werden muß. Mit dem Reſpekt vor der Vergangenheit verbindet 
ſich dort in viel weiteren Kreiſen, als bei uns in Deutſchland, auch 
ein Reſpekt vor der Theorie. Man betrachtet die Theorie niht 
kurzſichtig als Selbſtzweck, ſondern als wertvolles Mittel, den immer 
neuen Problemen der verwickelten Wirklichkeit zu Leibe zu gehen. 
Man bekämpft wohl einzelne Theorien, aber iſt über den primitiven 
Ziuſtand im allgemeinen hinaus, die Theorie als ſolche zu bekämpfen. 


Dieſe weitere Beſonderheit findet noch eine Verſtärkung durch 


die andere Stellung, welche die Wirtſchaftsgeſchichte einnimmt. Im 
Ausland iſt die arbeitsteilige Grenze zwiſchen Geſchichte und Volks⸗ 
wirtſchaftslehre faſt nirgends verwiſcht worden. In Cambridge 
Zum Beiſpiel wirkten Marſhall und Cunningham lange nebeneinander, 


— 


= aber jener hat ſich nie für einen Geſchichtsforſcher und dieſer nie 
flüür einen Volkswirtſchaftler gehalten. Beide find ſich bewußt ge⸗ 


blieben, daß die Methoden der Geſchichtswiſſenſchaft und der Volks⸗ 


wirtſchaftslehre grundverſchieden ſind. Der Geſchichtsforſcher hat 
die Tatſachen der Vergangenheit möglichſt zuverläſſig zu ermitteln 


und, ſoweit es ſich um das Wirtſchaftsleben handelt, iſt das ohne 


bvuolkswirtſchaftliche Bildung nicht möglich; der Volkswirtſchaftler hat 
die Ergebniſſe der geſchichtlichen Forſchung für ſeine beſonderen 
u Zwecke zu verwerten, was natürlich auch ohne eine gewiſſe geſchicht⸗ 
liche Bildung befriedigend nicht geſchehen kann. In Deutſchland 
dagegen hat das berechtigte Beſtreben, die fremde Wirtſchaftslehre 
zu naturaliſieren, das Studium der eigenen Wirtſchaftsentwicklung 
ſeo ſehr in den Vordergrund gerückt, daß die Wirtſchaftsgeſchichte 
ziunächſt mit der „praktiſchen“ Volkswirtſchaftslehre und dann mit 
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der Volkswirtſcha ftslehre überhaupt in immer weitergehendem Maße 
| identifiziert wurde und die „hiſtoriſche Methode“ ſchließlich den An⸗ 


5 ſpruch erhob, auch die Methode der Volkswirtſchaftslehre zu ſein. 


Dieſe Entwicklung hat zwar der deutſchen Wiſſenſchaft vom Wirt⸗ 


| 5 ſchaftsleben eine Stofifülle zur Verfügung geſtellt, wie fie die keines 
u anderen Landes aufzuweiſen hat. Aber dieſe Stofffülle allein iſt 


noch nicht Wiſſenſchaft vom Wirtſchaftsleben. Sie muß erſt unter 


beſonderen Geſichtspunkten zergliedert und von den Zufälligkeiten 


des geſchichtlichen Geſchehens befreit werden. Dieſe Aufgabe des 


| . des angehäuften Stoffes iſt noch nicht gelöſt worden. 


Im Eifer des Tatſachenforſchens iſt ſogar die Kraft, den gewaltigen 


| Stoff ſo zu vergeiftigen, daß er einen vollwertigen Beſtandteil der 


herausbilden, der, jo intereſſant er war, auf die Dauer ebenſowenig 


a Theoretiker wie Wirtſchaftshiſtoriker zu befriedigen vermochte. So 
ſteht die deutſche Wirtſchaftswiſſenſchaft heute vor der Rieſenaufgabe, 


welche die „hgiſtoriſche Schule“ ungelöſt hinterlaſſen hat. Sie iſt 


Zu 
7 


Volkswirtſchaftslehre bildet, unzureichend entwickelt worden. Ja, 
die Außerachtlaſſung der wiſſenſchaftlichen Arbeitsteilung iſt für beide | 
| betroffenen Wiſſenſchaften nicht günſtig geweſen. Die Theorie der 
Wirtſchaftswiſſenſchaft iſt vielfach nicht genügend gepflegt worden, 
und die eigentliche Wirtſchaftsgeſchichte als Sonderfach iſt faſt ver⸗ 
ſchwunden. Zeitweiſe ſah es faſt ſo aus, als wollte ſich ein Zwitter | 


miitten in der Arbeit, die alte Theorie, die Gefahr lief, in über⸗ 
triebener Abneigung gegen die „hiſtoriſche Schule“ in blutleere 

5 Schemen ſich zu verflüchtigen, mit den Ergebniſſen der „hiſtoriſchen | 
u ie vor deren eee dieſe un * ein gelindes 
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a Grauen zu empfinden, zu einem lebensvollen Ganzen zuſammen⸗ 


zuſchweißen und damit die verloren gegangene fruchtbare Verbindung 
mit der großen Vergangenheit unſerer Wiſſenſchaft wiederherzuſtellen. 


Das iſt es, was die wiſſenſchäftliche Tätigkeit in unſerem Fach 
heute ſo reizvoll geſtaltet, zu immer neuer Arbeit antreibt, aller⸗ 


dings vorzeitige Eintagslöſungen auch immer neu hervorbringt. 
Das iſt es aber zugleich auch, in dem faſt alle Schwierigkeiten des 


Unterrichts in unſerem Fach wurzeln. Was für den fertigen Volks⸗ 


wirt ein unſchätzbarer Vorteil iſt, iſt für den Anfänger eine große 


Erſchwerung. Darin liegt vielleicht der letzte Grund, weswegen die 


Reformbeſtrebungen im ſtaatswiſſenſchaftlichen Unterricht eine ſo 


unvergleichlich viel größere Rolle bei uns in Deutſchland als im 
Ausland ſpielen. Nur wer das erkannt hat, kann zu richtigen 
Löſungen gelangen. 


Aus dem Geſagten ergibt ſich als erſte und wichtigſte Folgerung, 


| daß der Unterricht gerade heute beſonders beſtrebt ſein muß, die 


Einheit des äußerlich zerriſſenen Faches zum Ausdruck zu bringen. 
Ich geſtehe offen, daß ich erſt als Univerſitätsprofeſſor die überlegene 
Bedeutung richtig erkannt habe, die unter dieſem Geſichtspunkt den | 


großen Vorleſungen zukommt. Ihre Auflöſung in Einzelvorleſungen, 


die ich einſt bei der Begründung der Kölner Handelshochſchule be⸗ 
fürwortete und die ſich damals aus taktiſchen Gründen auch nicht 
vermeiden ließ, halte ich heute für die Univerſitäten nicht für richtig. 


Ich möchte glauben, daß wegen der geſchilderten Eigenart der deut⸗ 
ſchen Entwicklung heute vielleicht in keinem anderen Fach Vorleſungen, 
und zwar große zuſammenfaſſende Vorleſungen, ſo wichtig und un⸗ 
entbehrlich ſind wie in dem unſerigen. Sie können zunächſt nicht 


erſetzt werden durch ein Lehrbuch, ein „Textbuch“ nach amerikaniſchem 
Vorbild. Das meine ich keineswegs allgemein für den ganzen Be⸗ 
reich des Univerſitätsunterrichts. Im Gegenteil, zum Beiſpiel in 
allen Rechtsfächern, in denen eine neuere Kodifikation ſtattgefunden 
hat, ſcheint mir von der Erfindung Gutenbergs noch nicht immer 


ein zureichender Gebrauch gemacht zu werden. Aber in der Volks⸗ 
wirtſchaftslehre, zum mindeſten in Deutſchland, iſt das aus den 
angedeuteten Gründen anders. Hier gibt es heute kein Lehrbuch, 


das dem Stande unſerer Wiſſenſchaft und dem Bedürfnis des 


Unterrichts entſpricht, und es kann das auch nicht geben. Aber 
ſelbſt wenn es geſchaffen wird, könnte es doch eine Vorleſung, die 
ihrer Aufgabe gerecht wird, nicht erſetzen. Denn nur dieſe zeigt | 


in einem Be Beiſpiel, wie die widerſtreitenden Anſichten, 
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die Anfänger verwirren und entmutigen, zu einem überzeugungs⸗ 


vollen Ganzen vereinigt werden. Ein ſolches Vorbild perſönlicher 


Syntheſe iſt durch nichts zu erſetzen. Unendlich wirkſamer als tote 
Wegweiſer iſt ein lebendiger Führer, der das Ziel, das im Studium 
erſtrebt werden ſoll, in ſeiner eigenen Perſon verwirklicht. In den 
5 zuſammenfaſſenden Vorleſungen wurzelt daher auch zum großen 


Teil die perſönliche Schülerſchaft, die als Beſonderheit der deutſchen 
Univerſitäten ſchon oft gelobt worden iſt. In anderen Ländern iſt 


die Anhänglichkeit an die einzelne Univerſität größer. Man fühlt 
ſich ſtolz in Amerika als „Harvard⸗, Pale⸗ oder Columbia⸗Mann“. 


Das tritt bei uns viel mehr zurück. In Deutſchland fühlt man 
ſich in viel umfaſſenderem Maße als Schüler eines Mannes. Das 


bedeutet keineswegs ein Abrichten in verba magistri, das erfahrungs⸗ 
gemäß häufiger und ſtärker bei einer ausgeſprochenen Anſtalts⸗ 


erziehung vorkommt. Es kann faſt als ein typiſches Lebensſchickſal, 


das nicht betrüben, ſondern erfreuen ſollte, in Deutſchland be⸗ 
zeichnet werden, daß der Schüler andere, oft entgegengeſetzte Wege 
wandelt. 


Wenn ich demnach für die Beibehaltung der 1 9 Vorleſungen, 
insbeſondere der „allgemeinen“ und der „ſpeziellen“ Volkswirtſchafts⸗ 


lehre, wie ſie zweckmäßig wohl genannt werden, eintrete, ſo bin ich 
damit natürlich nicht auch für die Beibehaltung ihres bisher üblichen 
Umfangs. Er muß ſich vielmehr nach der ſachlichen Aufgabe richten 
unnd von den herkömmlichen 8 Wochenſtunden auf 12—14 vergrößert 
werden, wobei es nebenſächlich iſt, wie der Zuwachs ſich auf die 


„allgemeine“ oder „ſpezielle“ Volkswirtſchaftslehre verteilt. Sie 
müſſen ſich aber zu einer Einheit zuſammenſchließen und das ſpricht 


unzweifelhaft dafür, ſie zunächſt bei einem Dozenten zu hören, zu⸗ 


mal da jeder Student, der es mit dem Studium der Volkswirt⸗ 


ſchaftslehre ernſt nimmt, den Wunſch haben wird, die „allgemeine“ 


Volkswirtſchaftslehre zweimal, einmal zu Beginn und ſodann noch 


ceinmal gegen Schluß des Studiums zu hören. Auch wenn die 
lberſchriften ſich decken, vermögen Teilvorleſungen, zumal bei ver⸗ 
ſchiedenen Dozenten, a das Gleiche zu bieten. 


nz III a 
Anders ſteht es mit Sondervorleſungen, welche die großen Vor⸗ 


leſungen ergänzen ſollen. In dieſer Frage kann ſachgemäß nur 
Stellung genommen werden, wenn man ſich über das Ziel klar iſt, 
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das uberhaupt mit dem Unterricht verfolgt werden ſoll. Da in dieſer 
Hinſicht neuerdings eine Fülle von Unklarheiten verbreitet worden 


iſt, laſſen ſich einige allgemeine Bemerkungen, obwohl ſie eigentlich 


den Charakter von Gemeinplätzen tragen, nicht ganz vermeiden. 


Allgemeine Übereinſtimmung dürfte wohl noch vorhanden ſein, 
wenn man ſagt, daß die Hochſchulen als höchſte Bildungsanſtalten 
auch auf die höchſten Aufgaben in den verſchiedenen Berufszweigen 
vorzubereiten haben. Aber ſchon darüber, was dieſer Satz bedeutet, 
herrſcht große Unklarheit. Mit ihm iſt natürlich nicht geſagt, daß 
eine Hochſchule einen ſofort vollſtreckbaren Anſpruch auf die höchſten 


Stellen gewährt. Sie ſoll vielmehr ausſchließlich in den Stand 
ſetzen, ſich zu dieſen höchſten Stellen leichter und beſſer als andere 


emporarbeiten zu können. Die Hochſchulbildung darf alſo nicht, wie 
immer wieder von ihr verlangt wird, in erſter Linie auf die beruf⸗ 
liche Arbeit, die unmittelbar nach Abſchluß des Studiums zu leiſten 
iſt, zugeſchnitten werden. Dafür gibt es einfachere und wirkſamere 


Ausbildungsmöglichkeiten. Jede Hochſchulbildung iſt auf das ganze 
Leben berechnet. Sie kann alſo nicht vorzugsweiſe in Kenntniſſen | 
beſtehen. Denn für die wechfelnden und unabſehbaren Anſprüche 


eines ganzen Lebens einen ausreichenden Vorrat von Kenntniſſen 
anzuhäufen, iſt ein unmögliches und ſinnloſes Unterfangen, zumal 


wenn die Kenntniſſe, wie in unſerem Fach, ſtetem Veralten unter⸗ 
worfen ſind. Das Ziel muß alſo ein anderes ſein. Fähigkeiten 
müſſen entwickelt, eine nachhaltige Schulung des Geiſtes und der 
Arbeitskraft erzielt werden. Gelingt das, dann kann man die nötigen 


Einzelkenntniſſe ſich aus eigener Kraft jederzeit ſelbſt beſchaffen; 
dann kann man — was noch wichtiger iſt — Tatſachen und Ge⸗ 
danken auch kritiſch und ſyſtematiſch verarbeiten und zu klarer Dar⸗ 


0 ſtellung bringen; dann kann man vor allem den Lehrgehalt und 


Bildungswert des Lebens ganz anders ausſchöpfen und den Schatz | 


eigener Erfahrungen, der erſt die Hochſchulbildung zu vollem 


Ertrag gelangen läßt, bereichern. | 
Natürlich werden durch eine ſolche, nicht auf die kleinen nächſten | 


Diele, ſondern auf das ganze große Lebensziel zugeſchnittene Aus⸗ 


bildung nicht alle praktiſchen Schwierigkeiten fortgeräumt. Wie ſie 
ſich nach Abſchluß einer jeden Hochſchulbildung geltend machen, ſo 
wiederholen ſie ſich mehr oder minder bei jeder großen Wendung 


im Leben; aber die Kraft iſt dann herangebildet, ihrer Der zu 
werden, und fie ſteigert ſich mit jeder Übung. 


Solche audhatige Bildung wird nur ER wiſſenſchaftliche 8 


| 
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Schulung erreicht. Fichte und Schleiermacher haben uns nachdrück⸗ 
licher als andere gelehrt, daß ſie „ſich nicht durch bloßes Lernen 
gewinnen läßt, ſondern von jedem neu erzeugt werden muß“. Nur 


der Ungebildete meint, wiſſenſchaftliches Erkennen beſtehe in einer 


Summe feſter Ergebniſſe, die ſich in Tabellen und Diagrammen und 
Kartotheken feſthalten laſſen. Wer mit der Wiſſenſchaft vertraut 
iſt, weiß, daß es ſich — von Mathematik abgeſehen — um ein 


= „unabläſſiges Ringen. mit Problemen“ handelt. Nur in ſolchem 


Ringen, das die Erkenntnis ſtets neu ſchafft, läßt ſich, als Voraus⸗ 
ſetzung für alles andere, Klarheit, und zwar zunächſt ſich ſelbſt 
gegenüber gewinnen, jenes Gefühl für die eigenen Grenzen, das 
Sachverſtändnis von Dilettantismus ſcheidet und immer und überall 
den Prüfſtein und das Merkmal wahrer Bildung geweſen iſt. In 
der langen Kriegszeit iſt dieſes Gefühl uns verloren gegangen. Das 
Umhertummeln außerhalb der eigenen Grenzen iſt zu einer Lieblings⸗ 
beſchäftigung und trauten Gewohnheit in unſerem Volke geworden. 
Solange iſt ernſtliche Geſundung nicht möglich. Erſt muß der richtige 
Maßſtab wieder gewonnen ſein, erſt dann laſſen die Leiſtungen ſich 
nicht nur den Abſichten und den Worten und dem Scheine nach, 
ſondern in Wirklichkeit heben. Nur auf der Grundlage der Selbſt⸗ 
erkenntnis, die es ermöglicht, das ſelbſtgeſteckte Ziel der eigenen Kraft 
richtig anzupaſſen, entwickelt ſich Klarheit des Blicks für die Außen⸗ 
welt, die Kraft, der Übermacht des Irrtums und der Verblendung 
erfolgreich zu trotzen, ſchließlich jene inſtinktartige Sicherheit des 
Gefühls, zu der ſich wahres Sachverſtändnis, das feiner Grenzen 
ſich bewußt bleibt, erheben kann. 
| Dieſes allgemeine Ziel aller Hochſchulbildung heißt für die 

Volkswirtſchaftslehre: Erziehung zu volkswirtſchaftlichem Denken. 
Es kommt für uns darauf an, das Wirtſchaftsleben zu begreifen. 
Das iſt nur möglich, wenn man erkannt hat, wie ſchwierig volks⸗ 
wirtſchaftliche Probleme ſind. Erſt auf der Grundlage dieſer mehr 
ſtimmungsartigen Erkenntnis, die ſich zu erringen immer nur einer 
Minderheit gegeben iſt, kann ein wirkliches Verſtändnis für die 
weſentlichen Zuſammenhänge im Wirtſchaftsleben und damit ein 
ſicheres Gefühl für das, was im Wirtſchaftsleben möglich iſt, ge⸗ 
wonnen werden. Auch jede Art von Wirtſchaftspolitik iſt Kunſt des 
Möglichen. Nur wenn man weiß, einerſeits was Struktur und 
Funktion des Wirtſchaftslebens dem Menſchen überhaupt geſtatten, 
und anderſeits wozu die vorhandene Kraft ausreicht, kann man ein 
gefeſtetes Urteil darüber gewinnen, wie Nachteile beſeitigt oder ge⸗ 
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mildert, Vorteile verſtärkt oder neu geſchaffen werden können. Ohne 
ſolche volkswirtſchaftliche Bildung, die grundverſchieden von privat⸗ 
wirtſchaftlicher Erfahrung iſt, wird man aus dem zeit⸗ und kraft⸗ 
vergeudenden Wechſelſpiel von Illuſionen und Enttäuſchungen nie 


herauskommen. Das Wirtſchaftsleben iſt nicht — wie Parlamentarier, 


Literaten und Techniker ſo gern annehmen — ein knetbarer Stoff, 


den man nach Willkür und ohne Rückſicht auf die menſchliche Un⸗ 


zulänglichkeit zu formen vermöchte. Jeder Geſetzgeber wird ſeiner 
Sprödigkeit bald gewahr, ſei es, daß ſeine Maßnahmen die geiſtigen 
und moraliſchen Kräfte der Beamtenſchaft überſteigen, ſei es, daß 
ſie an unüberwindlichen Widerſtänden im Publikum ſcheitern, ſei es, 
daß ſie unerwartete Nebenwirkungen haben, die den erſtrebten Nutzen 
aufwiegen. | wur | 
Neben dieſer nur mit Mühe und Fleiß zu erringenden gründ⸗ 
lichen Schulung treten die Kenntniſſe vom Wirtſchaftsleben in die 
zweite Reihe zurück. Gewiß iſt ein beſtimmtes Maß konkreter Kennt⸗ 
niſſe erforderlich. Es iſt für jeden Volkswirt wünſchenswert, einen 


Einblick in die wirtſchaftliche Entwicklung und einen Überblick über 


die weſentlichſten Tatſachen des gegenwärtigen Wirtſchaftslebens zu 
gewinnen; auch iſt es förderlich für ihn, mit einem Zweige des 
Wirtſchaftslebens ſich gründlich vertraut zu machen und in einer 
Einzelfrage bis zu den letzten Quellen vorzudringen. Das erfordert 
ſchon die allgemeine Schulung. Je gründlicher ſie iſt, um ſo leichter 
kann man ſich in Tatbeſtände und Fragen, die bisher fern lagen, 
einarbeiten. Das Wirtſchaftsleben nach allen Seiten zu beherrſchen, 
iſt heute niemandem gegeben. Lücken im Wiſſen ſind unabwend⸗ 


bar. Auch ſich vorzeitig ſpezialiſieren, iſt nur in Ausnahmefällen 


praktiſch möglich und pädagogiſch nie ratſam. Wer ſeine Studien⸗ 
zeit möglichſt ausnutzen und die Welt ſich offen halten will, der 
muß ſich die Fähigkeit erringen, ſich in allen Teilen des Wirtſchafts⸗ 
lebens raſch zurecht zu finden. Das iſt und bleibt das Hauptziel. 

Der Ausbau des Vorleſungsweſens darf daher nicht ſo vor⸗ 
genommen werden, daß er Studenten und Dozenten von dieſem 


Hauptziel ablenkt. Es kann daher auch nur als eine bedauerliche 


Schwäche gegenüber pädagogiſch unzureichend vorgebildeten Laien⸗ 
kreiſen bezeichnet werden, wenn heute, im ſchroffen Gegenſatz zu der 
ſo laut geforderten und geprieſenen Syntheſe, immer häufiger an 


mancherlei Orten danach getrachtet wird, Wiſſensbeſtandteile, die 


einen praktiſchen Anhauch haben, von dem theoretiſchen Untergrund, 
aus dem ſie ihre geiſtige Kraft und lebendige Einheit gewinnen, 


. 
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loszulöſen. Damit wird zum Schaden der Studierenden jene un 


fruchtbare Schnelldreſſur gefördert, die unſere an immer 
mehr in Mißkredit bringt. 
Aber auch ſonſt iſt bei der Einrichtung von eimzelvorleſungen 
mit kluger Mäßigung vorzugehen. Die Univerſität iſt nicht dazu 
da und nicht dazu fähig, jedes Bedürfnis, das in der Praxis ſich 
zeigt, zu befriedigen und jeden neuen Wunſch beamteter oder anderer 
Intereſſenten — man weiß, wie er oft zuſtande kommt — zu er⸗ 
füllen. Es iſt ein ebenſo bedenklicher wie verbreiteter Irrtum, an⸗ 
zunehmen, daß jede neue Vorleſung eine Bereicherung iſt. Voll⸗ 
ſtändigkeit des Unterrichts kann wohl das Ziel für das geſamte 
Hochſchulweſen, aber nicht mehr für eine einzelne Univerſität ſein. 
Vieles paßt für die verſchiedenen Fachhochſchulen, die in erſter 
Linie Erwerbsintereſſen dienen, was in den Rahmen der Univerſität 
ſich nicht ſachgemäß einfügen läßt. Werden die arbeitsteiligen Grenzen 
zwiſchen der Univerſität und den Fachhochſchulen nicht ſorgſam ge⸗ 
wahrt, ſo muß ein unſinniges und verſchwenderiſches Geſamtergebnis 
erzielt werden. Nur wenn das geſchieht, kann auch in ſinnvoller 
Weiſe eine Verbindung der verſchiedenen Hochſchulen zu einer Ge⸗ 


ſamtorganiſation, einer neuer Universitas, angebahnt werden, was 


im Intereſſe der Studierenden und der Forſchenden zu wünſchen wäre. 
Die bisherige Iſolierung bringt, je länger ſie e um ſo mehr 
Nachteile. 

Auch für die ergängenden Einzelvorleſungen iſt alſo entſcheidend, 
inwieweit ſie dem Ziele der geiſtigen Durchbildung zu dienen ver⸗ 


mögen. Das iſt immer nur in beſchränktem Maße der Fall bei 


Vorleſungen, die eine Anhäufung praktiſcher Erfahrungen darſtellen, 


da für ſie der Student regelmäßig nicht reif ſein kann. Solche 


Vorleſungen gehören in die Fortbildungskurſe, die nach dem ſo ver⸗ 
ſchiedenartigen und wechſelnden Bedarf ſorgſam ausgebaut werden 
müſſen. An der Univerſität ſind die Sondervorlefungen unzweifel⸗ 
haft an erſter Stelle am Platze, die unmittelbar aus wiſſenſchaft⸗ 
lichen Studien hervorwachſen, ſei es, daß es ſich um Einarbeitungs⸗ 
vorleſungen des akademiſchen Nachwuchſes handelt, ſei es, daß 
Früchte aus der Lebensarbeit älterer Dozenten dargeboten werden. 
Dieſe natürliche Ergänzung ſollte durch vorſichtig erteilte Lehr⸗ 
aufträge planvoll gefördert und geleitet werden. Statt deſſen er⸗ 


\ fährt fie durch die neue, auch unter finanziellen Geſichtspunkten 


kurzſichtige Regelung der Kollegiengelder eine ſchwere Beeinträchtigung. 


Für den Fortfall der Sondervorleſungen älterer Dozenten, der 


\ 
t 
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vom pädagogiſchen Standpunkte aus, ſondern auch für das inter⸗ 
nationale Anſehen unſerer Wiſſenſchaft. Daran kann man leider 


N 


ſich unweigerlich einſtellen wird, iſt aber nicht ſo leicht, wie man 
heute oft meint, Erſatz zu ſchaffen, am wenigſten dadurch, daß man 
Männer, die ſich vielleicht auf anderen Gebieten eine Fülle von 
Verdienſten erworben haben, aber der Wiſſenſchaft und ihren Auf⸗ 


gaben fremd gegenüberſtehen, dem Dozentenkörper einfügt, wie der 
Zufall der Beſchäftigungsloſigkeit es bietet. Gewiß können auch aus 
Außenſeitern ſehr wertvolle und willkommene Lehrkräfte dauernder 
Art hervorwachſen. Aber heute entſteht hier eine Gefahr nicht nur 


nicht zweifeln, wenn man hört, wie man heute bereits im neutralen 


Ausland darüber ſpottet, daß ſich unſere Univerſitäten, insbeſondere 


die Berliner Univerſität, „panoptikumartig“ auszugeſtalten beginnen. 


Ob die Beleihung zeitweiſe inaktiver parlamentariſcher Staatsmänner 
mit einer Dozentur der einen oder anderen Art ſtets in das Gebiet 
produktiver Erwerbsloſenbeſchäftigung gehört, iſt noch nicht bewieſen. 


Unter ſolchem Ausbau haben nicht die Dozenten, wohl aber die 
armen Studenten zu leiden. Wie ſollen ſie durch den Wirrwar der 
man und wirtſchaftlichen Strettigkeiten ä 


\ 


Mm zu 


* 


* Wichtiger als der Ausbau der Vorleſungen, bei dem heute 
deine Gefahr der Qualitätsverſchlechterung ſich nicht leugnen läßt, iſt 
deer Ausbau der Übungen. Nur durch Übungen kann das gekenn⸗ 
zeichnete Hauptziel erreicht werden, freilich auch durch fie nur, wenn 
die nötige Grundlage vorhanden iſt, die ſich unzweifelhaft am leich⸗ 


teſten durch einen nicht nur gelegentlichen Beſuch von Vorleſungen 


und Lektüre gelernt iſt, vertiefen und befeſtigen. Das kann im An⸗ 


ſchluß an die Vorleſungen oder in ſelbſtändigen Übungen geſchehen. 


Ich halte im allgemeinen regelrechte Proſeminare mit ſchriftlichen 


Ausarbeitungen und anſchließenden Beſprechungen für das Wirkſamere. 


Sie dürfen nicht. zu bloßen Repetitorien herabgedrückt werden und 
müſſen ihren Seminarcharakter aus mancherlei Gründen auch da⸗ 


durch wahren, daß ihre Abhaltung nur Leuten anvertraut wird, 


welche die venia legendi ſich erworben haben. Das Seminar ſtellt 


pädagogiſch noch höhere Anforderungen als die Vorleſung. Wer 


vom Abhalten von Vorleſungen ausgeſchloſſen iſt, darf nicht mit 


| 


gewinnen läßt. Bis dieſe Grundlage vorhanden iſt, verfolgen die 
Abungen nur Hilfszwecke. Sie ſollen das, was durch Vorleſungen 


14 Ä Ä Hermann Schumacher | Dr 1962 


Seeminarübungen betraut werden. Aſſiſtenten find heute ſehr wich⸗ 


tig, ja unentbehrlich, aber ſie dürfen nicht zu Konkurrenten von 
Privatdozenten werden. Sonſt iſt das ganze Inſtitut des Privat⸗ 


dozententums und damit die in der ganzen Welt geprieſene und jo 
vielfach nachgeahmte Grundlage unſeres Univerſitätsweſens gefährdet. 


Die Aſſiſtenten haben andere Funktionen und müſſen daher auch auf 
arbeitsteiliger Grundlage in bewußter Beſchränkung zu einem anderen 


Typus neben den Privatdozenten herangebildet merden. Sie ſollen 


einmal als perſönliche Aſſiſtenten des Profeſſors mit allen Einzel⸗ 
heiten des Lehrens ſich genauer vertraut machen und anderſeits 
vor allem den Studierenden bei ihren Arbeiten als Berater zur 


Seite ſtehen und, wenn unter ihrer Mitwirkung und Leitung Arbeits⸗ 


zirkel der Studierenden zuſtande kommen, ſo iſt das im beiderſeitigen 


Intereſſe ſehr zu begrüßen. Nichts kann den Übergang von der 


Gebundenheit der Schule zur Freiheit der Univerſität mehr erleich⸗ 
tern. Natürlich muß auch der Profeſſor den Studierenden leicht er⸗ 


reichbar bleiben. Die Sprechſtunde iſt bei der Eigenart unſeres Faches 
ein weſentlicher Teil des Unterrichtes. 


Dem Proſeminar ſchließt ſich — etwa vom vierten Semeſter 


an — das eigentliche Seminar an. Es muß die Krönung des aka⸗ 
demiſchen Unterrichts darſtellen. Nur in ihm kann ſelbſtändiges 
volkswirtſchaftliches Denken regelmäßig gelernt werden. Da es auf 


ein Können, nicht ein Wiſſen in erſter Linie ankommt, iſt der Stoff, 


an dem die Übungen vorgenommen werden, zwar nicht ohne Ber 


deutung, aber doch Nebenſache. Doch ſcheint mir ein Beſuch von 
mehreren Semeſtern nötig zu ſein, um wirklich einen Erfolg zu er⸗ 


zielen. Das iſt auch noch aus einem beſonderen Grunde der Fall. 
Das Seminar trägt nämlich einen Doppelcharakter. Es vermittelt 


eine wiſſenſchaftliche Erziehung nicht nur durch den Dozenten, ſondern 


auch durch die Mitglieder. Der Dozent muß durch Anleitung und 


Vorbild den Weg weiſen. Er iſt der anregende und warnende Be⸗ 
rater. Er übt an den Leiſtungen Kritik, ſoweit es methodiſch lehr⸗ 


reich iſt im Seminar, ſoweit es nur individuelles Intereſſe hat in 


der Sprechſtunde. Das Wandeln des gewieſenen Weges lernt der 


Studierende aber am meiſten durch die Mitſtrebenden. Durch ſie 
gewinnt er erſt den ſonſt ſo viel vermißten Maßſtab, überwindet er 


unſichere Scheu auf der einen Seite, eitle Selbſtüberſchätzung auf 
der anderen. Für das Leben iſt oft das Urteil, das die Mitglieder 
gewinnen, noch wichtiger als das Urteil des Seminarleiters. Wo 


ſich ein feſter Seminarſtamm aus Studierenden und jungen 
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Doktoren bildet, da iſt der Ertrag am reichſten. Wenn es fo ſchwer 
iſt, den volkswirtſchaftlichen Unterricht auf den Techniſchen Hoch⸗ 
ſchulen zu heben, ſo hängt das ganz beſonders damit zuſammen, 
daß ſich dort ein ſolcher Stamm nicht bilden läßt. Dort fehlen 
Studenten, die Volkswirtſchaftslehre als Hauptfach betreiben. Die 
Erziehung durch Mitſtrebende fällt daher faſt ganz fort. Über die 
Kinderkrankheiten der kraſſen Fuchsſemeſter iſt deshalb nur ganz 
vereinzelt hinauszukommen. | 
IV 

Dem Hauptziel, das der Unterricht verfolgt, muß auch das 
Abſchlußexamen angepaßt werden. Aber das genügt nicht. Das Stre⸗ 
ben muß weiter darauf gerichtet ſein, das Examen aus einem bloßen 
Kontrollmittel zu einem jenem Hauptziel dienenden Bildungsmittel 
auszugeſtalten. Das kann durch die Doktorarbeit geſchehen. Richtig 
gehandhabt, kann ſie zum wichtigſten Teile der geſamten Ausbildung 
werden. Dazu iſt allerdings nötig, daß den Studenten nicht „un⸗ 
vermittelt und ehe ſie ausgereift ſind“ eine Doktorarbeit gegeben 
werde (Bücher), und daß ſie nicht genötigt werden, an Themen herum⸗ 
zuarbeiten, „von denen fie ſich für die Förderung ihrer ſpäteren 
Lebensziele wenig oder gar nichts verſprechen“ (Ad. Weber). Erſt 
nach fünfſemeſtrigem Studium ſollte die Arbeit an der Diſſertation 
regelmäßig beginnen und ihr Thema ſollte uneigennützig der geiſtigen 
Eigenart des Bearbeiters, ſeinen Berufszielen und Lebensverhältniſſen 
ſo ſorgſam wie möglich angepaßt werden. Gerade hier hat ſich das 
pädagogiſche Geſchick des Dozenten zu bewähren. Wenn die Doktor⸗ 
arbeit nicht mit Freude angegriffen und durchgeführt wird, hat ſie 
ihren Zweck im wefentlichen verfehlt. Sie muß dem Verfaſſer zum 
wichtigſten inneren Erlebnis — hier iſt der viel mißbrauchte Aus⸗ 
druck einmal am Platze — während ſeiner Studienzeit werden. 
Dann kann ſie in der Ausbildung und im Examen burch nichts 


eerſetzt werden. 


Di.ieſe auch im Ausland oft richtig gewürdigte Sonberbebeutung 
hat die Doktorarbeit, weil fie allein die Möglichkeit gibt, eine über⸗ 
mittelte Erkenntnis bis auf ihren letzten Grund zu verfolgen. Was 
das bedeutet, hat keiner treffender dargelegt als der Hiſtoriker 
v. Sybel in ſeiner oft zitierten Berliner Rektoratsrede. In ihr 
hat er geſagt: es iſt nötig, daß der Studierende „einige Probleme 
bis in ihre letzten Konſequenzen verfolge, bis zu einem Punkte, wo 


. 
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er ſich ſagen ken, es gebe nun niemand auf der Welt, der ihm 
hier und hierüber noch etwas lehren könne, hier ſtehe er feſt und 
ſicher auf eigenen Füßen und entſcheide nach eigenem Urteil. Dieſes 
Bewußtſein mit eigenen Mitteln errungener Selbſtändigkeit iſt ein 
unſchätzbares Gut. Es iſt beinahe gleichgültig, welchen Gegenſtand 


die Unterſuchung zuerſt betroffen, die dazu geführt hat: genug, ſie 


hat an einem noch ſo kleinen Punkt die Abhängigkeit von der 
Schule durchbrochen, ſie hat die Kräfte und Mittel erprobt, mit 
denen von nun an jedes neue Problem ergriffen und zu gleicher 
Löſung geführt werden kann.“ Das entſpricht ganz meinen Er⸗ 
fahrungen. Nur durch die Diſſertation kann die Univerfität zurn 
Schule geiſtiger Selbſtändigkeit werden und ſolche Selbſtändigkeit 
iſt in unſerer Wiſſenſchaft nach zwei Richtungen hin nötig. Einmal 
muß man lernen. ſich ſelbſtändig den Weg zu den Quellen und zwar 
den richtigen Quellen zu ſuchen. Der Stoff, den die Volkswirtſchafts⸗ 
lehre zu verarbeiten hat, iſt weniger als in anderen Wiſſenſchaften 
etwas Feſtgegebenes und auf dem Boden der Wiſſenſchaft ſelbſt Er⸗ 
wachſenes. Das wirtſchaftliche Leben iſt es vielmehr, das in un⸗ 
erſchöpflicher Fülle den Hauptrohſtoff hervorbringt. Spürſinn iſt 
nötig, ihn aufzufinden, kritiſches Vermögen, ihn richtig zu benutzen. 
Nur aus eigener Kraft kann man lernen, im ungeheuren Wuſt des 
ungleichartigen Materials ſich zurechtzufinden. Soll dieſes wichtige 
Ziel erreicht werden, ſo darf die Materialbeſchaffung, zumal zu An⸗ 


fang der Arbeit, den Studierenden nicht zu ſehr erleichtert werden. 


Es gehört nicht zu den Aufgaben der Univerſität, den Rohſtoff zu 
Arbeiten zuſammenzuſchaffen. Bloße Verarbeitung von fremder 
Seite angehäuften Rohſtoffs läßt nicht die Selbſtändigkeit erringen, 
die nötig iſt. Für die Zwecke des Univerſitätsunterrichts iſt daher 
wohl ein möglichſt leiſtungsfähiges international ausgebautes Bücherei⸗ 
weſen, aber nicht darüber hinaus ein großer koſtſpieliger Apparat 
erforderlich. Ein ſolcher bringt ſogar die Gefahr eines gewiſſen 
Abrichtens zu geiſtigem Apportieren mit ſich. Ein verwöhnter 
JInſtitutszögling ſteht leicht hilflos da, wenn er ohne Inſtitutsſtützen 
ſeinen Weg zu gehen genötigt iſt. Und man bleibt leicht Sklave 
zufälligen Materials, wenn man nicht ein Mal ſelbſt in allen 
Einzelheiten erfahren hat, mit welchen Schwierigkeiten und Gefahren 
die Feſtſtellung aller Tatſachen des Wirtſchaftslebens verbunden iſt. 
Wie man dieſe Selbſtändigkeit gegenüber den Quellen nur müh⸗ 

ſam ſich erringen kann, ſo auch die Selbſtändigkeit in der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Verarbeitung. Auch hier darf dem Studierenden der Weg 
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nicht zu leicht gemacht werden. Er muß ihn auch hier zunächſt im 
weſentlichen ſich ſelbſt ſuchen. Dann wird er zwar, regelmäßig nicht 
auf dem kürzeſten und ſchnellſten Wege zum Ziele gelangen; er wird 


vielleicht ſogar in Sackgaſſen geraten. Aber das ſchadet nichts. 


mm mu = 
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Aus feiner eigenen wiſſenſchaftlichen Erfahrung hat ſchon Goethe 
geſagt: „Suchen und Irren iſt gut, denn durch Suchen und Irren 
lernt man.“ g 

Es empfiehlt ſich daher regelmäßig, die erſte Geſtaltung dem 
Studierenden zu überlaſſen. Erſt dann iſt einzugreifen, und die 
regelmäßig nötig werdende gründliche Umarbeitung wird ſo zum 
wichtigſten Abſchnitt in der ganzen Arbeit. Meiſt wird erſt bei ihr 
wiſſenſchaftliches Arbeiten gelernt und ſtellt ſich auch bei ihr erſt, nach 
anfänglicher Enttäuſchung, jene volle Schaffensfreude ein, ohne die 
wirkliche wiſſenſchaftliche. Arbeit nicht denkbar iſt. er 

Bei ſolchem Verfahren läßt fich auch ein Urteil gewinnen, ob 
der Bearbeiter nur unter Anleitung wiſſenſchaftlich zu arbeiten ver⸗ 
mag, ob er ſich zur Selbſtändigkeit in der Handhabung wiſſenſchaft⸗ 
licher Methoden emporſchwingt oder ob er zur wiſſenſchaftlichen 
Originalität fähig iſt. Ohne einen ernſtlichen Verſuch, wie ihn 


allein eine größere wiſſenſchaftliche Arbeit darſtellt, läßt ſich das 


nur in ganz vereinzelten Ausnahmefällen, die für eine Organiſation 
nie beſtimmend fein dürfen, feſtſtellen. Darum wird es ſich auch nie 
vermeiden laſſen, daß auch „fleißige Mittelmäßigkeit“ den Doktortitel 
erwirbt. Aber es ſcheint mir auch nicht richtig zu ſein, den Doktor⸗ 
titel für „außerordentliche wiſſenſchaftliche Leiſtungen“ zu reſervieren. 
Das Doktorexamen ſoll nicht eine Ausleſe gelehrter Forſcher dar⸗ 

ſtellen — dazu iſt die Habilitation da — ſondern eine Vusleſe 


wiſſenſchaftlicher Arbeiter. Der Bedarf an eigentlichen Forſchern iſt 


lehrte zu ſein, ernſte wiſſenſchaftliche Selbſtzucht gelernt haben, iſt 
in einem Kulturvolk groß und im Wachſen, wenn es nicht ver⸗ 
kümmert. Für dieſe über das Gelehrtentum weit hinausgehende 
Aufgabe iſt das Doktorexamen und ſein wichtigſter Beſtandteil, die 
Doktordiſſertation, nicht zu entbehren. Darum ſoll die Doktor⸗ 
diſſertation ihren altangeſtammten Charakter nicht aufgeben. Sie ſoll 
ſtets irgendwo über die Grenzen unſerer bisherigen Erkenntnis 
hinausreichen und etwas Neues bieten. Sie braucht aber nicht der 
Beweis für „wiljenjchaftliche Originalität“ im eigentlichen Sinne 


ſtets beſchränkt; der Bedarf an e die, ohne Ge⸗ 


des Worts zu ſein. Die läßt ſich nicht züchten und darf nicht ge⸗ 


ſucht werden, ſondern kann nur aus . ſachlichen Streben 
| 2 
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von ſelbſt ſich entwickeln. Die Doktordiſſertätion iſt nur das 


„Meiſterſtück“, das der wiſſenſchaftliche Geſelle anfertigt, ein Beweis 


für das erworbene Können, eine Probe des Beſten, das Einer zu 
leiſten in der Lage iſt. Nur wer einmal nicht nur bis zu den 
Grenzen der bisherigen Erkenntnis, ſondern auch bis zu den Grenzen 
des eigenen Könnens vorgedrungen iſt, gewinnt jene Klarheit über 
ſich ſelbſt, die zum ſelbſtändigen Stecken erreichbarer Ziele befähigt. 


Gerade weil ich aber im Doktorexamen, zum mindeſten in der 
Volkswirtſchaftslehre, nicht nur ein Mittel der Gelehrtenausleſe, 


wie die Habilitation, ſondern etwas weit darüber Hinausgehendes 
erblicke, ſcheint mir feine Veredelung oder richtiger Sanierung aufs 


dringlichſte geboten zu ſein. Wenn von dem, was in Studenten⸗ 
kreiſen erzählt wird, nur ein Teil auf Wahrheit beruht, dann ſind 


die Mißſtände heute ungeheuer. Die Gefahr iſt groß, daß Deutſch⸗ | 
land mit Halb» und Viertel⸗Nationalökonomen überflutet wird, die 


den Ruf des ganzen Standes ſchon heute arg beeinträchtigen und | 
immer mehr in Frage ftellen werden. Daher iſt Abhilfe ſchleunigſt 


geboten. Sie kann einfach und wirkſam dadurch erreicht werden, 


daß jedem Dr. rer. pol. — um ihn handelt es ſich in erſter Linie — 
der Ort des Erwerbes hinzugefügt wird, wie es im Ausland ſeit 


| langem fo vielfach geſchieht. Es ift eine Forderung der Vernunft 


und der Gerechtigkeit, daß die großen Unterſchiede, die der Doktor⸗ 


titel tatſächlich aufweiſt, auch erkennbar in die Erſcheinung treten. 


Der Doktortitel iſt nicht fungibel und kann auch kaum dazu gemacht 


werden. Bei der großen Mannigfaltigkeit der Anforderungen, die 


das praktiſche Leben an den Volkswirt ſtellt, iſt eine Mannigfaltigkeit 
der Eramensanforderungen an ſich auch noch kein Fehler. Eine 


zwangsweiſe Schabloniſierung iſt dagegen ſicherlich kein Gewinn. Die 

Unterſcheidung nach dem Ort des Erwerbes wird von ſelbſt eine 

Angleichung ſchnell zur Folge haben. Das würde ich für den natür⸗ 
lichen Weg der Geſundung halten. 


Von einem neuen Examen, insbeſondere dem viel empfohlenen 
Verbandsexamen, verſpreche ich mir nicht die erhoffte Beſſerung. 


Mir iſt dieſer Weg überhaupt wenig ſympathiſch. Deutſchland gilt 


bisher bereits als das Land der Examina, und im allgemeinen iſt 


Hes eine deutſche Unart, jedem Mißſtand im Erziehungsweſen durch 


ein Examen, wie jedem im Wirtſchaftsleben durch ein Geſetz ab⸗ 


helfen zu wollen. Es war ein Vorzug unſeres Faches, dem un⸗ 
natürlichen Zwang von Prüfungen, welcher der Rechtswiſſenſchaft 


ſicherlich nicht zum Vorteil gereicht hat, nur in ganz geringem Maße 
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E cen zu ſein. Kommt jetzt zur allgemeinen einführung des 
Pr. rer. pol. noch ein zweites Examen hinzu, fo wird das ganze 
Studium in der Zwangsjacke der Examens vorbereitungen verkümmern 
Der Repetitor wird die Herrſchaft auch hier an ſich bringen. Iſt 


das ſchon in der Rechtswiſſenſchaft regelmäßig unerfreulich, ſo 
unendlich viel ſchlimmer in unſerem Fach, in dem wirklich gut 
zu prüfen immer nur wenigen gründlichen Fachkennern gegeben 


ſein wird. Die Vorteile, die mit einem neuen Examen erzielt 
werden, müſſen daher unbeſtreitbar und beträchtlich ſein, wenn fie ö 


dieſe großen allgemeinen Nachteile aufwiegen ſollen. 
Das ſcheint mir nun weder bei dem vorgeſchlagenen Abſchluß⸗ 


examen, noch bei dem rn Zwiſchenexamen der u ö 


zu ſein. 
Einziges Abſchlußexamen war bisher das Doktorexamen. Kommt 


ein neues hinzu, ſo kann es entweder ein Parallelexamen oder ein 


* tiefer ſtehendes Examen ſein. Was zunächſt ein Parallelexamen an⸗ 


l langt, ‘fo ſcheint es mir nicht leicht zu fein, es wirkſam zu organi⸗ 
ſieren. Denn die Prüfung durch diefelben Examinatoren, wie bis⸗ 
her, iſt nicht viel mehr als eine Namensänderung. Anders läßt 


ſich ein ſolches Paralleleramen im weſentlichen nur durch Heran⸗ 


ziehung von Praktikern geſtalten. Sie kann beim Referendar⸗ 


Examen — im Gegenſatze zum Aſſeſſor⸗Examen — nicht als ein 
Erfolg bezeichnet werden. Es iſt zum 


Studenten verlangen kann und was nicht, und pflegen daher regel⸗ 


mäßig beſonders dankbare Aufgaben für Repetitoren zu werden. So⸗ 
lange nicht ähnliche Rechte, wie mit anderen Staatsprüfungen, mit 
dem neuen Examen erworben werden, ſcheinen mir bei einem 


Parallelexamen die Vorteile in keinem Verhältnis zu den Schwierig⸗ 


Volkswirte keine Stelle gibt, die zwingend einzugreifen vermöchte. 2 


— 


keiten zu ſtehen, ganz abgeſehen davon, daß es für nicht beamtete 


Nicht minder fragwürdig iſt aber auch ein Abſchlußexamen, 


das gewiſſermaßen das Doktorexamen unterbietet. Es wird auf 


die Erziehung zu volkswirtſchaftlichem Denken verzichten und ſich — 


| wie es der dreiturger Vorſchlag tut — mit der anne der mo⸗ | 
| 2 * 


eiſpiel eine ſinnloſe Quälerei, 
jemanden, der von der Univerſität kommt, durch einen Praktiker im 

Zivilprozeß prüfen zu laſſen. Examinator und Kandidat verſtehen 

ſich vielfach gar nicht. Unendlich viel größere Schwierigkeiten ſind 

- aber mit der Verwendung von Praktikern in einem volkswirtſchafts 

lichen Examen verbunden. Männer der Praxis werden nur ſelten 

mit einiger Sicherheit herausfühlen können, was man von einem 
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dernen n Wirtſchaftstatſachen⸗ begnügen müſſen. Das iſt ein gie, das 
mir für eine Univerſität zu beſcheiden zu ſein ſcheint. Merton und 
Heber haben im Namen der Frankfurter Geſellſchaft für wirtſchaft⸗ 
liche Ausbildung mit Recht geſagt: „Eine vollwertige, zu führender 
Stellung im Wirtſchaftsleben befähigende Ausbildung wird mit 
einem ſolchen vorläufigen Abſchluß freilich noch keineswegs erzielt; 
darüber darf unſeres Erachtens kein Zweifel gelaſſen werden.“ Da⸗ 

mit iſt aber der Stab über dieſen Vorſchlag gebrochen. Eine 

examensweiſe Scheidung der Studierenden in eine Unter⸗ und Ober⸗ 
klaſſe bringt die bedenkliche Gefahr mit ſich, daß die Unterklaſſe 
durch ihr 

der Unterricht ſich unmerklich immer mehr anpaßt. Eine wirkliche 
Löſung beſteht nur darin, daß die für die Univerſität ungeeigneten 
Studierenden möglichſt bald auf eine Fachhochſchule übergeleitet 


ahlenmäßiges Übergewicht zur Noxmalklaſſe wird, welcher 


8 werden, was durch eine Verbindung der bisher völlig fremd ein? 


ander gegenüberſtehenden Hochſchulen erleichtert werden würde. 
Von einem Abſchlußexamen iſt daher in beiden a kaum etwas 


5 Wirkſames zu erwarten. Soweit bei ihm die alten Mißſtände des 


Doktorexamens ſich vermeiden laſſen, muß es auch bei dieſem mög⸗ 
lich ſein. Soweit ſie beim Doktorexamen nicht zu tilgen ſind, 
müſſen fie auch beim neuen Abſchlußexamen ſehr bald ſich wieder 
einſtellen. Es gibt zu denken, daß zur ſelben Zeit faſt alle Fach⸗ 


hochſchulen zum Doktorexamen ſtreben, bei der Univerſität dagegen 


die Abwendung vom⸗ Doktorexamen von vielen Seiten gefordert wird. 
Das Gemeinſame in beiden. Bewegungen iſt die Veränderung. 
Anders, ift ein neues Examen in der Form eines Zwilcheneramend 
zu beurteleh Wohl bin ich dafür, daß der Weg vom Diplom: 
examen der Handelshochſchule zum Doktorexamen der Univerſität 
ſowohl für die geebnet werde, die erkennen, daß ſie nicht für den 
Kaufmannsſtand, ſondern für die ſogenannten gelehrten Berufe be⸗ 


ſtimmt ſind, als auch für die kleine Schar, die aus beſonderen 


Gründen ohne die Gefahr der Zerſplitterung und Berufsentfremdung 
ein Univerſitätsſtudium mit dem für ſie nicht ausreichenden Handels⸗ 


8 hochſchulſtudium ausnahmsweiſe verbinden können. Auch halte ich es N 


für erwägenswert, Ahnliches für das Diplomexamen an den Tech⸗ 


niſchen Hochſch ulen durchzuführen: Endlich ſcheint mir ein Diplom⸗ 


examen für ſcharf abgegrenzte und ſelbſtändig entwickelte Sonder⸗ 
gebiete, wie vor allem das Verſicherungsweſen, am Platze zu ſein. 
Aber allgemein läßt ſich ein ſolches Zwiſchenexamen in unſerem 


Tuch ſchwer durchführen. Es e uns Hülfswiſſenſchaften von ſo 


2 Er ”_ ee — a = Er | : zZ ” | 
N 5 969] . Zur Reform der ſtaatswiſſenſchaftlichen Studien N 21 


) 


8 grundlegender Bedeutung, daß ſie eine ſelbſtändige Prüfung, wie 


das ſogenannte Phyſikum der Mediziner, zu tragen vermöchten, und 
die Volkswirtſchaftslehre ſelbſt iſt nicht ſo weitgehend in Einzel⸗ 
fächer zerlegt, wie das in der Rechtswiſſenſchaft der Fall iſt. Die 


| 5 Mißſtände, die mit jedem Examen verbunden ſind, werden ſich daher 


bier beſonders geltend machen, zumal da volkswirtſchaftliches Denken 
natürlich nicht portionenweiſe ſich erwerben läßt. Solange daher 

nicht ein deutlicher Nachweis erbracht iſt, was für Vorteile mit 
es ſolchem Zwiſchenexamen verbunden ſind, ſcheint mir auch hier eine 

8 N el ln nicht vorzuliegen. 


v 
Mag man die Prüfungen, Übungen und Vorleſungen geſtalten 
wie man will, volle Reife für das praktiſche Leben kann keine Hoch⸗ 
ſchulbildung gewähren. Wer das verlangt, verkennt die Hochſchule. 
Anfängliche Hilfloſigkeit gegenüber der Praxis iſt eine natürliche 


Behleiterſcheinung der Hochſchulbildung. Die unmittelbare Aus⸗ 


5 


bildung für die Praxis iſt nur durch die Praxis möglich. Das iſt 
auch für die meiſten Fächer allgemein anerkannt. Man erwartet 
ſchon lange nicht mehr, daß eine Hochſchule fertige Juriſten oder 
fertige Techniker liefere. Beim Volkswirt iſt das anders. Nicht 
nur finden ſich immer wieder zahlreiche Leute, die Lieferung fertiger 
Volkswirte von der Univerſität erwarten, ſondern es werden auch 
Die Reformvorſchläge von dieſem lebensfremden. Standpunkt aus 
vor allem gemacht und beurteilt. In Wirklichkeit iſt beim Volks⸗ 
wirt ebenſo wie beim Juriſten und Techniker ein Bedürfnis vor⸗ 
handen, das Hochſchulſtudium durch praktiſche Schulung zu ergänzen. 


Di.ieſes Bedürfnis hat beim Volkswirt ſogar während des Studiums 
ſtärkere Beachtung gefunden als beim Juriſten und vielfach auch 


beim Techniker. Die Beſichtigungen wirtſchaftlicher Anlagen hatten 
ſich an faſt allen Univerſitäten eingebürgert; ich ſelbſt habe mehrere 
Hundert unternommen. Ihr Bildungswert beſteht allerdings nict 
in der bloßen Beſichtigung, ſondern in dem, was aus ihr gemacht 
wird. Geſchieht das aber — nicht etwa durch fremde Techniker, ſon⸗ 
dern durch den leitenden Dozenten der Volkswirtſchaftslehre ſelbſt — 
in der richtigen Weiſe, ſo können ſie für die Schulung zum volks⸗ 
wirtſchaftlichen Denken ſehr, erheb liche Dienſte leiſten, und es iſt auch 
von dieſem Geſichtspunkt aus ſehr zu hoffen, daß die Beſichtigungen, 
dum mindeſten im bisherigen Umfang, wieder aufgenommen werden 
können. 


* 


\ 
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Aber natürlich iſt dadurch das Bedürfnis nach einer Ver⸗ 
bindung von Theorie und Praxis nicht ausreichend befriedigt. 
Man hat daher weiter Umſchau gehalten, und begreiflicherweiſe hat 
da die praktiſche Lehrzeit, die Juriſten und Techniker durchmachen, 
die Aufmerkſamkeit auf ſich gezogen. Dabei überſieht man aber 
meiſt, daß es für wirtſchaftliche Tätigkeit weder ſo feſtgeregelte Ver⸗ 
fahren, wie ſie den größten Teil der juriſtiſchen Tätigkeit beherrſchen, 
gibt, noch einen jo großen äußeren Apparat mit eigenem Leben und 
eigenen Geſetzen, wie er die Maſchinenhallen der Fabriken ſo lehr⸗ 
reich für den Techniker geſtaltet. So leicht ſich der Lernende in 
ein Gerichtsverfahren und einen Maſchinenbetrieb einſchalten läßt, 
ſo ſchwierig iſt das, wo es ſich um wirtſchaftliche Tätigkeit handelt. 
Im Kontor gibt es keine Beobachtungspoſten wie in der Werkſtatt 
und im Prozeßſaal. In ihm läßt ſich nur durch Mitteilungen der 
Wenigen, die die Zuſammenhänge überſchauen, etwas Wertvolles 


llernen. Das iſt um fo mehr der Fall, je mehr einerſeits der 


ſchabloniſierende Einfluß zunehmender Arbeitsteilung ſich auch hier 
geltend macht und je mehr anderſeits die Geſchwindigkeit der modernen 
Geſchäftstechnik und die Mehrung der Geſchäftsabſchlüſſe, die eine 
Folge des Sinkens des Verdienſtes am Einzelgeſchäft geweſen iſt, 
und die Belaſtung mit den vielen Pflichten, welche die neue Arbeiter⸗ 
und Steuergeſetzgebung mit ſich bringt, die Kräfte der Leiter in 
Anſpruch nehmen. Nur wer der wirklichen Entwicklung des Wirt⸗ 
ſchaftslebens fern ſteht, kann beiſpielsweiſe von der Beſchäftigung 
in einer Großbank annehmen, ſie lehre, wie die Volkswirtſchaft „in 
Wirklichkeit ausſieht“, und von ihr „außerordentlich wertvolle Re⸗ 
ſultate“ erwarten. Männer der wirtſchaftlichen Praxis, wie Dr. Bor⸗ 
gius und Dr. Hübener, erklären mit Nachdruck, daß die Tätigkeit 


in einem Geſchäft für den Erwerb eines praktiſchen Blicks für das 


Wirtſchaftsleben „nur eine äußerſt geringe Rolle ſpielt). So hat 
ſich auch der Volkswirtſchaftliche Verband ſcharf gegen das „Volontär⸗ 


weſen“ im volkswirtſchaftlichen Beruf ausgeſprochen, weil es den 


Geſichtskreis über Außerlichkeiten hinaus nicht weite und mit dem 
Gehirn des Betriebes nicht in nähere Berührung bringe. 

Aber noch wichtigere Gründe ſprechen dagegen, die nötige Ergänzung 
des Hochſchulſtudiums durch Einführung einer im weſentlichen un⸗ 
entgeltlichen praktiſchen Lehrzeit zu erſtreben. Man kann geradezu 
ſagen: dieſes ſpezifiſch deutſche Abhilfsmittel iſt heute überlebt und 
unzeitgemäß. Die unſerem Volke eigentümliche Einrichtung der 
kaufmänniſchen Lehrzeit ging ſchon vor dem Kriege dem Verkümmern 
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und Ausfterben entgegen. Viele bedeutende Firmen hatten ſie nach 
ausländiſchem Vorbild bereits abgeſchafft und ſorgfältige Beob⸗ 
achtungen haben mir ſchon als Studiendirektor der Kölner Handels- 
hochſchule gezeigt, daß fie nur noch in etwa 5 % aller Fälle die 
aufgewendete Zeit lohne. Die wenigen Firmen, bei denen das noch 
der Fall war, waren in ſachverſtändigen Kreiſen als rühmliche 
Ausnahmen bekannt. Vom volkswirtſchaftlichen Volontariat ſagt 


der Geſchäftsführer des Volkswirtſchaftlichen Verbandes nicht ohne 
Genugtuung, aber doch mit etwas Übertreibung: „Das frühere 
Volontärunweſen im volkswirtſchaftlichen Berufe iſt jetzt ſo gut wie 


beſeitigt“). Das Volontariat in der Landwirtſchaft iſt oft eine 
Schule des Bummelns geworden und wenig beliebt. Selbſt beim 


geſundeſten Zweig dieſer praktiſchen Lehre, dem ſogenannten „Prak⸗ 


tikantenjahre“, das für einige Zweige der Ausbildung an der Tech⸗ 
niſchen Hochſchule eingeführt worden iſt, haben ſich neuerdings ſo 
große Schwierigkeiten eingeſtellt, daß es nicht mehr befriedigend 


hat zur Durchführung gebracht werden können. Das liegt etwas 


anders beim Referendariat. Da es ſich hier um eine rein behörd⸗ 
liche Einrichtung handelt, iſt äußerlich ein Zuſammenbruch hier nicht 
leicht möglich. Innerlich iſt das aber anders. Ich bereue es nicht, 
Referendar geweſen zu ſein; denn ich habe vieles in dieſer Zeit 


gelernt. Aber ich muß geſtehen, daß ich ſehr unter dem bedrückenden 
Gefühl gelitten habe, gerade in den Jahren ſtärkſten Tatendranges 
an die Kette gelegt und in der freien Entfaltung der Kräfte ge- 


hemmt zu ſein. Seitdem betrachte ich als einen der ſchlimmſten 
Mängel in unſerer Geſamtorganiſation, daß wir einen großen Teil 
unſerer wertvollſten Kräfte in den wichtigſten Entwicklungsjahren 


zwingen, in verantwortungsloſer Stellung und unzulänglicher Be⸗ 


ſchäftigung auszuharren. 
Gerade weil ſich hier ſo ſchwer in einer angeſtrengten und ver⸗ 
antwortungsvollen Verfolgung eigener Aufgaben eine innere Be⸗ 


friedigung herausbildet , entſteht im Referendariate, gleichſam zum 


Erſatz, jenes anſpruchsvolle äußere Auftreten, das fo oft Anſtoß 
erregt hat. Es iſt etwas von Grund aus Ungeſundes, einem jungen 


Mann bis nahe an die Schwelle ſeines 30. Lebensjahres ſowohl die 
wirtſchaftliche Verantwortung für ſich ſelbſt, als auch die fachliche 
Verantwortung für ſeine Arbeit zu nehmen. In dieſem Alter iſt 
die ſelbſtändige Pflicht, der eine Bezahlung entſpricht, der wirkſamſte 


Lehrmeiſter. Wer ngch einer Probezeit ſeine Arbeit mit ſelbſtändiger 
Verantwortung nicht auszuführen in der Lage iſt, muß Tuchtigerei 


VUIJInm privaten Wirtſchaftsleben wird es ſich immer nur um frei⸗ 
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die Bahn frei machen. Dabei brauchen der Nutzen des Lernenden 
und der Nutzen des Lehrenden ſich nicht auszuſchließen; ſie können 
ſich bei verſtändiger Organiſation vielmehr verſtärken. Wenn das 
Referendariat in größerem Umfang auf der Grundlage der Ver⸗ 
antwortung und Bezahlung aufgebaut werden könnte, würde das 
auch die heilſamſte Rückwirkung auf das juriſtiſche Studium au⸗ 
üben, Sollte in der juriſtiſchen Laufbahn aber eine Umorganiſierung, 

wie ich nicht glaube, unmöglich ſein, ſo liegt jedenfalls kein Grund 

vor, dieſe Grundlage der Verantwortung und Bezahlung im volks⸗ 
wirtſchaftlichen Beruf aufzugeben. Obligatoriſch läßt ſich im Wirt⸗ 
ſchaftsleben eine Lehrzeit nur durchführen, ſoweit es ſich um Wirt⸗ 
ſchaftsbetriebe des Staates und der Gemeinden handelt, und bei 

ihnen iſt es fraglich, ob eine Lehrzeit ſich mehr als eine Aus⸗ 
bildung in Bureaukratismus oder in Wirtſchaften erweiſen wird. 


1 


willige Verſtändigung handeln können, da bloße Anweſenheit 
wenig bedeutet und lehrreiche Mitteilungen nicht erzwungen wer⸗ 
den können. Ein Wille zur Förderung entſteht erfahrungsgemäß 
am leichteſten bei Gegenſeitigkeit auf Grundlage der Bezahlung. Wo 1 
er ſich bietet, ift zuzugreifen. Wo er fehlt, iſt Vorſicht geboten. 
Mit der ſtärkeren Betonung bezahlter ſelbſtändiger Pflichten 
braucht der Lehrcharakter nicht verloren zu gehen. Für jede Hoch⸗ 
ſchulbildung ergibt ſich aus dem Bedürfnis der Verbindung von 
Theorie und Praxis die Folgerung, daß Einrichtungen geſchaffen 
werden müſſen, um für die in der Praxis Tätigen den Lehrwert der 
Praxis möglichſt auszuſchöpfen, anfangs möglichſt in der Art von 
Übungen, ſpäter als Fortbildungskurſe. | 
| VI 
Hätte ſich die Volkswirtſchaftslehre auf den Univerſitäten frei 
entfalten können, ſo hätten die Reformbeſtrebungen kaum den heutigen 
Umfang und die heutige Stärke annehmen können. Aber das iſt 
in Deutſchland nicht der Fall geweſen. Faſt alle anderen Wiſſen⸗ 
ſchaften haben ſich ſeit langem als Hauptfächer nach ihren eigenen 
Bedürfniſſen entwickeln können. Die Volkswirtſchaftslehre hat ſich 
immer als Nebenfach fremden Herren fügen müſſen, an der Univerſität 
der Rechtswiſſenſchaft, an der Techniſchen Hochſchule der Technologie, 


an der Landwirtſchaftlichen Hochſchule der Landwirtſchaftslehre, an 
der Handelshochſchule der . und kaufmänniſchen ns | 


4 Y 
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lehre. Frende Bedürfniſſe haben ihr den äußeren Rahmen ab⸗ 
geſteckt, in dem ſie ſich bewegen durfte, und erſt neuerdings ſind 
an den Univerſitäten, weniger an den Techniſchen Hochſchulen die 
alten Feſſeln abgeftreift worden. Aber damit iſt die Beſonderheit 
der Stellung noch nicht genügend gekennzeichnet. Während die 
| Volkswirtſchaftslehre ſich einerſeits lange vergeblich nach der Freiheit 
eines Hauptfaches geſehnt hat, iſt anderſeits mit Recht beklagt 
worden, daß faſt alle ihre Hilfswiſſenſchaften ausſchließlich als 


* Hauptfächer gelehrt werden. 


»Das gilt vor allem von den Hilfswiſſenſchaften, die nicht zun 
philoſophiſchen Fakultät gehören: von der Rechtswiſſenſchaft, der 
Privatwirtſchaftslehre und der Technologie. 
| Was zunächſt die Rechtswiſſenſchaft anbelangt, ſo iſt über ihre 
Bedeutung für den Volkswirt heute weitgehende Übereinſtimmung 
vorhanden. Wie für den Juriſten eine volkswirtſchaftliche Bildung 
geboten iſt, ſo kann ein Volkswirt regelmäßig nicht ohne juriſtiſche 
Schulung auskommen und das bezieht ſich nicht etwa nur auf das 
öffentliche Recht, ſondern in ſogar noch höherem Maße auf das 


Privatrecht, ſoweit es auf wirtſchaftlicher Grundlage beruht. Der 
Volkswirt braucht nicht juriſtiſche Schriftſätze ſelbſt anfertigen zu 


können, aber er muß befähigt ſein, juriſtiſchen Darlegungen ohne 
f Schwierigkeit zu folgen. Auch gewährt rechtliche, insbeſondere 
privatrechtliche Schulung begriffliche Schärfe und Feſtigkeit wo 
leicht eine Gefahr des Verſchwimmens ſich einſtellt. 

Die juriſtiſche Zuſatzbildung gewinnt mit der Befeitigung des P, 
Juriſtenmonopols erhöhte Bedeutung. Denn damit iſt der Konkurrenz 
kämpf zwiſchen Juriſten und Volkswirten nicht ſiegreich beendet; 
damit gelangt er vielmehr erſt zur vollen Entfaltung. Bisher war der 
Volkswirt arg gehandikapt; denn er wurde meiſt, wie er von der 
Univerſität kam, nicht mit einem mindeſtens ebenſo hilfloſen Refe⸗ 


rendar, ſondern mit einem Aſſeſſor von längerer Ausbildungszeit 


und höherem Lebensalter verglichen. Erſt jetzt kann der Wett⸗ 
bewerb unter gleichartigen Bedingungen erfolgen, zumal da die Not 
die Arbeitsteilung zwiſchen Rechts- und Wirtſchaftsfragen, zwiſchen 
Syndikus und Sekretär vielfach beſeitigen wird. Es liegt daher 
im dringenden Intereſſe der Volkswirte, auch eine privatrechtliche 
Ausbildung ſich anzueignen, die nicht nur kümmerlich für das 
Examen ausreicht, ſondern Kraft zur Weiterentwicklung in einem 
ganzen Leben beſitzt. Das ſtößt aber auf der Univerſität auf die 
große Schwierigkeit, daß regelmäßig bürgerliches Recht nur als 
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viel verloren hat und in der Gefahr einer gewiſſen binnenländiſchen 
| Verkümmerung iſt, ſpiegelt ſich im Handelsrecht der ganze Reichtum, 


Hauptfach für Juriſten geleſen wird. Die eee Vorleſungen 
ſind nicht nur zu lang, ſondern berückſichtigen insbeſondere auch 
nicht, daß die Rechtswiſſenſchaft den Volkwirt nicht unter dem Ge⸗ 


ſichtspunkt der Rechtsſtreitigkeiten intereſſiert, ſondern als Lehre 


der Rechtsformen, in denen ſich das Leben in der großen Mehrzahl 
der Fälle friedlich abſpielt. Vor allem muß auch das Handelsrecht 
in dieſem Sinne, im Zuſammenhange mit ſeinen wirtſchaftlichen 
Zwecken, international vergleichend, ausgebildet und vorgetragen 
werden. Das wäre auch für die Juriſten wichtig. Denn da das 
bürgerliche Recht ſeit ſeiner Kodifikation an wiſſenſchaftlichem Reiz 


volkswirtſchaftlicher Entwicklung, ſo daß es durch die lebendige 


Fülle immer neuer großer Probleme geeignet und beſtimmt er ſcheint, 


immer mehr zum eigentlichen Mittelpunkt des Privatrechts zu 
werden. Nichts wäre für die Verbindung der rechtlichen und wirt⸗ 


ſchaftlichen Anſchauungsweiſe erfreulicher. 


Es iſt nicht zu verkennen, daß die Univerſitäten in dieſer | 


Richtung zurückgeblieben find. Nicht nur hat ſich im bürgerlichen 


Recht noch zu viel von den alten Unterrichtsformen aus kodi⸗ 


fikationsloſer Zeit erhalten, ſondern es hat auch das Handelsrecht 


8 


noch immer um feine Anerkennung als großes ſelbſtändiges Lehrfach 
zu ringen; beſondere Lehrſtühle für Handelsrecht ſind noch heute 
an Univerſitäten eine Seltenheit. Es muß anerkannt werden, daß 
hier die Handelshochſchulen mit bemerkenswerten Leiſtungen in die 


Breſche geſprungen ſind. Ihre kurzen und inhaltsreichen Vor⸗ 
leſungen über die Grundzüge des bürgerlichen Rechts, wie ihre ein⸗ 
dringliche Behandlung der handelsrechtlichen Fragen zeigen, wie 


fruchtbringend ſich das geſamte Privatrecht als Nebenfach für den 


Kaufmann und Volkswirt behandeln läßt. An dieſer erfreulichen 
Entwicklung haben die Praktiker des Rechts den aberwiegenden 


Anteil. 


wohl der erſte geweſen bin, der Praktiker im größeren Umfange 


zum Hochſchulunterricht herangezogen hat, ſtehe ich heute doch — 


oder vielleicht deswegen — auf dem Standpunkt, daß ſolche Heran⸗ 


ziehung für eine Hochſchulleitung wohl aus taktiſch⸗politiſchen 


und insbeſondere finanziellen Gründen ratſam ſein kann, aber im 


allgemeinen pädagogiſch ſich nicht empfiehlt. Regelmäßig beruht | 
auch die Popularität, deren ſich ſolches Vorgehen heute zweifellos 


Obwohl ich als Studiendirektor der Kölner Handelshochſchul N 
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| erfreut, nicht auf dem Urteil der Studierenden, ſondern auf der 


| Stimmung der Hochſchule fernſtehender Kreiſe. Es gibt erfahrungs⸗ 
mäßig nur wenige, welche nicht nur in der Praxis einen wirklich 

umfaſſenden Überblick gewinnen, ſondern zugleich auch die Fähigkeit 

und die Zeit haben, ihre Einſichten und Erfahrungen zu klarem 
und anſprechendem Ausdruck zu. verarbeiten. Das iſt nur dort 
etwas anderes, wo ſich die Praxis auf akademiſcher Bildung aufs, 


> baut, weil ſolche Praktiker aus eigener Evfahrung eine Vorſtellung 


von den Anforderungen des akademiſchen Unterrichts haben. Bei 


den Praktikern des Rechts kommt vielfach der Vorzug hinzu, daß 
ſie in ihrem Beruf die Kunſt wirkſamer Rede pflegen. Deshalb 


finden ſich unter ihnen, zumal in großen Städten, leicht Perſön⸗ 
lichkeiten mit pädagogiſcher Neigung und Veranlagung, die ſich bis⸗ 


N weilen ſogar in wenigen Semeſtern zu beſonders erfolgreichen | 


Dozenten entwickeln. Solange die Univerfitäten nicht nachhaltig 


bemüht ſind, auch den Anforderungen, die an die Rechtswiſſenſchaft 
als Nebenfach geſtellt werden müſſen, zu entſprechen, werden angehende 
Volkswirte in erſter. Linie auf das, was die Handelshochſ chulen auf 
‚ diefem Gebiet darbieten, hingewieſen werden müſſen. Es iſt jedoch 
zu erwarten, daß das zunehmende Intereſſe und Verſtändnis, das 
ſich in Kreiſen der Juriſten für die Volkswirtſchaftslehre zeigt, 
nach biejet Richtung einen erfreulichen Druck ausüben wird. | 


Ye. VIE on 

Ahnlich wie mit der Rechtswiſſenſchaft fteht es mit der Privat: 
wirtſchaftslehre. Sie wird freilich nirgends in dem Umfang, den 
ihr Name bezeichnet, gelehrt. Abgeſehen davon, daß die ganze 
private Verbrauchswirtſchaft höchſtens in Haushaltungsſchulen ein · 
unwiſſenſchaftliches Daſein friſtet, verteilt ſich die Privatwirtſchafts⸗ 
lehre der Produktion bekanntlich auf mehrere Hochſchulen. Während 
ein Teil an den Landwirtſchaftlichen Hochſchulen zu bemerkenswerter 
Höhe und Geſchloſſenheit entwickelt worden iſt, bleibt die induſtrielle 
5 und kaufmänniſche Betriebslehre, die bisher faſt allein an Handels⸗ 


hochſchulen eine Stätte gefunden hatte, hinter ihrer älteren Schweſter 


an wiſſenſchaftlicher Reife noch weit zurück und breitet ſich heute 
deshalb in zahlreichen Spezialvorleſungen und Übungen — in 
Berlin und Köln zählt man 20—30 — ſo ſehr aus, daß ſie 


ahnlich wie die Rechtswiſſenſchaft den Bedürfniſſen eines Neben⸗ 
5 faches regelmäßig nur ee gerecht wird; und an der dritten 


b 
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Fachhochſchule, die Erwerbsintereſſen dient, ſtand bisher die aufs 
äußerſte ſpezialiſierte Technologie ſo einſeitig im Vordergrund, daß 
die Betriebslehre daneben bedauerlich vernachläſſigt worden iſt; wenn 
man neuerdings beſtrebt iſt, dieſe fühlbare Lücke mit Vertretern der 
Technik auszufüllen, ſo iſt ein ſolches Experiment zwar dadurch er⸗ 
klärlich, daß an brauchbaren Vertretern dieſes Faches, das eigentlich 
durch Schmalenbach erſt in den Bereich der Wiſſenſchaft erhoben 
worden iſt, ein großer Mangel beſteht, man wird aber bisher nicht 
behaupten können, daß es gelungen iſt. 

Schon aus dieſer Aufzählung geht hervor, daß die Privat⸗ 
wirtſchaftslehre, wenn ſie auch in Buchführung und Bilanzweſen 
gewiſſe Gemeinſamkeiten aufzuweiſen hat, ſich im übrigen in ebenſo 


viele ſpezielle Betriebslehren auflöſt, wie es Wirtſchaftszweige gibt. 


Wer erwerbend in einer Branche tätig ſein will, wünſcht ſich mit 


der beſonderen Betriebslehre gerade dieſes Wirtſchaftszweiges mög⸗ 


lichſt vertraut zu machen, Das iſt Sonderaufgabe der verſchiedenen 
Fachhochſchulen. Für die Univerſität kann die Betriebslehre niemals 

in ähnlicher Weiſe in Betracht kommen; für ſie ſtellt ſie nur einen 
leichten Eingang in die Volkswirtſchaftslehre dar. Wer von einem 
wirtſchaſtlichen Betriebe eine anſchauliche Vorſtellung hat, findet ſich 
erfahrungsmäßig in volkswirtſchaftlichen Gedankengängen leichter 
zurecht. Es iſt begreiflich, daß man überlegt hat, ob ſich dieſe Er⸗ 
fahrung nicht organiſatoriſch nutzbar machen laſſe. So kam man, 
abgeſehen von der praktiſchen Lehrzeit, von der bereits die Rede 
war, auf den Gedanken, die „Privatwirtſchaftslehre“ auf der Uni⸗ 
verſität einzuführen. Gegen das erſtrebte Ziel habe ich nichts ein⸗ 


N zuwenden. Es erſcheint mir jedoch fraglich, ob zu ſeiner Erreichung 


eine beſondere Vorleſung oder gar ein beſonderer Profeſſor er⸗ 


forderlich iſt. Eine privatwirtſchaftliche Einführungsvorleſung ganz 


allgemeiner Art kann ich mir beim heutigen Entwicklungsſtand wirk⸗ 
ſam und befriedigend ſchwer vorſtellen. Die Gefahr des Verlierens 
in dürftige Einzelheiten iſt noch zu groß und eine vernünftige Ab⸗ 


grenzung gegenüber der Volkswirtſchaftslehre ſtößt auf beträchtliche 


Schwierigkeiten. Viel richtiger iſt es, die nötigen privatwirtſchaft⸗ 
lichen Beſtandteile in die „ſpezielle Volkswirtſchaftslehre“, die auch 
ſchon nach den großen Wirtſchaftszweigen gegliedert iſt und Teile 
aus der Betriebslehre daher leicht aufnehmen kann, ſowie in die 
einſchlägigen Sondervorleſungen aufzunehmen. Ja, Fragen des 


Groß⸗ und Kleinbetriebes, der Organiſationsformen, der Rationa⸗ 


liſierung laſſen ſich ohne das überhaupt nicht richtig behandeln. 


— 
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| So läßt ſich eine zweckmäßige Auswahl treffen und können Wider⸗ 


ſprüche vermieden werden. Allerdings iſt die Vorausſetzung eine. 
Ausdehnung der ſpeziellen Volkswirtſchaftslehre über die üblichen 
vier Wochenſtunden hinaus. Eine ſolche Löſung der Aufgabe hätte 
auch den Vorteil, innerhalb der Wiſſenſchaft vom Wirtſchaftsleben 
nicht unnötige Scheidewände aufzurichten. Die Abſonderung der 
Betriebslehre iſt begreiflich, ſolange ſie mit ihren eigenen Schwierig⸗ 
keiten noch ſo viel zu tun hat; auf die Dauer aber kann ſie, ſoweit 
die Förderung von Erwerbsintereſſen nicht bezweckt wird, nur un⸗ 
günſtig auf Forſchung und Unterricht wirken. Eine ſinnvolle Ver⸗ 


gceeinigung könnte auch alle Hochſchulen mit einer Sondervorleſung 


über die Unternehmung bereichern, die ein dringend nötiges Gegen⸗ 


ſtück zu den ſo lange einſeitig üblichen Vorleſungen über Arbeiter⸗ 


frage und Sozialpolitik darſtellt. Wer jedoch zu irgendwelchen be⸗ 


ſonderen Zwecken in der Technik des Wirtſchaftslebens ſich ausbilden 


will, wird eee der betreffenden Sa ſich zu⸗ | 


= wenden. 


VIII 


Endlich kommt als Nebenfach neben Rechtswiſſenſchaft und 
Privatwirtſchaftslehre noch beſonders die Technologie in Betracht. 


N 


Sie wurde durch die außerordentlichen Anforderungen, die der Krieg 


militäriſch wie wirtſchaftlich an die Technik ſtellte, in den Vorder⸗ 
grund gerückt wie nie zuvor. Unſere Exiſtenz hing davon ab, gewiſſe 


techniſche Ziele zu erreichen. Je umfaſſender und ſchneller das ge⸗ 


ſchah, um ſo beſſer war es. Koſten ſpielten dabei keine Rolle. Alle | 


wirtſchaftlichen Bedenken mußten ſchweigen. 
Nie zuvor iſt ſo einſeitig der techniſche Gedanke im Leben eines 


Volkes in den Vordergrund gezwungen worden. Begreiflich, daß 
das auch auf Techniker und Ingenieure einwirkte. Der Wille zur 


Macht iſt in ihnen wach geworden. Der verdienſtvolle Vorſitzende 
des Vereins deutſcher Ingenieure, Herr v. Rieppel, hat es auf der 


Hauptverſammlung des Vereins vor drei Jahren als einen „Mangel 


in der ſeeliſchen Konſtitution der Ingenieure“ bezeichnet, daß ſie 
dieſen Willen zur Macht bisher unzureichend bekundet haben. daß | 
iſt ſeitdem anders geworden. Ein ſtarkes Machtſtreben ift heute IWW 
allen Verbandsorganiſationen der Ingenieure und Techniker lebendig. 


An ſich iſt das ein Fortſchritt. Die Einführung des Juriſtenmonopols 


in der Verwaltung war zwar ſeinerzeit eine große Errungenſchaft. 


5 Sie bekundete den Staat er daß grundſätzlich Hochſchulbildung 


0 
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für die Beamtenlaufbahn erforderlich ſei. Das hat noch mehr im 


Ausland als im Inland als beſonderer Ruhm Deutſchlands gegolten. 8 | 


Aber jeder Fortſchritt muß einmal veralten. Die Fragen des Rechts 


ſind heute nicht mehr die wichtigſten und die ſchwierigſten im Leben 
des Staates. Im ſelben Maße wie die Wirtſchaft und in ihr die 


Technik Bedeutung gewannen, wurde es nötig, die alte Forderung 
der Hochſchulbildung mit neuem Inhalt zu füllen. Ohne Qualitäts⸗ 
minderung müßte deshalb das Juriſtenmonopol zu gunſten nicht nur 

von Volkswirten, ſondern auch von Technikern durchbrochen werden. 


Das darf jedoch natürlich nicht bedeuten, daß Vertreter einer ein⸗ 


ſeitigen Fachausbildung die einer anderen bloß erſetzen. Ein Berufs⸗ 
ſtand, der ſich das Ziel ftedt, im Gegenſatz zu feiner Vergangenheit 


in das öffentliche Leben hinauszutreten, hat vor ſeinem Volke die 


ernſte Pflicht, zu prüfen, wieweit ſeine Vorbildung auch den neuen 


Anſprüchen angepaßt iſt. Aus dieſem Gefühl ſind immer wieder 
die eingehenden Erörterungen der Volkswirte und der Juriſten über 


2 ihre Vorbildung hervorgewachſen. Bei den Technikern liegt das 


etwas anders. Die Haupterklärung dafür hat ſchon Herr v. Rieppel 
gegeben, wenn er vom Ingenieur ſagt: „Die Schätzung der (techniſchen) 
Leiſtung, der rein fachlichen Arbeit, verführt zu ihrer Überſchätzung, 


zu einer Geringſchätzung andersgearteter Geiſtesrichtung, zur Miß⸗ 


achtung der Form und im weiteren Verlauf zur Außerachtlaſſung 
wichtiger Rückſichten.“ Dieſer „Mangel an Abrundung“, wie ihn 


v. Rieppel nennt, hat nicht nur bisher dem Ingenieur das Wirken 


— 


außerhalb feines Fachgebietes ſehr erſchwert, ſondern bedeutet, wenn 


er nicht ſyſtematiſch bekämpft wird, in demſelben Maße eine Zukunfts⸗ 


gefahr für die Geſamtheit. 


Immer iſt zwiſchen Lernziel und Leben, wie ich ion hervor: 


gehoben habe, ein Gegenſatz vorhanden, nirgends ſo ſtark wie auf 
der Techniſchen Hochſchule. Denn ſie vereinigt ihre Anſtrengungen 


| auf die Entwicklung der techniſchen und künſtleriſchen Fähigkeiten 
ihrer Schüler, ohne dabei Rüdficht auf wirtſchaftliche Erwägungen 


nehmen zu können. So entſteht die lebensfremde Anſchauung, das 


techniſch Beſte ſei auch das wirtſchaftlich Zweckmäßigſte, und ent⸗ 


it t ſich — viel mehr als bei Juriſten — eine Verſtändnisloſig⸗ 
it für die „vielſeitige Bedingtheit des wirklichen Lebens“, die in 
der ſchwierigen Gegenwart noch größer iſt als je. Hier liegt alſo 
vor allem ein Ergänzungsbedürfnis vor, und es weiſt eindeutig auf 


die Volkswirtſchaftslehre. Das ſchließt natürlich nicht aus, daß ſich 


der Ingenieur auch privatwirtſchaftlich für feine Erwerbszwecke vor⸗ 
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bereitet. Wichtiger aber vom Standpunkt der Gefamtintereffen it | 


eine volkswirtſchaftliche Ausbildung, zumal da ſie nicht wie eine 


privatwirtſchaftliche in der Praxis nachgeholt werden kann. 


Dieſes Ergänzungsbedürfniſſes iſt man ſich nicht genügend bewußt 


geworden. Statt aus dem Machtſtreben Folgerungen für eine Er⸗ 


weiterung der eigenen Ausbildung zu ziehen, hat umgekehrt der 


Mitteleuropäiſche Verband akademiſcher Ingenieurvereine eine Ein⸗ 


0 


gabe an den Preußiſchen Landtag gerichtet, in der er für die 

Techniſchen Hochſchulen einen Sonderanſpruch auf Verleihung eines 
„Doktors der Volkswirtſchaft“ oder „Doktors der Wirtſchaftswiſſen⸗ 
ſchaft“ erhebt. Dieſe Forderung iſt um ſo überraſchender, als ſie 
mit Außerungen über die Volkswirtſchaftslehre zuſammentrifft, die 
nicht anders als poſſierlich genannt werden können n. Beides tft 
bedauerlich. Denn es beſteht ein dringendes allgemeines Bedürfnis. | 
zwiſchen Volkswirtſchaftslehre und Technologie eine engere Ver⸗ 
bindung herzuſtellen. Auf der Techniſchen Hochſchule wird das durch 


die auffallend ablehnende Haltung, die man neuerdings auf Grund 


merkwürdiger Unkenntnis gegenüber der Volkswirtſchaftslehre ein⸗ 


genommen hat, erſchwert, und es kann hier nicht dargelegt werden, 


wie dieſes dringende Bedürfnis in den Bahnen, die der leider zu 


früh verſtorbene Profeſſor Wuttke an der Dresdner Techniſchen 


Hochſchule eingeſchlagen hat, wirkſame Befriedigung finden könnte. 
Was die Univerſität anlangt, ſo liegt hier, ſoweit ich ſehe, keine Ab⸗ 
neigung gegen die Technik und keine Verkennung ihrer ſelbſtändigen 
Bedeutung vor. Aber man macht ſich vielfach nicht klar, wie gerade 
hier ſich Abhilfe aus eigener Kraft i im ſpäteren Leben gar nicht oder 
nur mit größter Schwierigkeit ſchaffen läßt. Auch an der Univerſität 
iſt ein befriedigendes Ergebnis regelmäßig noch nicht erzielt worden. 

Drei Wege können eingeſchlagen werden und ſind auch ein⸗ 
geſchlagen worden. 

Erſtens ſind beſondere Vorleſungen Technikern übertragen wor⸗ 


den. An den Handelshochſchulen hat man dauernd beſondere tech⸗ 
niſche Dozenten angeſtellt, die, neben der Weckung allgemeinen 
Intereſſes, die Möglichkeit gewähren ſollen, ſich für die techniſchen 


Probleme beſtimmter Induſtriezweige ein Verſtändnis zu erwerben; 


ſie haben ſich allmählich in die neue Aufgabe eingearbeitet, wenn 


auch zum Teil nur mit beträchtlichen Mühen. Wo das gelungen 


1 da Profeſſor Franz auf, der Generalberſammlung des Vereins für Sozial 
politik gewiſſermaßen im Namen der Technik dieſe Außerungen ſelbſt preisgab, 


brauchen ſie hier nicht mehr gekennzeichnet und widerlegt zu werden. 


’ 
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iſt, bieten fie etwas, das fonft feine 8 Hochſchule bisher 1 N 


geboten hat. An den Univerſitäten hat man ſich mit der gelegentlichen 


Heranziehung fremder Dozenten im weſentlichen begnügen müſſen, 


und es iſt keineswegs immer gelungen, „die richtige Fühlung mit 


den Univerſitätsſtudenten, trotz lebhaften Intereſſes, zu gewinnen. 


Wo das gelingt, iſt es entſchieden zu begrüßen. 
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Zweitens haben volkswirtſchaftliche Dozenten, voran Andreas 


Voigt, ſich bemüht, ihrerſeits durch Sondervorleſungen über „Tech⸗ 
niſche Okonomik“ abzuhelfen. Doch das ſind Ausnahmefälle ge⸗ 

blieben und müſſen es bleiben. Dem Bedürfnis ſucht man drittens 
abzuhelfen, indem man die technologiſchen Beſtandteile, wie die 


privatwirtſchaftlichen, in die erweitertte „spezielle Volkswirtſchafts⸗ 
lehre“ und die einſchlägigen Sondervorleſungen mit aufnimmt. Hier 
kann man ihre Bedeutung für den Volkswirt am leichteften klarlegen 


und die zweckmäßigſte Auswahl treffen. 
Weitere Verbeſſerungen erwarte ich vor allem von der bereits 


befürworteten Annäherung der Univerſität und Techniſchen Hoch⸗ 
ſchule. Sie würde ohne weiteres eine gewiſſe gegen ſeitige Rück⸗ 
ſichtnahme, die bisher gänzlich fehlt, im Laufe der Zeit zur Folge 
haben; und wie der Verkehr mit Studierenden der Geiſtes⸗ 


ſchaftslehre leidet unter ihrer Vielſeitigkeit. Sie hat Berührungen 


mit ſo vielen Wiſſenſchaften wie keine andere. Das erſchwert ſchon 
ihre Stellung im Reiche der Fakultäten. Sie muß Verbindungs⸗ 


möglichkeiten nicht nur mit den Fächern der philoſophiſchen, ſondern 


hinaus. Die Volkswirtſchaftslehre hat Beziehungen zu faſt allen 
Fachhochſchulen. Darum hat ſie Intereſſe daran, daß Brücken 
zwiſchen den verſchiedenen Anſtalten geſchlagen werden, ohne daß 


die einzelne Hochſchule dadurch ihrem Sonderzweck entfremdet wird. 


Nur auf dem Boden weiteſter akademiſcher Freiheit kann die Volks⸗ 
wirtſchaftslehre zu jener Reichhaltigkeit gedeihen, wie ſie die Mannig⸗ 


wiſſenſchaften, und ganz beſonders der Volkswirtſchaftslehre, den 
angehenden Technikern dringend zu wünſchen iſt, ſo werden um⸗ 
gekehrt angehende Volkswirte aus Bekanntſchaften mit Jüngern der 
Technik reiche Anregung und Förderung gewinnen. Die Volkswirt⸗ 


auch mit denen der juriſtiſchen. Fakultät, haben. Das Bedürfnis 
nach Verknüpfung geht aber weit über die Grenzen der Fakultäten 


8 


faltigkeit der Anforderungen des praktiſchen Wirtſchaftslebens fordert. 
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Der Vegeiff des Kapital⸗ und Gem 
marktes mm 
Von Arthur Spiethoff 


Inhalts verzeichnis: Begriffe des Geſchäftslebens und der voltswiriſchaftlichen 
Theorie S. 33. — Begriffsbeſtimmung mit Hilfe des Vermögens⸗ oder 
Erwerbskapitalbegriffes S. 34 —, mit Hilfe des 5 S. 36, 
mit Hilfe der Bildung der Gewinnrate des Kapitals S. 39, mit Hilfe des 
Marktbegriffes S. 40, notwendige Weite des Kapital⸗ und Geldmarktbegriffes 
S. 41, Beſtimmung des Kapitalmarktes und des Geldmarktes durch lange und 
kurze Hingabefriſten S 42, durch die Nutzung beim Kreditnehmer S. 44, 
ſtatt Beſtimmung des Begriffes Zuweiſung eines anderen Inhaltes S. 50. 


v. Bederath wirft den Bearbeitern der Kapitallehre die Ver⸗ 
nachläſſigung des Begriffes Kapital⸗ und Geldmarkt vor. Seiner⸗ 
ſeits geht er daran, das nachzuholen und die Kapitallehre in dieſer 
Richtung zu vervollſtändigen, den Begriff und deſſen Unterbegriffe 
zu vertiefen. Hätte es nicht nahegelegen, durch das angebliche Ver: 
jagen aller bisherigen Kapitaltheoretiker ſtutzig zu werden und zu 
fragen, ob dieſe Männer nicht vielleicht gute Gründe gehabt haben, und 
ob die Begriffe überhaupt in die Theorie hineingehören? Jedenfalls 
wollte ich dies verneinen, als ich in dieſem Jahrbuch 1909, Bd. 32, 1 
einen Aufſatz erſcheinen ließ „die äußere Ordnung des Kapital⸗ und 
Geldmarktes“. Ich halte dafür, und das wollte ich durch das 
Wort. „äußere“ ſagen, daß der Begriff und feine Unterbegriffe keine 
ſolchen der volkswirtſchaftlichen Theorie ſind, ſondern rohe Verſuche 
des Geſchäftslebens, den Kredit⸗ und Kapitalverkehr nach praktiſchen 


Bedürfniſſen zu erfaſſen und zu gliedern. Da die Sparer, Kapitä- 


liſten, Unternehmer, Banker, Börſenbeſucher, Handelsſchriftſteller uſw. 
ihren Wortgebrauch nicht begrifflich feſtzulegen pflegen, muß die 

Wiſſenſchaft es tun, will ſie dieſer Worte ſich bedienen, und will 
ſie die mit dieſer Scheidung getroffene Ordnung beſchreiben. Von 
hier aus ergibt ſich die Aufgabe, ſchlicht die Merkmale feſtzulegen, 
die den tatſächlichen Brauch bei denen, die dieſe Worte gebildet 
haben, und zu deren Sprachſchatz' fie gehören, zu beſtimmen geeignet 


find. Und daneben ein anderes. Die Kapitallehre unterſcheidet 


nach verſchiedenen Aufgaben bei der ene en ſtehendes und 


1 v. Beckerath, Herbert, Kapitalmarkt und Gelbmartt. Eine ökono⸗ 
miſche Studie. Jena 1916, G. Fiſcher. IX u. 197 ©. TE „ „ 
Schmollers Jahrbuch XLIV 4. ö 5 3 
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umlaufendes Kapital. Im Anſchluß ere ſind die privatwirtſchaft⸗ 
lichen Begriffe Anlage- und Betriebskapital gebildet. Rangdauernde 
Gebrauchsgüter und Erzeugungsanlagen hatte! ich als Güter des 
reproduktiven Konſums oder als Ertragsgüter zuſammengefaßt uſw. 
Beſtimmte wiſſenſchaftliche Unterſuchungsaufgaben können die Not⸗ 
wendigkeit ergeben, die in der Volkswirtſchaft für die Umwandlung 
in. dieſe oder andere Kapitalgruppen zur Verfügung ſtehende all⸗ 
gemeine Kapitalkraft je beſonders zuſammenzufaſſen und von andern 


zu trennen. Sie find dann mit beſondern Worten zu bezeichnen, 


und dieſe ſind begrifflich zu beſtimmen. Die Wahl dieſer Worte 
ſteht frei, es iſt aber im höchſten Maße unzweckmäßig und ver⸗ 
wirrend, wenn Bezeichnungen gewählt werden, die ſchon mit einem 
andern Inhalt erfüllt ſind. Namentlich vom Geſchäftsleben be⸗ 
legte Worte ſollten die Volkswirtſchaftler ſich ängitlich: hüten, mit 
einem beſondern Sinn auszuſtatten. Die Geſchichte des Kapital⸗ 
begriffes iſt ein Beiſpiel für die geradezu verheerenden Wirkungen, 
die durch Benutzung ſchon vergebener Begriffe ausgeübt werden 
können. Auf dieſer Bahn bewegt ſich v. Beckerath, indem er den 
Begriff „Kapital⸗ und Geldmarkt“ und die Begriffe „Kapitalmarkt“ 
und „Geldmarkt“ mit einem Inhalt ausſtattet, der beſtimmte volks⸗ 
wirtſchaftliche Gütergruppen umfaßt. Er tut es vielleicht, ohne 
ſich der Tragweite bewußt zu ſein. Aber das verſchlimmert die 
Lage, denn ſo entſteht der Anſchein, als werde lediglich für den 
Begriff eine beſſere Beſtimmung gegeben, die dem herkömmlichen 
Gebrauch entſpricht und den alten Inhalt nicht berührt. 
v. Beckerath hält die Übertragung von Vermögen fir das 
ſachliche Kennzeichen des Kapital⸗ und Geldmarktes. Wenn ich von 
Erwerbskapital ſprach, ſo wendet er dagegen ein?, ich faßte „in ein⸗ 
ſeitiger Weiſe den Standpunkt des Kapitalgebers ins Auge, während 
bei einem marktmäßigen Verkehr das gehandelte Objekt, vergleichs⸗ 
weiſe geſprochen die Ware, eine Eigenſchaft haben muß, die ihr 
regelmaßig vom Standpunkt beider handelnden Parteien aus Wert 
verleiht. Die Kapitaleigenſchaft kann dies nicht ſein. Vom Stand⸗ 
punkt des Vermögensgebers ſind die gegen Entgelt übertragenen 
Fonds zwar wie gejagt Erwerbskapital, vom Standpunkt des 
Nehmers jedoch durchaus nicht immer (Verbrauchskreditꝛ̃ . Was 
hier gegeben und genommen wird, iſt nicht Kapital, wenigſtens nicht 
in einer e Bedeutung, ſondern einfach private 


1 Vgl. 8. 45 Anm. 2. ö 2 S. 35. 
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wirtſchaftliches Vermögen. ... Vermögen im Sinne der ſofortigen 
gegenwärtigen Verfügungsmacht über gegenwärtige Güter und 
„Dienſtleiſtungen, wie fie ſich in der allgemeinſten Weile in einer 
Geldſumme ausdrückt. Nur um dieſe Art aktuellen Güter⸗ und 
Leiſtungsvermögens als Grundlage realer und augenblicklich ver⸗ 
fügbarer Nutzung iſt es denen zu tun, die Aktien und Obligationen 
ausgeben, Hypotheken aufnehmen ... und nur dieſer Art Vermögen 
entäußert ſich die andere Partei durch die Vermögensübertragung“. 
Ein großer Teil des ſo gekennzeichneten Vermögens kommt für den 
Kapital und Geldmarkt gar nicht in Betracht und kann von den 
hier Begehrenden nicht genutzt werden. Eine nähere Beſtimmung 
iſt unentbehrlich. Die Bezeichnung des hier Gegebenen und Ge⸗ 
nommenen als Vermögen iſt zu weit und damit ausgeſprochen 


irrtümlich. Vermögen ſchlechthin, allgemeine wirtſchaftliche Ver⸗ 


fügungsmacht, erſcheint auf dem Warenmarkt teils mit Verbrauchs-, 
teils mit Erwerbsabſichten. Auf dem Kapital⸗ und Geldmarkte 
erſcheint nur eine beſtimmte Vermögensart. Was hier Verwertung 
ſucht und begehrt wird, iſt nur Erwerbskapital und damit Kapital 
in einem wiſſenſchaftlichen Sinne. Und zwar iſt es Erwerbskapital 
nicht nur vom Standpunkt des Gebers, ſondern auch des Nehmers 
und auch an ſich. Der Nehmer begehrt nur ſolche zu jeder beliebigen 
Verwendung ſofort bereite Vermögensmacht, die ſich als werbendes 
Kapital verwerten will, er begehrt ausſchließlich Erwerbskapital. 
Wenn er es teilweiſe nicht zu Erwerbs⸗, ſondern zu Verbrauchs⸗ 
zwecken benutzt, ſo ändert das weder etwas an der Natur des auf 
dem Markt im Verkehr Stehenden, noch an dem, was er begehrt. 
Würde ihm etwas anderes als Erwerbskapital angeboten, ſo hätte 
er keine Verwendung dafür, denn das nicht Erwerbskapital dar⸗ 
ſtellende Vermögen verlangt einen ſofortigen Gegenwert in konkreter 
Güterform. Deshalb erſcheint es nicht auf dem Kapital- und Geld⸗ 
markt, ſondern auf dem Warenmarkt. Der Begriff Erwerbskapital 
iſt gebildet nach der Art, wie der Eigentümer ſein Vermögen in 
den Dienſt der Bedürfnisbefriedigung ſtellt, aber er bezeichnet nichts⸗ 
| deſtoweniger eine volkswirtſchaftliche Erſcheinung. Er ſcheidet das 
von ihren Eigentümern der unmittelbaren Bedürfnisbefriedigung 
vorenthaltene und der mittelbaren zugeführte Vermögen und be⸗ 
zeichnet eine feſt umriſſene volkswirtſchafiliche Maſſe mit weitreichenden 
volkswirtſchaftlichen Folgen. Durch dieſes beſtimmte Verhalten ihrer 
Eigentümer erhält die Maſſe an ſich beſtimmte Eigenſchaften, die 
ihr damit unbedingt anhaften. Ihre wichtigſe und uns hier an⸗ 
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gehende Eigenſchaft iſt, daß allein fie als Kapitalanlage hingegeben 
wird. Hier haben wir die geforderte „Eigenſchaft, die der Ware 
regelmäßig vom Standpunkt beider Parteien aus Wert verleiht“. 
Dieſe Eigenſchaft macht eine gewiſſe Vermögensmenge zum Gegen⸗ 
ſtand des Kapital⸗ und Geldmarktes, ſie beſtimmt, daß dieſe hier 
begehrt wird, ſie iſt es, die für Geber und Nehmer gleichmäßig eine 
unbedingt gekennzeichnete, feſt umriſſene Maſſe bildet. 

v. Beckeraths Einwendung gegen die Verwendung des Kapital⸗ 
begriffes ſcheint mir deshalb irrtümlich. Die Beſchränkung des 
Kapital⸗ und Geldmarktes auf den Verkehr in Erwerbskapital bringt 
die unentbehrliche nähere ſtoffliche Beſtimmung. Daß eine derartige 
nötig und durch den Vermögensbegriff nicht geleiſtet wird, dürfte 
dargetan fein. Auch Geckerath erkennt dies tatſächlich an, denn er 
greift ſelbſt zu einer \andern Beſtimmung!. Er „faßt? Kapital⸗ 
und Geldmarkt in ihrer Geſamtheit als einen Inbegriff von 
Kreditgeſchäften oder vielmehr von Kreditvorgängen in Kombi⸗ 
nation mit der Zirkulation der daraus entſtehenden verbrieften 
Forderungsrechte auf. Man könnte die Geſamtheit dieſer Märkte 
mit einem kurzen Ausdruck demnach wohl als „Kreditmarkt“ be⸗ 
zeichnen.“ Hierbei bedient er ſich des Kreditbegriffes von Komorzynski 
und begreift „alle? die Geſchäfte als Kreditgeſchäfte, bei denen Teile 
(aktuellen) Güter⸗ und Leiſtungsvermögens gegen Entgelt von einer 
Wirtſchaft an eine andere zur Nutzung als Eigentum überlaſſen 
werden“. Alſo nicht einfach um Vermögen ſchlechthin handelt es 
ſich, ſondern um einen beſonderen Vermögensverkehr, und zwar zieht 
v. Beckerath hier dieſelben Eigentümlichkeiten heran, die der Begriff 
des Erwerbskapitals betont. Fraglich iſt nur, ob ſein Kreditbegriff 
das wirklich leiſtet. Aber ſelbſt wenn es gelingt, alle tatſächlichen 
Vorgänge des Kapital⸗ und Geldmarktes unter dieſen Kreditbegriff 
zu bringen, was ich hier nicht erörtere, ſo iſt unter keinen Um⸗ 
ſtänden damit eine Verbeſſerung herbeigeführt. Ich bediene mich 


1 Bei einer ſpäteren Begriffsbeſtimmung (S. 52) bedient er ſich des Ver⸗ 
mögensbegriffes und beſtimmt: „Der Kreditmarkt iſt die gedachte Einheit aller 
derjenigen entgeltlichen Übertragungen von Teilen aktuellen Vermögens zur 
Nutzung in fremde Wirtſchaft, bei denen ſich das Entgelt nicht allein nach den 
beſonderen Verhältniſſen des einzelnen Geſchäfts, ſondern aus dem Durchſchnitt 
einer Reihe von Geſchäften ähnlicher Art als Marktpreis oder in Annäherung 
an einen Marktpreis beſtimmt.“ Vermögen, das in fremder Wirtſchaft genutzt 
wird, iſt nicht „einfach privatwirtſchaftliches Vermögen“, ſondern Erwerbskapital. 
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mit dem Erwerbskapital eines allgemein anerkannten, jedem Volks⸗ 
wirtſchaftler geläufigen Begriffes, während v. Beckerath eine Er⸗ 


läuterung über den Kreditbegriff beifügen muß, um ſeine Beſtimmung 


des Kapital⸗ und Geldmarktes auch nur vor den gröbſten Miß⸗ 


verſtändniſſen zu bewahren. — Ein Teil des Kapital⸗ und Geld⸗ 
marktes, und unter Umſtänden ein ſehr wichtiger, iſt das keine 
Verwertung findende Kapital, die ſich anſammelnden Beſtände, und 
die unbefriedigt bleibenden Begehrungen. Beides ſind zweifellos 
keine Kreditgeſchäfte und wohl auch keine Kreditvorgänge, wie der 
Ausdruck in der ſchließlichen Beſtimmung lautet, und werden alſo 
durch dieſe Begriffsbeſtimmung nicht erfaßt. Die v. Beckerathſche 
Beſtimmung betont, wie mir ſcheint, zu ſehr die zuſtandegekommenen 
Geſchäfte. Man könnte mir vorwerfen, ich nenne ſie gar nicht, 


ſondern nur die Verwertung ſuchenden und die begehrten Kapitalien. 


Ich würde erwidern, daß in der Tat nur dieſe den Inhalt des 
Marktes bilden. Die zuſtandegekommenen Geſchäfte ſind kein Be⸗ 
ſtandteil des Marktes mehr, ſie veröden dieſen und beſeitigen das 
freie Kapital wie die Begehrungen nach ihm. 

Der Kreditbegriff dient v. Beckerath aber nicht dazu, die Geſamt⸗ 
heit des Kapitalverkehrs zu beſtimmen. Gewiſſe Kapitalübertragungen 
ſieht er nicht als Kreditgeſchäfte an, und zwar faßt er den Begriff 
enger! als Komorzynski. Die Beteiligung an einer offenen Handels⸗ 
geſellſchaft ſieht er im Gegenſatz zu Komorzuynski nicht als Kredit: 
gewährung an, wohl aber die bei einer Aktiengeſellſchaft und Ge⸗ 


| werkſchaft. Seine Begründung hat für mich nichts Überzeugendes. 


Entſcheidend für ihn iſt die „wirtſchaftliche? Beſtimmung über das 
Unternehmen“, die der offene Handelsgeſellſchafter in der Regel 
habe, der Aktionär und Gewerke in der Regel aber nicht. „Es? 
gibt viele Aktiengeſellſchaften, .. bei denen Aktionäre und Unter⸗ 
nehmer identiſch ſind, doch iſt dieſe Identität eine zufällige. Die 
Wirtſchaftsmacht über das Vermögen des Unternehmers iſt grund⸗ 
ſätzlich nicht an den Beſitz der Aktien oder Kuxe geknüpft, ſie kann 


und wird oft in den Händen eines oder mehrerer Aktionäre liegen 


und wird dann eventuell durch deren Aktienbeſitz geſtützt werden, ſie 
kann aber auch ebenſogut von einer energiſchen Verwaltung aus⸗ 


N geübt werden, ohne daß die betreffenden Perſönlichkeiten einen großen. 


1 Ich frage: Wohin kämen wir, wenn jeder Schriftſteller für ſich das Recht 


in Anſpruch- nahme, oder es gar feinem Scharffinn ſchuldig zu ſein glaubte, dem 
Kreditbegriff einen eigenen Inhalt zu geben. 


2 S. 13. 
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Aktienbeſit zu haben brauchten.“ Auch in einer offenen Handels⸗ 
geſellſchaft kann die tatſächliche Macht ein energiſcher Prokuriſt haben. 
Ein grundſätzlicher Unterſchied zwiſchen offener Handelsgeſellſchaft, 

Aktiengeſellſchaft und Gewerkſchaft beſteht nicht. Alle drei ſind 
Kreditgeſchäfte oder alle drei ſind es nicht. Soll der tatſächliche 
Zuſtand der Machtausübung durch Geſellſchafter, Aktionär und Ge⸗ 
werke für das Beſtehen eines Kreditgeſchäftes entſcheiden, ſo gilt 
das ebenfalls für alle drei gleichmäßig. Schließlich ſagt Beckerath 
in der Tat: „Was! wir hier dartun wollen, iſt natürlich keines⸗ 
wegs, daß Aktie und Kux immer und überall ein Kreditverhältnis 
dokumentieren. In Fällen der Familiengründung, wo die Familien⸗ 
mitglieder zugleich Aktionäre und Leiter des Unternehmens find, 
oder beim Aktienbeſitz (und Kuxenbeſitz) des Unternehmers überhaupt 
iſt dies gewiß nicht der Fall. Behauptet wird nur, daß ein ſehr 
großer Teil dieſer Wertpapiere in Wahrheit Kreditbeziehungen ver⸗ 
körpert, und daß dies vor allem bezüglich der auf den Markt 
kommenden und marktmäßig (zum Kurſe) erworbenen Aktien der 
Fall iſt.“ Über das Vorliegen eines Kreditverhältniſſeß und die 
Zugehörigkeit zum Kapital⸗ und Geldmarkt würde alſo die jedesmal 
vorzunehmende Prüfung der tatſächlichen Machtverhälmmiſſe entſcheiden. 
Auf dieſe Weiſe dürfte man kaum zu einer auch nur leidlich brauch— 

baren Beſtimmung und Abgrenzung des Inhaltes des Kapital- und 
Geldmarktbegriffes kommen. v. Beckerath hat recht, die bei einer 
Familiengründung ſich ereignenden Kapitalgeſchehniſſe nicht dem 


Kapital⸗ und Geldmarkt zuzurechnen. Aber nicht, weil nach 
den Machtverhältniſſen das Kreditverhältnis fehlt, ſondern weil 


durch die zu gründende Geſellſchaft kein Kapitalbegehr entſtand, 
und die Familie kein freies Kapital zu verwerten ſuchte. Die Familie 
hat ihr gebundenes Kapital lediglich in Aktienform überführt. Inhalt 
des gedachten Kapital: und Geldmarktes iſt der Kapitalbegehr und 
das Kapitalangebot. Die Erfaſſung des zur Verfügung geſtellten 
und des begehrten Kapitals iſt unſere Aufgabe. Und ganz ähnlich 
verhält es ſich meiſt auch privatwirtſchaftlich: Kapital ſoll verwertet 
werden, und Kapital wird gebraucht. Neben dieſer Grundtatſache 
verſchwindet, welche Form das ſchließlich zuſtandegekommene Geſchäft 
annimmt, und wie. dieſes volkswirtſchaftlich oder rechtlich konſtruiert 


wird. Im Geſchäftsleben ſtehen für denſelben Vorgang oft mehrere 
Formen zur Verfügung, deren ſchließliche Wahl aber unmöglich 


1 S. 14. u | 8 ö 
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darüber entſcheiden kann, ob der immer gleiche Kapitalbegehr dem 
Kapital- und Geldmarkt zuzurechnen iſt oder nicht. Ein Unter⸗ 
nehmer braucht Kapital und ſucht es. Dieſe Tatſache führt ihn 
dem gedachten Kapital- und Geldmarkt zu. Er wünſcht das Geſuchte 
in Form eines Kontokorrentkredites oder eines längeren Darlehns 
oder einer zweiten Hypothek oder vielleicht einer ſtillen Beteiligung. 
Schließlich kann er ſich nur helfen durch Aufnahme eines tätigen 
Teilhabers. Die Nachfrage nach dem volkswirtſchaftlich zur Ver⸗ 
fügung ſtehenden und Verwertung ſuchenden Kapital iſt immer dieſelbe 
geblieben, es ſind nur mehrere Abteilungen des Marktes durch⸗ | 
wandert. Und eben fo wenig finde ich es als eine die volkswirt⸗ | 
ſchaftlichen Kapitalverhältniſſe berührende und vom Kapital: und 
Geldmarkt ausſchließende Bedingung, wenn gewiſſe Kapitale neben 
ihrer ſachlichen Verwertung auch die der perſönlichen Arbeitskraft 
ihrer Eigentümer erſtreben. (Teilhaber, Direktor einer Aktien⸗ 
geſellſchaft.) Hierdurch wird wie durch andere Eigenheiten eine 
beſondere Abteilung des Kapital- und Geldmarktes gebildet, aber 
es erfolgt keine Ausſchließung. 

Noch ein anderes Merkmal zieht v. Beckerath zum 1 der 
Beſtimmung des Kapital- und Geldmarktes heran. Seine ſchließliche 
Beſtimmung lautet: „Wir faſſen die Ergebniſſe unſerer bisherigen 
Ausführungen dahin zuſammen, daß Kapital- und Geldmarkt, welche 
wir unter dem Namen Kreditmarkt umfaſſen, die gedachte Einheit 
von Kreditvorgängen und Kreditzirkulationsvorgängen darſtellen, 
bei denen ſich die Vergütung der gewährten Kredite als eine durch⸗ 
ſchnittliche unter dem Einfluß der Bedingungen einer Vielheit gleich⸗ 
artiger Geſchäfte bildet.“ Er zieht alſo die Gewinnrate des 
Kapitals heran. Das wundert mich nicht, denn ich bin ſelbſt 
bei der Beſchäftigung mit der Gewinnrate zur Beſchäftigung mit 
dem Kapital⸗ und Geldmarkt⸗Begriff gekommen. Ich habe aber 
keine Veranlaſſung gefunden, darauf Bezügliches in die Begriffs⸗ 
beſtimmung aufzunehmen, und auch v. Beckerath hat mich nicht von 
der Zweckmäßigkeit überzeugt. Eine Abgrenzung und Ausſcheidung 
bedeutſamer Teile oder Vorgänge iſt nicht beahſichtigt, wenigſtens 
nicht von mir. Die Beeinfluſſung der Gewinnrate durch eine Vielheit 
von Geſchäften iſt eine ganz allgemein gültige Erſcheinung, die für 
alle Beſtandteile des Marktes in Betracht kommt. Sie aber als 
begriffsbeſtimmend in den Vordergrund zu ſtellen, ſcheint mir über⸗ 
flüſſig und deshalb nicht angezeigt, denn fie iſt für einen Markt 
eine ee, die nicht e betont zu werden 
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Aktienbeſitz zu haben brauchten.“ Auch in einer offenen Handels: | 
geſellſchaft kann die tatſächliche Macht ein energiicher Prokuriſt haben. 
Ein grundſätzlicher Unterſchied zwiſchen offener Handelsgeſellſchaft, 
Aktiengeſellſchaft und Gewerkſchaft beſteht nicht. Alle drei ſind 
Kreditgeſchäfte oder alle drei ſind es nicht. Soll der tatſächliche 
Zuſtand der Machtausübung durch Geſellſchafter, Aktionär und Ge- 
werke für das Beſtehen eines Kreditgeſchäftes entſcheiden, ſo gilt 
das ebenfalls für alle drei gleichmäßig. Schließlich ſagt Beckerath 
in der Tat: „Was! wir hier dartun wollen, iſt natürlich keines⸗ 
wegs, daß Aktie und Kux immer und überall ein Kreditverhältnis 
dokumentieren. In Fällen der Familiengründung, wo die Familien⸗ 
mitglieder zugleich Aktionäre und Leiter des Unternehmens ſind, 
oder beim Aktienbeſitz (und Kuxenbeſitz) des Unternehmers überhaupt 
iſt dies gewiß nicht der Fall. Behauptet wird nur, daß ein ſehr 
großer Teil dieſer Wertpapiere in Wahrheit Kreditbeziehungen ver⸗ 
körpert, und daß dies vor allem bezüglich der auf den Markt 
kommenden und marktmäßig (zum Kurſe) erworbenen Aktien der 
Fall iſt.“ Über das Vorliegen eines Kreditverhältniſſes und die 
Zugehörigkeit zum Kapital⸗ und Geldmarkt würde alſo die jedesmal 
vorzunehmende Prüfung der tatſächlichen Machtverhälmiſſe entſcheiden. 
Auf dieſe Weiſe dürfte man kaum zu einer auch nur leidlich brauch⸗ 
baren Beſtimmung und Abgrenzung des Inhaltes des Kapital⸗ und 
Geldmarktbegriffes kommen. v. Beckerath hat recht, die bei einer 
Familiengründung ſich ereignenden Kapitalgeſchehniſſe nicht dem 
Kapital⸗ und Geldmarkt zuzurechnen. Aber nicht, weil nach 
den Machtverhältniffen das Kreditverhältnis fehlt, ſondern weil 
durch die zu gründende Geſellſchaft kein Kapitalbegehr entitand, 
und die Familie kein freies Kapital zu verwerten ſuchte. Die Familie 
hat ihr gebundenes Kapital lediglich in Aktienform überführt. Inhalt 
des gedachten Kapital: und Geldmarktes iſt der Kapitalbegehr und 
das Kapitalangebot. Die Erfaſſung des zur Verfügung geſtellten 
und des begehrten Kapitals iſt unſere Aufgabe. Und ganz ähnlich 
verhält es ſich meiſt auch privatwirtſchaftlich: Kapital ſoll verwertet 
werden, und Kapital wird gebraucht. Neben dieſer Grundtatſache 
verſchwindet, welche Form das ſchließlich zuſtandegekommene Geſchäft 
annimmt, und mie. dieſes volkswirtſchaftlich oder rechtlich konſtruiert 
wird. Im Geſchäftsleben ſtehen für denſelben Vorgang oft mehrere 
Formen zur Verfügung, deren ſchließliche Wahl aber unmöglich 
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darüber entſcheiden kann, ob der immer gleiche Kapitalbegehr dem 


Kapital⸗ und Geldmarkt zuzurechnen iſt oder nicht. Ein Unter⸗ 


— 


nehmer braucht Kapital und ſucht es. Dieſe Tatſache führt ihn 
dem gedachten Kapital⸗ und Geldmarkt zu. Er wünſcht das Geſuchte 
in Form eines Kontokorrentkredites oder eines längeren Darlehns 
oder einer zweiten Hypothek oder vielleicht einer ſtillen Beteiligung. 


Schließlich kann er ſich nur helfen durch Aufnahme eines tätigen 


Teilhabers. Die Nachfrage nach dem volkswirtſchaftlich zur Ver⸗ 
fügung ſtehenden und Verwertung ſuchenden Kapital iſt immer dieſelbe 
geblieben, es ſind nur mehrere Abteilungen des Marktes durch⸗ | 
wandert. Und eben fo wenig finde ich es als eine die volkswirt⸗ | 
ſchaftlichen Kapitalverhältniſſe berührende und vom Kapital⸗ und 
Geldmarkt ausſchließende Bedingung, wenn gewiſſe Kapitale neben 


ihrer ſachlichen Verwertung auch die der perſönlichen Arbeitskraft 


ihrer Eigentümer erſtreben. (Teilhaber, Direktor einer Aktien⸗ 
geſellſchaft.) Hierdurch wird wie durch andere Eigenheiten eine 
beſondere Abteilung des Kapital⸗ und Geldmarktes gebildet, aber 


es erfolgt keine Ausſchließung. 


Noch ein anderes Merkmal zieht v. Beckerath zum Aufn der 
Beſtimmung des Kapitals und Geldmarktes heran. Seine ſchließliche 
Beſtimmung lautet: „Wir faſſen die Ergebniſſe unſerer bisherigen 
Ausführungen dahin zuſammen, daß Kapital⸗ und Geldmarkt, welche 


wir unter dem Namen Kreditmarkt umfaſſen, die gedachte Einheit 


von Kreditvorgängen und Kreditzirkulationsvorgängen darſtellen, 
bei denen ſich die Vergütung der gewährten Kredite als eine durch⸗ 
ſchnittliche unter dem Einfluß der Bedingungen einer Vielheit gleich⸗ 
artiger Geſchäfte bildet.“ Er zieht alſo die Gewinnrate des 
Kapitals heran. Das wundert mich nicht, denn ich bin ſelbſt 
bei der Beſchäftigung mit der Gewinnrate zur Beſchäftigung mit 
dem Kapital⸗ und Geldmarkt⸗Begriff gekommen. Ich habe aber 
keine Veranlaſſung gefunden, darauf Bezügliches in die Begriffs⸗ 
beſtimmung aufzunehmen, und auch v. Beckerath hat mich nicht von 
der Zweckmäßigkeit überzeugt. Eine Abgrenzung und Ausſcheidung 
bedeutſamer Teile oder Vorgänge iſt nicht beabſichtigt, wenigſtens 


nicht von mir. Die Beeinfluſſung der Gewinnrate durch eine Vielheit 


von Geſchäften iſt eine ganz allgemein gültige Erſcheinung, die für 
alle Beſtandteile des Marktes in Betracht kommt. Sie aber als 


begriffsbeſtimmend in den Vordergrund zu ſtellen, ſcheint mir über 
fluſſig und deshalb nicht angezeigt, denn ſie iſt für einen Markt 


eine e die nicht 8 betont zu werden 
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braucht. Eine Notwendigkeit hierfür läge nur dann vor, wenn die 
nicht marktmäßigen Vorgänge ſo belangreich wären, daß ihre aus⸗ 
drückliche Ausſchließung geboten erſchiene, was aber nicht der Fall 


iſt. Die näheren Beſtimmungen von v. Beckerath, daß die Vergütung 


eine „durchſchnittliche“ ſei und ſich unter dem Einfluß „gleichartiger“ 
Geſchäfte bilde, ſcheinen mir aber irrtümlich. Die Vergütung, möchte 
ich ſagen, iſt nie eine durchſchnittliche. Man kann aus einer Vielheit 
von tatſächlichen Vergütungen eine durchſchnittliche berechnen, wie 
aber die tatſächlichen Vergütungen ſelbſt als durchſchnittliche be⸗ 
zeichnet werden können, iſt mir unerfindlich. Und ebenſo entſpricht 
die Beſchränkung des Einfluſſes auf „gleichartige“ Geſchäfte nicht 
der Wirklichkeit. Auch ungleichartige Geſchäfte des Kapital⸗ und 
Geldmarktes beeinfluſſen ſich, und es wäre ſicherlich richtiger zu 
ſagen, daß es kaum ein Geſchäft gibt, das auf die anderen nicht 
einen Einfluß ausübte, wenn dieſer Einfluß auch ein ſehr ver⸗ 
ſchiedener iſt. Ä 

Aber auch dieſes Merkmal N v. Beckerath, um mehr oder 
weniger weitgehende Ausſcheidungen vorzunehmen. „Die Frage, 
ob ein Kreditgeſchäft dem Kapitalmarkt oder Geldmarkt zuzurechnen 
iſt oder nicht, entſcheidet ſich unſeres Erachtens allein danach, in 
welcher Weiſe die Bedingungen dieſes Geſchäftes zuſtande kommen, 
ob fie ſich allein nach der Lage und den wirtſchaftlichen Macht⸗ 
verhältniſſen bei Abſchluß des einzelnen Geſchäftes oder ob ſie ſich 
auch nach den Bedingungen einer Vielzahl gleichartiger Geſchäfte 
richten. Wenn wir von dem geſamten Kapital- und Geldmarkt oder 
Kreditmarkt ſprechen, jo genügt es nicht, dieſen als ‚die gedankliche 
Einheit aller Kreditvorgänge (Spiethoff n) zu definieren. Er iſt nur 
die Einheit aller marktmäßigen Kreditvorgänge. Mit der Vorſtellung 
eines Kreditmarktes iſt die Idee einer einheitlichen Preisbildung für 
größere Gruppen von Kreditgeſchäften untrennbar verknüpft 

Für die Herausbildung eines ſolchen Marktes iſt aber Homentlid; 
bei den langfriftigen Krediten ihre Übertragbarkeit, die Fungi⸗ 
biliſierung der entſprechenden Kredittitel, von allergrößter Bedeutung. 
Die Fungibilität der Kredittitel iſt namentlich beim langfriſtigen 
Kredit das Hauptkriterium der Marktzugehörigkeit von Kredit⸗ 
geſchäften.“ £ wu wird dem F beigelegt, was = 


a Das angegriffene Wort „alle“ kommt übrigens in meiner Beſtimmung 
nicht vor. Richtig iſt aber, daß ich, wegen der Belangloſigkeit der nicht markt⸗ 
mäßigen Erſcheinungen, dieſe nicht beſonders ausgenommen habe. * 
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| kömmlich nur für den Börſenbegriff verlangt wird. Das Weſen 
des Marktes im Gegenſatz zur Börſe iſt unter anderem, daß nicht 


vertretbare Ware, ſondern Einzelware gehandelt wird. Das gilt 


von der berühmten Berliner Frühbörſe gerade jo wie von jedem 
Viehmarkt. Indem v. Beckerath das überſieht, engt er den Kapital⸗ 


und Geldmarkt willkürlich ein. Der börſenmäßige Kapitalmarkt iſt 


ſehr wichtig, und es iſt gewiß nützlich, ihn auch begrifflich beſonders 


zu erfaſſen. Man könnte vom „Kapitalmarkt der Börſe“ ſprechen 
und käme damit zu einer ähnlichen Teilung für den Kapitalmarkt, 


wie es der „Geldmarkt der Börſe“ für den Geldmarkt iſt. Aber 
man darf den Verkehr in fungibeln Wertpapieren nicht für den 
ganzen Kapitalmarkt fordern und damit deſſen Begriff ſo einengen, 
daß er einen ganz neuen Inhalt erhält. Was der Marktbegriff 


verlangt, erlaubt die Zurechnung der ganz großen Maſſe der Kapital⸗ 

angebote und ⸗begehrungen zum Kapital und Geldmarkt. Für den 
„gedachten Markt“ iſt erforderlich, daß eine Mehrheit von Vorfällen 
ſich gegenſeitig beeinflußt, und das gilt für die große Menge der 
Geſchäfte, von denen v. Beckerath wie ſelbſtverſtändlich ſagt, ſie ge⸗ 


* hörten nicht zum Kapital- und Geldmarkt. Natürlich gibt es unter 


den Teilmärkten große und kleine, empfindliche und widerſtands⸗ 


Starke, aber das iſt kein grundſätzlicher Unterſchied. Selbſt die Be⸗ 


dingungen der zweiten Hypothek großer Städte unterliegen einer 
marktmäßigen Bildung. Die Art, wie das „Damno“ ſich in Berlin 
bildet, iſt durchaus marktmäßig. Die Kapitalangebote und⸗begehrungen, 
die dieſem Erfordernis nicht entſprechen, ſind volkswirtſchaftlich ſo 
geringfügig, daß in der Beſtimmung des Kapital⸗ und Geldmarkt⸗ 
begriffes ein längerer Hinweis darauf nicht gerechtfertigt iſt. Wenn 
auf den ausdrücklichen Ausſchluß dieſer, meiner Meinung nach zu 


vernachläſſigenden, Menge Gewicht gelegt wird, würde das den 


Verwertung ſuchenden und begehrten Kapitalien hinzugefügte Wort 


„marktmäßig“ alle Zweifel ausſchließen. 


Wie allen nicht wiſſenſchaftlichen Begriffen fehlt dem des Kapital⸗ 


und Geldmarktes der ganz feſte tatſächliche Inhalt, der nur in ge⸗ 


wiſſen Umriſſen feſtſteht. Ihn nach Möglichkeit feſtzulegen, iſt eine 


der Aufgaben ſeiner wiſſenſchaftlichen Beſtimmung. Soweit hierbei 


Gewalt angewendet werden muß, um über Schwankungen und Un⸗ 


ſicherheiten des tatſächlichen Gebrauches Herr zu werden, darf der 


Inhalt aber meines Erachtens nicht ohne Not eingeengt werden. 
Der Begriff iſt zweifellos ein ſehr weiter, und es dürfte deshalb 


richtig ſein, ihn ſo weit zu faſſen, daß er den weiteſtgehenden Be⸗ 


— 
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dürfniſſen entſpricht. Einen noch weiteren Begriff r neu zu ſchaffe, 
wäre ſicherlich se unzweckmäßig, wie es angezeigt iſt, für engere 
beſondere Inhalte neue Begriffe zu bilden. Ich halte einen Begriff 
für unerläßlich, der alle Kapitaldngebote und ⸗begehrungen umfaßt, 
die für die weitgreifendſten volkswirtſchaftlichen Erörterungen in 


Betracht kommen. Er muß alſo das in einer Stadt, Volks⸗ 


wirtſchaft uſw. Verwertung ſuchende und begehrte Kapital umfaſſen, 
ſo weit es in einer dem Marktbegriff entſprechenden Weiſe auftritt 
und nicht durch Sondereigenheiten für die große volkswirtſchaftliche 
Betrachtung belanglos wird. Nach der tatſächlichen Übung iſt dies 
und kann dies nur der Begriff Kapital und Geldmarkt ſein. Die 


Aufgabe der Wiſſenſchaft ſcheint mir, dieſen N zu befeftigen, 
nicht aber unſicher zu machen. | 


v. Beckerath hat mich n wenn er meint! ich habe 


N meinerſeits den Kapital⸗ und Geldmarkt gliedern wollen. Schon 


der ganze Aufbau meiner Darſtellung und die Erörterung wider⸗ 
ſpricht dem. Ich habe dem Leben ablauſchen wollen, wie es gliedert 
und habe den tatſächlichen Brauch zu ſchildern? geſucht. Daß dabei 
viele Mängel bleiben, wenn beſtimmte wiſſenſchaftliche Bedürfnisse N 
verfolgt werden, iſt ſelbſtverſtändlich. | 

Gewiſſe Vorfälle werden dem Kapital⸗, andere her Geldmarkt 


zugerechnet. Will man die beiden Begriffe erfaſſen, fo müſſen die 


ihren tatſächlichen Inhalt bildenden Erſcheinungen auf einen ge⸗ 
meinſamen Nenner gebracht werden. 
Gegen meine Beſtimmung des Kapitalmarktes und des Geldmarktes 


nach langen und kurzen Hingabefriſten wendet v. Beckerath 


ein, fie ſei „keine! klare und brauchbare, ſteht einem jeden doch frei, 
was er unter langer und kurzer Friſt verſtehen will, ſo daß man 
nach dieſem Kriterium ganz willkürlich einteilen könnte“. Dieſes 
Urteil über die „Unbrauchbarkeit der Friſtbeſtimmung anerkennt 


1 S. 7. | 
2 In dieſer Beziehung bringt v. Beckerath im Exkurs 1 einige Einwen⸗ 


dungen nicht grundſätzlicher Art, die geeignet find, meine Beſtimmung des 


Kapital⸗ und Geldmarktes zu verbeſſern. Ich nehme das dankbar auf und würde 
jetzt ſo beſtimmen: Der „Kapital⸗ und Geldmarkt“ iſt die gedachte Zuſammen⸗ 
faſſung des marktmäßig Verwertung ſuchenden Erwerbskapitals und der markt⸗ 
mäßigen Begehrungen danach. Der „Kapitalmarkt“ umfaßt das⸗Unternehmungs⸗ 
und das langfriſtige Leihkapital, der „Geldmarkt“ das Leihkapital auf kurze 
Friſten. Der „Geldmarkt der Börſe“ iſt der an dieſem Ort in nm Ge⸗ 
ſchäftsformen ſic abſpielende Teil des „Geldmarktes | 
3 S. 26. i 


—— —ẽ m ne 0 


991] Deer Vegriff des Kapital und Geldmarktes „ 43 


5b. Beckerath ſelbſt nicht, denn auch in feiner Beſtimmung findet ſich 


dieſes unbrauchbare Merkmal. Freilich iſt die Grenze keine feſte. 


Wer hierin einen wirklichen, den Gebrauch der Begriffsbeſtimmung 
beeinträchtigenden Mangel erblickt, müßte die Aufgabe darin ſehen, 


für lange und kurze Friſten eine feſte Grenze zu finden. Das wäre 
nicht unmöglich. v. Beckerath tut das aber nicht. In bezug auf 


die nächſtliegende Aufgabe bleibt feine Kritik alſo unfruchtbar. 
iſt eben ſelbſt der Meinung, daß hier kein weſentlicher Mangel 


vorliegt, denn „in! Wirklichkeit hebt ſich deutlich eine Reihe kurz⸗ 
friſtiger Kreditgeſchäfte, bei welchen alle möglichen Friſten zwiſchen 


einem Tage und einem Jahre vorkommen, deutlich ab von den oben? 


als langfriſtige Geſchäfte bezeichneten Kreditvorgängen, bei denen 


die Friſten mindeſtens mehrere Jahre (minimal 3—4) und oft 


Jahrzehnte laufen, ſofern es ſich nicht um dauernde Kreditgewährung 
handelt.“ Ein handwerkliches Bedürfnis nötigt alſo nicht, die 
Scheidung nach der Friſt aufzugeben. Mit Ausnahme einiger 


weniger Formen iſt das, was tatſächlich dem einen und dem anderen 


Markt zugerechnet wird, durch das Friſtmerkmal ſcharf beſtimmt. 
Nötigen andere Gründe, das Friſtmerkmal zu erſetzen? v. Becke⸗ 


kath ſagt: „Eine? Unterſuchung der wirtſchaftlichen Unterſcheidung 


des Kapital⸗ und Geldmarktes kann trotzdem bei dieſem Unterſchied 
der Friſtigkeit nicht ſtehen bleiben, denn die Friſtigkeit eines Kredites 


iſt zwar zweifellos wirtſchaftlich wegen der Folgen für die Ver⸗ 


wendbarkeit derſelben, für das Kreditriſiko uſw. von erheblicher Be⸗ 
deutung, an ſich iſt ſie jedoch lediglich ein juriſtiſch⸗ formaler Umſtand 
und deshalb für eine ökonomiſche Unterſcheidung nicht zu gebrauchen.“ 
Das ſcheint mir ſehr weitgehend und kühn. Wenn man die Nutzungs⸗ 


zeit des Kapitals bei aller Anerkennung wirtſchaftlicher Folgen als 
einen lediglich juriſtiſch⸗formalen Umſtand bezeichnet und daraus 


ihre Unbrauchbarkeit für eine ökonomiſche Unterſcheidung ableiten 
will, fo bedarf das doch wohl einer näheren Begründung, als fie 


in dieſer Behauptung gegeben iſt. Ob ein Kapital gegen ehren⸗ 


wörtliches Versprechen der Rückgabe, gegen Schuldſchein oder Wechſel 
hingegeben wird, iſt ein juriſtiſch⸗formaler Unterſchied, ob es aber 


auf einen Tag oder auf ewig gegeben wird, ft für mich ein wirt⸗ 


f chaftlicher Unterſchied, der ift würde dei ſagen ein materieller, 


18S. 26. ie 1 
2 S. 8 wird eine tubing a Geſchäfte gegeben, abır keine e Baifi 
beſtimmung für langfristig“ * 
8 S. 27 
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wobei ich es als Nichtjuriſt v. Beckerath natürlich frei ftellen muß, 


auch einen juriſtiſch⸗formalen darin zu ſehen. Daß es aber „an ſich“ 
und „lediglich“ ein ſolcher ſei, der „für eine ökonomiſche Unter⸗ 


ſcheidung nicht zu gebrauchen“ ift, halte ich für irrtümlich. Es kann 


beſtimmte ökonomiſche Unterſcheidungen geben, für die die Friſt⸗ 
beſtimmung unbrauchbar iſt. Ich gebe ſelbſtverſtändlich die Mög⸗ 


2 


lichkeit zu, ein Merkmal zu finden, das eine beſſere ökonomiſche 


Unterſcheidung des Kapitalmarktes vom Geldmarkt bietet als die 
Friſtbeſtimmung. Aber die Vorausſetzung dabei bleibt, daß die tat⸗ 
ſächlichen Inhalte der Begriffe nicht verändert werden, ſondern nur 
deren Erfaſſung vervollkommnet wird. Sehen wir zu, ob v. Beckerath 
das gelingt. 

v. Beckerath nimmt folgenden Ausgangspunkt: Wen ein 
weſentlicher, allgemeingültiger wirtſchaftlicher Unterſchied der Kapital⸗ 
markts⸗ und Geldmarktskredite beſteht, jo muß er in dem Unter⸗ 
ſchied der Nutzung beim Kreditnehmer liegen.“ Wie ſeltſam! 
Der Unterſchied „muß“ in einer beſtimmten Richtung liegen, und 


dies bei Begriffen, die rohe Verſuche des Geſchäftslebens ſind, 


den Kapitalmarkt und den Kreditmarkt nach praktiſchen Bedürf⸗ 
niſſen zu gliedern. Das Leben hat eine Gliederung vorgenommen, 
daß ihr Unterſcheidungsmerkmal die Nutzung beim Kreditnehmer ſein 
muß, iſt ein willkürlicher Ausgangspunkt. Mit gendu demſelben 


Rechte kann geſagt werden, irgend ein anderes muß der Unterſchied 
ſein. Eine Unterſuchung könnte ergeben, daß der Unterſchied tat⸗ 


ſächlich der behauptete iſt, aber das „Muß“ zum Ausgang zu 


nehmen, verrückt alles. Aus einer Unterſuchung, die den Unter⸗ 


ſchied finden ſoll, wird der Aufbau von Begriffen, die ſich auf dieſen 


Unterſchied gründen. Ausgehend von dieſer Annahme, der Unter⸗ 


ſchied müſſe in der Nutzung beim Kreditnehmer liegen, erblickt ihn 


v. Beckerath darin, daß „der! Kapitalmarkt die langfriſtigen Kredit⸗ 
geſchäfte umfaßt, bei denen es ſich um die Beſchaffung langdauernder 
Gebrauchsgüter für die Wirtſchaft des Kreditnehmers handelt. Der 


Geldmarkt dagegen iſt der Markt kurzfriſtiger Kredite, mittels deren 


der Kreditnehmer ſich fungible Güter, Verbrauchsgüter und Geld 


zum unmittelbaren Konſum, zur Beiöaftung von u 


oder zu weiterem: Umſatze erwirbt.“ 
Rein formal, möchte ich ſagen, ws uns hier ieh eine un: 
vollkommene und unvollſtändige Beſchreibung als eine ſcharfe Be⸗ 


1. S. 52. 
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griffsbeſtimmung gegeben. Scheiden wir die von v. Beckerath als 
unbrauchbar bezeichnete, aber doch benutzte Friſtbeſtimmung aus, ſo 
ſtehen ſich als Hauptunterſchiede gegenüber langdauernde Gebrauchs⸗ 
güter und Verbrauchsgüter. Von Erzeugungsgütern iſt gar nicht 
die Rede, was gewiß ſehr auffallend iſt, wenn von Kapital⸗ und 
Vermögensverwendung gehandelt wird. Daß mit Hilfe des Kapital⸗ 
marktes Erzeugungsgüter zu beſchaffen ſind, läßt die Beſtimmung 
mit keinem Wort zu, er iſt mit den langdauernden Gebrauchsgütern 
erſchöpft. Aus einer gegen mich gerichteten Anmerkung! geht hervor, 
daß unter langdauernden Gebrauchsgütern Erzeugungsgüter mit⸗ 
verſtanden werden. Das widerſpricht dem üblichen Sprachgebrauch 
und wird von niemandem ſo verſtanden werden. Jedenfalls darf 
5. Beckerath ſich nicht darauf berufen, ich begriffe unter „Gütern des 
reproduktiven Konſums“ nicht nur „feſte Produktionsanlagen im 
engern Sinne“, ſondern „langdauernde Gebrauchsgüter überhaupt“. 
Würden nach wiſſenſchaftlichem Brauch unter „langdauernden Ge— 
brauchsgütern“ Produktionsanlagen mitverſtanden, ſo hätte ich mir 
den Begriff der Güter des reproduktiven Konſums erſparen können. 
Da dieſe Vorausſetzung nicht zutrifft, und ich dieſe Gebrauchsgüter 
und die Erzeugungsanlagen wegen ihrer gemeinſamen Eigenſchaft, 
mit Kapital, nicht mit Einkommen gekauft zu werden, zuſammen⸗ 
faſſen wollte, mußte ich den Begriff „Güter? des reproduktiven 
»Konſums“ bilden. — Der Geldmarkt ſoll keine Erzeugungs⸗ und 
Gebrauchsgüter gewähren, aber neben Verbrauchsgütern zu unmittel⸗ 
barem Konſum auch ſolche zu weiterem Umſatz. Wenn damit Hilfs⸗ 
ſtoffe wie Schmieröl und Rohſtoffe umfaßt werden ſollen, ſo wäre 
das wiederum eine ganz ungewöhnliche Ausdrucksweiſe. Der Un⸗ 
befangene, wird unter Verbrauchsgütern zu weiterm Umſatz ſicherlich 
Genußgüter für den Handel verſtehen. Ein anderer Unterſchied der 
beiden Märkte wird dahin beſtimmt, daß nur der Kreditmarkt Geld 
gewährt. Schon die Wortfügung ſcheint mir nicht glücklich: „Der 
Geldmarkt iſt der Markt kurzfriſtiger Kredite, mittels deren der 
Kreditnehmer ſich Geld erwirbt.“ Die Kredite werden in Geld ge⸗ 


! S. 52 Anm. 1. N 
2 Die Wortbildung iſt 11 1 nicht beſonders gelungen und mehrfach be⸗ 
anſtandet (mit Recht unter der allein zutreffenden ſprachlichen Begründung von 
Herkner). Ich habe deshalb den Begriff erſetzt durch „Ertragsgüter“. Die 
mittelbar von Sombart erhobene Forderung, das Wort müſſe ſelbſttätig den 
Inhalt wiedergeben, erfüllt es zwar nicht, aber dieſe Forderung iſt zu weitgehend 
und wird kaum durch einen Begriff befriedigt. 


| 
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| 11 1 mittels der Kredite werden die Verbrauchsgüter erworben. 


Die Betonung des Geldes allein für den Kreditmarkt iſt aber über⸗ 


haupt keine Quelle der Verdeutlichung. Als Zwiſchenform für das 


letztlich begehrte Gut und als Wertform kommt es für den Kapital⸗ 


markt geradeſo in Betracht. Am wertvollſten ſchiene mir, wenn 


die Betonung gemeint wäre, daß Geld zu weiterm Umſatz ee 


wird, womit das Bankgeſchäft erfaßt wäre. Abe dasſelbe geſchieht 
auf dem Kapitalmarkt, wenn zum Beiſpiel eine Bank ihre Wert⸗ 
papiere verkauft. Beſonders hervorgehoben wird das Geld, mit 
dem Dienſtleiſtungen beſchafft werden. Nachdem Verbrauchsgüter 
zum weitern Umſatz und zum unmittelbaren Konſum ſchon genannt 


ſind, ſcheint es mir eine unnötige Belaſtung der Begriffsbeſtimmung, 


noch beſonders hervorzuheben, daß dieſe Verbrauchsgüter nicht nur 
in Form von Sachgütern, ſondern auch von perſönlichen Gütern 
gewählt werden können. Jedenfalls hätten aber nicht nur Dienſt⸗ 


leiſtungen, ſondern überhaupt die Arbeitskraft genannt werden ſollen. 
Schließlich wird ein Unterſchied der beiden Märkte darin betont, daß 


die mit Hilfe des Geldmarktes erworbenen Güter fungible ſeien. Da⸗ 
nach würden alſo fungible langdauernde Gebrauchsgüter, zum Bei⸗ 
ſpiel Eiſenbahnſchienen und viele andere Bauſtoffe nicht mittelſt der 


Kredite des Kapitalmarktes beſchafft werden und ebenſowenig die 


nichtvertretbaren Verbrauchsgüter mittelſt der Kredite des Geld⸗ 
marktes. — Ich halte für unmöglich, daß ein Volkswirtſchaftler, der 
unbefangen dieſe beiden Begriffsbeſtimmungen vorgelegt erhält, auch 
nur einigermaßen den Inhalt der beiden Märkte danach angibt, 


weder den gebräuchlichen Inhalt noch den von v. Beckerath gemeinten. 
Die ſachliche Frage iſt nunmehr. zu erörtern. 


Was ſtellt v. Beckerath feſt hinſichtlich des Unterſchiedes der 
Nutzung beim Kreditnehmer, worin er den Weſensunterſchied von 
Kapitalmarkt und Geldmarkt erblickt? v. Beckerath widmet dieſer Dar⸗ 


ſtellung 26 Seiten und unterſcheidet dabei drei Gruppen von Wirt⸗ 


ſchaften: private Erwerbswirtſchaften, private Verbrauchswirtſchaften, 


öffentliche Wirtſchaften. Sehr kennzeichnend iſt, daß v. Bederäth 


von der Friſtbeſtimmung ausgeht! und die Frage ſo ſtellt: welchen 
Zwecken dienen in dieſen drei Gruppen lang⸗ und kurzfriſtige 
Kreditaufnahmen? Nach ſeinem Urteil über die Unbrauchbarkeit 


des Friſtmerkmals müßte man erwarten, er würde die Zweck⸗ 
verwendung ſelbſtändig zum leitenden Merkmal machen. Ganz im 


1 S. 29. 
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Gegenteil find überall die lang⸗ und kurzfriſtigen Kredite die feſten, 
gegebenen Gruppen, von denen ausgegangen wird. Bei den privaten 
Erwerbs wirtſchaften weiſt ihn die Frage nach dem Nutzungszweck 
auf den Unterſchied von Anlage⸗ und Betriebs kapital. Dieſe 
Scheidung iſt aber nicht zugleich diejenige zwiſchen Kapitalmarkt und 
Geldmarkt. Ein beträchtlicher Teil des Betriebskapitals ſoll und 
wird tatſächlich auch aus dem Markt des langfriſtigen Kapitals, dem 
Kapitalmarkt entnommen . Anderſeits wird ein Teil des Anlage⸗ 
kapitals entgegen den Forderungen der Kredit⸗ und Banklehre nicht 
dem Kapitalmarkt, ſondern dem Geldmarkt entlehnt. Die tatſächliche 
Geſtaltung dieſer Verhältniſſe, das Regelwidrige und Gefährliche 
dieſes Tuns wird ausführlich geſchildert. Es iſt ein Spiel von 
Zuſtandsſchilderung, Anklage, Warnung und Forderung des Anders⸗ 
ſeinſollens. Den Mittelpunkt bildet das Zeitmaß, das Zuſammen⸗ 
fallen und Auseinanderfallen von Kreditfriſt und Kapitalnutzungsdauer. 
Das Scheidungsmerkmal der Begriffsbeſtimmung, langdauernde Ge⸗ 
brauchsgüter und Verbrauchsgüter, kommt in der ganzen Erörterung 
nicht vor. Ebenſowenig wird darauf eingegangen, weshalb beim 
Geldmarkt die Vertretbarkeit der Güter und das Geld als Begriffs⸗ 
merkmale gewertet werden. Man erwartet den Beweis, daß be⸗ 
ſtimmte Nutzungen den Kapitalmarkt, andere den Geldmarkt feſt 
umreißen, und findet eine Darlegung, aa dies in umfangreichem 
Maße leider nicht der Fall iſt. 
Die Beſprechung der öffentlichen Wirtſchaften bringt eine Lehre 
der Benutzung öffentlichen Kredits, die vorwiegend finanzpolitiſch 
gerichtet und nur loſe zu dem begrifflichen Gegenſatz der beiden 
Märkte in Beziehung geſetzt iſt. Hier iſt zwar von langdauernden 
Gebrauchsgütern und Verbrauchsgütern die Rede, aber fie werden 
nicht in den engen Zuſammenhang zu den beiden Märkten gebracht, 
den man erwarten muß, wenn ſie zu deren Unterſcheidungsmerkmal 
gemacht werden. Auch bei den öffentlichen Wirtſchaften läuft Tat⸗ 
ſachenſchilderung und Aufſtellung von Grundſätzen durcheinander, 
wobei letzteres überwiegt, ohne daß es immer zum Gegenſtand des 
Kapital⸗ und Geldmarktes gehört. v. Beckerath führt aus, in der 
guten Wirtſchaft ſolle langdauernder Kredit nur für große einmalige 
und zudem nur regelmäßig nicht wiederkehrende Aufwendungen und 
5 beſondere Ace langer . in Anſpruch ge⸗ 


* 


1 Die jetzt an der Tagesordnung befindlichen Kapitalerhöhungen und Obli⸗ 
gationenausgaben erfolgen in aller Regel „zur Verſtärkung der Betriebsmittel“. 
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nommen werden, deren Laſten man gerecht teilweiſe künftigen Ge⸗ 
ſchlechtern aufbürden könne. Das ſind die langdauernden Gebrauchs⸗ 
güter des Kapitalmarktes, von denen die Begriffsbeſtimmung ſpricht. 
In der ſchlechten Wirtſchaft werde aus Not und falſchen Grund— 
ſätzen zur Deckung von Fehlbeträgen der ordentlichen Einnahmen 
und von Kriegsbedarf aber langfriſtiger Kredit auch zu Verbrauchs- 
zwecken in Anſpruch genommen. Das ſind die Verbrauchsgüter des 
Kapitalmarktes, von denen die Begriffsbeſtimmung nicht ſpricht. „Sn 
großem Umfange wird in Form von Wechſeln, Schatzſcheinen, 
Kontokorrentkrediten uſw. an den Geldmarkt gegangen, und zwar 
zur Beſtreitung der Anforderungen für Löhne, Gehälter, Verbrauchs⸗ 
güterbeſchaffung uſw.“ Die gute öffentliche Wirtſchaft tut das nur, 
um Kaſſenfehlbeträge zu decken. Die ſchlechte Wirtſchaft bedient ſich 
aber auch dieſer kurzfriſtigen Mittel, um „wirklich zuſätzliche Güter 
und Dienſtleiſtungen zu beſchaffen, wodurch dann die Gefahr einer 
chroniſchen und immer höher werdenden Verſchuldung“ entſteht. 
Das geſchieht im Widerſpruch zu den finanzwirtſchaftlichen Grund— 
ſätzen „und kommt vor bei Überſchreitung der etatsmäßig bewilligten 
Einkünfte und Anleihen, auch zum Zweck der Umgehung der auf die 
Etatsfeſtſtellung bezüglichen Rechte der Volks⸗ und Gemeinde- 
vertretungen“. Das ſind die Verbrauchsgüter und Dienſtleiſtungen 
der Begriffsbeſtimmungen des Geldmarktes, wobei aber hinzuzufügen 
bleibt, daß auch langdauernde Gebrauchsgüter auf dieſe Weiſe be— 
ſchafft werden. — Der private Konſumhaushalt wird als belanglos 
kurz abgetan und kann hier übergangen werden. 

Dieſe Erörterungen führen v. Beckerath zu folgender tatſächlicher 
Zuſammenfaſſung, die dann zu der wiedergegebenen Begriffsbeſtimmung 
der beiden Märkte veranlaßt. „Die! auf dem Kapitalmarkt ge⸗ 
nommenen Kredite werden ganz überwiegend zur Beſchaffung lang⸗ 
dauernder Gebrauchsanlagen ... verwendet ... Viel ſeltener findet 
eine unmittelbare Konſumtion dieſer Mittel, ihre Verwendung zur 
Beſchaffung von Verbrauchsgütern und Dienſt⸗ und Arbeitsleiſtungen 
statt. Wir haben hier vor allem an die Kriegs- und Rüſtungskredite 
zu erinnern. Dieſe Fälle behalten jedoch gegenüber der, Regel, daß 
die Kredite in der Hand des Kreditnehmers langdauernde Sachgüter⸗ 
form annehmen, den Charakter der Ausnahmen, welche durch ungewöhn⸗ 
liche Umſtände oder durch Vernachläſſigung der Grundſätze geſunder 
Wirtſchaft herbeigeführt werden. Dagegen dienen die regulären Geld⸗ 


1 S. 51 u. 52. 
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marktkredite ‚faft durchweg der Beſchaffung von fungibeln Gütern 
(Lager), Verbrauchsgütern, perſönlichen Dienſtleiſtungen und Zahlungs⸗ 
mitteln, ſie nehmen keine bleibende Sachform an... Wir haben 
betont, daß dieſe Scheidung von Kapitalmarkt und Geldmarkt nach 
ö der materiellen Verwendung der betreffenden Mittel nicht ganz' ſtreng 
in allen Fällen zutrifft, und möchten außerdem noch einmal hervor⸗ 
heben, daß es natürlich möglich iſt, auch die Mittel des Geldmarktes, 
d. h. zu kurzfriſtiger Anlage beſtimmte Mittel, zur Beſchaffung lang⸗ 
dauernder Gebrauchsgüter zu benutzen. Dieſer Vorgang .. . iſt ſogar 
.in gewiſſen Grenzen ein wirtſchaftspolitiſch regulärer ... Das ändert 
jedoch nichts daran, daß prinzipiell aus den gemachten Erwägungen 
heraus nur die Verwendung zur Beſchaffung von Verbrauchsgütern 
einer wirklich liquiden Anlage entſpricht.“ Statt nach dem, was iſt, 
beſtimmt v. Beckerath die Märkte nach dem, was ſein ſollte, oder 
was gewiſſen Grundſätzen entſpräche, und das, was dem tatſächlich 
nicht entſpricht, tut er als regelwidrig und mengenmäßig belanglos 
ah. Gerade dieſe mengenmäßige Belangloſigkeit des Regelwidrigen 
hätte bewieſen werden müſſen. Die Frage wird jedoch gar nicht 
eigens geſtellt, ja die Erörterung mit ihren beweglichen Klagen zeigt 
mehrfach ſelbſt das Gegenteil. Aber auch die ideale Regel v. Beckeraths 
wird durch deſſen Begriffsbeſtimmung nicht erfaßt, denn einen Teil 
des Betriebskapitals ſoll der Kapitalmarkt liefern, und fo kann auch 
ideal ſich dieſer nicht in langdauernden Gebrauchsgütern ben 
ſondern muß auch andere Güter beſchaffen. 

Dieſe ganze Darlegung von v. Beckerath bringt den Beweis, daß 
Kapitalmarkt und Geldmarkt ſich tatſächlich nicht nach der Nutzung 
beim Kreditnehmer ſcheiden laſſen. Der Kapitalmarkt dient ganz 
regelmäßig der Erlangung von Anlagekapital, von Betriebskapital 
und von Verbrauchskredit, ſeine Mittel werden alſo verwendet zur 
Beſchaffung von Erzeugungsanlagen, langdauernden Gebrauchsgütern, 
Hilfsſtoffen, Arbeitskräften, Rohſtoffen und Genußgütern. Keine 
—Gütergruppe fehlt. Und genau fo verhält es ſich mit dem Geld⸗ 
markt. Auch er gewährt Anlage- und Betriebskapital und auch 
Verbrauchskredit, und ſo vermittelt auch er ſämtliche Gütergruppen. 
Das Mengenverhältnis der Güterarten zueinander iſt bei beiden 
Märkten verſchieden, aber es kennzeichnet keinen Unterſchied, der zur 
Begriffsbeſtimmung ausreicht. Die Art der Nutzung ſcheidet nicht 
den Kapitalmarkt vom Geldmarkt; das beſte Scheidungs⸗ und Be⸗ 
ſtimmungsmerkmal für die tatſächlich beiden Märkten zugewieſenen 
Erſcheinungen ſcheint mir nach wie vor die sur ana) 
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entſpricht 19 75 und kurzen Friſten der Kapitalhingabe lehrmäßig | 


eine beſtimmte Verwendung durch den Kapitalnutzer, und wir wiffen 
auch, daß in ſehr vielen Fällen die Regel tatſächlich befolgt wird. 


Aber die Verwendung durch den Kapitalbenutzer entſcheidet nicht die 
Zugehörigkeit zum einen oder andern Markt. Kommen Friſt und 
Verwendung in Gegenſatz, ſo zeigt ſich, daß die Zurechnung nicht 


nach der Verwendung, ſondern nach der Friſt erfolgt. Ganz alle 
gemein ſcheint mir jede Scheidung der Verwendung, nicht nur die 


von langdauernden Gebrauchsgütern und Verbrauchsgütern, un⸗ 


geeignet zur Begriffsbeſtimmung und Scheidung der beiden Märkte. 


Es handelt ſich hier um unſichtbare Dinge. Unmöglich iſt es, 
einem Kreditgeſchäft äußerlich anzuſehn, ob es der Beſchaffung 
der einen oder andern Güterart dient. Deshalb iſt die Zurech⸗ 
nung zum Kapitalmarkt oder Geldmarkt nach dieſem Merkmal ſchon 


verfahrensmäßig nicht durchführbar. Man kann alle Erſcheinungen 


begrifflich beſtimmen und auch Kapitalnutzungen jeder Art begrifflich 


zuſammenfaſſen. Aber zur Begriffsbeſtimmung feſtſtehender Gruppen 
des täglichen Lebens eignen ſich nur jederzeit einwandfrei und leicht 


. 


feſtſtellbare Kennzeichen, nicht ſolche, die hinter den äußeren Er⸗ 


ſcheinungen liegen und erſt durch Unterſuchungen ermittelt werden 


müſſen. Und noch ein anderes. Bei der Erörterung, ob das auf 


dem Kapital- und Geldmarkt zum Umſatz Gelangende als allgemeine 
Vermögensmacht oder als Erwerbskapital zu bezeichnen ſei, machte 
v. Beckerath geltend, man dürfe nicht in einſeitiger Weiſe den Stand⸗ 


punkt des Kapitalgebers ins Auge faſſen. Er berückſichtigt jetzt bei 


der Trennung der beiden Märkte lediglich den Kapitalnehmer. Der 
Kapitalgeber erſcheint weder mit a Gebrauchsgütern, 


1 Das anerkennt auch v. Schulze⸗Gävernitz Bantwefen, 1915, S. m. | 


Er jagt zwar zunächſt: „Das Angebot an feſtem Kapital gegen langfriſtige 
Gläubigerrechte heißt Kapitalmarkt, das Angebot an flüffigem Kapital gegen kurz⸗ 


feiftige Gläubigerrechte heißt Geldmarkt.“ Aber er fährt doch fort: „Der Unterſchied 


zwiſchen beiden Märkten beſteht in der Verpflichtung des Schuldners auf längere 


oder kürzere Friſt.“ Auch Hahn (Der Gegenſtand des Geld⸗ und Kapitalmarktes 


in der modernen Wirtſchaft. Archiv für Sozialwiſſ. u. Sozialpol. Bd. 46, 1) 


bekennt ſich zum Friſtmerkmal, wenn er ſagt: „Der Unterſchied der Märkte liegt 


nicht in dem, was von den Geld⸗ und Kapitalgebern angeboten, ſondern in dem, 
was von ihnen nachgefragt wird. Dieſe Nachfrage richtet ſich auf Rückzahlungs⸗ 
verſprechen von kürzerer oder längerer Friſtigkeit. Die Stellen, an denen lang⸗ 
friſtige Schuldtitel. .. nachgefragt werden, find im Sinne der Praxis als 
Kapitalmärkte zu bezeichnen. Die kurzfriſtigen Nückzahlungsveffprechen werden 
auf dem Geldmarkt nachgefragt. . | 
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noch mit Verbrauchsgütern auf dem Markt. Wonach entſcheidet ſich, 
welchem Markt er angehört? 
Vor allem iſt aber zu betonen, daß v. Beckerath ebenſo wie 


beim „Kapital⸗ und Geldmarkt“ ſo auch beim „Kapitalmarkt“ und 


beim „Geldmarkt“ dadurch, daß er nur teilweiſe zutreffende Eigen⸗ 
ſchaften zu Begriffsmerkmalen erhöht, nicht den gebräuchlichen Inhalt 
der Begriffe deutlich macht, ſondern den Begriffen einen fremden 
Inhalt gibt. Mit jeder Einzelheit ſeiner Beſtimmungen ſcheidet er, 
wie gezeigt, Beſtandteile aus dem Geſamtmarkt und deſſen beiden 
Gruppen aus, die allgemeinem Brauch nach dazu gehören. Er be⸗ 


ſtimmt nicht die alten Inhalte der Begriffe neu, ſondern er ſchafft 


neue Inhalte. Man kann an den Vorgängen des Kapital⸗ und 
Geldmarktes vielerlei Aufſchlußreiches beſchreiben, ohne daß es ſich 
aber zur Aufnahme in die Begriffsbeſtimmungen eignet. v. Beckerath 
drückt anmerkungsweiſe! fein Erſtaunen über mich aus, der ich zwar 
die kapitaliſtiſche Zuſammengehörigkeit von langdauernden Gebrauchs⸗ 
gütern und Erzeugungsanlagen geſehen, und ſie den mit Einkommen 
gekauften Gütern des unmittelbaren Verbrauchs gegenüber geſtellt, 
aber bei der Begriffsbeſtimmung des Kapitalmarktes und Geldmarktes 
keinen Gebrauch davon gemacht habe. Ich halte für richtig, für 
neue Bedürfniſſe neue Begriffe zu bilden. Etwas anderes iſt es, 
einen im Geſchäftsleben gangbaren Begriff ſo beſtimmen, daß er 
wiſſenſchaftlich benutzbar wird, oder ihm einen neuen Inhalt geben. 
Das eine Mal paßt man ſich an die tatſächliche Übung an und iſt 
lediglich beſtrebt, dieſe möglichſt klar zu erfaſſen. Das andere Mal 
aber entfremdet man den Begriff ſeinem gewohnten Dienſt und führt 
ihn ganz neuen Aufgaben zu. Dieſes Vorgehen iſt eine Gefahr für 
den Wiſſenſchaftsbetrieb, denn es Bunde Unſicherheit i in den eu Ä 
der gewohnten Begriffe. | 
| Zuſammenfaſſend kann ich nur 9 die Ablehnung 2 des Kapital⸗ | 

begriffes und deſſen Erſetzung durch den Vermögensbegriff ſcheint 
mir irrtümlich. Die Benutzung eines Kreditbegriffes mit beſonderem 
Inhalt und die Heranziehung einer beſtimmten Art der Bildung der 
Gewinnrate iſt Auffaſſungsſache, bringt uns meines Erachtens aber 
nicht weiter. Im Gegenteil droht dadurch Verwirrung. Der Begriff 
des Kapital⸗ und Geldmarktes hat einen in gewiſſen Umriſſen feſt⸗ 


1 S. 52 Anm. 1. 
2 Auch gegenüber Hahn a. a. O. halte ich am gapitalbegriff feſt, worauf 


ich mir vorbehalte, in einem beſonderen Aufſat über den Gegenſtand des Kapital⸗ 


und W zurückzukommen. 
| 5 4 * 


Bee But, ee 
* B 
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ſtehenden Inhalt. Ihn willkürlich zu RER ift zum mindeſten 
unzweckmäßig. Ebenſo verhält es ſich mit den Untergruppen Kapital⸗ 


markt und Geldmarkt. Die Unterſcheidung nach kurzen und langen 


Friſten, die v. Beckerath für unbrauchbar erklärt, wendet er ſchließlich 


zwar felbſt an, aber alle anderen Beſtimmungen widerſprechen dem 


gebräuchlichen Inhalt der Begriffe, und ſind auch an ſich ſo ſchief, 


daß der neue Inhalt ſich nur ſchwer feſtſtellen läßt, und eine ſehr 


ſonderbare Zuſammenſetzung erhält. Ich bedauere, daß v. Beckerath 
dieſen Weg gegangen iſt. Um der darin liegenden Gefahr entgegen⸗ 


zudwirken, hielt ich mich als erſter, der den Begriff des Kapital⸗ und 
= Geldmarktes im deutſchen Schrifttum mehr als in einem Nebenſatz 
= berückſichtigt hat, für verpflichtet, etwas m führer zu v. n 
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Zum Problem der eohnbemeſſung 


Von Dr. L. v. Bortkiewiez 
Profeſſor der Staatswiſſenſchaften an der Aniverſität Berlin 


Inhaltsverzeichnis: 1. Unterſcheidung zwiſchen Lohnformen und Lohnſyſtemen 


S. 53. — 2. Die linearen und nichtlinearen Lohnformen S. 53. — 
3. Beſtimmung der vorteilhafteſten linearen Lohnform S. 56. — 4. Vergleiche 
zwiſchen verſchiedenen nichtlinearen Lohnformtypen S. 60. — 5. Lineare 


Lohnformen als Erſatz für den Rothertſchen Lohnformtyp S. 66. — 6. Ein⸗ 
teilung der Lohnſyſteme S. 67. — 7. Die in der Praxis eingeführten Lohn⸗ 
ſyſteme S. 68. — 8. Das Syſtem ungleicher Lohnform und ungleicher 
Stundenlohnſätze als Ideal S. 69. — 9. 8 der e dei 
handlungsweiſe S. 71. g 


teigerung der Produktivität der Arbeit“ iſt e bei 


1 uns nicht minder wie in England oder Sowjetrußland die 


Loſung. Da gewinnt unter anderem auch die Frage der Lohn⸗ 
bemeſſung eine erhöhte Bedeutung, und erregt jede dieſer Frage ge⸗ 
widmete Unterſuchung ein um ſo lebhafteres Intereſſe, je mehr ſie 
den Zuſammenhang zwiſchen Löhnungsmethode und Arbeitsleiſtung 
betont. Das tut gerade die hier zu beſprechende Studie, ohne jedoch 
von vornherein auf dieſen einen Geſichtspunkt eingeſtellt zu ſein. 
Sie bietet vielmehr, wie es ſchon ihr Titel erwarten läßt, vor allem 
eine geordnete Darlegung der verſchiedenen Löhnungsmethoden. 
Dabei unterſcheidet der Verfaſſer zwiſchen „Lohnformen“ und 
„Lohnſyſtemen“. Erſteren Ausdruck bezieht er auf die Frage, 
nach welchen Grundſätzen die Leiſtung eines einzelnen, für ſich be⸗ 
trachteten Arbeiters entlohnt wird; letzterer Ausdruck dient ihm zur 
Bezeichnung der Art, wie ſich in einem beſtimmten Betrieb die für 


die verſchiedenen darin beſchäftigten Arbeiter geltenden Lohnſätze 


und Lohnformen zueinander verhalten. Dieſer Unterſcheidung ent: 
ſprechend zerfällt die Schrift in zwei Kapitel, von denen das eine 
die Theorie der Lohnformen, das andere, erheblich kürzere, die 
Theorie der Lohnſyſteme zum Gegenſtand hat. 

Die Ausführungen des erſten Kapitels beruhen auf einer Ein⸗ 
teilung der Lohnformen in „lineare“ und „nichtlineare“. 
Dieſe Einteilung nimmt darauf Bezug, daß, wenn man, wie es 
ſeit langem üblich iſt, in einem rechtwinkligen Koordinatenſyſtem 


1 A. Schilling, ord. Prof. an der Techniſchen Hochschule in Breslau, 
Theorie der Lohnmethoden. Berlin 1919, Springer. VIII u. 128 S. 
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— 
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auf der Pin enachſe die in Stunden ausgedrückte Herſtelungszeit ( 0), 
die irgendein Werkstück erfordert, und auf der Ordinatenachſe die 


entſprechenden Lohnkoſten (J) aufträgt, die letzteren hierbei entweder 
durch eine Gerade dargeſtellt werden, mithin als lineare Funktion 


der Herſtellungszeit erſcheinen oder nicht. Für alle linearen Lohn⸗ 
formen gilt die Beziehung: L It 1 (T — t) x, worin 1 den 
Stundenlohnſatz, T die unter Zugrundelegung der Leiſtung eines 


Arbeiters im Zeitlohn vorkalkulierte Herſtellungszeit (die „Grund⸗ 
zeit“) und x eine poſitive Größe bedeutet, die zur näheren Charakteri⸗ 
ſierung der Lohnform dient. Bei Zeitlohn hat man x = O, bei 


Stücklohn x = 1, bei Prämienzeitlohn O Tx l, bei Prämienſtück⸗ 


lohn X l. Sollte jemand daran Anſtoß nehmen, daß auf dieſe 
Weiſe Zeitlohn und Stücklohn, dieſe beiden „fundamentalen Lohn⸗ 
methoden“, wie fie Ludwig Bernhard nennt!, zu Varietäten 
eines gemeinſamen Lohnformtypus degradiert werden, ſo könnte ihm 
Schilling die Ausführungen von David F. Schloß über die 
betriebstechniſche Weſensgleichheit oder auch die um 30 Jahre älteren 


Ausführungen von Karl Marx über die ſoziale Weſensgleichheit 


von Zeitlohn und Stücklohn entgegenhalten. Dividiert man L 
durch t, fo erhält man den 5 Stundenverdienſt (v). Dem⸗ 


| nad) iſt vl 8 — x) +3 „ und wenn auf der Abſziſſenachſe 


wiederum bt und auf der een nunmehr v aufgetragen 
wird, fo ergibt ſich im Falle des Zeitlohns eine der Abiziffenachie 
parallel verlaufende Gerade, im Falle des Stücklohns eine gleich⸗ 


ſeitige Hyperbel, ſonſt eine Kurve „hyperbelartigen Charakters“. 


0 


x 


Die nichtlinearen Lohnformen laſſen fih, im Unterſchied von 


den linearen, auf keine allgemeingültige Formel bringen. Hier ge⸗ 


ſtaltet ſich die funktionelle Beziehung zwiſchen den Lohnkoſten (L) 
und der Herſtellungszeit (t) vielmehr ſehr verſchieden. Für den Fall, 
wo L eine ftetige Funktion vom t iſt, entwickelt Schilling verſchiedene 
Lohnformtypen !“, ausgehend i nach N analytiſchen Norm 


1 Handbuch der Löhnungsmethoden, Leipzig 1906, S. 230. 
2 Ebendaſelbſt, S. 4 — 29. | 
3 Das Kapital, I, 19. Kapitel. 


4 Mit dem Worte „Lohnformtyp“, das Schilling nicht gebraucht, it der 


Inbegriff ſolcher Lohnformen gemeint, die durch den gleichen Bau der ihnen 
zugrunde liegenden Formel für L oder v harakterifiert find und nur durch die 


numeriſchen Werte der in den Formeln vorkommenden Parameter voneinander 
differieren. Stellenweiſe ſpricht Schilling von Lohnform im Sinne von Lohn⸗ 
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der Stundenverdienſt ( mit abnehmender Herſtellungszeit (t) zu⸗ 


nimmt. Schiling zufolge 2 es nahe, entweder 47 , oder u 
dv Ä 
dt — kv, oder noch S J — 155 „ wo k eine poſitive Konſtante 


iſt, zu ſetzen. Von hier aus gelangt er zu den drei folgenden Formeln: 
1. vITk (T- 9, 2. vlex @-9 und 3. 10 5) Wenn 


man in Formel ie J Test, fo kommt man auf die bekannte 


Rowanſche Lohnform!; man darf daher in allen Fällen, wo der 
Lohn nach Formel 1 bemeſſen wird, von dem Rowanſchen Lohn⸗ 
formtyp ſprechen. Formel 2 iſt ſeither unbekannt geweſen, während 
Formel 3, wie Schilling angibt, von A. Rothert (1909) in Vor⸗ 


ſchlag gebracht worden iſt, und zwar mit der Maßgabe, daß k = 3 


geſetzt werde. Nebenbei bemerkt, ergibt ſich aus Formel 3 bei k — 5 
die Zeitlohnform und bei k = 1 die Stücklohnform, womit gejagt 
iſt, daß dieſe beiden Lohnformen auch anders rubriziert werden 
können, als es in der Schillingſchen Syſtematik geſchieht. | 
Diejenigen nichtlinearen Lohnformen, bei denen v und daher 
auch L als ſtetige Funktionen von t bei einem beliebigen Wert von t 
erſcheinen, wie zum Beiſpiel jene Lohnformen, die unter einen der 
drei ſoeben betrachteten Lohnformtypen fallen, bezeichnet Schilling 
als. „nichtlineare regelmäßige Lohnformen beſonderer Art“. Neben 
ihnen gebe es „nichtlineare unregelmäßige Lohnformen beſonderer 
Art“, deren Eigenart darin beſteht, daß ſie „in einzelnen Teilen“, 
d. h. für einen beſtimmten Bereich der Werte t keinem mathematiſchen 
Geſetz folgen, wofür die Lohnform der Santa⸗Fé⸗Bahn ein Beiſpiel 
bietet. Den (regelmäßigen und unregelmäßigen) nichtlinearen Lohn⸗ 
formen beſonderer Art ſtellt der Verfaſſer die „nichtlinearen Lohn⸗ 
formen allgemeiner Art“ gegenüber. Unter dieſer Überſchrift werden 
das Bonusprinzip und das Minimallohnprinzip behandelt. Die 
Lohnkoſten finden hierbei ihren graphiſchen Ausdruck in gebrochenen, 
im Fall des Bonusprinzips treppenförmig verlaufenden 5 e 


formiyp; gewöhnlich aber ſchließt bei ihm der Ausdruck „Lohnform“ beſtimmte 

5 Annahmen über die numeriſchen Werte der betreffenden Parameter mit ein. 
Die meiſten der bei Schilling vorkommenden Lohnformeln enthalten übrigens | 
nur einen Parameter. Ä 
1 Siehe Th. bern in L. Bernhard, o. c., 8. 204. 
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Abgeſehen davon, daß die Bezeichnungen „allgemeine“ und „beſondere“ 
Art hier in einem etwas ungewöhnlichen Sinne gebraucht werden, 
dürfte es zweckmäßiger geweſen fein, ſofern überhaupt die Klaſſi⸗ 
fikation der Lohnformen nach mathematiſchen Geſichtspunkten vor⸗ 
genommen werden ſoll, zwiſchen ſtetigen und unſtetigen Lohnformen 
zu unterſcheiden und dementſprechend die „nichtlinearen Lohnformen 
allgemeiner Art“ mit den „nichtlinearen unregelmäßigen Lohnformen 
beſonderer Art“ zu einer Klaſſe zu verbinden. 


Das Beſtreben des Verfaſſers iſt nicht auschließlich auf eine 


Klaſſifizierung und Veranſchaulichung der verſchiedenen Lohnformen 
gerichtet. Er ſucht zugleich gewiſſe Kriterien für deren Beurteilung 
aufzuſtellen. Sofern die linearen Lohnformen in Frage kommen, 


handelt es ſich für ihn hierbei darum, den „Lohnformfaktor“ (x) u 


mit Rückſicht auf ein Minimum der Arbeitskosten (G) zu beſtimmen. 
Dieſe ſetzen ſich aus den Lohnkoſten (L) und den „Arbeitsunkoſten“ (S) 
zuſammen. Unter „Arbeitsunkoſten“ verſteht Schilling diejenigen 
auf das Werkſtück entfallenden Unkoſten, welche, im Gegenſatz zu 
den „feſten Unkoſten“ (wie etwa die Transport⸗ und Vertriebskoſten), 
ſich mit der für die Herſtellung des Werkſtücks erforderlichen Arbeits⸗ 
zeit ändern. Sie ſind durch den Leerlaufskraftverbrauch der Werk⸗ 
zeugmaſchinen, die Gehälter und die Abſchreibungen bedingt und 
pflegen in den Betrieben der Verarbeitungsinduſtrie auf die „wer⸗ 
benden“ Löhne, d. h. diejenigen Löhne, welche unmittelbar für die 
Herſtellung der betreffenden Verkaufsartikel ausgegeben werden, be⸗ 


zogen zu werden. Der Verfaſſer ſetzt 8 = ult, wo u eine von der 


Eigenart der in Frage ſtehenden Arbeitsverrichtungen abhängige 
Konſtante, I, wie früher, den Grundlohnſatz und t, wie früher, die 
ä . darſtellen. So kommt er,daG=L+S, auf die 
Formel: G = ITX THIt (1 - X T 00). Die „wirtſchaftlich günſtigſte 
Lohnform“ entſpricht nun demjenigen Wert von x, der die Größe G 
zu einem Minimum macht, und zwar vermöge des Umſtandes, daß 
x einen beſtimmten Einfluß auf t ausübt. Die an ſich plauſible 
Annahme, daß die Zeiterſparnis 1 — t mit wachſendem X zunimmt, 
jedoch immer langſamer, bis die höchſtmögliche Zeiterſparnis erreicht 
iſt, wird dahin präziſiert, daß die Beziehung zwiſchen dieſen beiden 


Größen durch die Formel . = es 0 


Elipfe oder genauer durch eine . 3 (da lediglich die poſi⸗ 


tiven Werte von 2 — X und von T— t in Frage kommen) dar⸗ 
geſtellt werden kann. Die Konſtanten a und b, ſomit die halben 


I alſo durch eine N 
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Achſen der Ellipſe beftimmt Schilling aus ne beiden folgenden 
Anſätzen: 1. Beim Stücklohn beträgt die Zeiterſparnis (der Grund⸗ 
zeit gegenüber) 0 T, wo c>0; 2. die höchſte durch Steigerung 
von X (bis auf a) erzielbare Zeiterſparnis beträgt &cT, wo e > 1: 
| eu ergeben ſich die beiden Gleichungen: | | 


Eee 
die zu a = eee — I, b ec führen. Als Endreſultat, | 


betreffend den Zusammenhang zwiſchen dem Lohnformfaktor und 
der Zeiterſparnis, gibt A an: | 


1 


1—5 N e g 


22 
Dieſe Formel iſt aber (wie übrigens zahlreiche andere Formeln auch) 
bei Schilling nicht fehlerfrei geſetzt. Anſtatt des eingeklammerten 
N iſt nämlich zu leſenn :: „ 
N 1 1 

2 


22/1 FE 


8 Abgeſehen davon, kann die e 1 e werden, zum 


Beiſpiel wie folgt: 
N 12 
ea“ 


es Tia = Dx, wo = —ͤ— 
＋ *. 8 


1 


oder noch in 98 Form: 


1 — e 


0 
T1 


Macht man nunmehr von dieſer Formel Gebrauch, ſo läßt ſich 


als Funktion einer einzigen Veränderlichen, nämlich der Veränder⸗ 
lichen x, darſtellen, und indem man die erſte Ableitung von G nach 
X bildet, ſie gleich Null ſetzt und aus der ſo erhaltenen en 
die ſich mit Benutzung meiner Hilfsgröße a in der Form 
4 ( ) * =- 3a ＋2 (1) Ke + ) == 

ſchreiben läßt, x beſtimmt, findet man die geſuchte günſtigſte Lohn⸗ 
form. Die (bei Schilling fehlende) Löſung obiger Gleichung kann auf 
folgende für den praktiſchen Gebrauch bequeme Form gebracht werden: 

N 4 — ß — 8 d + 8? 

8 (a — J) | 


wor e- (＋ D. 


„ 
* 
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Wie man ſieht, iſt x, worauf Schilling eigens aufmerkſam macht, 
von ce unabhängig und nimmt bei gegebenem à beziehungsweiſe e 
mit wachſendem u zu, was Schilling an einem Zahlenbeiſpiel nad) 

weiſt. Wachſende Arbeitsunkoſten bedingen ſomit. um fo „hſchärfere“ 

Lohnformen, d. h. um ſo höhere Lohnformfaktoren, wenn das 
Minimum der Arbeitskoſten erſtrebt wird. Daher ſei, behauptet der 
Verfaſſer, für diejenigen Arbeiter, denen ein großes Kapital mit 


hohen Amortiſations⸗ und Verzinſungskoſten anvertraut iſt, alſo für 
Maſchinenarbeiter, ein relativ hoher, für Handarbeiter (Schloſſer und 


Monteure) hingegen, deren Beſchäftigung mit weſentlich kleineren 
Arbeitsunkoſten verbunden it, ein relativ . Lohnformfaktor 
angezeigt. 


Bei der Wichtigkeit die Schilling dieſem praktischen Ergebnis 
beilegt, wäre es nicht überflüſſig geweſen, wenn er den in Frage. 


ſtehenden Zuſammenhang zwiſchen dem vorteilhafteſten Wert von X 


und dem Koeffizienten „ allgemeiner nachgewieſen hätte, d. h. ohne 


ſich an die Annahme zu halten, daß die Beziehung zwiſchen x und 
T—t in einer Ellipſe ihr Abbild findet, zumal da fol ein all⸗ 
gemeiner Nachweis leicht erbracht werden kann. Setzt man nämlich 


T—t= Topß), ſo findet man als Gleichung, aus welcher ſich der 


( 5 1 
)) I-xtu 
leuchtet unmittelbar ein, daß die Wurzel dieſer Gleichung, ſofern 
9 So, um jo größer ausfällt, je größer iſt, Die Gleichung 
| laßt zugleich den Grund erkennen, weshalb im Falle der Ellipje c 


vorteilhafteſte Wert von x beſtimmt: gi —, und es 


keinen Einfluß auf den vorteilhafteſten Wert von x ausübt. Es 


verdient in dieſem Zuſammenhang auch noch angemerkt zu werden, 
daß man aus Ei Gleichung im Fall, wo 9 geradlinig ver⸗ 


läuft, Xũ4 = 55 und im Fall, wo (x) durch eine Parabel 
5 ai Ellipſe, für welche e = 0) ausgedrückt wird, Xx m erhält. 


Nachſtehende Tabelle, die die vorteilhafteſten u von x 
für die drei Fälle der Ellipſe, der Parabel und der Geraden an⸗ 
gibt, dürfte als Ergänzung zu der Schillingſchen Darſtelung einiges 
Intereſſe bieten: 


4 
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0,ĩ 1 1,00 1,50, 


(Die beiden kursiv gesetzten Zahlenwerte finden ſich auch bei Schilling.) 
Die Wahl der Ellipſe wird von Schilling in nicht gerade über⸗ 


Ä zeugender Weiſe damit begründet, daß „fie ſtark gekrümmt iſt und 


deshalb beſonders als Grenzfall gelten kann“, wozu noch der Um⸗ 
ſtand hinzukomme, daß „ſich für ſie einfachere Rechnungen ergeben“. 
Setzt man, wie es Schilling in feinen Zahlenſpielen tut, c = 0,5“, 


el,, ſo involviert dies (im Fall der Ellipſe) die Annahme, daß, | 


um den Arbeiter zur höchſten Kraftanſpannung, deren er fähig iſt, an⸗ 
zuſpornen, man ihm für die Arbeitsſtunde nahezu das 13 fache (genauer 


das 12, 78 fache) desjenigen Betrags bieten müßte, auf den ſich ſein 


Stundenverdienſt bei Zeitlohn ſtellen würde. Statt ſich bei Be⸗ 
rechnung / des vorteilhafteſten Lohnformfaktors (x) an die Form der 
Ellipſe zu binden, hätte man die Kurve, welche die funktionelle Be⸗ 
ziehung zwiſchen x und T — t ausdrückt, jeweils auf der Grundlage 
von Maſſenbeobachtungen erſt zu beſtimmen. 

Die Frage des vorteilhafteſten Lohnformfaktors unterſucht der 


Verfaſſer noch in der Vorausſetzung, daß der Grundlohnſatz (1), der 


. im bisherigen als unabhängig von x angenommen wurde, ſich nach 


. 


X richtet, und zwar mit ſteigendem x ſinkt, aber nicht etwa einfach 
in umgekehrtem Verhältnis zu Xx, ſondern nach einem beſtimmten, 


vom Verfaſſer ſtatuierten komplizierteren Geſetz. Dadurch ändert 


ſich die Formel für L und wird die Berechnung des vorteilhafteſten 
Wertes von x verwickelter. Gegen dieſe neue Berechnung, wie ſie 


von Schilling ausgeführt wird, iſt einzuwenden: 1. daß er hierbei 


einen durchaus folgerichtigen Anſatz bezüglich der Arbeitsunkoſten 
(S=ult, wo ! einen feſten Lohnſatz bedeutet) ſtillſchweigend mit 
u für bie Rechnung bequemeren, aber nach ſeiner eigenen Anz 


1.Der bei Schilling daneben auftretende Anſatz c = 0 kommt nicht weiter | 


* in Betracht, weil er der Problemſtellung direkt widerſpricht. Bei o 0 hat 
man nämlich t 1 für jeden Wert x, während die Beſtimmung des vorteil⸗ 


hafteſten Wertes von x doch nur unter der Vorausſetzung einen Sinn hat, daß 
X fo oder anders auf t einwirkt. Setzt man c = O, Io = es zur Folge, 8 
I die olg Ellipſe verflüchtigt. 
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ſicht GS 92—93) ſachlich ungerechtfertigten Anſatz (S = ulht, wo 
12 einen veränderlichen, von x abhängigen, Lohnſatz bedeutet) ver⸗ 
tauſcht (beim Übergang von Formel 18 zu Formel 19 auf S. 31); 
2. daß es nicht angeht, die zeitverkürzende Wirkung eines ſteigen⸗ 
den x, wie es der Verfaſſer tut, in dieſem Fall gleich hoch wie im 
Fall eines von x unabhängigen Lohnſatzes anzuſchlagen; und 3. daß 
auch, wenn man dieſe beiden Unvollkommenheiten der Schillingſchen 
Ableitung in Kauf nimmt, im Endreſultat, ſofern man korrekt rechnet, 
| eihe Gleichung ſechſten Grades herauskommt, während bei Schilling 
an deren Stelle eine (übrigens verkehrt geſetzte) quadratiſche Gleichung 
auftritt. Unter dieſen Umſtänden erübrigt es ſich, bei der von ihm 
gefundenen Löſung länger zu verweilen. f 
Man möchte nun erwarten, in den Abſchnitten, die von den = 
nichtlinearen Lohnformen handeln, analoge Unterſuchungen über 
den vorteilhafteſten Wert des mit k bezeichneten Parameters zu finden. 
Von derartigen Unterſuchungen nimmt jedoch der Verfaſſer Abſtand; 
er begnügt ſich vielmehr hier damit, die verſchiedenen Lohnformtypen 
miteinander darauf hin zu vergleichen, inwiefern ſie ein angemeſſenes 
Entgelt für die Verkürzung der Herſtellungszeit bieten und dadurch 
den Lohnempfänger zu höheren Leiſtungen anſpornen. Es ſei nämlich 
zu bedenken, daß es dem Arbeiter anfänglich leicht gelinge, gegen⸗ 
über der Leiſtung beim Zeitlohn Zeiterſparniſſe zu machen, daß 
jedoch, nachdem ein gewiſſes Maß der Verkürzung erreicht iſt, es 
viel ſchwieriger werde, die Herſtellungszeit um das gleiche Maß 
„weiter herabzudrücken. Dazu gehöre ein mit fortſchreitender Zeit⸗ 
verkürzung wachſender Aufwand von „Fleiß, Intelligenz und Um⸗ 
ſicht“. „Deshalb iſt es auch richtig,“ meint der Verfaſſer, „daß 


dieſe beſondere Mühe durch ſpäter ſtärker als anfangs anſteigende 


Stundenverdienſte belohnt wird.“ Der ſo formulierten Forderung, 


2 
die analytiſch in der Ungleichung 1 >0 und geometriſch darin 


ihren Ausdruck findet, daß die Stundenverdienſtkurve konvex zu der 
Abſziſſenachſe verlaufe, entſpricht vor allem der Rowanſche Lohn⸗ 


| formtyp nicht, da- ihm zufolge 155 15 O und ſich die Stundenverdienſt⸗ 


kurve demgemäß in eine Gerade verwandelt. Aber auch der von 
Schilling ſelbſt konſtruierte Lohnformtyp, wonach v lex d-, | 
befriedigt ihn nicht: dieſe Formel genüge zwar grundfäglich der auf⸗ 
geſtellten Forderung, laſſe aber das Verhältnis des unendlich kleinen 
Mehrverdienſtes zu ebenſolcher Zeitverkürzung noch nicht ſtark genug 


9 S „re 
e a 
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mit abnehmender Herſtelungszeit anwachſen. Hier hat man nämlich: 


7 — 3 7 Es 


= F — kv oder er — — kdt. „Eine ähnliche Lohnform“, 
führt Schilling aus, kinnte vielleicht auch in der Gleichung 
dv = K erblickt werden. Indeſſen werden derartige Lohn⸗ 


formen immer noch keine konſtante Anſpannung des Arbeiters hervor⸗ 
rufen, weil auf den Willen des Arbeiters die Tatſache, wenn auch 
nicht mehr in gleichem Maße wie bei der Lohnform der Gleichung (25), 
verzögernd einwirkt, daß einer beſtimmten Zeitverkürzung kein ent⸗ 
. 8 Entgelt gegenüberſteht. Kurz geſagt, die konſtante An⸗ 
ſpannung lohnt ſich für den Arbeiter immer noch nicht. Man wird 
daher noch einen Schritt über dieſe Zwiſchenſtufen hinausgehen 
können, indem man nunmehr die ſpezifiſche Zunahme von v pro⸗ 
portional der ſpezifiſchen Abnahme von b ſetzt. Er wird dann 
kt a “ Letzterer Anſatz entſpricht aber dem Rothertſchen 
Lohnformtyp. Dieſer verdient denn auch nach Anſicht des Verfaſſers 
vor allen anderen den Vorzug. 


Sieht man hierbei die Quotienten * und — u die von Schilling 


als ſpezifiſche⸗ Zunahme des A e eee und „ſpezifiſche⸗ 
Abnahme der Herſtellungszeit bezeichnet werden, auftreten, ſo werden 
in einem Erinnerungen an die Daniel Bernoulliſche Theorie der mora⸗ 
liſchen Hoffnung und an das Weber⸗Fechnerſche pſychophyſiſche Grund⸗ 
geſetz wachgerufen. Allein Schillings Betrachtungen haben damit 
„rein gar nichts zu tun: nimmt er doch auf die Art der Wert⸗ 
ſchätzung, die der Arbeiter den ihm als Lohn zufließenden Geld⸗ 
beträgen zuteil werden läßt, überhaupt keinerlei Rückſicht. Die in 
Frage ſtehenden beiden Quotienten gewinnen nichts an Überzeugungs⸗ 
kraft und wiſſenſchaftlicher Verwendbarkeit dadurch, daß ſie durch 
beſondere Namen ausgezeichnet werden. Dazu kommt, daß man 
Rührer auch gar nicht bedarf, um, ausgehend von einem einfachen und 
naheliegenden Anſatz in e des . von d zu dt, zur 


Rothertſchen Formel zu gelangen. Man Tepe: S — 9 wo 
| die beiden Konſtanten C und k pofitio ind. 85 beſondere 
a Lueg dieſer Differentialgleichung hat man: v= r Dan ſich 


1 Gemeint iſt die Gleichung v = 1 T K (T — t). 


— 


*. 
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N — r berleite g; weil aber v! bei t= T, ſo Andet. 


man 2 IT k und benentſprechend, in Ulbereinftimmung mit Rothert, 


| v- 1 (20 


Es muß ferner Schilling gegenüber 1 werden, daß 
ein Lohnformtyp als ſolcher unmöglich die Gewähr für ein an⸗ 
gemeſſenes Entgelt der mit fortſchreitender Zeitverkürzung ſteigenden 
Arbeitsmühe bieten kann; es kommt vielmehr zugleich auf den nume⸗ 
riſchen Wert der betreffenden Parameter bzw. des betreffenden Para⸗ 
meters, in specie des Exponenten k, an. Da liegt aber die Sache 
ſo, daß nicht einmal bei k = 1, geſchweige denn bei einem niedrigeren 
Wert von k — und Schilling nimmt widerſpruchslos den Rothertſchen 


Anſatz k = 2 hin! — die Proportionalität zwiſchen dem Zuwachs 


der Arbeitsintenſität und dem Zuwachs des Stundenverdienſtes ver⸗ 
bürgt iſt. Es dürfte nämlich im allgemeinen zutreffen, daß der | 
gleiche Mehraufwand von Arbeitskraft nach Überſchreitung eines 
gewiſſen Grades der Arbeitsintenſität ſinkende Mehrerträge liefert ?. 
Und doch würde, ſelbſt wenn dieſes „Geſetz des abnehmenden 
Arbeitsertrags“ nicht gelten würde, ſondern einem gleichen Mehr⸗ 
aufwand von Arbeit ſtets ein gleicher Mehrertrag entſpräche, 
nur im Fall des Stücklohns, d. h. bei k = 1 jene Proportio⸗ 
nalität beſtehen, während bei k T1 der Zuwachs des Stunden⸗ 
verdienſtes notwendig hinter der Steigerung der Arbeitsintenſität 
zurückbleiben müßte. Es ſei mit p die Produktivität der Arbeit, 


1 Nebenbei bemerkt, erhält man dieſem Anſatz zufolge: L = It · II. 
Die tatſächlichen Lohnkoſten erſcheinen als das geometriſche Mittel der Lohnkoſten 


bei Zeitlohn und der Lohnkoſten bei Stücklohn. Klingt de’ nicht v. Thün ens 


Theorie des natürlichen Arbeitslohns an? 
| 2 Dies iſt nicht gleichbedeutend damit, daß ſich hierbei die Herſtellungszeit 
in immer ſchwächerem Maße verkürzt. Denn letzteres wäre auch bei gleich⸗ 
bleibenden Mehrerträgen der Fall. Steigt zum Beiſpiel der Ertrag im Verhältnis 
von 4 zu 3, ſomit um 33 ½ %o, jo ſinkt die Herſtellungszeit im Verhältnis von 
3 zu 4, ſomit bloß um 25%. Suikzeſſiven Mehrerträgen von je 10 0 des; 
Anfangsertrags entſprechen Verkürzungen der Herſtellungszeit um 9,1 04% 7.6 %, 

6,4%, 5,5 %%, 4,8 % uſw. der anfänglichen Verſtellungszeit. über dieſen ein⸗ 
fachen arithmetiſchen Sachverhalt iſt man ſich nicht immer im klaren. So. 
identifiziert zum Beiſpiel A. Bernhard (in L. Bernhard, Handbuch der 
Löbnungsmethoden, S. 70 eine Steigerung der Arbeitsleiſtung um 25 oder 98 %. 
mit einer Zelterſparnis um ebenfonied Prozent! | 


La e NE We 47. 22 2 Er; 


— 
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d. h. die Zahl der Mengeneinheiten irgendeines Gutes, die in einer 
Arbeitsſtunde hergeſtellt werden, bezeichnet. Sit, nach wie vor, t die 
zur Herſtellung einer Mengeneinheit dieſes Gutes erforderliche Arbeits⸗ 


zeit, fo beſteht die Beziehung pt = 1, woraus 1 t tr folgt 


Man hat nun ar — dy 12 und ſetzt man hierin 49 — const, 
(was unter der Vorausſetzung der Gültigkeit des Geſetzes des ab⸗ 
nehmenden Arbeitsertrags bedeuten würde, daß jede neu hinzu⸗ 
kommende Steigerung der Arbeitsintenſität im Verhältnis zu der 


ihr 1 zu niedrig entgolten wird), ſo erhält man 


| T- — 15 I (wo O eine pofitive Konſtante iſt), ſomit bereits k = 1. 


Es ſei zum Beiſpiel bei Verfertigung von Schachteln die Grund⸗ 


zeit (T) mit 6 Minuten und der Stundenlohn (1) für den Arbeiter, 
der gerade noch das Penſum von 10 Schachteln in der Stunde 
erledigt oder dahinter zurückbleibt, mit 2 Mk. angeſetzt. Die Her⸗ 
ſtellung von 11, 12, 13 uſw. Schachteln in der Stunde erfordert 
einen mit jeder neu hinzukommenden Schachtel ſteigenden Mehr⸗ 


aufwand von Arbeitskraft. Für den Fall k . würde aber 


| 2 
dieſem Mehraufwand von Arbeitskraft eine Erhöhung des Tages⸗ 


arbeitsverdienſtes bei achtſtündiger Arbeitszeit um 78 Pf, 75 Pf., 
72 Pf., 69 Pf., 66 Pf. uſw. entſprechen. Der Arbeiter, der 


15 Schachteln in der Stunde, ſomit 120 Schachteln täglich, her⸗ 


ſtellt, würde 19,60 Mk. erhalten (bei K = 1, d. h. bei Stüdlohn 


24 Mk.), und man kann ſich den Geſamtbetrag von 19,60 Mk. als 
zuſammengeſetzt denken: aus dem Grundbetrag von 16 Mk., d. h. 
dem Gegenwert der erſten 80 hergeſtellten Schachteln und den fünf 


hinzutretenden Beträgen von 78 Pf., 75 Pf. uſw., d. h. den Gegen⸗ 


werten von je 8 nachfolgenden Schachteln (wobei von dem Umſtand, 


daß der Wert einer Schachtel außer dem Arbeitslohn für deren 


f Verfertigung noch andere Beſtandteile enthält, natürlich abgeſehen 
wird). ie erſten 8 unter dieſen über das Penſum hinaus her⸗ 


geſtellten Schachteln würden ſich für den Arbeiter mit 9,8 Pf. per Stück, 


die letzten mit nur 8,3 Pf. per Stück bezahlt machen, während der 


entſprechende Mehraufwand an Arbeitskraft eee 


dort kleiner, hier größer geweſen wäre!. 


1 Vgl. v. Zwiedineck⸗ Südenhorſt, Beiträge zur ede von den Lohn⸗ 
| Damen: Tübingen 1904, S. 63—64, 66. 
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Diele Bemerkungen richten ſich nicht ſowohl gegen die Rothertſche 
Formel als vielmehr gegen Schillings Behauptung, daß dieſer Formel 
zufolge jeder Zeitverkürzung ein „entſprechendes“ (im Sinne von 
„angemeſſenes“) Entgelt gegenüberſtehe. In Wirklichkeit iſt letzteres 
auch gar nicht vonnöten. Es genügt, wenn der Mehraufwand von 
Arbeitskraft, zu dem man den Lohnempfänger zu veranlaſſen beab⸗ 
ſichtigt, mit einem Mehrverdienſt verbunden iſt, der jenen Mehr⸗ 


aufwand, vom Standpunkte des Lohnempfängers aus geſehen, auf⸗ 


wiegt, möge auch das Verhältnis zwiſchen Arbeitsaufwand und Lohn 


bei geringeren Leiſtungen ein für den Arbeiter günſtigeres ſein. 


Wenn ſonſt höhere Leiſtungen verhältnismäßig ſchlechter als nied⸗ 


rigere bezahlt werden, ſo iſt allerdings zu befürchten, daß ſich die 


Arbeiter erſteren entziehen und zu letzteren drängen, aber eine der⸗ 


artige Gefahr beſteht im gegebenen Fall nicht: es iſt doch — um 


auf das Beiſpiel der Schachtelfabrikation zurückzukommen — aus 


Gründen der Logik ausgeſchloſſen, daß der Arbeiter, ſtatt der 11ten, 


12ten, 13ten, 14ten und 1öten Schachtel, fünf elfte Schachteln 
neben dem Penſum von 10 Schachteln in der Stunde herſtellt. 
Hat ſich nun aber der Arbeiter, weil es ihm als lohnend er⸗ 
ſcheint, auf eine beſtimmte Herſtellungszeit t (zum Beiſpiel 4 Minuten 
die Schachtel) eingerichtet, ſo kann es ſein, daß er nicht den ganzen 


Arbeitstag hindurch das gleiche Arbeitstempo einhält, ſondern bald 
ſtrammer, bald läſſiger arbeitet, und daß dementſprechend die Größe t 


den Charakter eines Durchſchnittswertes annimmt. Die etwaigen 
Wandlungen der Arbeitsintenſität ſind es aber nicht, die Schilling 
im Auge hat, wenn er von „konſtanter Anſpannung“ des Arbeiters 


ſpricht, welche die eine Entlohnungsmethode eher als eine andere 


herbeizuführen geeignet ſei, obſchon er „Anſpannung“ ausdrücklich 
mit „Arbeitsintenſität“ identifiziert (S. 58). Es heißt bei Schilling, 


daß „die Anſpannung des Arbeiters im Verlauf der Stunden⸗ 


verdienſtkurve v —= f(t) annähernd die gleiche bleibt“. Auch 


mn 


dieſe genauere Formulierung ergibt noch keinen annehmbaren Sinn: 


entſpricht doch jedem Wertepaar t, », alſo jeder Stelle der in 


Frage ſtehenden Kurve eine andere, mit abnehmendem t und zu⸗ 


nehmendem v notwendig wachſende Anſpannung! Worum es ſich 


in Wahrheit handelt, iſt, ob das durch die winkende Verdienſtſteige⸗ N ö 


rung motivierte Beſtreben des Arbeiters, die Arbeitsintenſität zu er⸗ 
höhen, nach jeder bereits erreichten Verkürzung der Herſtellungszeit 
gleich ſtark bleibt oder ſich allmählich abſtumpft. Es mag ſein, daß 
zum Beiſpiel bei der Rowanſchen Lohnform unter Umſtänden dieſes 
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Beſtreben, nicht aber daß, wie Schilling (S. 76) behauptet, die 
Arbeitsintenſität ſelbſt mit fortſchreitender Zeitverkürzung nachläßt. 
Hier dürfte auf ſeiten Schillings keine Ungenquigkeit des Aus⸗ 
drucks bloß, ſondern mit eine gewiſſe Unklarheit des Gedankens 
vorliegen. Man glaube auch nicht, daß es genügen würde, in Schil⸗ 
lings Ausführungen die Worte „konſtante Anſpannung“ durch die 
Worte „konſtantes Streben nach Erhöhung der Arbeitsintenſität“ zu 
erſetzen, um die Sache einzurenken. Denn erſtens kommt es nicht 
darauf an, daß dieſes Streben mit fortſchreitender Verkürzung der 
Herſtellungszeit auf derſelben Höhe, ſondern daß es überhaupt auf⸗ 
rechterhalten werde oder genauer: nicht ſchon bei einem relativ 
großen Wert von d ausſetze, und zweitens trifft es nicht zu, daß 


dieſes Streben durch die Größe des Quotienten — 457 bedingt 


werde: wäre das der Fall, ſo müßte ja das Bonns, bang grund⸗ 
ſätzlich verſagen; ſo kurzſichtig iſt der Arbeiter denn doch nicht, um 
jeweils nur auf den nächſten infiniteſimalen Zuwachs des Stunden⸗ 
verdienſtes zu achten!! re 


1 Im Text ſehe ich — um die Auseinanderſetzung mit dem Verfaſſer über 
ſeinen Begriff der konſtanten Anſpannung nicht noch mehr in die Länge zu 
ziehen — von der Schwierigkeit, den Begriff der Arbeitsintenſität klar und 
präzis zu faſſen, gefliſſentlich ab. Definiert man die Arbeitsintenſität etwa mit 
W. Gelesnoff (Grundzüge der Volkswirtſchaftslehr e, Leipzig⸗Berlin 1918, 
S. 87) als „das Verhältnis zwiſchen der Quantität der verwendeten Arbeit und 
der Zeitdauer, während welcher ſie verbraucht wird“, ſo beſchwört man damit 
das Problem der „Arbeitsmeſſung“ herauf, welches mit der Marxſchen Forntu⸗ 
lierung, wonach der Menſch im Produktionsprozeß ſoviel Arbeit leiſtet, als er 
Muskel- und Nervenenergie verausgabt, noch lange nicht gelöſt iſt. Man ver⸗ 
gleiche hierzu K. Marx, Das Kapital I, insbeſondere 1. und 13. Kapitel; 
A. J. Tſchuprow, Wiſſenſchaftliche Werke, herausg. von der Kaiſerl. Univerſität 
Moskau, Moskau 1911 (ruſſiſch), II. Teil, 2. Lieferung: Kurſus der politiſchen 
Ökonomie, S. 148 149; Leo v. Buch, Intenſität der Arbeit, Wert und Preis 
der Waren, Leipzig 1896, S, 26 fg., und namentlich H. Herkner, Arbeit und 
Arbeitsteilung im Grundriß der Sozialökonomik, Abt. II, Tübingen 1914, 
S. 174— 176. Was Schilling anlangt, jo ſcheint für ihn das Problem der 
Arbeitsmeſſung gar nicht zu exiſtieren. Das mixtum compositum aus „Fleiß, 
Intelligenz und Umſicht“, mit dem er operiert, glaubt er ohne weiteres als ein⸗ 
heitliche Größe betrachten zu dürfen. Mit Recht geht F. A. Halſey, im 
Unterſchied von Schilling, näher darauf ein, ob die vermehrte Muskelanſtrengung 
oder die größere Aufmerkſamkeit oder die erhöhte Geſchicklichkeit durch Steigerung 
des Stundenverdienſtes erzielt bzw. belohnt werden ſolle. Siehe L. Bernhard, 
a. a. O. S. 92. al Daylor⸗ e Die Betriebsleitung, Berlin 1919, 
S. 142. 


Schmollers Jahrbuch XIIV4. ö | / 5 


/ 


66 e 8. v. anke Ai N | [1014 


5 Nach dem Vorhergehenden gelangt man zu einer glatten Ab⸗ 
lehnung der Theſe des Verfaſſers, daß der Rothertſche Lohn⸗ 


formtyp allen anderen vorzuziehen ſei, weil ihm, wenn nicht „ 


mit Gewißheit, ſo doch mit Wahrſcheinlichkeit die Eigenſchaft zu⸗ 


geſprochen werden könne, „unter ſonſt gleichen Verhältniſſen beim 


Arbeiter eine konſtante Anſpannung hervorzurufen“. Nun möchte 
aber Schilling nicht, den von ihm auf den Schild gehobenen Rothert⸗ 
ſchen Lohnformtyp in die Praxis eingeführt wiſſen. Man ſei näm⸗ 
lich in der Lage, den Verlauf, den die Stundenverdienſtkurve bei 
einer linearen Lohnform nimmt, durch pgſſende Wahl des Lohn⸗ 
formfaktors (X) demjenigen Verlauf, den ſie nach der Rothertſchen 
Formel bei einem gegebenen k aufweiſt, derart anzunähern, daß ſich 
da nur unweſentliche Abweichungen ergeben, die in der Praxis ver⸗ 
nachläſſigt werden dürfen. Schilling 5 dies — jedoch nur 


| graphiſch — an dem Beiſpiel, wo k = 2 * 5 Rechnet man 


dieſes Beifpiel aus, fo findet man, daß, wenn ſich 5 Herſtellungs⸗ | 
zeit um 2u lo, 40%, 60, 66/6 % der Grundzeit verkürzt, der 
Stundenverdienſt nach Rothert um 12 % q 29 %, 58 8, 73 % und 
unter Zugrundelegung des Prämienzeitlohns um 10% ,‚F 27% , 60 %, 
80% des Grundlohns (1), alſo in der Tat in ungefähr dem gleichen 
| Maße, anſteigt. Einen gewiſſen Einblick in den Grund dieſer guten 
bereinſtimmung gewährt folgende Überlegung: Unter Benutzung 


des Begriffs der relativen Herſtellungszeit (7: — 0 und des re⸗ = 


lativen Stundenverbienftes Ir — wf findet man beim Notfertfäen 
5 dw. kw 


E EODRIOHEIDD: er Fe und bei jeder linearen Lohnform: a | 
| dw Xw 
5 II M- YU Aus einem Vergleich dieſer | 


beiden Ausdrücke für Ju u u geht eben hervor, daß man durch Ab⸗ 


ſtimmung der ER kund x aufeinander einen ziemlich kon⸗ 
formen Verlauf der beiden in Frage ſtehenden Kurven auf der 
praktiſch in Betracht kommenden Strecke wohl erzielen kann (wobei, 
wie es auch Schilling in feinem Beiſpiel tut, x etwas kleiner als k 
geſetzt werden muß, ſofern k < 1 und dementſprechend auch x<]). 
Angeſichts dieſes Sachverhalts liege, meint der Berfaffer, kein Grund 
vor, „weshalb man von den in Rechnung und Anſchauung jo über- 


{ 
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ſichtlichen linearen Sohne re zu anderen kaum Bo verſchiedenen, . 


aber ſchwerer verſtändlichen übergehen fol“. Hiermit wird in die 
Beurteilung der verſchiedenen Lohnformtypen ein neuer Geſichts⸗ 
punkt: die Rückſicht auf Einfachheit und leichte Faßlichkeit, hinein⸗ 
getragen !. Außerdem iſt, Schilling zufolge, zu beachten, wie bei 
verſchiedenen Lohnformtypen und Lohnformen die Rentabilität des 


Betriebs durch die etwaigen Kalkulationsfehler, welche aus einer | 


unzutreffenden Veranſchlagung der Grundzeit entſpringen, beeinflußt 
wird. Eingehende Unterſuchungen hierüber führen den Verfaſſer zu 
dem Ergebnis, daß die nichtlinearen Lohnformen auch in dieſer Be⸗ 
ziehung keine weſentlichen Vorteile gegenüber den linearen bieten. 
Für die Praxis würde demnach aus den Darlegungen des erſten 


Kapitels die Lehre folgen: man halte ſich an die Formel L = It . 


+ x1(T—t) und beſtimme X, wie angegeben, im Hinblick auf ein 


Minimum der Arbeitskoſten. Letzteres iſt freilich um ſo ſchwieriger, . 


als, worauf der Verfaſſer ſelbſt wiederholt hinweiſt, die einzelnen 
Arbeiter auf die gleiche Lohnform verſchieden reagieren oder, anders 
ausgedrückt, als die Abhängigkeit zwiſchen x und 7 — t einen 
individuellen Charakter trägt. 
Die Forderung einer Rückſichtnahme auf die Eigenart der N | 
Arbeiter kommt beſonders zur Geltung in den Ausführungen des 
zweiten Kapitels, das, wie eingangs bemerkt worden iſt, die „Lohn⸗ 
ſyſteme“ in dem dort angegebenen Sinne behandelt. Die Lohnſyſteme 
werden eingeteilt in ſolche: 1. gleicher Lohnform und gleicher 
Stundenlohnſätze, 2. gleicher Lohnform und ungleicher Stundenlohn⸗ 
ſätze und 3. ungleicher Lohnform und ungleicher Stundenlohnſätze. 
Die hier als gleich oder ungleich bezeichneten Lohnſätze, genauer 
Grundlohnſätze, ſollen jeweils nur für eine beſtimmte Berufsart 
gelten. Sind unter den in einem Betrieb beſchäftigten Arbeitern 
wie gewöhnlich verſchiedene Berufsarten vertreten, und iſt jeder Be⸗ 
rufsart ein anderer Grundlohn zugeordnet, ohne daß der zur An⸗ 
wendung gelangende Syſtemtyp von Berufsart zu Berufsart wechſeln 
würde, ſo hat man es in der Ausdrucksweiſe des Verfaſſers mit 
einem Nebeneinander gleicher, genauer: gleichartiger Syſteme oder 
mit einer „Syſtemſtaffel“ zu tun. Solche Staffelungen, bemerkt 
Schilling, müſſen grundſätzlich bei allen Syiiemen, vorhanden jein. 


1 Die Einfachheit erweiſt ſich übrigens auch hier, wie jo oft, als relativer 
Begriff. So ſteht in Schillings Darſtellung die Rowanſche Lohnform in bezug 
auf Einfachheit den linearen Lohnformen nach, während ſie nach L. Bernhard 
geradezu unter die vereinfachten Teilungsſyſteme . 
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Die Frage der Verbindung von Syſtemen zu Syſtemſtaffeln wird 


adber nicht beſonders behandelt. Der Verfaſſer beſchränkt ſich viel- 
mehr darauf, verſchiedene Syſtemtypen einzeln zu beſprechen. Es 


werden Ga — unter einem etwas verſchwenderiſchen Aufwand von 
Formeln und Zeichnungen — die an ſich einfachen Rechenſchemata 


erörtert, zu denen jeder Syſtemtyp Anlaß gibt, wobei der Umſtand 


Mitberückſichtigung findet, ob gegebenenfalls Einzelarbeit oder 
Gruppenarbeit vorliegt. Sofern in ein und demſelben Betriebe 


| Lohnſyſteme angewendet werden, die verſchiedene Typen darſtellen 


oder, wie der Verfaſſer dafür ſagt, verſchiedenen „Lohnſyſtemfamilien“ 
angehören, handelt es ſich, ſeiner Terminologie zufolge, um „Lohn⸗ 


ſyſtemzuſammenſtellungen“. 


Es wird zunächſt kurz auf die in den industriellen Privatbetrieben E 


üblichen Lohnſyſtemzuſammenſtellungen ‚eingegangen. Bon ganz 


jeltenen Ausnahmen abgeſehen, jeien hier nur die drei folgenden 


| Syſtemtypen vertreten: 1. Zeitlohn mit ungleichen Lohnſätzen, 
2. Stücklohn mit gleichen Lohnſätzen bei Einzelarbeit und 3. Stück⸗ 


lohn mit ungleichen Lohnſätzen bei Gruppenarbeit. Für ſolch eine 
Ausleſe ſei maßgebend geweſen, daß alle drei Typen eine Differen⸗ 


zierung der Arbeiter geſtatten, die relativ einfachſte Lohnverrechnung 


bedingen und für den Arbeiter leicht verſtändlich ſind. Einen weiteren 


Vorzug böten die Typen 2 und 3 dadurch, daß ſie eine ſichere Vor⸗ 
kalkutation der Lohnkoſten ermöglichen. Dieſen Vorzügen ſtänden 
als Hauptnachteile bei den Typen 2 und 3 gegenüber: Benachteiligung 


der ſchwächeren Arbeiter wegen einer mit ſinkender Herſtellungszeit 
in die Erſcheinung tretenden weitgehenden Divergenz der Stunden⸗ 
verdienſte und „ungenügende Anpaſſungs⸗ und Regulierungsfähig⸗ 
keit, da nur ſelten die Stücklohnform gerade ‚Die jeweils wirtſchaft⸗ 


lich günſtigſte iſt“, wozu noch beim Typ 2 die Nichtberückſichtigung 


anderer Faktoren als Quantitätsleiſtungen hinzukäme. Sodann 
ſchildert der Verfaſſer die der Preußiſch⸗Heſſiſchen Staatseiſenbahn⸗ 

— die von der 
in der Privatinduſtrie gebräuchlichen grundſätzlich nur dadurch ab- 


weicht, daß hier (für jede Berufsart) auch im Fall der Einzelarbeit 
beim Stücklohn eine Abſtufung der Lohnſätze, und zwar nach dem 
Dienſtalter, ſtattfindet, das nicht minder beim Zeitlohn berückſichtigt 
wird. Schließlich werden als Beiſpiele einer „Weiterenwicklung der 


Syſteme gleicher Lohnform und ungleicher Stundenlohnſätze“ die 


Syſteme von Iſaac Roß und von B. Schiller vorgeführt, 


welche, übereinſtimmend auf der Baſis des Prämienzeitlohns fußend, 
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neben dem Grundlohnſatz die Grundzeit nach dem Grad der Geübt⸗ 
heit der verſchiedenen Arbeiter variieren laſſen, wobei jedoch Roß 
die Grundzeit einfach umgekehrt proportional dem Grundlohn ſetzt 
und das Minimallohnprinzip mit anwendet, während Schiller letzterem 
keinen Platz einräumt und ein komplizierteres Verhältnis zwiſchen 
Grundzeit und Grundlohn einführt. Beide erreichen durch ungleiche 
Bemeſſung der Grundzeit für geübtere und weniger geübte Arbeiter, 


daß die Stundenverdienſte dieſer und jener mit ſinkender Herſtellungs⸗ g — 


zeit nicht. mehr ſo ſtark auseinanderſtreben, wie das bei einheitlich 
feſtgelegter Grundzeit der Fall iſt. Damit werde aber die „Benach⸗ 


teiligung der ſchwächeren Arbeiter“ nicht beſeitigt, ſondern bloß ge⸗ e 


mildert, und auch dies in einigermaßen fühlbarem Grade nur dann, 
wenn der Lohnformfaktor x hinter 1 beträchtlich zurückbleibt. „Setzt 
man nämlich in die betreffenden Gleichungen als Lohnformfaktor 
x l ein, fo gehen beide Syſteme in reine Stücklohnſyſteme über“ — 
mit dieſer Bemerkung beſchließt Schilling ſeine Erörterungen über 
die Syſteme von Roß und Schiller im beſonderen und zugleich über 
diejenigen Syſteme im allgemeinen, welche ſeither Anwendung ge⸗ 
funden haben. 

Unter ihnen ſeien die Syſteme make Lohnform 1211 5 un⸗ 
gleicher Stundenlohnſätze nicht vertreten . Und doch gebühre gerade 
dieſen Syſtemen, meint der Verfaſſer, obſchon ſie an Einfachheit 
der Berechnung und leichter Verſtändlichkeit für den Arbeiter den 
zurzeit in der Praxis üblichen nachſtehen, der Vorrang. Entſcheidend 
ſei nämlich, daß es erſt durch Anpaſſung ſowohl des Lohnſatzes wie 
des Lohnformfaktors an die Eigenart der einzelnen Arbeiter möglich 


würde, die Geſtehungskoſten auf ein Minimum zu bringen, ohne die 


Stundenverdienſte der einzelnen Arbeiter allzu ſtark voneinander 
abweichen zu laſſen. Den „älteren oder fleißigen und tüchtigen“ 


Arbeiter, „alſo denjenigen, dem die Fabrikleitung ihr Vertrauen aus⸗ 


drücken will“, könnte man im Prämienzeitlohn mit hohem Stunden⸗ 


lohnſatz, den neueingetretenen oder läſſigen und weniger gewandten 


im Prämienſtücklohn mit niedrigem Stundenlohnfag beſchäftigen. 
Dieſer, durch die ſchärfere Lohnform zu intenſiver Tätigkeit an⸗ 
geſpornt, wäre der ſtärker anſteigenden Stundenverdienſtkurve wegen 
in der Lage, denſelben Verdienſt wie jener zu erzielen. Es kann 


775 ; 


1 Das ftimint nicht ganz. Ein derartiges Syſtem iſt (nach O. v. Zwiedi neck! 


Südenhorſt, Beiträge zur Lehre von den Lohnformen, Tübingen 1904, S. 52 a 
Fußnote) in den Snow Steam Pump Works bei Buffalo N.⸗Y. eingeführt. 
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5 dahingeſtellt bleiben, inwiefern dieſe dem Verfaſſer vorſchwebende 
Ausgleichung der Stundenverdienſte erſtrebenswert ſei. Denn un⸗ 
vergleichlich ſchwerer als jegliche Bedenken, die in dieſer Beziehung 
geltend gemacht werden könnten, fällt der Widerſtand ins Gewicht, 


auf welchen die von Schilling befürwortete Differenzierung oder 


beſſer Individualiſierung der Lohnſätze und der Lohnformen un⸗ 
weigerlich bei den Arbeitern ſtoßen würde. Hielt doch Da vid 
FK. Schloß ſchon am Ausgang des vorigen Jahrhunderts die Mög⸗ 
2 lichkeit, verſchiedenen Arbeitern ungleiche Lohnſätze zu gewähren, 
A dann für gegeben, „wenn die Arbeiter nicht ſehr gut organiſiert 
find", Um wieviel mehr gilt das für die heutigen Verhältniſſe! 
Schilling ſtellt es ſelbſt als fraglich hin, ob ſich ſeine Forderung 
nach Individualiſierung der Lohnſätze und Lohnformen „auch auf 
die Werkſtatt übertragen“ laſſe, „d. h. ob für jeden einzelnen Arbeiter 
und Arbeitszuſtand die Entlöhnung zwar gerechter als bisher, aber 
doch in einer jeweils dem Arbeiter und dem Arbeitszuſtande beſonders 
angepaßten Form ausgeſtaltet werden kann“. „Dazu wäre feſtzuſtellen, 


welche Widerſtände ſich der Einführung einer ſolchen Entlohnungs⸗ 


methode entgegenſtellen können. Die Behandlung dieſer allerdings 
entſcheidenden Frage, die auf politiſches Gebiet übergreift und heute 
mehr als je von der Stellung der Arbeiterorganiſationen abhängt, 
wurde indeſſen abſichtlich aus der Erörterung ausgeſchieden, da nur 
die Entwicklung einer allgemeinen Theorie der Lohnmethoden das 
Ziel war.“ Mit ſolch einem im Vorwort () gemachten Vorbehalt 


it es natürlich nicht getan. Eine Theorie der Lohnmethoden, die 


einen ſo weſentlichen Faktor wie den korporativen Zuſammenſchluß 
der Arbeiter als nicht vorhanden anſieht, büßt nicht nur ein gut 
Teil ihres praktiſchen Wertes ein, ſondern erſcheint, auch rein wiſſen⸗ 
ſchaftlich betrachtet, zum mindeſten als unvollſtändig. Es läßt ſich 
2 freilich dieſem Faktor mathematiſch in keiner e . 


ä S. 8. * 
| 2 Um Mißverſtändniſſen vorzubeugen, ei ausdrücklich bemerkt, daß im 
Text das Bedenkliche der Anpaſſung der Lohnſätze und Lohnformen an die Eigen⸗ 
art der verſchiedenen Arbeiter, nicht aber der verſchiedenen Arbeiten gemeint 
iſt. Dagegen, daß Lohnſatz und Lohnform nach dem Charakter der Arbeit, die 
der Lohnempfänger zu verrichten hat, variieren — eine Forderung, die ſich 
übrigens auch bei Halſey findet (fiehe v. Zwiedineck-Südenhorſt, a. a. O. 
S. 48—49) — iſt natürlich nichts einzuwenden. Hier hat man es, in Schillings 
Terminologie, mit verſchiedenen „Berufsarten“ und ebenſovielen verſ chie denen 

„Lohnſyſtemen“ zu tun, nicht aber mit einem „Syſtem e Sohuform 
und. ungleicher Stundenlohnſätze“. | 
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Solcher Faktoren gibt es nicht wenige, und 1 5 11 ſind Ä 


der mathematiſchen Behandlungsweiſe auf dieſem Gebiete enge 
Grenzen geſteckt. Eine einſeitig mathematiſch orientierte Unterſuchung 
wie die Schillingſche wird erklärlicherweiſe eine Reihe wichtiger Ge⸗ 


ſichtspunkte entweder ganz unberückſichtigt laſſen oder mit dürftigen 


Bemerkungen abzutun ſuchen. So beſchränkt ſich der Verfaſſer zum 


Beispiel in bezug auf die Frage, inwiefern bei ſchärferen Lohnformen 


mit der Gefahr einer Beſchädigung von Maſchinen und Werkzeugen 


und eines erhöhten Ausſchuſſes zu rechnen ſei, darauf, daß er in 
einer Fußnote bemerkt, dieſer Gefahr müſſe durch gute Arbeits⸗ | 


organiſation und Beaufſichtigung vorgebeugt werden. Ebenſo wird 


die Frage, oh die ſchärferen Lohnformen nicht eine andere Gefahr, 
nämlich die der Überanſtrengung der Arbeiter, mit ſich bringen, 
kaum geſtreift . Wenn der Verfaſſer ſeinerſeits im allgemeinen dazu 


neigt, die Tragweite der mathematiſchen Methode in ihrer Anwendung 


auf das Problem der Lohnbemeſſung zu überſchätzen, jo darf es 


nicht weiter überraſchen: er hat eben eine Vorliebe für dieſe Methode, 
namentlich für planimetriſche und ſtereometriſche Konſtruktionen. 
Weniger begreiflich iſt es aber, wie er im beſonderen „die Erkenntnis 


— 


der Richtigkeit der individuellen Behandlung des einzelnen Arbeiters 


auch im Lohnverfahren“ für das „Hauptergebnis“ ſeiner Arbeit, 
ſomit ſeiner mathematiſchen Deduktionen, halten kann. Dieſe Er⸗ 
kenntnis und die auf ihr beruhende Forderung, den perſönlichen 


Eigenſchaften des Arbeiters in der Praxis der Betriebsleitung Rech⸗ 
nung zu tragen, die übrigens in allgemeinerer Faſſung auch von, 
Taylor erhoben wird?, haben in Wirklichkeit mit irgendwelchen 
geometriſchen Figuren oder algebraiſchen Formeln rein gar nichts 


zu tun. Ja, wo die Mathematik anfängt, da hört die Individuali⸗ 


ſierung aufs. Schilling ſcheint die Tatſache, daß ihm die Wichtig⸗ 


keit der Individualiſierung der Lohnſätze und Lohnformen erſt im 
Laufe ſeiner „ zum Bewußtſein gekommen iſt, willkür⸗ 


1 Von anderer Seite wird dieſem Geſichtspunkt eine ſo große ſozial⸗ 
hygieniſche Bedeutung beigelegt, daß bereits für; ein geſetzliches Verbot jeder frei⸗ 


willigen, erzwungenen oder erliſteten Überschreitung beſtimmter Höchſtleiſtungen 
eingetreten wird. e Guſtav Winter, Der Taylorismus. Leipzig 1920, 


S. 57—58. 


2 F. W. Taylor, Die Grundſätze wiſſenſchaftliche Betriebsführung | 


deutſch von R. Roesler, München und Berlin 1913, S. 73. 
Das gilt auch für den Fall, wo im Rahmen des Taylor⸗ Syſtems betriebs⸗ 
techniſche Normen einen mathematiſchen Aſpekt annehmen. Ebendaſelbſt S. 111—120. 
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lich dahin umgedeutet zu Gaben daß zwiſchen der ſo gewonnenen 
Überzeugung und der Methode dieſer Unterſuchungen ein logiſcher 
Zuſammenhang beſtehe. Das iſt, wie geſagt, nicht im mindeſten der 
Fall Er meint zugleich, daß ſein Beruf als Ingenieur zu derartigen 
Studien beſonders befähige. Es komme nämlich dem Ingenieur 
zweierlei zuſtatten: die Beherrſchung der mathematiſchen Hilfsmittel 
And die ſtändige Fühlung mit dem Wirtſchaftsleben. Es trifft zu, 
daß unter denjenigen, die über wirtſchaftliche Materien ſchreiben 
und dozieren, nur die wenigſten mit den Elementen der analytiſchen 
Geometrie und der Infiniteſimalrechnung, von denen in der vor⸗ 
liegenden Schrift Gebrauch gemacht wird, vertraut ſind. Der 
Ingenieur nimmt in dieſer Beziehung in der Tat sine Vorzugs— 
ſtellung ein. Was aber die Erfahrungen auf dem Gebiet der ökono⸗ 
miſchen, insbeſondere der induſtriellen, Praxis anlangt, ſo hat der 
Verfaſſer durch den allzu ſchemenhaften Charakter ſeiner Darlegungen 
ſich ſelbſt die Möglichkeit der Verwertung ſolcher Erfahrungen ab⸗ 
geſchnitten. Zu bedauern iſt es auch, daß er neben den Mono— 
graphien und Abhandlungen über Lohntheorie und Lohnpolitik, auf 
die er hinweiſt (wobei er das Handwörterbuch der Staatswiſſen⸗ 
ſchaften ausnahmslos als „Handbuch der Staatswiſſenſchaften“ und 
das Archiv für Sozialwiſſenſchaft und Sozialpolitik mit der gleichen 
Hartnäckigkeit als „Archiv für Staatswiſſenſchaften“ zitiert), nicht 
noch weitere nationalökonomiſche Literatur herangezogen hat. Seiner 
Arbeit, obſchon ſie dem Gebiet nicht eigentlich der Nationalökonomie, 
ſondern eher der Privatwirtſchaftslehre angehört, würde namentlich 
die Berückſichtigung der Hauptvertreter der mathematiſchen Schule 
in der Nationalökonomie zum Vorteil gereicht haben, da zwiſchen 
Privat⸗ und Volkswirtſchaftslehre immerhin Berührungspunkte be⸗ 
ſtehen, die ſich nicht zuletzt in methodologiſcher Hinſicht geltend machen. 
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Probleme der Wircſchaftsgeſchichte 


Von Dr. Werner Sombart | 
Profeſſor der Staatswiſſenſchaften an der Aniverſität Berlin 


Zuhaltsverzeichnis: . I. v. Belows neueſtes Werk S. 73. — II. Das kritiſche | 


Verfahren v. Below S. 75. — III. Das Problem der „Wirtſchaftsſtufen“ 
S. 81. — IV. Der Streit um den Begriff des Kapitalismus S. 85.— 
V. Die Bedeutung des v: e Werkes S. 90. 


11 obigem Titel hat Georg v. Below eine Reihe ſeiner 


Aufſätze zuſammengefaßt, die ſich auf die Wirtſchaftsgeſchichte, 
oder was man fo nennt, beziehen!. Genauer müßte der Titel 


lauten: „Probleme der Wirtſchaftsgeſchichte vor 20 Jahren“, d. h. 


zu der Zeit, als die meiſten und jedenfalls die entſcheidenden Ar⸗ 


beiten v. Beloms entſtanden ſind. Ein Teil der darin abgehandelten 
„ Probleme mutet uns heute ſchon „wie eine alte, halbverklungene 
Sage“ an, ſo ein großer Teil derer, die durch Büchers vor faſt 
30 Jahren erſchienene „Entſtehung der Volkswirtſchaft“ angeregt 
| wurden: Kundenproduktion, Lohnwerk, Stadtwirtſchaft; andere ſtehen 
noch heute im Mittelpunkt des wiſſenſchaftlichen Intereſſes, aber ſie 
haben in den 20 Jahren, die ſeit den Arbeiten v. Belows ver⸗ 


floſſen ſind, eine ſo weſentlich veränderte Geſtalt angenommen, daß 


ſie uns tatſächlich als neu erſcheinen. v. Below hat ſich nun leider 


nicht die Mühe genommen, ſeine Anſichten mit dem heutigen Stande 
der Forſchung in Einklang zu bringen, ſo daß ein weſentlicher Teil 
ſeines Buches jetzt nur antiquariſchen, beſtenfalls dogmengeſ Gichtlchen 


Wert beſitzt. 


Was zu den alten Aufſätzen hinzugekommen it — ein Teil iſt 


| ohne jeden Zuſatz wieder abgedruckt —, find einerſeits bibliographiſche 
Nachträge und gelegentliche kurze Zuſätze, anderſeits ein paar 


längere Ausführungen: über den Schutz der Landwirtſchaft (dritte 
Abhandlung), und über den Begriff und „Geiſt“ des Kapitalismus 


Lerſter Abſchnitt der ſiebenten Abhandlung). Gerade dieſe neuen Bei⸗ 
träge ſind nun aber recht ſchwach, und dienen nicht dazu, das Niveau 
des Buches zu heben. Ich we” den zweiten dieſer Zuſätze noch 


1 beſprechen. | 


Re Georg v. Below, Probleme der Wirtſchaftsgeſchichte. Tübingen 1920, 


Verlag von J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). gr. 8%. XX u. 710 S. 
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Unter den älteren Aufſätzen ragen an Umfang und Bedeutung 
hervor und ſind in der wiſſenſchaftlichen Welt die bekannteſten: 
1. Großhändler und Kleinhändler im deutſchen Mittelalter (Nr. 6 
dieſer Sammlung Seite 302—398), 2. der Übergang der mittel⸗ 
alterlichen Stadtwirtſchaft [über den Begriff der Territorialwirtihaft] 
(Nr. 8; Seite 501621), 3. Über Theorien der wirtſchaftlichen 
Entwicklung der Völker, mit beſonderer Rückſicht auf die Stadt⸗ 
5 des deutſchen Mittelalters (Nr. 43 Seite 143— 257), 
Ns die Entſtehung des modernen Kapitalismus (Nr. 7; Seite 399 
is 500). | 
| Von dieſen vier Aufſätzen find die erſten beiden vor dem Er⸗ 
ſcheinen meiner einſchlägigen Studien veröffentlicht und jetzt ſo gut 
wie unverändert wieder abgedruckt worden. Das hätte nicht ge⸗ 
ſchehen dürfen. Auf beiden Gebieten: dem des mittelalterlichen 
Handels ſowohl als dem der Wirtſchaftsgeſchichte im Zeitalter des 
Frühkapitalismus find die durch meine Arbeiten neugeſchaffenen 
Frageſtellungen und neugewonnenen Ergebniſſe zu wichtige, um ſie 
einfach ignorieren zu können. Das gilt insbeſondere von dem 
Problemgebiete, auf dem ſich der zweite Aufſatz bewegt. Ich kann 
nur annehmen, daß v. Below den zweiten Band meines „Modernen 
Kapitalismus“ (in der neuen Faſſung) überhaupt nicht angeſehen 
hat n. Er hätte ſonſt unmöglich feine alte Arbeit in unveränderter 
Faſſung dem wiſſenſchaftlichen Publikum wieder vorlegen können. 
Was er in dieſer bietet, die ich übrigens zu dem Beſten rechne, was 
v. Below geſchrieben hat und die zur Zeit ihres Erſcheinens eine 
ſehr reſpektable Leiſtung war, verhält ſich doch bei günſtigſter Be⸗ 
urteilung wie eine Vorarbeit zu meinem Werke. Der Belowſche 
Aufſatz enthält eine Fülle zum Teil richtiger, zum Teil unzweifel⸗ 
haft falſcher Feſtſtellungen, die aber doch nichts anderes als diffuſes 
Rohmaterial darſtellen, während ich den erſten Verſuch gemacht 
habe, die europäiſche Wirtſchaftsgeſchichte des 16., 17. und 18. Jahr⸗ 
hunderts unter Zugrundelegung ganz beflimmter Leitideen in ein⸗ 
heitlicher Betrachtung zu einem Ganzen zuſammenzufaſſen. Gelungen 
oder nicht: einen ſolchen ernſten Verſuch durfte jemand, der vorher 
in gleicher Richtung ſich bemüht hat, nicht unberückſichtigt laſſen. 
Zum mindeſten hätte er die Verpflichtung gehabt, die Leſer (unter 


1 Daß er ihn „angefehen“ hat, geht aus einer nach Abfaſſung dieſer Zeilen 
im „Weltwirtſchaftlichen Archiv“ erſchienenen „Beſprechung“ des 2. Bandes 
hervor; geleſen hat er das Buch nicht. Zeugnis: die . e 
e im übrigen die men AuBführungen: 3 
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deren v. Below nach ſeinen Worten in der Vorrede RN auch 
Anfänger und Nichtfachleute zu ſehen wünſcht) darauf hinzuweiſen, 
daß es jetzt ſo etwas wie ein Gebäude gibt, zu dem ſich feine en 
Darlegungen wie Bauſteine verhalten. 
Die beiden anderen der herausgehobenen Aufſätze ſtehen bereits 
unter dem Einfluſſe meiner Arbeiten. Der dritte nimmt Bezug auf 


meine Studien im 14. Bande des damaligen „Archivs für ſoziale 


Geſetzgebung“ aus dem Jahre 1899; der vierte enthält eine weſent⸗ 
liche Auseinanderſetzung mit der erſten Auflage meines „Modernen 
Kapitalismus“, die 1902 erſchien. Die Anzeige des vorliegenden 
Sammelbandes gibt mir die willkommene Gelegenheit, auf einige 
der v. Belowſchen Einwände etwas näher einzugehen, als ich es in 
der Neubearbeitung des „Modernen Kapitalismus“ bereits getan habe. 
3 3 II 


So viel- auch ſchon über das kritiſche Verfahren: v. Belows 
geſchrieben worden iſt, meiſt von Leuten, die ſich in ihrem wiſſen⸗ 
ſcſchaftlichen Anſehen und in ihrer ſchriftſtelleriſchen Ehre durch ihn 
bedroht fühlten und daher mit Bitterkeit ihre Vorwürfe vorgebracht 
haben: es verlohnt ſich doch immer wieder noch, ein Wort darüber 
\ zu ſagen. Ich tue das um fo unbefangener, als ich wohl zu den⸗ 
jenigen Autoren gehöre, die v. Below am glimpflichſten behandelt 
hat — ich bin überzeugt, daß er ſeine Kritik meiner Werke für be⸗ 
ſonders wohlwollende Erzeugniſſe feiner Feder hält — und als ich 
mit einer Art von äſthetiſchem Genuß. feine höchſt eigentümliche 
Methode, kritiſch fremder Arbeit Herr zu werden, betrachte. 
Derr vorliegende Band bietet reichlich Gelegenheit, die Manier. 
v. Belows zu beobachten, ganz beſonders in Be Teilen, die 
ſich mit meinen Arbeiten beſchäftigen. 
v. Below iſt — auf dem Gebiete, auf Be er Beſcheid weiß: 
das iſt im weſentlichen das deutſche Mittelalter, alſo in wirtſchafts⸗ 
N geſchichtlicher Beſtimmung: das Zeitalter der handwerksmäßigen Wirt⸗ 
ſchaft, wohlverſtanden: in Deutſchland — v. Below, ſage ich, iſt 
auf dieſem Gebiete ein formidabler Kritiker. Seine Stärke liegt be⸗ 


gründet in feinem ausgedehnten Buchwiſſen: das iſt es, was er 


in. hohem Maße beſitzt, nicht etwa Sachwiſſen; von den Dingen ſelbſt 
weiß er oft auffallend wenig, aber er kennt alles, was über ſie (freilich 
naicht nur in deutſcher Sprache) geſchrieben iſt. Aber ſeine Stärke liegt 
eebbenſoſehr in feiner kalten Indifferenz gegenüber Perſönlichkeiten und 


. 
. 
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Werken als einheitlichen Gebilden. Er ſieht dieſe gar nicht oder will 
ſie nicht ſehen, ſondern er lugt bei irgendeiner wiſſenſchaftlichen 
Leiſtung, ohne ſich die Mühe zu geben, ein Buch auch nur durchzuleſen, 
geſchweige denn, es als Ganzes auf ſich wirken zu laſſen, von vorn⸗ 

herein nach irgendeinem Einzelpunkte aus, an dem, wie er glaubt, 
der Gegner verwundbar ſei. Er greift aus einem Werke eine Theſe 
heraus und richtet gegen dieſe ausſchließlich ſeine Angriffe. Iſt 

dieſe Theſe von vornherein ſturmreif, ſo iſt's gut; iſt ſie es nicht, 

‘fo muß fie erſt dazu gemacht werden. Das heißt: das, was der 
Autor geſagt hat, wird ſolange gedreht und gewendet, bis es einen 
für die Kritik geeigneten Inhalt bekommt. Zuweilen handelt es ſich 
dabei um kleinere Retouchen, zuweilen aber auch um recht weſent⸗ 
liche Verbiegungen und Verzerrungen. (Ich werde im folgenden 
über einen ſolchen Fall der Zurechtſtutzung berichten.) Das iſt die 
Angriffstheſe. Der Reſt des Werkes, und ſei dieſes noch ſo umfang⸗ 
reich, wird mit einigen nichtsſagenden Redensarten abgetan, gleich⸗ 
ſam ausgelöſcht, ſo daß im Leſer der Eindruck zurückbleibt: das 

Werk enthalte eigentlich nichts anderes als die — durch v. Below 
als falſch erwieſene — Theſe, Ja: der ganze Autor erſcheint ſchließ⸗ 
lich nur noch als der Verfaſſer einer einzigen falſchen Theorie: der 
Hofrechtstheorie, der Stufentheorie, der Paßſtaattheorie, der Kapital⸗ 
bildungstheorie. „Bei Sombarts „Kapitalismus waren die Aus⸗ 
einanderſetzungen mit der erſten Auflage deshalb notwendig, weil 
die (Y in der zweiten vorgetragene Auffaſſung nur aus der der erſten 
verſtändlich iſt. Anderſeits iſt mit der Widerlegung der (!) Auf⸗ 


f faſſung der erſten Auflage auch die der zweiten widerlegt (S. X/XI).“ 


Prüfen wir einmal etwas genauer nach, um was es ſich in dieſem 
Falle handelt, der, wie ich ſchon ſagte, v. . Belows Meiſterſchaft 
beſonders deutlich erkennen läßt. 
Wiie mancher Leſer ſich erinnern wird, 1 v. Below die erſte 
1902 erſchienene Auflage meines „Modernen Kapitalismus“ als das 
Buch mit der falſchen Kapitalbildungstheorie bei der wiſſenſchaft⸗ 
lichen Welt in Mißkredit zu bringen verſucht. Es war ſeinem Be⸗ 
mühen auch gelungen, zumal in gewiſſen Hiſtorikerkreiſen den Ein⸗ 
druck zu erwecken, als enthalte mein Werk nicht viel mehr als eben 
dieſe eine falſche „Theorie“ von der Kapitalbildung aus Grund⸗ 
rentenakkumulation. Das war „die“ Auffaſſung Sombarts, von der 
in dem obigen Zitat aus dem vorliegenden Bande die Rede iſt. 
Dieſe Auffaſſung hat eine ganze Generation von Geſchichtswiſſen⸗ 
ſchaftsbefliſſenen beeinflußt. Nun habe ich in der zweiten Auflage 


si 
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den Kritiken, Beni meine Hypotheſe auch von anderer Seite begegnet 2 
war, in ſo weitem Umfange Rechnung getragen (indem ich vor 
allem die Bedeutung der, wie ich noch immer“ annehme, ſehr be⸗ 


achtenswerten Form der Vermögensbildung auf ihr richtiges Maß 


beſchränkt und das ganze Problem der Vermögensbildung von dem 
der Kapitalbildung völlig losgelöſt habe), daß man beim beſten Willen 
nicht mehr die alten Einwände erheben konnte. Die ganze frühere 


Kritik v. Belows war ſomit in ihrem Hauptteil hinfällig geworden. 
Da ſie aber beſtimmt war, in dem vorliegenden Sammelbande zu 


n erſcheinen, fo mußte fie doch noch Gültigkeit behalten. Da war 
nun guter Rat teuer. Aber v. Below wäre nicht der überaus ge⸗ 


ſchickte Taktiker, der er iſt, wenn er nicht dieſen Rat gewußt hätte. | 


Er fand einfach meine alte Theorie an einer anderen Stelle meines 


neuen Buches in anderer Umhüllung wieder; nämlich in meiner — 


„ Sctädtetheorie. „Die neue Theorie über den Urſprung des Kapitalis⸗ 
mus (U zu beachten: ftatt des Kapitals ſteht hier ſchon: des Kapitalis⸗ 


mu). ... iſt . . nur eine Abwandlung der alten. Während er 
früher das Kapital aus akkumulierter Grundrente herleitete, meinte er 


jetzt die Fehler feiner alten Vorſtellung vermeiden und doch den 
Kern ſeiner alten Theſe feſthalten zu können, indem er die Anſicht 
du begründen ſucht, die mittelalterliche Stadt und damit der erſte 
„mittelalterliche Reichtum ſtädtiſcher Art ſei aufgekommen durch die 
Entſtehung der Stadt als Hauptſtadt, Reſidenz, Garniſonort. Kauf⸗ 


leute und Handwerker werden wohlhabend und reich an den 
dauernd in der Stadt wohnenden Grundherren und Staatsoberhäuptern 
und deren geſamten Apparate, oder genauer: an den Grundherren 


und Staatsoberhäuptern, die dadurch, daß, fie dauernd an einem 


Orte weilen, dieſen zur Stadt erwachſen läſſen. Und die Grund⸗ 
herren und Staatsoberhäupter ſind in der Lage, die Gewerbe⸗ 


. treibenden reich werden zu laſſen und eine Stadt zu bilden, weil 
ſie von ihren abhängigen Leuten jo viel Renten beziehen. Die 


Grundherrn find die ‚Städtebildner‘. Indem wir über dieſe neue 


Theorie Sombarts berichten, ſprechen wir es ſchon aus, daß ſie 


weſentlich auf die alte zurückkommt und auch wiederum die Wichtig⸗ 


keit des freien Marktes () und ſeine * auf die Steigerung | 


der Grundrente unterſchäßt. 


Ich habe die neue ‚heorie Sombarts in meiner Abhandlung 
„Die Entſtehung des modernen Kapitalismus und die Hauptſtädte“, 
in Schmollers Jahrbuch 1919, S. 811 ff. widerlegt. Die Wider⸗ 


| legung nr ſich = bereits durch an begriffliche () Feſtſtellungen 


N 
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liefern. Wenn Sombart die mittelalterliche Stadt als Hauptort, 


Reſidenz, Garniſon entſtehen läßt, ſo iſt dieſe Theorie ſchon aus 


dem einfachen Grunde hinfällig, weil es eine Hauptſtadt, d. h. einen 
ſtändigen Sitz von Zentralbehörden, eine Reſidenz, d. h. einen ſtän⸗ 


digen Lieblingsaufenthalt des Fürſten, einen Garniſonort, d. h. den 


ſtändigen Sitz einer ſtehenden Heeresabteilung im Mittelalter, zumal 
in dem Teile des Mittelalters, der für die Entſtehung der Städte 
in Betracht kommt, nicht gibt“ (S. 498 — 590). | 

Es iſt erſtaunlich, wie viel Falſchmeldungen in dieſen kurzen 
Süten enthalten ſind. Aber der Zweck iſt erreicht: der Leſer, der 
mein Buch nie in die Hand nehmen wird, weiß jetzt genug: auch 
die neue Auflage des „Modernen Kapitalismus“ iſt „fauler Zauber“: 
„teils zeigt die neue Auflage auch die Mängel der alten. Die 
Sucht, durch eine () neue Theorie zu blenden, muß doch als eine 
Erſcheinung der Senſationswiſſenſchaft bezeichnet werden“ (S. 498. 

Ich verſuche, in möglichſter Kürze den Tatbeſtand darzuſtellen, 
damit der Leſer wenigſtens dieſer Zeilen eine Vorſtellung von dem 
ſpezifiſchen Talent v. Belows bekommt und einſieht, daß ich nicht 
ganz der Troddel bin, der ich ſein müßte, wenn ich auch nur die 


Hälfte des Unſinns geſagt hätte, den mich v. Below ſagen läßt. 


1. Es iſt nicht richtig, daß ich in der Neuauflage des „Modernen 


Kapitalismus“ eine neue Städtetheorie aufgeſtellt hätte. Vielmehr 
| iſt dieſe ſchon in der erſten Auflage vorgetragen worden. Sie beſteht 
in nichts anderem als in der Anwendung des unbeſtreitbaren Satzes: 
daß die Städte von dem Überſchuß leben, den die Landwirtſchaft 


liefert, und daß ſie um ſo größer reſp. zahlreicher ſein können, je 


größer dieſer Überſchuß iſt; daß aber Städte gebildet werden können 
nur von ſolchen Perſonen, die kraft irgendeines Rechtstitels im⸗ 


ſtande find, über Überſchüſſe der Landwiriſchaft zu verfügen und fie 
in die Stadt zu ziehen. Dieſe Perſonen nenne ich Städtegründer 
(primäre Städtebildner), diejenigen, die von jenen Perſonen leben: 
Städtefüller (ſekundäre, tertiäre uſw. Städtebildner). Daß es ſich 
bei dieſen Sätzen lediglich um die Stadt als wirtſchaftliches 
Phänomen handelt, verſteht ſich von ſelbſt. Aber welche Fülle von 
Einſicht könnte über die Städtegeſchichte verbreitet werden, wenn 


5 man dieſe ſchlichten Gedanken in jedem einzelnen Falle zum Leit⸗ 


faden der Unterſuchung machte! v. Below hat ſich nicht einmal 


die Mühe genommen, meine eigentliche „Theorie“ auch nur in den 
Grundzügen den Leſern bekannt zu geben. Denn was er berichtet, 


iſt ja nur die Anwendung dieſer Theorien auf einen beſtimmten 
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Fall: die Entſtehung' der mittelalterlichen Stadt; er . alſo 
Theorie und Empirie. | 
2. Die Ausführungen über die Entſtehung der mittelalterlichen 
Stadt ſind in der neuen Auflage in der Tat neu hinzugefügt. Ich 
hatte gehofft, daß ſie von den Hiſtorikern dankbar begrüßt werden 
würden, weil ſie geeignet ſind, die Diskuſſion über das mittelalter⸗ 
liche Städteproblem mit neuem Leben zu erfüllen. Sie ſind, wie 
ich das gewöhnt bin, unbeachtet geblieben: nur v. Below hat ſich 
ihrer bemächtigt, um ſie durch ein paar Taſchenſpielerkunſtſtücke ihres 
Sinnes und damit ihres Wertes für die ernfte. Geſchichtſchreibung 
zu berauben. Er läßt mich behaupten (ſiehe das obige Zitat): das 
die mittelalterliche Stadt als „Reſidenz“ entſtanden ſei. Die Wahr⸗ 
heit iſt, daß ich die Reſidenzen als eine unter den zahlreichen 
Typen der mittelalterlichen Stadt bezeichne. Dahei faſſe ich den 
Begriff „Reſidenz“ in einem völlig andern Sinne, als es v. Below 
mich tun läßt: „Die Städte, um die es ſich hier handelt, ſind die 
Sitze der Biſchöfe und Erzbiſchöfe, der Grafen, Duces, Mark⸗ 
grafen, Herzöge und Könige“ (Mod. Kap. 1°, 144). Ich weiß 
nicht, ob v. Below die Exiſtenz dieſes Städtetyps im Mittelalter 
leugnet. Übrigens gibt es auch genug mittelalterliche „Reſidenzen“ 


in dem v. Belowſchen engeren Sinne (ich brauche nur an London 


und Paris zu erinnern). 6 
Und endlich iſt die Tatſache, daß in vielen Fällen die Fürſten 
nicht ſtändig an einem Ort reſidierten, für die Frage der Städte⸗ 


bildung völlig gleichgültig: wenn fie zwiſchen zwei Orten wechſelten, 


waren ſie eben pro tanto in zwei Städten Städtebildner, wenn 
zwiſchen 10 in 10. 

Nun aber fahre ich in meiner Darſtellung (a. a. O. S. 147 | 
wie folgt fort: „Neben dieſen fürftlichen Großkonſumenten finden 
ſich nun in der mittelalterlichen Stadt eine Menge mittlerer und 
kleiner Grundrentenbezieher zuſammen, die wiederum einen beträcht⸗ 
lichen Konſumtionsfonds bilden können“ und zähle als ſolche =: 

a) Kirchen und Klöſter; 
) geiſtliche Ritterorden; 
c) Schüler und Studenten; . 
d) die weltlichen „Grundherrn“. | | 
Wenn ich auch die Anſicht vertrete, daß alle bedeutenden 
mittelalterlichen Städte „Konſumtionsſtädte“ waren, ſo laſſe ich doch 
den Produzenten ebenfalls die ihnen gebührende Würdigung zuteil 
| werben, indem 2 als mittelalterliche N W 5 
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ga) die Handwerker (ſoweit ſie gewerbliche Erzeugnifie an Land⸗ 
leute verkauften); 3 
b) den internationalen Handel: | 
c) die Exportinduſtrie: Mailand! Nürnberg! Konſtanz! Florenz! 
Silberſtädte! 
d) den, Geldhandel. 
Welcher mittelalterliche Hiſtoriker wird ſich die Mühe geben, 
‚auf dieſen Gedankengängen weiterzuſchreiten und ehrlich und ernſt— 


lich zu prüfen, wieweit meine Feſtſtellungen richtig ſind, damit end⸗ 


lich der verdammte Unſinn: „Die Städte ſind aus den Märkten 
entſtanden“ in die richtige Einſicht umgekehrt wird: „Die Märkte 
haben ſich aus den Städten entwickelt“. Einſtweilen hat v. Below 
feinen Zunftgenoſſen verkündet: Sombart ſtellt die „Theorie“ () auf: 
Die mittelalterliche Stadt iſt als „Hauptſtadt (von mir überhaupt 
nicht genannt), Reſidenz (von mir in einem völlig anderen Sinne 
gebraucht), Garniſonort“ (von mir ganz nebenbei erwähnt) entſtanden. 
Und ſie werden es ihm wieder glauben. 

3. Das Hauptkunſtſtück wird nun aber erſt vollbracht, indem 
nämlich dieſe meine völlig entſtellte Städte⸗„Theorie“ in Zuſammen⸗ 
hang gebracht wird mit der — „Kapitalbildung“. Zunächſt ver⸗ 
wechſelt v. Below hier die „Kapitalbildung“ (die ich in Band II 


Seite 166 ff. behandele) mit der „Vermögensbildung“ (die ich im 


5. Abſchnitt des I. Bandes zur Darſtellung bringe). Aber die Be- 
achtung derartiger, wenn auch grundlegender Unterſchiede erwarte 
ich gar nicht. v. Below meint, wenn er Kapitalbildung jagt, Ver: 
mögensbildung. Aber was in aller Welt hat auch nur dieſe mit 
meiner Städte: „Theorie“, ſelbſt in der entſtellten Form, wie fie 
v. Below vorträgt, zu tun? Höchſtens beſteht der Zuſammenhang, 
daß ſowohl für die Gründung der Städte als für die Entſtehung 
des bürgerlichen Reichtums der vorhandene feudale Reichtum eine 
große Bedeutung gehabt hat. Will das etwa v. Below leugnen? 


Soweit der bürgerliche Reichtum in Europa entſtanden iſt — meine 


Theſe iſt die, daß er zum bei weitem größeren Teil nicht in Europa, 
ſondern durch die Überſeebeziehungen, insbeſondere den großen Überſee⸗ 
handel und die Sklavenwirtſchaft, ſich gebildet hat — iſt der feudale 
Reichtum ein wichtiges Medium geweſen: ſowohl der in den Städten 
als der auf dem Lande verbliebene. Daß ſich der bürgerliche Reich— 
tum durch die Vermittlung des „freien Marktes“ gebildet hat, ſchließt 
doch jene Mitwirkung des feudalen Reichtums bei ſeiner Entſtehung 
nicht aus. Um das eingehender zu begruͤnden, würde es aber 


} 


ae aan. 
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wirklich der nationalökonomiſchen „Theorie“ bedürfen, und ich zweifele, 
ob v. Below Luſt hat, mir auf dieſes Gebiet zu folgen. 

Alſo von den Einwänden v. Belows bleibt in Wahrheit nichts 
beſtehen: jene „neue Theorie“, durch die ich habe „blenden“ wollen, 
iſt ein reines Hirngeſpinſt v. Belows. Aber für die Leſer ſeiner 
Kritik iſt ſie die Quinteſſenz meines Werkes. Daß dieſes ſelbſt dann, 
wenn alles richtig wäre, was v. Below behauptet hat, auf ſeinen 
mehr als 2000 Seiten noch vielleicht 200 andere „Theorien“ ent⸗ 
hält, davon erfährt der Leſer nichts. Auf weſſen Seite iſt nun 
wohl die „Senſationswiſſenſchaft“? nn 


„ III g | 
Mit anerkennenswerter Nachhaltigkeit hat v. Below mit dem 
Problem der „Wirtſchaftsſtufen“, oder wie man ſonſt die 
Epochen des menſchlichen Wirtſchaftslebens nennt, gerungen. Erſt 
im Kampfe mit Bücher, dann mit mir. Wenn es ihm bis heute 
— der vorliegende Band enthält zu dieſem Thema Ausführungen, 
die offenbar erſt in letzter Zeit gemacht worden ſind — doch nicht 
gelungen iſt, ſich zur Klarheit durchzuringen, ſo liegt das, ſcheint 
mir, an einem grundſätzlichen Mangel des v. Belowſchen Denkens, 
das nicht imſtande iſt, bis zu den letzten Prinzipien eines Problems 
durchzudringen. v. Below denkt eben nie im Zuſammenhange, ſondern 
immer ſozuſagen kaſuiſtiſch: er kennt nur Einzelerſcheinungen, keine 
Prinzipien. In all ſeinen Erörterungen über das Stufenproblem 
wendet er ſich zwar an zahlreichen Stellen gegen die Einteilungs⸗ 
prinzipien ſeiner Gegner, aber mir iſt nicht erinnerlich, daß er nun 
erklärte, nach welchen Prinzipien er die Einteilung des Wirtſchafts⸗ 
lebens in Perioden vorzunehmen für richtig hält. m 
Dieſer Mangel grundjäglicher Erkenntnis hat v. Below nun 
aber nicht gehindert, ſehr viele vortreffliche Beiträge zur Lehre von 
den „Wirtſchaftsſtufen“ zu liefern. Gegen Bücher hat er vor allem 
mit vollem Rechte den Unterſchied zwiſchen theoretiſcher und empiriſcher 
Geltung der einzelnen „Wirtſchaftsſtufen“ geltend gemacht; hat er 
die Einſeitigkeit korrigiert, mit der dieſer die mittelalterliche Stadt⸗ 
wirtſchaft als rein lokale Tauſchwirtſchaft dargeſtellt hatte. Er hat 
gezeigt, daß „die Länge des Produktionsweges“ keineswegs ein zu: | 
verläſſiges Merkmal der verſchiedenen „Wirtſchaftsſtufen“, daß „die 
Kundenproduktion“ keineswegs der mittelalterlichen Stadtwirtſchaft 
allein eigentümlich ſei und anderes mehr. Alles in völliger Überein⸗ 
Schmollers Jahrbuch XLIV.4. N 6 
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ſtimmung mit mir, wie wir beide denn in der Beurteilung des 
wirklichen Verlaufs des europäiſchen Wirtſchaftslebens gar nicht ſo⸗ 
weit voneinander abweichen, wie es die vielfach feindſelige Einſtellung 
v. Belows auf meine Werke vermuten laſſen ſollte. 

Nur in einem Punkte hätte die Kritik der Bücherſchen „Stufen⸗ 
theorie“ vertieft werden können. Mir ſcheint nämlich in der räum⸗ 
lichen Geſtaltung der wirtſchaftlichen Beziehungen der europäiſchen 
Menſchheit (und auf dieſe äußere, räumliche Geſtaltung allein iſt 
ja das Augenmerk Büchers gerichtet) die entſcheidende Wendung 
nicht ſowohl darin zu beſtehen, daß die lokale Verknüpfung eine 
nationale wird, ſondern daß ebenſo die ehemalig weltwirtſchaftlichen 
Beziehungen in nationale umgewandelt werden. Das iſt die eigent⸗ 


liche Leiſtung der frühkapitaliſtiſchen (in Büchers Terminologie alſo 


volkswirtſchaftlichen) Epoche, daß fie ſowohl. die lokalen als die 
internationalen Wirtſchaftsbeziehungen nationaliſiert. Es iſt nicht 
genug beachtet, daß im Mittelalter Lokalwirtſchaft und Weltwirt⸗ 
ſchaft nebeneinander hergehen. 
Der Handel trägt ein durchaus weltwirtſchaftliches Gepräge 

(da er in den lokalwirtſchaftlichen Beziehungen keine Stelle hat), 
und das Gewerbe iſt in weitem Umfange weltwirtſchaftlich organi- 
ſiert: die großen Induſtriezentren des Mittelalters, wie Mailand, 
Florenz, Flandern, haben ſowohl im Bezug ihrer Rohſtoffe als im 
Abſatz ihrer Erzeugniſſe eine volkswirtſchaftliche Struktur. Dann 
tritt ein Wandel mit dem aufkommenden Kapitalismus ein, der 
unter dem Einfluß der merkantiliſtiſchen Politik die Induſtrien zu 
nationaliſieren die Tendenz hat. So trug etwa die engliſche 
Wollinduſtrie im 18. Jahrhundert ein viel nationaleres Gepräge als 
etwa die Florentiner im 15. Bekanntlich hat ſich dieſe Tendenz 
zur Nationaliſierung unſerer Induſtrie, d. h. zur Verringerung ihres 
internationalen oder „weltwirtſchaftlichen“ Charakters bis in unſere 
Zeit fortgeſetzt. Den ziffernmäßigen Nachweis dieſer Tendenz für 
die frühkapitaliſtiſche Epoche findet der Leſer in der Neuauflage 
meines „Modernen Kapitalismus“ Band II, für das hochkapita⸗ 
liſtiſche Zeitalter in meiner „Deutſchen Volkswirtſchaft im 19. Jahr⸗ 
hundert“) . 
So glücklich v. Below in ſeiner Polemik mit Bücher iſt, ſo 
gänzlich verſagt er gegenüber meiner Auffaſſung. Da er nicht nur 

ſeine alte Kritik wieder abdruckt, ſondern durch neue Zuſätze zu er⸗ 
kennen gibt, daß er ſeinen Standpunkt in den 20 Jahren nicht 
geändert hat, ſo will ich ein Wort zur Klärung ſagen. 


——ũ——— ę—— . — — 


EA 


„ I 
2 8 5 * 
„ 


u 100 Probleme der Wirtſhaftsgeckichte a, - 838 


„ v. Belows Urteil über meinen Verſuch einer Periodiſerung N | 
des Wirtſchaftslebens lautet wie folgt: „Was den pofitiven Weit 


ſeiner Stufentheorie betrifft, ſo iſt ſeinen Erörterungen jedenfalls 
35 Wert einer Gymnaſtik des Geiſtes nicht abzuſprechen. Im 
byigen enthält feine Darſtellung wohl () nicht jo viel Neues, wie 
il Leſer nach ſeinen Urteilen über ſeine Vorgänger glauben müßten. f 
| dee gewinnt man den Eindruck, daß er von den Anregungen, 


die Bücher in ſeinen verſchiedenen Arbeiten gegeben hat, doch in 
ſtärkerem Maße beeinflußt iſt, als er durchblicken läßt (S. 187).“ 


„Sein Schlagwort lautet nicht Entwicklungsreihen, e ⸗Wirt⸗ 
ſchaftsſtufen“ (S. 436).“ | 
Diaas iſt nun wieder ein vollſtändiges Fehlurteil, bei dem ſich 
jener Mangel des v. Belowſchen Denkens fühlbar macht, von dem 

ich vorhin ſprach. Weil ihm alle Neigung fehlt, die Dinge prin⸗ 
zipiell zu faſſen, iſt ihm gar nicht der Gedanke gekommen: nach⸗ 
zuprüfen, auf welchem prineipium divisionis denn meine Einteilung 
beruht. Er würde dann nämlich erkannt haben, daß zwiſchen Bücher 
und mir überhaupt keine Beziehung beſteht. Daß ich von Bücher 
„angeregt“ bin, verſteht ſich von ſelbſt. Wer iſt von Bücher nicht 


angeregt worden? Aber die Anregung hat die Wirkung gehabt, 
daß ich mich in einen grundſätzlichen Gegenſatz zu Bücher geſtellt 


habe, weil ich einſah, daß Büchers Schema unzureichend ſei, 
um die Weſenheiten hiſtoriſch verſchiedener Wirtſchaftsepochen zu 

charakteriſieren. Wenn v. Below ſchon den geiſtigen Stammvater 
meiner Periodiſierungstheorie ausfindig machen wollte, ſo hätte er 
ſich die Lehren von Karl Marx anſehen müſſen, deſſen „Stufen⸗ 
theorie er in feiner Überſicht überhaupt nicht Erwähnung tut. 
Hätte v. Below Büchers und meine Stufentheorie auf ihren 
geiſtigen Gehalt hin geprüft, ſo hätte er wahrnehmen müſſen, daß 
ſich die beiden Theorien auf zwei verſchiedenen Ebenen bewegen und 
ſich in keinem einzigen Punkte berühren. Bücher und ſeine Vor⸗ 
gänger haben die verſchiedenen Formen menſchlicher Wirtſchaft, wie 


ich ſchon ſagte, nach dem äußeren Merkmal ihrer räumlichen Be⸗ = 


ziehungen unterſchieden: ob gar keine Beziehungen zu fremden Wirt 
ſchaften, ob Beziehungen zu Wirtſchaften innerhalb des Umkreiſes 


einer Stadt oder innerhalb der Stadt ſelbſt, ob Beziehungen über 


ein ganzes Land hin, ob über Die, ganze Erde hin: das macht den 
Unterſchied zwiſchen Hauswirtschaft, Stadtwirtſchaft, Volkswirtſchaft, 
Weltwirtſchaft aus. Dieſes Merkmal iſt gewiß ſehr wichtig und 
wird auch von mir bei den W beſtimmter rn 
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ſchaftszuſtände betont. Nur daß ich nicht gern den Nachdruck auf 
die allzu äußerliche „Länge des Produktionsweges“ lege, die wirklich 


in den meiſten Fällen nicht charakteriſtiſch iſt, ſondern die jeweils 
beſondere organiſche Einheitsbildung in den Vordergrund rücke, die 


im: einen oder anderen Falle ſich beobachten läßt (außer bei der 


„Weltwirtſchaft“, die deshalb auch ihre Sonderbedeutung hat und 
ganz gedankenloſerweiſe mit den drei anderen „Stufen“ in eine 
Linie geſtellt wird). Aber was wir einſehen müſſen iſt dieſes, daß 
wir mit dieſen Unterſcheidungen, wie ich ſchon ſagte, ſelbſt wenn 


wir Ernſt mit ihnen machen wollten (was, nebenbei bemerkt, faſt nie 
geſchieht: unſer nationalökonomiſches Denken iſt in den ſeltenſten 
Fällen heute zum Beiſpiel „volkswirtſchaftlich“ ausgerichet) niemals 
das Weſen beſtimmter Wirtſchaftsverhältniſſe ausdrücken können: 
dieſelbe „Wirtſchaftsſtufe“ im Bücher⸗Belowſchen Sinne kann 
weltverſchiedene Wirtſchaftsgeſtaltungen umfaſſen, und dieſelbe Wirt⸗ 
ſchaftsgeſtaltung kann ſich auf ſehr verſchiedenen Wirtſchaftsſtufen 
der genannten Art finden: „Hauswirtſchaft“ gibt es in der Geſtalt 


kommuniſtiſcher Urwirtſchaft, individualiſtiſcher Bauernwirtſchaft, an⸗ 


tiker Sklavenwirtſchaft oder mittelalterlich⸗feudaler Fronhofwirtſchaft; 
Stadtwirtſchaft gibt es in den heutigen Wirtſchaftsformen genau ſo 
wie im Mittelalter; es gibt eine kapitaliſtiſche und eine ſozialiſtiſche 
Volkswirtſchaft; Weltwirtſchaft beſtand im Mittelalter auf hand⸗ 
werksmäßiger Grundlage, beſteht im Zeitalter des Kapitalismus und 


wird, nach der Meinung unſerer Kommuniſten, erſt recht in einer 


bolſchewiſierten Welt beſtehen. Was nützen mir „Idealtypen“ menſch⸗ 
licher Wirtſchaft, die nicht imſtande ſind, den Unterſchied zwiſchen 


freiem Handwerk und Sklavenarbeit, zwiſchen Sozialismus und 
Kapitalismus zum Ausdruck zu bringen. In Wirklichkeit hat ja die 
nationalökonomiſche Wiſſenſchaft auch ſchon längſt unbewußt andere 


Kategorien verwandt, um die verſchiedenen Wirtſchaftszuſtände zu 
unterſcheiden. Ich habe es nun unternommen, denjenigen Begriff, 
der unbewußt allen früheren Unterſcheidungen ſchon zugrunde lag, 
in das Licht des Bewußtſeins zu rücken und in allen ſeinen Ver⸗ 


zweigungen genau zu beſtimmen: es iſt der Begriff des „Wirt⸗ 


ſchafts ſyſtemes“, den ich ſchon in meiner Aufſatzreihe aus dem 
Jahre 1899 gebildet hatte, den ich ſeitdem immer mehr entwickelt 
und zum tragenden Begriff der geſamten ſpeziellen Nationalökonomie 
gemacht habe. Er liegt allen meinen ſpäteren Werken zugrunde 
und dient mir vorwiegend zur Unterſcheidung der verſchiedenen 
„Wirtſchaftsſtufen“, die ich als „Wirtſchaftsepochen“ oder wirtſchaft⸗ 
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liche „Zeitalter“ bezeichne. Daneben hat die Unterſcheidung, wie ſie 
Bücher und ſeine Anhänger vornehmen, nur noch ſekundäre Bedeutung. 
Im Begriffe des Wirtſchaftsſyſtemes ſuche ich die dem Wirt⸗ 
ſchaftsleben jeweils charakteriſtiſchen Züge zur Einheit zuſammen⸗ 
zufaſſen, ſofern ich darunter eine Wirtſchaftsgeſtaltung verſtehe, die 


durch eine beſtimmte Wirtſchaftsgefinnung, eine beſtimmte Wirtſchafts⸗ 
organiſation und eine beſtimmte Technik gekennzeichnet wird. Damit 
find die drei aller Wirtſchaft zugrunde liegenden Elemente: Geiſt, 


Form, Sache, berückſichtigt. Ich behaupte, daß nur dieſer Begriff 
des Wirtſchaftsſyſtemes ſpezielle Nationalökonomie ſowohl als ins⸗ 
beſondere Wirtſchaftsgeſchichte als Wiſſenſchaft mög: 


lich macht. Um die Diskuſſion des Begriffes „Wirtſchaftsſyſtem“ 
und ſeine Verwendung muß ſich alle Diskuſſion über „Probleme der 
Wirtſchaftsgeſchichte“ drehen, wenn ſie aus dem alten Geleiſe heraus 
will. v. Below hat von dieſem Begriff überhaupt keine on gr 
nommen.: Er 0 ihn offenbar gar nicht bemerkt. 


IV 
Wie . duüſlos alle Wirtſchaftstheoretlker! 195 hiſoriker mit En 


Pe im Nebel herumſchlagen, die nicht die Kategorie des Wirt- 


ſchaftsſyſtemes zur Verfügung haben, zeigt ſich mit beſonderer Deut⸗ 
lichkeit an der in letzter Zeit lebhaft gewordenen Diskuſſion über 
den Begriff des Kapitalismus, an der, wie ich ſchon an⸗ 
deutete, nun auch v. Below ſich beteiligt, mit einer eigens für den 
vorliegenden Band geſchriebenen, die Seiten 399 bis 431 füllenden 
Studie, mit der er jetzt ſeine Anzeige meines „Modernen Kapitalis⸗ 
mus“ aus dem Jahre 1903 einleitet. Anzuerkennen iſt auch hier 
wieder der ernſte Wille des geſchätzten Autors, der nun wirklich im 
Mittelpunkt des wiſſenſchaftlichen Intereſſes ſtehenden „Probleme 
der Wirtſchaftsgeſchichte“ Herr zu werden. Er hebt ſich durch dieſes 


Bemühen ſehr vorteilhaft aus der Schar ſeiner engeren Fachgenoſſen 
ab, für die heute, noch ebenſo wie vor einem Menſchenalter, Begriffe a 


wie der des Kapitalismus Hekuba find. Ja, v. Below vertritt in- 
ſofern ſogar einen beſonders fortſchrittlichen Standpunkt, als er 
bereit iſt, zuzugeben, daß es ſo etwas wie Kapitalismus gibt, 
während nicht nur Hiſtoriker, ſondern ſogar „Fachvertreter“ der 
Nationalökonomie noch heute ſich drehen und wenden, um an dem 
ominöſen Begriff des Kapitalismus vor beizukommen. 
| Um jo mehr wiederum iſt es zu e daß d. Below bei 
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Teilen Bersüfungn: um den Begriff des Kapitalismus ſich der ſicheren 
Führung durch den Begriff des Wirtſchaftsſyſtemes begeben hat, der 
ſich ihm ſo bequem geboten hätte, wenn er etwas tiefer in meine 


Werke eingedrungen wäre. Auch hätte ihm ein Studium von Marx 


manchen Fingerzeig geben können. Das, was er uns jetzt bietet, iſt 


llieider recht wenig und leidet vor allem an dem Mangel einer ein⸗ 


. heitlichen Zuſammenfaſſung der zahlreichen begrifflichen Merkmale, 


deren er eine ganze Reihe zur Kennzeichnung des „Kapitalismus“ 


beibringt. Es lüßt ſich leicht zeigen, daß der verſchwommene Begriff, 
den v. Below bildet, völlig unzureichend zur Hervorhebung beſonderer 
wirtſchaftlicher Zuſtände iſt. 
Was v. Below zunächſt über den Begriff des Kapitalismus bei 
Karl Marr ſagt, iſt ganz abwegig. Es iſt eine der Hauptleiſtungen 
des Marrxſchen „Kapitals“, daß er die ſpezifiſche Weiſe der 
„kapitaliſtiſchen Ausbeutung“ klargeſtellt hat; man darf alſo nicht 
ſagen: „kapitaliſtiſche“ Produktionsweiſe im Marxſchen Sinne ſei 
die Produktionsweiſe, in der die kapitalloſen Arbeiter von den 
‚Rapitalijten‘ in dem ſpezifiſchen Sinne der Marx ſchen Mehrwert- 


lehre ausgebeutet werden“ (S. 399); und kürzer (S. 400): „die 


Ausbeutung der Arbeiter könne alſo nicht das Weſen des Kapitalis⸗ 
mus ausmachen“. Das iſt ſo unmarxiſtiſch wie möglich gedacht 
und ſollte heute in unſeren wiſſenſchaftlichen Traktaten nicht mehr 
geſagt werden dürfen. 
Aber das nur nebenbei. Wir fragen, wie v. Below nun ſelbſt 
den Begriff des Kapitalismus beſtimmt. Welches iſt das genus 
proximum des zu definierenden Begriffs? Wir erfahren es nicht. 
v. Below ſelbſt wird es nicht wiſſen (denn er kennt ja den Begriff 
Wirtſchaftsſyſtemes nicht), und deshalb ſchwebt ſein Kapitalismus⸗ 
begtiff in der Luft: es werden ein paar Merkmale zuſammengeſtellt, 
| bie eben nie und nimmer eine Einheit ergeben. 
ni „Wenn man den ſchlichten Wortfinn zu ermitteln ſucht und 
unbefangen die Dinge vergleicht, ſo wird man unter Kapitalismus 
die Verwendung von viel Kapital verſtehen“ (S. 400). „Wir halten 
daran feſt, daß der e die e von viel Kapital 
iſt“ (S. 401). 
Das iſt nun freilich ein recht kümmerliches Begrifflein, dem 
wir erſt auf die Beine helfen müſſen, damit es ſtehen kann. Wenn 
uns v. Below nur auch gleich geſagt hätte, was er unter „Kapital“ 
verſteht. An dieſer Stelle, wo er den Begriff „Kapitalismus“ mit 
Hilfe des pit Begrſfes . ſagt er es überhaupt nicht. 
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An einer anderen Stelle (S. 225) äußert er ſich darüber wie folgt: 
„Wir wollen uns hier mit der Feſtſtellung des viel umſtrittenen 
Kapitalbegriffs nicht aufhalten () Wir entnehmen den Quellen die 
ſchlichten Tatſachen, daß die Handwerker bereits ſeit dem 12. Jahr⸗ 
hundert ſich die Rohſtoffe meiſtens ſelbſt beſchaffen, daß ſich bei 
ihnen oft bewegliches Vermögen nachweiſen läßt, daß ſie ſeit den 
früheſten Zeiten als Grundbeſitzer begegnen.“ Aus dieſer Zuſammen⸗ 
ſtellung einzelner Vermögensobjekte der Handwerker muß man 
ſchließen, daß v. Below unter „Kapital“ ſoviel wie „Sach⸗ 
vermögen“ verſteht. Darauf deuten auch einige andere Bemerkungen 
hin: „Für die kapitaliſtiſche Wirtſchaftsweiſe (iſt) nicht Eigentum 
von vielen Mitteln, ſondern nur ihre Verwertung wejentlich” + 
(S. 413); „der Kapitalismus (beruht) auf der Verwertung großer 
Mittel“. 

Nun müſſen wir aber noch durch eine Beſtimmung den v. Below⸗ 


ſchen Begriff: Kapitalismus — „Verwertung großer Mittel“ er⸗ 


gänzen, damit er überhaupt einen Sinn bekommt, nämlich: „in 
einem Betriebe (Unternehmung)“, wovon v. Below nichts bemerkt, 
weil er es wohl als ſelbſtverſtändlich anſieht. Dann härten wir 
alſo den Begriff: „Kapitalismus“ = Organiſation der Wirtſchaft in 
Großbetrieben. Dann wäre das genus proximum der Betrieb. 
Dies iſt die Begriffsbeſtimmung Paſſows, durch den v. Below im 
weſentlichen beeinflußt zu ſein ſcheint. Ich halte dieſe Begriffs⸗ 
beſtimmung für grundfalſch deshalb, weil ſie ganz und gar nicht 
die ſpezifiſchen Züge einer beſtimmt geſtalteten Wirtſchaftsweiſe, die 
wir als kapitaliſtiſche bezeichnen, zum Ausdruck zu bringen vermag. 
v. Below meint zwar: „Mit dem Geiſte des Unternehmens iſt durch⸗ 
aus alles das gegeben, was man ee als Kennzeichen 
des Kapitalismus nennt“ (S. 402). 

Aber darin täuſcht er ſich gewaltig. Selbſt die Kennzeichen, 


die er anführt, find damit nicht gegeben: „So die dauernde Unfelbe 


ſtändigkeit der Mehrzahl der Arbeiter“ (S. 402): in einem genoſſen⸗ 
ſchaftlichen Großbetriebe find alle Arbeiter „ſelbſtändig“. Von den 
anderen Kennzeichen des Kapitalismus meint er (S. 403), daß ſie 
mit der Größe des „Unternehmens“ „mindeſtens nahegelegt“ ſeien, 


was ſchon erheblich vorſichtiger iſt. Aber auch das ſtimmt nicht 


einmal; er führt (S. 403 ff.) an: „die weitgehende Arbeitsteilung 


im techniſchen Sinne; das Zuſammenwirken zahlreicher Teilprozeſſe“: 


es gibt auch Großbetriebe ohne dieſe Merkmale; im übrigen ſind ſie 
kein Spalt des A chen Großberiebs, . dle 
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Trennung der Erwerbswirtſchaft von der Konſumtionswirtſchaft“. 
Falſch: die Oikenwirtſchaften waren eminente Großbetriebe und 
dabei reine Eigenwirtſchaften. Die „reſtloſe geldliche Durchdringung“. 
Falſch: es gibt ebenſogut natural= wie geldwirtſchaftliche Großbetriebe. 
Der Leiter „braucht nicht mehr Fachvertreter des Gewerbes zu ſein“. 
Er kann es aber ſein. Warum iſt er es in der kapitaliſtiſchen 
Wirtſchaft nicht? Das iſt zu erklären. An dieſer Stelle macht 
v. Below die Bemerkung, daß „die Aktiengeſellſchaften in hiſtoriſchem 
Zusammenhange mit dem Kapitalismus“ (ſtehen). 

Das ſind, ſoviel ich ſehe, alle Merkmale; die v. Below zur 

Kennzeichnung der „kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe“ anzuführen für 

„nötig hält. Alſo keine verkehrswirtſchaftliche Verknüpfung! Keine 
Warenproduktion! Kein freies Lohnarbeiterverhältnis! Auch kein 
beſonderer „Geiſt“? Darüber läßt v. Below den Leſer im dunkeln. 
Zwar ſpricht er davon; er bedient ſich ſogar des von mir geprägten 
Wortes: „Wirtſchaftsgeſinnung“. Aber was er meint, bleibt unklar. 
Jedenfalls völlig unbeſtimmt. „Man hat, jagt er (S. 420), von 
einem ‚Geiſte des Kapitalismus“ geſprochen. Wir können darunter 
eine Zeitrichtung () verſtehen, welche der Verwendung großer Mittel 
in der wirtſchaftlichen Tätigkeit günſtig iſt, während die Richtung 
einer anderen Zeit ſie zu hindern ſucht.“ 

Wie völlig unzulänglich dieſer Verſuch, den Kapitalismus zu 
charakteriſieren, iſt, geht allein daraus hervor, daß jedes der von 
v. Below angeführten Merkmale auch auf eine ſozialiſtiſche Wirt⸗ 
ſchaftsorganiſation paßt. Was ſoll aber eine Begriffsbeſtimmung, 
die dieſes Haupterfordernis nicht erfüllt: eine Wirtſchaftsweiſe gegen 
eine andere von ihr grundſätzlich verſchiedene abzugrenzen? Oder 
gibt es gar keinen Unterſchied zwiſchen Sozialismus und Kapitalis⸗ 
mus? Nach v. Below möchte es faſt ſo ſcheinen, wenn er einmal 

Jagt (S. 403): „auch ſozialiſtiſch kann die große Unternehmung 
konſtruiert ſein“, sc. die er als „kapitaliſtiſche“ Kennzeichen will. 
Dann wären wir ja allen praktiſchen Nöten enthoben. Seltſam, 
daß ſich da die Welt jetzt ſo aufregt und in we Parteien ſpaltet: 
eine kapitaliſtiſche und eine ſozialiſtiſche. 

| Alles, was v. Below zur Charakteriſierung des „Kapitalismus“ 
beibringt, zeigt wieder jener Mangel an grundſätzlichem Denken, von 
dem ich ſchon ſprach. Kein einziger Begriff wird bei ihm bis in 
feine letzten Gründe und Konſequenzen durchgedacht. Er weiß bei 
der Erörterung des Begriffes „Kapitalismus“ wieder keinen Unter⸗ 
ſchied zu machen zwiſchen Theorie und Empirie, d. h. zwiſchen dem 
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Geiſt des Wirtſchaftsſyſtems in ſeiner Reinheit, dem Inbegriff der 
dieſes beherrſchenden Idee einerſeits und der tatſächlichen VBerwirk 
lichung dieſer Idee anderſeits. Ebenſowenig ſieht er den Unterſchied 

zwiſchen dem objektiven Geiſt im Wirtſchaftsleben, der ſich in Recht, 
Sitte und Einrichtungen aller Art niedergeſchlagen hat und dem 
ſubjektiven Geiſt, der in den Seelen der einzelnen Wirtſchaftsſubjekte 
wirkſam iſt. Deshalb kennt er auch das Hauptproblem der Wirt⸗ 
ſchaftsgeſchichte nicht, das im Zeitalter des Kapitalismus in den 


Vordergrund getreten iſt: in welchem Zuſammenhange objektiver 


und ſubjektiver Wirtſchaftsgeiſt zueinander ſtehen; wie insbeſondere 
der ſubjektive Geiſt, die individuelle Motivation zwangsläufig be⸗ 
einflußt wird durch den objektiven Geiſt. Wer vom Weſen des 
Kapitalismus eine einigermaßen klare Vorſtellung hat, wird immer in 
den Mittelpunkt ſeiner Betrachtungen die kapitaliſtiſche Unter⸗ 
nehmung ſtellen, von deren Weſenheit v. Below überhaupt nichts 
weiß. Wer den Sinn dieſes wunderſamen Geiſtesgebildes begriffen 
hat, für den löſt ſich auch die Antinomie: daß der Kapitalismus 
einerſeits das Werk einzelner ſtarker Perſönlichkeiten iſt und ander⸗ 
ſeits dasjenige Wirtſchaftsſyſtem, in dem alles wirtſchaftliche Ver⸗ 
halten durch das (unperſönliche) „Verwertungsſtreben des Kapitals“ 
beſtimmt wird. Was v. Below über dieſen Punkt bemerkt, zeigt, 
daß er in den Kern der Sache nicht eingedrungen iſt. Er würde 
dann nicht „gegen Sombarts Anſicht, daß das Kapital unperſönlich, 
automatiſch wirke“, die Autoritäten von Brentano) und Beil) 
ins Feld führen, die „die Bedeutung der Perſönlichkeit des Unter 
nehmers“ betonen (S. 426). Er ſcheint nicht zu wiſſen, daß ich in 

einem langen Aufſatze gerade dieſe höchſtperſönlichen Leiſtungen 
des Unternehmers ſehr gründlich analyſiert habe; er hat offenbar 
auch wieder meine Darſtellung der Entſtehung der Unternehmerſchaft 
in der Neubearbeitung des „Modernen Kapitalismus“ nicht geleſen, 
die alſo anhebt: „Der Kapitalismus iſt das Werk einzelner hervor⸗ 
ragender Männer, daran kann kein Zweifel fein. Jede Annahme 
einer ‚kollektiviſtiſchen“, gleichſam vegetativen Entſtehungsweiſe iſt 
falſch . .. Der Kapitalismus iſt in Geſtalt von Unternehmungen 
zur Welt gekommen: in Geſtalt alſo rationaler, überlegter, weit⸗ 
ausſchauender Bildungen menſchlichen Geiſtes. Im Anfang war 
die „ſchöpferiſche Tat‘ des einzelnen; eines ‚wagenden‘, ‚unter 
nehmenden“ Mannes, der beherzt den Entſchluß faßt, aus den Ge⸗ 
leiſen der herkömmlichen Wirtſchaftsführung herauszutreten und neue 
Wege einzuſchlagen ... Die Entſtehungsgeſchichte des Kapitalismus 


\ 
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| ift eine Geschichte von Perſönlichkeiten.“ 2 Und ſo weiter machzuleſer 
a. a. O. Band I, Seite 836 f. | 

Alles das weiß v. Below nicht, und tauſend andere Dinge, die 
den Kapitalismus angehen, weiß er auch nicht. So geſtaltet ſich die 
Lektüre ſeines Buches in dieſen Teilen zu einer höchſt unerfreulichen 
Aufgabe. Man hat auf Schritt und Tritt den Eindruck, daß dem 
Autor die allerprimitivften Kenntniſſe fehlen. Was er vorbringt in 
dieſen Kapiteln, iſt von einer indiskutabeln Armſeligkeit. Ich hoffe, 
daß er bis zur zweiten Auflage ſeines Buches ſich wenigſtens der 
Mühe unterziehen wird, meinen „Modernen Kapitalismus“ zu leſen 
Dann können wir weiter miteinander reden. 

Ich ſprach eben von einer zweiten Auflage des vorliegenden 
Buches. Ich würde ſie dem verdienten Autor wünſchen. Aber wird 
er ſie erleben? Der Verfaſſer hofft offenbar darauf, wie aus einer 
„Bemerkung in der Vorrede hervorgeht, in der es heißt: „In gewiſſer 
Hinſicht darf ich mein Buch wohl in Parallele zu K. Büchers 
vielgeleſener ‚Entſtehung der Volkswirtſchaft' ſtellen.“ () Alſo in 
Parallele zu demjenigen Buche, das in unſerer Wiſſenſchaft im letzten 
Menſchenalter die größte Verbreitung gefunden und am meiſten 
angeregt hat. Und ſolche Wirkung verſpricht ſich v. Below von 
dieſem 710 Seiten ſtarken Werke. Seltſam, wie ein kluger Menſch 
in der Beurteilung ſeiner ſelbſt und ſeines Schaffens ſo völlig in 
die Irre gehen kann. Dieſe „Probleme“ wie das ganze Werk 
v. Belows enthalten doch rein gar nichts, das ſie befähigen könnte, 
eine Rolle wie die Bücher ſchen Schriften zu ſpielen. Wodurch 
haben ſich denn dieſe ihre Stellung in der wiſſenſchaftlichen Welt 
erobert? Doch gewiß nur durch die Fülle von neuen, „anregenden“ 
Ideen, die darin ausgeſtreut waren, durch die elegante Formulierung 
und die kecke Ausſprache. Bücher hat, wie es mein lieber Freund 
Lujo Brentano einmal an mir unbegreiflicherweiſe gerügt hat, 
den Menſchen ſeine Theorien „in's Geſicht geblaſen“: das regt ſie 
an. Und es kommt gar nicht ſo ſehr darauf an, daß dieſe Theorien 
„richtig“ find. Ich zweifele nicht, daß die Feſtſtellungen v. Belows 
alle viel „richtiger“ ſind als die Bücherſchen. Aber mit der bloßen 
„Richtigkeit“ lockt man keinen Hund vom Ofen. Neu müſſen die 
Ideen ſein oder wenigſtens als ſolche erſcheinen. Und ſolche an⸗ 
regende, neue Ideen hat v. Below meines Wiſſens — wenigſtens 
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auf dem Gebiete der Wiriſchaftsgeſchichte — keine einzige pro⸗ 
duziert. Man müßte denn die Theſe, daß die Hofrechtstheorie 


nicht richtig ſei, dahin rechnen. Mit einer ſolchen Veranlagung, 
noch dazu ohne jede Begabung für künſtleriſche Geſtaltung, ſchreibt 
man keine Bücher, die ſich „in Parallele zu Büchers vielgeleſener 
Entſtehung der Volkswirtſchaft ſtellen“ laſſen. „ 

Man mißverſtehe mich nicht! Und denke nicht, daß ich Geiſter 


wie v. Below gering achtete! Im Gegenteile. Ich freue mich 


ihrer, wie ich ſchon ſagte, aus persönlichen Gründen und halte fie 
im Intereſſe der Wiſſenſchaft für außerordentlich nützlich. Von 
ihnen gelten die beherzigenswerten Worte: | 2 


„Sixtus Beckmeſſer Merker iſt; 
Hier im Gemerk 
Berichtet er ſein ſtrenges Werk.“ 
„Ja, ja, der Merker! Wird euch wohl bang? 
Vor ihm ſchon mancher Werber verſang. 
Sieben Fehler gibt er euch vor, 
| Die merkt er mit Kreide dort an; 
Wer über ſieben Fehler verlor, 
Hat verſungen und ganz vertan! 
Nun nehmet euch in acht; 
Der Merker wacht!“ 


Aber man kann nicht Sixtus ne und Walther Stolzing 
in einer Perſon ſein. 
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Die Tatſachen der Rinffenbidung 


Von Dr. P. Mombert 
Profeſſor an der Aniverſität Freiburg i. B. 


Inhaltsverzeichnis: 1. Das Klaſſenproblem S. 93. — 2. Die Klaſſen⸗ 
merkmale S. 98. — 3. Die Tatſachen der . S. 99. — 
4. Zuſammenfaſſung der Ergebniſſe S. 113. — 5. Neue Aufgaben der 
Sozialſtatiſtik S. 114. 0.9 4 


nter den geſellſchaftlichen Fragen der Gegenwart ſtehen das 

Klaſſenproblem und die Klaſſenbildung unſtreitig an erſter 
Stelle. Das gilt in gleicher Weiſe von der ideologiſchen wie auch 
von der tatſächlichen Seite dieſes Problems. Was die erſtere an⸗ 
langt, jo liegt in den Anſchauuungen über das Vorhandenſein von 
Klaſſen, über ihr gegenſeitiges Verhältnis, über die Art der Klaſſen⸗ 
bildung, einer der tiefſten Gegenſätze zwiſchen Individualismus und 
Sozialismus. Der Sozialismus verwirft jede Scheidung der Geſell⸗ 
ſchaft in Klaſſen und ſieht ſein Ideal in der Erreichung einer 
klaſſenloſen Geſellſchaft. Es iſt ein häufig begangener Irrtum, in 
der Abſchaffung des Privateigentums an den Produktionsmitteln 
Ziel und Weſen des Sozialismus ſehen zu wollen. Sein Ziel ift 
vielmehr ein rein geſellſchaftliches, die Abſchaffung der Klaſſen, und 
die Aufhebung des Privateigentums an den Produktionsmitteln iſt 


für den Sozialismus nur die unentbehrliche Vorausſetzung, eine 


klaſſenloſe Geſellſchaft herbeizuführen. „Die Bedingung der Be⸗ 
freiung der arbeitenden Klaſſe ift die Abſchaffung jeder Klaſſe, wie 
die Bedingung der Befreiung des dritten Standes, der bürgerlichen 
Ordnung, die Abſchaffung aller Stände war. Die arbeitende Klaſſe 
wird im Laufe der Entwicklung an die Stelle der alten, bürger⸗ 
lichen Geſellſchaft eine Aſſoziation ſetzen, welche die Klaſſen und 


ihren Gegenſatz ausſchließt !.“ Aber neben dieſer Verwerfung der 


Klaſſengeſellſchaft ſchlechthin ſetzt die ſozialiſtiſche Kritik auch ganz 
beſonders ſcharf der Art und Weiſe gegenüber ein, wie in der 


herrſchenden Wirtſchaftsordnung die Klaſſenbildung vor ſich gehen 


ſoll, eine Kritik, die auch in vielfacher Hinſicht von weiten bürger⸗ 


Marx, Elend der Philoſophie, S. 163. 
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lichen Kreiſen geteilt wird. Die Art der heutigen. Klaſſenbildung 
führe nicht die Begabten und Fähigen auf der ſozialen Stufenleiter 
empor und vollziehe ſich nicht in Form einer Begabungsausleſe. 
Für den ſozialen Aufſtieg enticheiden vielmehr heute, im Zeitalter 
des Privateigentums und Erbrechts, weſentlich ſtärker als die Fähig⸗ 
keit und die Begabung die äußeren wirtſchaftlichen Verhältniſſe und 
die dadurch ee Erziehung und Ausbildung, mit einem Worte, 
das Milieu. | 
Wenn der Sozialismus auch in ſeinen ernſt zu gehenden Ver⸗ 
tretern keine reſtloſe Gleichheit der Menſchen hinſichtlich ihrer Be— | 


1 gabung und Fähigkeiten annimmt, ſo vertritt er doch die Anſicht, 


daß in der großen Maſſe des Volkes viel mehr an ſolchen Fähig⸗ 
keiten ſchlummere, als man gemeinhin annehme, und daß dieſe 
reichen Fähigkeiten nur unter den herrſchenden Verhältniſſen infolge 
ungünſtiger äußerer Faktoren, infolge einer unzureichenden Erziehung, 
nicht zur vollen Entwicklung und Ausreifung gelangen könnten, 
während umgekehrt durch die Gunſt der äußeren Verhältniſſe viel 


weniger Begabte und Fähige in die Höhe kämen. Es iſt dies eine 


Anſchauung, die, wie ſchon geſagt, keine Eigentümlichkeit des 
Sozialismus iſt, ſondern auch weithin in bürgerlichen Kreiſen ver⸗ 
treten wird. Ä | | 
Diefer Anſchauung gegenüber gibt es dann eine Lehre, die 
ſtreng individualiſtiſch und liberal, im alten Sinne, ein ganz anderes. 
Gepräge trägt. Nach dieſer Lehre ſollen die Menſchen von der 
Natur durchaus ungleich bedacht ſein, und die Klaſſengliederung der 
heutigen Geſellſchaft ſei letzten Endes nichts anderes als nur die 
Folge und der Ausdruck dieſer verſchiedenen Begabung und Fähig- 
keiten der Menſchen. Wenn dieſe Richtung auch keineswegs die Ein⸗ 
wirkungen des Milieus, der äußeren Umſtände für die Berufswahl, 
die ſoziale Stellung und damit die Art der Klaſſenbildung ableugnet,. - 
ſo mißt ſie doch dieſen Faktoren keineswegs die gleiche große Be⸗ 
deutung bei, wie es die andere, eben skizzierte Anſchauung tut. Weit 
ſtärker als das Milieu ſind dieſer individualiſtiſchen Auffaſſung nach 
für die Klaſſenbildung die Fähigkeiten und die Begabung der 
Menſchen ſelbſt wirkſam. Es handelt ſich dieſer Lehre nach bei der 
heutigen Art der Klaſſenbildung im weſentlichen um einen Ausleſe— 
prozeß im naturwiſſenſchaftlichen Sinne. Manche Vertreter dieſer 
Lehre find bekanntlich jo weit gegangen, zu behaupten, daß die 
Klaſſengliederung der modernen Geſellſchaft, wie ſie in groben Zügen 
wenigſtens in der Einkommensverteilung zum Ausdruck gelange, mit. 


\ : 
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der Verteilung 555 Fähigkeiten und der Begabung unter den Menſchen 
| im weſentlichen identiſch ſei !. I 


Es liegt nicht in der Abſicht der folgenden geilen, zu dieſem 
Gegenſatz der Meinungen irgendwie Stellung zu nehmen. Er wurde 


hier nur in aller Kürze vorgeführt, um zu zeigen, worin die Be⸗ 
deutung des Klaſſenproblems und der Klaſſenbildung nach ihrer 


prinzipiellen und ideologiſchen Seite hin liegt. Mag die eine oder 

die andere Auffaſſung die zutreffende ſein, darüber kann es keine 
Meinungsverſchiedenheit geben, daß es für ein Volk von der aller⸗ 
größten Bedeutung iſt, in welcher Weiſe ſich in ihm die Klaſſen⸗ 


bildung vollzieht, daß die Geſellſchaft als ſolche das allergrößte 
Intereſſe daran hat, daß die Leiſtungsfähigkeit eines Volkes auf 


allen Gebieten um ſo größer iſt, je ungehemmter durch äußere 


Hinderniſſe ſich dieſer Aufſtieg, dieſe Ausleſe der Begabten und 


Fähigen vollzieht. Gerade in den letzten Jahren ſind bei uns zahl⸗ 


reiche Kräfte am Werke, werden die verſchiedenſten Wege und Möglich⸗ 
keiten beraten, um dieſen Ausleſeprozeß zu unterſtützen und zu fördern. 
Man denke nur an die ſo wichtige Frage der Berufskunde, an das 
Problem der Berufsberatung, an die neuen Methoden zur Meſſung 
der Berufseignung und Juteligen prüfung, an die Begabten⸗ 
ſchulen ujm.?. 

Wir brauchen and nur daran zu denken, daß ſich bekanntlich 
die oberen ſozialen Schichten infolge der in ihnen herrſchenden ge⸗ 
ringeren Geburtenhäufigkeit in jo geringem Maße fortpflanzen, daß 
ſie ſich zahlenmäßig nicht ſelbſt erhalten können. Es iſt alſo ein 
fortdauernder Zuzug von unten notwendig, wenn die oberen ſozialen 
Schichten eines Volkes in ihrer Zahl nicht dauernd zurückgehen 


ſollen. Dieſer Tatſache gegenüber liegt es auf der Hand, wie wichtig 


es für das Leben eines Volkes iſt, in welcher Weiſe der Aufſtieg 


1 Der Hauptvertreter dieſer Richtung war Otto Ammon in ſeinen 


Büchern: Die natürliche Ausleſe beim Menſchen. Jena 1893, und Die Geſell⸗ 


ſchaftsordnung und ihre natürlichen Grundlagen. 3. Aufl. Jena 1900. Eine 


ähnliche Anſicht vertritt noch neuerdings E. Ziegler, Die Vererbungslehre in 


der Biologie und in der Soziologie. Jena 1918, S. 328 ff. 
2 Vgl. dazu aus der umfaſſenden neueren Literatur vor allem Ruttma nn, 
Ausleſe und Verwahrloſung, 1919. — Hacks, Der Aufſtieg der Begabten und 


die Einheitsſchule, 1917. — Kerſchenſteiner, Freie Bahn dem Tüchtigen, 
Stuttgart o. J. — Hartnacke, Ausleſe der Tüchtigen, 2. Aufl. 1916. — 
Spran ger, Begabung und Studium, 1917. — Kuckhoff, Höhere Schul⸗ 


bildung und Wirtſchaftsleben, 1916. — Fiſcher, Über Beruf, . und 


. 1918. 
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vor r ſich geht, welche Faktoren dafür ee ſind, wer von unten 
1 oben aufrücken kann. 


Der großen Bedeutung dieſes Problems gegenüber erſcheint es 
merkwürdig „ wie wenig Tatſächliches wir bis zur Stunde über 


dieſe Vorgänge wiſſen. Über den Umfang und die Art und Weiſe 


des ſozialen Auf⸗ und Abſtieges ſtehen ſich heute die Anſichten ein⸗ 


ander ſchroff gegenüber, ohne daß in der Regel für die eine und die 
andere Meinung mehr als ein paar dürftige Einzelfälle und Erleb⸗ 
niſſe auf Grund perſönlicher Beobachtung ins Feld geführt würden. 
Und doch iſt damit für die Erkenntnis und die Beurteilung dieſer 
wichtigen Zuſammenhänge ſo gut wie nichts gewonnen, wenn wir 
auch noch ſo einwandfrei wiſſen, daß in dem einen Falle ein be⸗ 


ſonders begabter und fähiger Menſch infolge ungünſtiger äußerer 
Verhältniſſe ſich mit einem Beruf und einer Stellung begnügen 

mußte, die nicht ſeiner Fähigkeit entſprachen oder, wenn wir um⸗ 9. 
gekehrt hören, daß es einem ſolchen Menſchen möglich geweſen iſt, 
alle äußeren Hinderniſſe zu überwinden und ſich einen, ſeinen Fähig⸗ 
keiten angemeſſenen Platz im Leben zu erringen. Auch die um⸗ 
gekehrten Erſcheinungen intereſſieren als Einzelfälle nur rein menſchlich, 


wenn wir hören, daß es einem ganz unbegabten Menſchen möglich 


geweſen iſt, dank äußerer günſtiger Verhältniſſe eine einflußreiche 


und angeſehene Stellung zu erringen oder, daß ihn umgekehrt die 


Gunſt dieſer äußeren Verhältniſſe nicht davor 1 konnte, auf 


der ſozialen Stufenleiter hinabzugleiten. 
Mit ſolchen Einzelheiten, die jeder aus ſeiner perſönlichen Er⸗ 


fahrung heraus kennt, iſt unſerem Wiſſensdrange nicht gedient. 


Wir wollen nicht das Individuelle kennen lernen, ſondern das 


Generelle, das Typiſche. Wir wollen wiſſen, was in dieſer Hinſicht 
die Regel bildet. Das iſt aber nur auf Grund ſtatiſtiſcher Unter⸗ 
ſuchungen, denen eine mehr oder weniger große Maſſenbeobachtung 


zugrunde liegt, durchführbar. Erſt auf ſolchen Grundlagen werden 


wir wenigſtens Anhaltspunkte dafür gewinnen können, ob und in 


welchem Umfange bei dem geſellſchaftlichen Auf und Ab dieſe eben 


ſkizzierten Möglichkeiten vorkommen. 


Wenn wir über dieſe Fragen und Zuſammenhänge bis heute | 


noch ſo wenig willen, ſo hängt dies damit zuſammen, daß die Sozial 
ſtatiſtik bei uns noch ſehr wenig ausgebaut iſt und ſich vor allem 


mit den hier berührten Fragen der ſozialen Schichtungsverhältniſſe 


und ihrer Wandlungen ſo gut wie noch gar nicht beſchäftigt hat. 
Erſt in den allerletzten Jahren hat man darauf hingewieſen, welch 


ro race Wen ee 8 An 
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große Arbeitsgebiete hier noch für die Sozialſtatiſtik vorliegen und 
daß gerade die Unterſuchung der Schichtungsverhältniſſe der menſch⸗ 
lichen Geſellſchaft ihre Hauptaufgabe fein müſſenn. 

Schmid hat auch das Verdienſt, eine Arbeit angeregt zu haben, 
in welcher dieſe Fragen der ſozialen Schichtung für ein begrenztes 
Gebiet zum Gegenſtand einer gründlichen Unterſuchung gemacht 
worden ſind?. Das Problem, um das es ſich bei dieſer Unterſuchung 
der ſozialen Schichtungsverhältniſſe handelt, hat zwei Seiten. Man 
kann einmal, wie es die unten genannte Arbeit von Lange getan 
hat, die ſoziale Gliederung der Bevölkerung eines in ſich ab⸗ 
geſchloſſenen Gebietes zu einem beſtimmten Zeitpunkte unterſuchen 
und den Wandlungen nachgehen, welche ſich in einer beſtimmten 
Periode in dieſen Schichtungsverhältniſſen vollzogen haben. Welche 
Maßſtäbe und Hilfsmittel man dabei anwenden kann, zeigt die ge⸗ 
nannte Arbeit von Lange. Es ſind dabei verſchiedene Wege möglich. 
Man kann den Grad der beruflichen Selbſtändigkeit, das Einkommen 
und Vermögen oder den Stand bzw. den Beruf zugrunde legen, 
oder ſchließlich einen Maßſtab wählen, welcher die genannten oder 
ſonſtigen Merkmale in irgendeiner Weiſe kombiniert“. 

Es bedarf keiner beſonderen Worte darüber, wie wichtig und 
bedeutſam ſolche Unterſuchungen ſind. Was dagegen den folgenden 
Zeilen vorſchwebt, iſt etwas anderes. Hier ſoll es ſich nicht darum 
handeln, nach Maßſtäben und Möglichkeiten zu ſuchen, die ſoziale 
Gliederung eines Volkes zu einem beſtimmten Zeitpunkte oder in 
ihren Wandlungen möglichſt genau kennen zu lernen, ſondern feſt⸗ 
zuſtellen, ob und in welchem Umfange und in welcher Weiſe ſich 
das Auf- und Abſteigen auf der ſozialen Stufenleiter vollzieht. 
Dazu müſſen andere Wege eingeſchlagen werden, als ſie zur Löſung 
der zuerſt genannten Aufgabe notwendig ſind. Hier hat es ſich 


darum gehandelt, an zahlenmäßig faßbaren Maßſtäben lediglich die 


den der eee in der ſozialen Gliederung feſt⸗ 


1 Vgl. dazu F. Schmid, über Begriff und Umfang der Sozialſtatiſtik. 
Stat. Monatsſchrift. N. F. 20. Jahrg. 1915. — Derſ. „ Statiſtik und Sozio⸗ 
logie. Allgem. Statiſt. Archiv, Bd. 10, 1917. Etwas abweichend davon: 
G. v. Mayr, Soziologie und Statiſtik. Ebenda Bd. 12, S. 1920. | 

2 Kurt Lange, Die ſoziale Gliederung der Bevölkerung im Königreich 
Sachſen. Diſſertation. Leipzig 1915. 

3 Vgl. dazu auch Fahlbeck, Les classes sociales. Bull. de l'Institut 
Internat. de Statistique. . T. 18. Paris 1909. — Derſ., Stand och Klaſſer. 
Lund 1892. — Derſ., Der Adel e Jena 1903, Kap. 1. 
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zuſtellen; bei der dieſen Zeilen dagegen vorſchwebenden Aufgabe 
handelt es ſich darum, nach Mitteln zu ſuchen, um feſtzuſtellen, in 
welcher Weiſe dieſe Verſchiebungen vor ſich gehen. 

In beiden Fällen jedoch iſt eine Vorfrage zu beſprechen, 
deren befriedigende Erledigung eine beſondere Arbeit für ſich bilden 
würde. Es ſoll deshalb darauf nur kurz eingegangen werden. Es 
handelt ſich darum, feſtzuſtellen, worin die weſentlichen Merkmale 
einer ſozialen Klaſſe beſtehen. Ess kann ſich dabei für die 
vorliegende Aufgabe nur um einen Maßſtab handeln, welcher der 
ſtatiſtiſchen Erfaſſung zugänglich iſt. Wenn Sombart! z. B. unter 
einer ſozialen Klaſſe eine Geſellſchaftsgruppe verſteht, die ihrer Idee 
nach ein beſtimmtes Wirtſchaftsſyſtem vertritt und demgemäß die 
vier Klaſſen der Junker, des Kleinbürgertums und der Bourgeoiſie 
und des Proletariates unterſcheidet, ſo kann die ſtatiſtiſche Be⸗ 
trachtung, ganz abgeſehen davon, ob man dieſe Scheidung als 
fachlich zutreffend anerkennt oder nicht, mit einem ſolchen Maßſtabe, 
der das Weſentliche der Klaſſenſchichtung in das Bewußtſein der 
Menſchen, in ihr geſellſchaftliches Denken verlegt, ſehr wenig an⸗ 
fangen. Dabei ſei es alſo ganz dahingeſtellt, ob dieſer Maßſtab 
unter allgemeinen theoretiſchen Geſichtspunkten für das Weſen der 
ſozialen Klaſſe brauchbar und zweckmäßig iſt oder nicht. Jedenfalls 
iſt es für die ſtatiſtiſche Betrachtung notwendig, rein objektive Maß⸗ 
ſtäbe zur Kennzeichnung der Klaſſenzugehörigkeit und Klaſſenbildung 
anzuwenden. Wenn man ganz allgemein davon ausgeht, daß das 
Gemeinſame einer ſozialen Klaſſe ihre gemeinſame Klaſſenlage iſt, 
ſo wird man immerhin die Merkmale des Beſitzes, des Berufes und 
der Stellung im Berufe anwenden dürfen. Zwar entſcheidet weder 
das eine noch das andere reſtlos über die Zugehörigkeit zu einer 
beſtimmten Klaſſe in dem eben dargelegten Sinne, aber ſie bilden 
jedenfalls ſehr wichtige und brauchbare Merkmale dafür. Das gilt 
noch, mehr als von dem Beſitz, von dem Beruf und der Stellung 
im Berufe, alſo davon, ob die betreffende Perſon dieſen Beruf in 
ſelbſtändiger oder in abhängiger Stellung ausübt, und in welcher 
ſozialen Gruppe das letztere der Fall iſt (z. B. leitender Beamter, 
Beamte in mittleren Stellungen und Arbeiter). So gliedert auch 
Lange in der obengenannten Arbeit in die drei Gruppen der 
Selbſtändigen, der Angeſtellten und der Arbeiter, womit natürlich 


1 Der moderne Kapitalismus, Bd. 2. 2. Aufl. 1917, S. 1091. — Ebenſo 
in: Sozialismus und ſoziale Bewegung. 7. Aufl. 1919, S. 1 ff. 
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im Einzelfall noch keineswegs feſtſteht, ob mit dieſer Unterſcheidung 
auch immer verſchiedene ſoziale Klaſſen mit einer verſchiedenen 
Klaſſenlage bezeichnet ſind. 

Freilich genügt eine ſolche Gruppeneinteilung wohl, um in der | 
bejagten Weife in großen Zügen für ein ganzes Land die foziale 
Gliederung und ihre Veränderungen kennen zu lernen. Man kann 
auf dieſem Wege in einwandfreier Weiſe ganz beſtimmte Wandlungen 
feſtſtellen. Für die Zwecke des vorliegenden Problems jedoch wird 
man nur in ſehr eingeſchränktem Maße ein ſolch einfaches Schema 
gebrauchen können. Denn es handelt ſich hier ja ‚nit um die 
ſoziale Schichtung der Bevölkerung eines Landes in ihrer Geſamt⸗ 
heit, ſondern um den höchſt individuellen Vorgang des Auf⸗ und 
Abſteigens einzelner Menſchen auf der ſozialen Stufenleiter. Hierbei 
bedeutet nun einmal das Schema: Selbſtändiger, Angeſtellter, 
Arbeiter keineswegs eine eindeutige Hierarchie in dem Sinne, daß 
der Wechſel innerhalb dieſer Gruppen unter allen Umſtänden und 
immer in der gleichen Weiſe einen ſozialen Auf⸗ oder Abſtieg be⸗ 
deutet. Wenn der Sohn eines kleinen Landwirtes oder Handwerkers 
in die Stellung eines unteren Beamten, eines Privatangeſtellten oder 
gelernten Arbeiters eintritt, ſo braucht dies ebenſowenig ein Hinab⸗ 
gleiten auf der ſozialen Stufenleiter zu bedeuten, wie man um⸗ 
gekehrt, wenn aus dem Sohne eines Angeſtellten oder gelernten 
Arbeiters ein ſelbſtändiger Handwerker oder kleiner Kaufmann wird, 
unbedingt von einem ſozialen Aufſtieg reden kann. Es iſt auch 
keineswegs geſagt, daß hierbei immer weſentliche Verſchiebungen 
in der Klaſſenlage vor ſich gehen. 

In ſich ſind eben die verſchiedenen Berufe und die ſozialen 
Stellungen in ihnen viel zu reich gegliedert, als daß man bei der 
Betrachtung und Beurteilung des ſozialen Auf- und Abſtieges die 
Mannigfaltigkeit, um die es ſich dabei handelt, in ein ſolch ein⸗ 
faches, kurzes Schema preſſen kann. Es gilt dann eben, die Berufe 
und die ſozialen Stellungen in ihnen, mitunter auch unter Be⸗ 
rückſichtigung der Einkommensverhältniſſe und der Art der Aus⸗ 
bildung, ganz konkret zu erfaſſen und darüber zu urteilen, ob es ſich 
in den in Frage ſtehenden Fällen um einen Wandel in der ſozialen 
Stufenfolge, um dieſen ganz neutralen Ausdruck zu gebrauchen, 
handelt, und nach welcher Richtung hin dieſer liegt. Wie das 
gemeint iſt, wird deutlicher werden, wenn wir im folgenden das 
Tatſachenmaterial betrachten, das bis jetzt für dieſe Zuſammenhänge 


vorliegt. Denn zunächſt gilt es einmal, darüber einen Überblick 
j 7* 
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. zu gewinnen, was wir bis heute an tatſächlichen Unterſuchungen 
über die Art und Weiſe der Klaſſenbildung haben. Erſt dann wird 
es möglich ſein, daraus gewiſſe Regeln abzuleiten, ob und auf welche 


Weiſe derartige Feſtſtellungen in einwandfreier Weiſe am beſten 


gemacht werden können, und welcher Erkenntniswert ihnen in ge⸗ 


ſellſchaftlicher Hinſicht zukommt. 

Im folgenden ſoll alſo all das kurz zuſammengeſtellt werden, 
was mir an Unterſuchungen über dieſe Zuſammenhänge bekannt 
geworden iſt. Das Material, um das es ſich dabei handelt, iſt ſehr 
heterogener Natur; denn die allerwenigſten der Unterſuchungen, die 
im folgenden herangezogen werden, ſind in der Abſicht gemacht 
worden, beſonders die Art der Klaſſenbildung feſtzuſtellen. Bei den 
meiſten von ihnen war das Ziel ein ganz anderes geweſen, und nur 
nebenbei kam es dann auch zu Feſtſtellungen, welche für die vor⸗ 
liegenden Zuſammenhänge verwendet werden können. 


— — 


Die erſte Gruppe von Unterſuchungen, denen wir uns zuwenden 
wollen, entſtammt der reichen Literatur über die Lage der Arbeiter⸗ 
klaſſe, die in den letzten Jahrzehnten entſtanden iſt. Soweit bei 


ſolchen Arbeiten in irgendeinem Zuſammenhange auch die Frage 


des ſozialen Auf⸗ und Abſteigens berührt wurde, handelte es ſich 
in der Regel um die Feſtſtellung des Berufes des Vaters, in einigen 
Fällen auch desjenigen des Großvaters väterlicherſeits. Hie und da, 
wenn auch ſehr ſelten, finden ſich auch Feſtſtellungen über die Vor⸗ 
bildung der betreffenden Perſonen, über den Beruf der Geſchwiſter, 
auch über die Berufsausbildung und Berufswahl der Kinder. 
| Eine der älteſten, aber für dieſe Frage eine der ergiebigiten 
Arbeiten ift diejenige von Abelsdorf, „Beiträge zur Sozialſtatiſtik 
der deutſchen Buchdrucker“ !. In 4374 Fällen konnte der Verfaſſer 
hierbei die Berufe der Väter feſtſtellen. Es ſoll hier, wie auch im 
folgenden, aus Raumgründen in aller Kürze nur auf die Fälle hin⸗ 
gewieſen werden, in denen man von einem deutlichen Auf⸗ oder Abſtieg 
in eine andere ſoziale Schicht ſprechen kann. An dieſem umfaſſenden 
Material für die deutſchen Buchdrucker kann man nun deutliche und 
| intereſſante Wahrnehmungen für den Wechſel auf der ſozialen Stufen⸗ 
leiter machen. Bei 50 Buchdruckern waren die Väter akademiſch 
gebildete Beamte, Geiſtliche, Offiziere, Oberförſter und Angehörige 


1 Tübingen 1900. 
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liberaler Berufe, in 76 Fällen Fabrikbeſitzer und Fabrikanten, in 
60 Fällen Volksſchullehrer. In dieſen 186 Fällen kann man alſo 
von einem deutlichen ſozialen Abſtieg reden. In anderen Fällen 
erlaubt das vorhandene Material und die dabei benutzte Berufs⸗ 

gliederung der Väter nicht ohne weiteres ein Urteil, ob es ſich 
um einen Wechſel in der ſozialen Schicht im Sinne eines Abſteigens 
gehandelt hat. Das iſt zum Beiſpiel in den 482 Fällen der Fall, 


wo als Beruf der Väter Kunſthandwerker, Kaufleute, Wirte, Beamte 


der Großinduſtrie und Rentiers angegeben ſind. Auch in den 
629 Fällen, in denen als Väter Subalternbeamte und Militär⸗ 
unterbeamte, oder in den 599 Fällen, in denen als Väter ſelbſtändige 
Handwerksmeiſter angegeben ſind, läßt ſich nicht ohne weiteres ein 
Urteil nach der fraglichen Seite hin fällen. In all dieſen Fällen 
wird man ohne nähere Kenntnis der Verhältniſſe ſich hüten müſſen, 
von einem Auf⸗ oder Abſtieg zu ſprechen. Von einem ſozialen 
Aufſtieg wird man unbedingt in den 392 Fällen reden können, in 
denen die Väter Tagelöhner oder ungelernte Arbeiter waren. 
Wenn es ſich dabei auch nicht im ſtrengen Sinne des Wortes 


um den Übergang von einer ſozialen Klaſſe in eine andere gehandelt 


hat, ſo dürfen wir doch nicht aus dem Auge verlieren, wovon ſpäter 
noch eingehender die Rede ſein wird, daß auch die einzelnen ſozialen 


Klaſſen in dem üblichen Sinne keineswegs etwas in ſich Gleichartiges 


ſind, keineswegs eine wirtſchaftlich und ſozial homogene Maſſe dar⸗ 
ſtellen, ſondern in ſich wieder in dieſer Hinſicht eine reiche Gliederung 
aufweiſen können. In der Regel vollzieht ſich dann der Auf⸗ oder 
Abſtieg von einer ſozialen Klaſſe in eine andere in der Weiſe, daß 
zunächſt die einzelnen Stufen der eigenen ſozialen Gruppe durch⸗ 
laufen werden, bis dann erſt eine neue Generation in eine ganz 
neue Klaſſe eintritt. Aus dieſem Grunde wird auch die Gegenüber⸗ 
ſtellung der Berufe und der ſozialen Stellung von Vätern und 
Söhnen, d. h. zweier Generationen, nicht genügen können, um das 
Ausmaß und die Wege der ſozialen Umſchichtungen kennen zu lernen. 
Man wird als Forderung aufſtellen müſſen, daß auch en 
der Beruf des Großvaters feſtgeſtellt wird. 

Die Unterſuchungen Abelsdorfs geben auch ein Bild von den 
Berufen der männlichen Geſchwiſter der Buchdrucker, und man ſieht 
daraus, wie relativ häufig es doch vorkommt, daß in ein und der⸗ 
ſelben Familie Kinder einen Beruf ergreifen, der einer ganz ver⸗ 
ſchiedenen ſozialen Klaſſe angehört. So kamen auf 100 Buchdrucker 
Fälle, in denen die männlichen Geſchwiſter akademiſch gebildete 
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Beats, Geiſliche Offiziere, Oberförſter, Angehörige liberaler Berufe, 
Fabrikbeſitzer oder Volksſchullehrer waren, in 


Baden 3,0 Weſtfalen 6,0 
Bayern 8,5 Leipzig 3, 
Heſſen 2,3 Berlin 3,3 
Rheinprovinz. „ 88 Schleſien. ee e 


Man ſieht alſo, daß es gar keine ſo kleinen Zahlen ſind, um 
welche es ſich dabei handelt. Wenn man dieſe Zuſammenhänge 
überſieht, ſo taucht vor allem eine Frage auf, die zwar auf Grund 
des vorhandenen Materials nicht beantwortet werden kann, die 
jedoch zur Beurteilung dieſer Erſcheinung ſehr bedeutſam iſt: die 
Frage nämlich, ob in den Fällen, in denen von einem ſolchen ſozialen 
Abſtieg die Rede ſein kann, daran die äußere Ungunſt der Ver⸗ 
hältniſſe die Schuld getragen hat, oder ob man in dieſer Tatſache 
nur den Ausdruck und die Folge einer Ausleſe in dem Sinne zu 
ſuchen hat, daß die betreffenden Perſonen für höhere Berufe un⸗ 
geeignet geweſen ſind. Man erkennt ohne weiteres, wie wichtig 
es zur Beurteilung dieſer Zuſammenhänge iſt, ob das eine oder das 
andere der Fall war. Für künftige Unterſuchungen, welche ſich mit 
dieſem Problem beſchäftigen, iſt es deshalb zu empfehlen, eine Frage 
aufzuwerfen, weshalb dieſer Beruf gewählt worden iſt, und durch 
Feſtſtellung der Schulbildung zu ſehen, ob der Betreffende von vorn⸗ 
herein nicht für einen anderen Beruf erzogen worden iſt. | 

Abelsdorf hat auch die Berufe der Kinder dieſer Buchdrucker, 
ſoweit ſie bereits einen Beruf hatten, oder in der Berufsausbildung 
begriffen waren, feſtgeſtellt. Faßt man als ausgeſprochen höhere 
Berufe diejenigen der liberalen Berufe, der Arzte, der Zahntechniker, 
der Lehrer, Muſiklehrer und Geiſtlichen und der zum Studium 
überhaupt beſtimmten zuſammen, ſo gehörten von 100 Kindern dieſen 
Berufen an: in Süddeutſchland (Baden, Bayern) 9,86, in Mittel⸗ 
deutſchland (Mainz, Frankfurt a. M., Heſſen, Rheinland, Weſtfalen) 
7,47, in Leipzig und Berlin 8,76 und in Oſtdeutſchland (Oſt⸗ und 
Weſtpreußen, Poſen, Schleſien) 12,04. Es ſind alſo im, Durch— 
ſchnitt etwa 10 Prozent, die ſich einem höheren Berufe widmen 
konnten. Dabei ſind diejenigen wieder unberückſichtigt geblieben, die 
ſich Berufen gewidmet haben (Subalternbeamte, Staats⸗ und Kom⸗ 
munalbeamte, Militär, Kaufleute, Buchhalter und Kontoriſten), bei 
denen ſich nicht ohne weiteres erkennen läßt, ob man dabei von 
einem ſozialen Aufſtiege reden kann. Nur bei den etwa 2—3 Prozent, 


1 
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die von den Kindern ungelernte Arbeiter und Tagelöhner geworden 
ſind, kann man von einem deutlichen ſozialen Abſtieg reden. 
Gerade der Beruf der Buchdrucker eignet ſich meiner Anſicht 
nach ganz beſonders für ſolche Unterſuchungen. Haben wir es dabei 
doch mit einer der hochſtehendſten und am beſten entlohnteſten Gruppen 
der Arbeiterſchaft zu tun. Von hier aus wird ſich alſo ſchon durch 
die relative Gunſt der äußeren Verhältniſſe leichter als bei vielen 
anderen Schichten der Arbeiterſchaft für die folgende Generation 
ein Aufſtieg ermöglichen laſſen. Es mag dieſe Tatſache, die ja eben 
mit Zahlen belegt worden iſt, auch damit zuſammenhängen, daß 
innerhalb der Arbeiterſchaft die Buchdrucker eine geiſtige Elite dar⸗ 
ſtellen, daß ſich unter ihnen beſonders viele begabte und fähige 
Menſchen befinden, womit ſich dann ebenfalls wieder die Tatſache 
erklären läßt, daß unter den Söhnen eine relativ ſo erhebliche Zahl 
einen höheren Beruf ergreifen konnte und wollte. Umgekehrt erklärt 
dann aber die gleiche Tatſache, warum ſich unter den Buchdruckern 
eine relativ hohe Zahl ſolcher Perſonen befinden, die aus höheren 
ſozialen Schichten ſtammen. Bedarf es doch keiner weiteren Be⸗ 
gründung dafür, daß beim Abſtieg in eine tiefere ſoziale Schicht 
in dieſer mit Vorliebe diejenige Tätigkeit ergriffen wird, welche in 
ihr noch am höchſten ſteht und am beſten entlohnt wird. In dieſem 
Sinne wird es jedenfalls in allen ſozialen Klaſſen beſtimmte Gruppen 
und beſtimmte Berufe geben, von denen aus ſich vorwiegend der 
Übergang in andere Klaſſen vollzieht, während ſich andere Gruppen 
in dieſer Hinſicht vollkommen neutral verhalten. | 
Manches brauchbare Material für dieſe Zuſammenhänge er: 
geben dann auch die Unterſuchungen des Vereins für Sozial⸗ 
politik über Ausleſe und Anpaſſung der Arbeiterſchaft, die in 
den Jahren 1910 — 12 erſchienen ſind !. Es handelt ſich hier um 
eine ſehr große Zahl von Unterſuchungen, die ſich auf ganz ver⸗ 
ſchiedene Kategorien von Arbeitern beziehen und die für die vor⸗ 
liegende Frage von recht verſchiedenem Werte ſind. Dies muß 
ſchon deshalb der Fall ſein, weil die ganze Erhebung des Vereins 
für Sozialpolitik nicht auf die Unterſuchung des vorliegenden Problemes 
allein zugeſchnitten geweſen iſt. Daher kommt es, daß dort, wo 
auf die Betrachtung der ſozialen Herkunft eingegangen worden iſt, 
auch die Nomenklatur keine gleichmäßige und deshalb vergleichbare 
iſt. In manchen dieſer Arbeiten wird dabei überhaupt nur zwiſchen 


1 Band 133—135. 4 1 N 
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höheren und niederen Berufen unterſchieden, ohne daß dabei die 
Berufe und Berufsſtellungen, um die es ſich dabei handelt, genauer 
angegeben worden wären. Dagegen zeichnen ſich einige dieſer Arbeiten 
dadurch aus, daß auch der Beruf des Großvaters väterlicherſeits 
feſtgeſtellt worden iſt. Warum dies wichtig iſt, wurde bereits oben 
hervorgehoben. 

Die Arbeit von M. Bernays über „Ausleſe und Anpaſſung 
der Arbeiterſchaft der geſchloſſenen Großinduſtrie an den Verhält⸗ 
niſſen der Gladbacher Spinnerei und Weberei“ ſtellt feſt, daß von 
2372 Arbeitern und Arbeiterinnen 169 den ſogenannten höheren 
Berufen entſtammen. Zu dieſen werden freilich auch Obermeiſter, 
Feldwebel, Küſter, Lehrer, Steuereinnehmer, Geſchäftsleute, Gaſt⸗ 
wirte und Kontoriſten gerechnet. Wenn auch dieſe Angaben für 
den Zweck der vorliegenden Zuſammenhänge zu allgemein und zu 
wenig gegliedert ſind, ſo zeigen ſie doch, daß auch in dieſen Fällen 
jedenfalls nicht unbeträchtliche ſoziale Umſchichtungen vor ſich ge— 
gangen find. In ähnlich ſummariſcher Weiſe finden ſich dann auch 
ſolche Angaben in den Arbeiten von Schumann über die Arbeiter 
der Daimler Motorgeſellſchaft, in derjenigen von Sorer über die 
Arbeiter in einer Wiener Maſchinenfabrik und in derjenigen von 
Morgenſtern über die Offenbacher Lederarbeiter. 
| Weſentlich ergiebiger iſt dann eine neuere Arbeit von Jourdan 

über: Ausleſe und Anpaſſung der Pforzheimer Bijouteriearbeiter !. 
Bei 886 Arbeitern dm Arbeiterinnen war der Vater bzw. Groß— 
vater Kaufmann, Beamter oder einem freien Berufe angehörig. 


Vater Großvater 
Bei den Zahl der Fälle Proz. Zahl = Fälle Proz. 
Arbeitern 23 4,9 4,1 
Arbeiterinnen 59 7,3 10 5,0 


Auch hier erkennt man in nicht wenigen Fällen einen Abſtieg 
auf der ſozialen Stufenleiter. 

| Einiges an brauchbaren Angaben bietet auch die Arbeit von 
Syrup? über: „Die ſoziale Lage der ſeßhaften Arbeiterſchaft eines 
oberſchleſiſchen Walzwerkes.“ Von den 253 Arbeitern läßt ſich bei 
zweien der ſoziale Abſtieg deutlich erkennen. In dem einen Falle 
war der Großvater Kaufmann, der Vater Schleuſenmeiſter, in dem 
| Augen der Großvater R der Vater Referendar. 


4 1 Freiburger Diſſertation 1918. 
2 Schriften des Vereins für Sozialpoliti, Bd. 153, 1918. 
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Dieſe Arbeiter hatten 365 nicht mehr ſchulpflichtige Kinder; für | 
329 liegen Angaben über den von ihnen ergriffenen Beruf vor. 


Um nur einiges herauszuheben, ſo waren von dieſen Söhnen 15 


ni Privatbeamte, beſonders in Hüttenwerken, 16 Handwerksangeſtellte, 
je einer Geiſtlicher, Lehrer, Gemeindebeamter und Gaſtwirt. 


Auch die Schulſtatiſtiken können über die gleichen Zuf ammen⸗ 


hänge Auskunft geben, da ja der Beſuch gewiſſer Schulen immerhin 


einige Schlüſſe auf den künftigen Beruf zuläßt, Eine ſolche Unter⸗ 
ſuchung ſteht mir für den Beſuch der Gewerbeſchule der Stadt 
Freiburg für die Jahre 1911—13 zur Verfügung 1. Die betreffende 


Arbeit bezieht ſich auf insgeſamt 1547 Lehrlinge, welche in den 


genannten Jahren von dieſer Schule abgegangen ſind. Zwar läßt 


ſich nicht feſtſtellen, welcher Teil von ihnen ſpäter in die Lage kam, 


ein ſelbſtändiges Handwerk zu ergre reifen, und welcher Teil als Lohn⸗ 
arbeiter in unſelbſtändigen Stellungen zu verbleiben verurteilt war. 
Immerhin iſt es aber doch für die vorliegenden Zuſammenhänge 
von Intereſſe, zu ſehen, aus welchen Kreiſen ſich dieſe Lehrlinge 
rekrutierten. Es ſtammten ab von: | 
Selbſtändigen Handwerkeern 8 


Ungelernten Arbeitern. e 
Gelernten Arbeitern. 3 . 224 
Landwirten J ͤ ee 176 
Unteren Beamten 162 
Kaufleuten, Wirten, kaufmänniſchen Angeſtellten e 122 
-  Unbeftimmt, ob ſelbſtändige Handwerker oder gelernte Arbeiter 122 
Mittlere Beamte einſchließlich Lehreeckxkl. 46 
Fefe... werte 15 
Ohne Berufsangabe (Witwe, Rentiers) c ie DR 


Von einem gewiſſen Aufſtieg wird man vielleicht dort ſprechen 
können, wo die Väter ungelernte Arbeiter waren, von einem ſozialen 


Abſtieg unbedingt dagegen in den 61 Fällen, in denen die Väter 


mittlere Beamte, Lehrer und Angehörige freier Berufe geweſen ſind. 


In den übrigen Fällen läßt ſich auf Grund der gemachten Angabe | 


nicht ohne weiteres ein Urteil fällen. 


Sehr ergiebig für die Feſtſtellung dieſer Zuſammenhänge ſind 
dann zwei Unterſuchungen, die ſeinerzeit in Verbindung mit der 


Streitfrage über die Wehrfähigkeit in Stadt und Land erſchienen ſind. 


Die erſte Unterſuchung von Wellmann betrachtet die Ver⸗ 


2 Schalk, Das Handwerk in Freiburg. Freiburger Diſſertation 1920. 
2 opening, Beruf und SEHEN Leipzig 1907. 
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hältniſſe von 2943 Arbeitern in 9 Berliner Großbetrieben. Von 
den Vätern dieſer Arbeiter hatten, um nur au herauszuheben, 
die folgenden Berufe: 


Studierte Berufe. in 8 Fällen 
Kaufleute 52 
Unternehmer und Fabrikanten 61 ⸗ 
Ren tiers „ 10 ⸗ 
Lehren 2 16 - 
Beamte 215 ⸗ 
Gaſtwirdte 2 77 


IJ 750 Fällen konnten bei den befragten Arbeitern die Berufe 
der Söhne feſtgeſtellt werden. Davon hatten die folgenden Berufe, 
die vielleicht auf einen ſozialen Aufſtieg ſchließen laſſen, ergriffen: 


Kaufleute 35 Söhne 
Lehrern 4 
Buchhalter 6 = 
Kontoriſten 14 
Beamte he 3 15 =' 
Zahntechniker 3 = 


Wenn auch dieſe Angaben zum Teil ebenfalls zu ſummariſch 
ſind, um ein genaueres Bild des ſozialen Auf⸗ und Abſtieges zu 
geben, ſo genügen ſie doch, um zu zeigen, daß ein ſolcher in nicht 
wenigen Fällen ſtattgefunden hat. Etwas genauer und deutlicher 
ſind die Angaben, die ſich einer anderen Studie von Abelsdorf! 
entnehmen laſſen. Es liegen hier die Verhältniſſe von 2039 ge⸗ 
lernten Arbeitern zugrunde. Es ergibt ſich dabei das folgende Bild: 


Berufsarten der Väter Zahl der Fälle 
Höhere Beamte und liberale Berufe. 5 
Fabrikbeſitzer, Fabrikanten, Grundbeſitzer 27 
Subalternbeamte, Militär⸗Privatbeamte, ee 209 
Beamte der Großinduſ trie. 56 


Auch hier läßt ſich in zahlreichen Fällen (in 14,5 Prozent) ein 
unzweifelhafter ſozialer Abſtieg beobachten. 

Haben wir es bei dieſem bis jetzt betrachteten Material mit 
Schichten zu tun gehabt, die als Lohnarbeiter eine ausgeſprochene 
Klaſſenlage aufweiſen, wo man alſo vom Standpunkt dieſer Klaſſen⸗ 
lage aus im Einzelfall deutlich auf einen ſozialen Auf- oder Abſtieg 
ſchließen kann, ſobald die Angaben über die ſoziale Herkunft genau 
genug ſind, o gibt es demgegenüber auch ſoziale Schichten, bei 
denen dies keineswegs ſo eindeutig feſtſteht, die vielmehr in ſich 


1 Die Wehrfähigkeit zweier Generationen. Berlin 1905. 
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wirtſchaftlich und ſozial viel weniger gleichgeartet ſind, als es bei 
der Arbeiterſchaft der Fall iſt. Es gilt dieſes in ganz beſonderem 
Maße von den ſogenannten techniſchen Privatangeſtellten, für welche 


für die vorliegende Frage brauchbare und gründliche Erhebungen 


vorhanden ſind. Wir haben es hier mit einer ſozialen Gruppe zu 

tun, welche als Mittelſchicht in ganz beſonders hohem Maße den 

Übergang beim ſozialen Auf- und Abſtieg zu bilden pflegt l.. Raß⸗ 

bach faßt die Hauptergebniſſe der drei unten genannten Erhebungen 
in folgende Tabelle zuſammen: 


Abſtammung von | Jäckel | Günther | D. H. V. 
8 Yo | 0/0 % 
ſelbſtändigen Gewerbetreibenden 12,99 28,93 30,04 
ſelbſtändigen Kaufleuten 20,52 5,51 10,16 
Wanne 7,32 9,77 8,12 
freien Berufen — 0,33 2,66 
öffentlichen Beamree n 29,80 8,97 16 45. 
Privatangeſtelltenn 15,86 20,21 11,99 
Arbete nr 7,96 15,15 18,96 
Saflhen . . 5,55 11,13 1,62 


Man ſieht, wie ganz verſchiedener Herkunft dieſe techniſchen 
Privatangeſtellten ſind. Das wird noch deutlicher, wenn man, was 
an dieſer Stelle nicht im einzelnen geſchehen ſoll, die Ergebniſſe der 
Erhebungen von Jäckel, der in noch eingehenderer Weiſe auf die 
ſoziale Herkunft zu ſprechen kommt, und dieſe auch mit der Frage, 
ob mit oder ohne Hochſchulbildung kombiniert, betrachtet. Freilich 
darf man dabei nie aus dem Auge verlieren, daß die techniſchen 
Privatbeamten, ähnlich wie auch die kaufmänniſchen, ganz verſchiedene 
Elemente in ſich enthalten, und daß mit dieſer Berufsbezeichnung 
eine ganz verſchiedene wirtſchaftliche Lage und ſoziale Stellung 
gedeckt wird. Das zeigt ja ſchon die ganz verſchiedene Herkunft, 
wie die oben gegebene Tabelle ergibt. Raßbach weiſt auch mit Recht 
darauf hin, daß gerade die Angeſtellten, bei vollſtändig verſchiedenen 


1 Jäckel, Die Sage der techniſchen Privatbeamten in. Groß-Berlin. Jena 
1908. A. Günther, Die deutſchen Techniker auf Grund einer Erhebung unter 


den Mitgliedern des deutſchen Technikerverbandes. Leipzig 1912. — Die wirt⸗ | 


ſchaftliche Lage der deutſchen Handlungsgehülfen. Herausg. vom D. H. V. 1908. 
Die Hauptergebniſſe dieſer Erhebungen finden ſich zuſammengefaßt bei Raß bach, 
Betrachtungen zur wirtſchaftlichen Lage der techniſchen Privatangeſtellten in 
Deutſchland. Karlsruhe 1916. Vgl. dazu auch Lederer, Die Privatangeſtellten 
in der modernen Wirtſchaftsentwicklung. Tübingen 1912. 
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Berufen, alle Zwiſchenſtufen von der Klaſſe des Arbeiters bis zu 
der des Unternehmers aufzuweiſen haben. „Sowohl der Werkmeiſter, 


deſſen Vater Arbeiter war, und der ſelbſt als Arbeiter angefangen 
hat, wie der hochbezahlte Werkſtattleiter mit angeſchloſſener Hoch— 
ſchulbildung ſind Angeſtellte. Aber es wäre offenſichtlich falſch, ſie 
beide zu der gleichen Klaſſe rechnen zu wollen.“ „Die Klaſſen— 


zugehörigkeit des einzelnen Angeſtellten wird durch ſeine Herkunft, 


ſeine Bildung und ſeine Stellung in dem Unternehmen ſelbſt beſtimmt!.“ 


Es ergibt ſich alſo, daß man aus der Tatſache, daß zum Beiſpiel 


der Sohn eines Handwerksmeiſters oder der Sohn eines Arztes 
techniſche Angeſtellte geworden ſind, noch gar nicht ohne weiteres 
folgern kann, ob es ſich um einen ſozialen Auf⸗ oder um einen 
ſozialen Abstieg in dem einen oder dem anderen Falle gehandelt 
hat. Es kann recht wohl ſein, daß in dieſer Hinſicht gar keine Ver⸗ 


änderung vor ſich gegangen iſt. Es handelt ſich eben hier um eine j 


Gruppe, bei der weder der Beruf, aber auch nicht die Stellung 


im Berufe, einen brauchbaren Maßſtab für die Klaſſenlage und 


demgemäß auch für die Klaſſenzugehörigkeit abgeben. 


Es gibt wichtige Anhaltspunkte dafür, daß zwiſchen Herkunft 


und Klaſſenlage ein ſehr enger Zuſammenhang beſteht. Das beide 


verbindende Glied tft vor allem die Art der Erziehung und Aus: 
bildung, von denen eben dann im Berufe die Höhe des Einkommens, 


die doch wieder für das Gefühl der Klaſſenzugehörigkeit und die 
Klaſſenlage eine große Rolle ſpielt, abhängt. Daß ſolche Zuſammen⸗ 
hänge beſtehen, ergibt ſich deutlich aus den eben beſprochenen 
Unterſuchungen. | | | 

| Für die ausgeſprochen höheren ſozialen Schichten 


liegt ein weſentlich geringeres Tatſachenmaterial vor, als für die 


Arbeiterſchaft. Waren die Unterſuchungen, welche ſich auf die 
letztere bezogen, geeignet, im weſentlichen ein Bild von dem ſozialen 


Abſtieg bei der Klaſſenbildung zu geben, ſo wird das Material aus 
den höheren ſozialen Schichten dazu dienen können vor allem Anhalts⸗ 
punkte über die Art und den Umfang des ſozialen Aufſtiegs 


feſtzuſtellen. 
Sehr gutes Material dafür bietet vor allem eine Unterſuchung 
von Moſt: „Zur Wirtſchafts⸗ und Sozialſtatiſtik höherer Beamter 
in Preußen“. Die Erhebung umfaßt 479 Fälle von Staats⸗ und 


1 a. a. O. S. 217. 
2 Leipzig 1916. 
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Keen bete und betrachtet den Beruf des Vaters und des 
Großvaters. So klein das Material auch iſt, ſo intereſſante Er⸗ 
gebniſſe liefert es doch für die vorliegende Frage. Aus Gründen 
des Raumes ſoll aus den Ergebniſſen nur das Allerweſentlichſte 
wiedergegeben werden. Es handelt ſich in allen Fällen um die 
Herkunft von höheren Staats⸗ und Kommunalbeamten. Es gehörten 
dabei die Väter bzw. die Großväter väterlicherſeits in folgender 
Zahl den nebenſtehenden Berufen an: 

Väter Großväter 


Mittlere Reichs⸗, Staats⸗, Kommunalbeamte 34 3 
Niedere Reichs⸗, Staats⸗, Kommunalbeamte ar 14 3 
Lehrer ohne akademiſche Bildunn ga 20 17 
Handwerker . e 19 44 
Arbeiter u N 1 2 


Bei anderen Berufsbezeichnungen, die ſich in dieſem Zuſammen⸗ 
hange vorfinden, wie ſonſtige Zivil⸗ oder Militärbeamte, oder Ge⸗ 
werbe⸗ und Handeltreibende, oder ſelbſtändige Landwirte, Schichten, 
aus denen ſich dieſe höheren Beamten ebenfalls in großem Umfange 


rekrutieren, kann man nicht ohne weiteres ſagen, ob man von einem 


ſozialen Aufſtiege reden kann. Dafür ſind dieſe Bezeichnungen zu 


unbeſtimmt. 


| In Sehr interefjanter Weiſe hat ſich dann F. Maaß die Unter⸗ 

lagen für den Umfang und die Art des ſozialen Aufſtieges zu be⸗ 
ſchaffen gewußt. Seine Unterſuchung „Über die Herkunftsbedingungen 
der geiſtigen Führer“ baut ſich auf der von Bettelheim heraus⸗ 
gegebenen deutſchen Biographie auf. Aus dieſer ſind 4421 nach 
dem Jahre 1700 geborene, berühmte Perſönlichkeiten ausgeſucht, 
in 17 verſchiedene Berufsgruppen eingeteilt und auf ihre ſoziale 
Herkunft hin betrachtet worden. Von ihnen ſtammten 635 aus den 


niederen Volksklaſſen, 3151 aus den oberen, während bei 636 die 


Herkunft unbekannt war. Ein ziemlich erheblicher Bruchteil ſtammte 


alſo aus den niederen Volksklaſſen. Maaß zeigt nun, daß ſich dieſer 


Aufſtieg vor allem in den Berufen vollzogen hat, welche an keine 
Vorausſetzungen der Ausbildung und Erziehung gebunden ſind, bei 
denen die perſönliche Begabung ſich alſo ungehindert von wirt⸗ 
ſchaftlichen Vorausſetzungen durchſetzen konnte. Dazu gehören in 


1 Archiv für Sozialwiſſenſchaft, Band 41, 1916. Eine ähnliche »Unter⸗ 


ſuchung, die mir jedoch nicht vorgelegen hat, gibt es für Frankreich: A. Odin, 


Genèse des grands hommes, gens de lettres francais et modernes. 2 Bde. 
N — Maaß geht in ſeinem Aufſatze auf dieſe Unterſuchung genauer ein. 
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erſter Linie die künſtleriſchen Berufe. In den intellektuellen Berufen 
iſt dort der ſoziale Aufſtieg am ſtärkſten, wo ſich äußerlich fördernde 
Einflüſſe, wie vor allem bei den Theologen und Philologen, zum 
Beiſpiel durch Stipendien, vorfinden. 

Wenn auch das von Maaß benutzte Material in der Hauptſache 


zeitlich ſehr weit zurückliegende Verhältniſſe umfaßt, ſo wird man 


doch, nach allem, was wir darüber wiſſen, ſagen können, daß auch 
noch heute die Zuſammenhänge keine weſentlich anderen ſind. Auf 
den folgenden Seiten wird davon noch die Rede ſein. Es gelingt 
Maaß, auch deutlich zu zeigen, daß in den Berufen, wo es vor allem 


auf eine beſtimmte Begabung ankommt, wie vor allem bei den 


künſtleriſchen und wiſſenſchaftlichen, die Beteiligung der niederen 
Schichten eine weit ſtärkere iſt, als dorten, wo, wie bei Staats- 
männern oder Militärs, die Milieuverhältniſſe eine beſonders große 


Rolle ſpielen. Wenn auch dieſe Unterſuchung, wie ſchon einmal 


betont, ſich vorwiegend auf älteres Material ſtützt, ſo verdient ſie 
doch in ihrem grundſätzlichen Teil, aber auch in ſehr vielen ihrer 


Ergebniſſe, für die Beurteilung unſerer gegenwärtigen Zuſtände 8 


alle Beachtung. 

Sucht man nach weiteren Möglichkeiten, für die Gegenwart 
Anhaltspunkte für den ſozialen Aufſtieg zu bekommen, ſo gibt dafür 
die deutſche Univerſitätsſtatiſtik gewiſſe Aufſchlüſſe. Wenn 


die Ergebniſſe derſelben, vor allem im Hinblick auf die Berufs- 


gliederung bei der ſozialen Herkunft, auch mancherlei Mängel auf— 
weiſen, ſo bekommt man daraus doch ein gewiſſes Bild von der 
ſozialen Herkunft der Studierenden. 

Schon im Jahre 1884 hat ſich L. Conrad! mit dieſer Frage 
befaßt. Zwanzig Jahre ſpäter hat dann Eulenburg? das gleiche 
getan, und neueſtens verdanken wir Rienhardts eine äußerſt ſorg— 
fältig durchgeführte Unterſuchung für Württemberg über den gleichen 
Gegenſtand. Als weitere Quellen für die ſoziale Herkunft der 
Studierenden kommt daneben die übrige deutſche Univerſitätsſtatiſtik, 
wie ſie für eine Reihe deutſcher Staaten vorliegt, in Betracht. 

Es ſei an dieſer Stelle, wo es ja nur darauf ankommt, vor 
allem auf die Brauchbarkeit dieſes Materials für das Problem der 


3 Das niperftätsftubium in Deutſchland während der letzten 10 Jahre. 
Jena 1834. 

2 Die Frequenz der deutſchen Univerfitäten. Leipzig 1904. 

° Das Univerſitätsſtudium der Württemberger ſeit der e 
Tübingen 1916. 
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Klaſſenbildung hinzuweiſen, zunächſt nur auf die Arbeit von Rienhardt, 
welche ja auch die neueſte und ſorgfältigſte Vearbeitung dieſes 
Gegenſtandes enthält, eingegangen. Rienhardt ſcheidet die Studierenden 
ihrer Herkunft nach in 23 Kategorien und faßt dieſe dann wieder 
in drei Gruppen zuſammen: A) Väter mit akademiſcher Bildung, 
B) ſolche mit höherer wirtſchaftlicher Bildung, C) ſolche, die den 
mittleren und unteren Berufsklaſſen angehören. Von 9594 Württem⸗ 
bergern, welche während der Jahre 1871—1911 mit der Reife⸗ 
prüfung zur Univerſität gingen, ſtammten aus der Gruppe A 33,27 %, 
aus der Gruppe B 11,61% 6 und aus der Gruppe C 53,12% . In 
dem genannten Zeitraum ſtellten die Kleingewerbetreibenden, Land⸗ 
wirte, unteren Beamten und Arbeiter insgeſamt 3027 Studierende, 
wovon freilich 1614 auf das Studium der Theologie kamen. Damit 
iſt der beſonders hohe Anteil der Gruppe C erklärt. Es find ganz 
beſtimmte ſtudierte Berufe, denen ſich die Angehörigen dieſer Gruppe 
zuwenden. Es war eben, bei der Beſprechung der Arbeit von Maaß, 
davon ſchon einmal die Rede geweſen. Es entfielen unter den von 
Rienhardt betrachteten württembergiſchen Studierenden auf diejenigen, 
welche aus dieſer Gruppe C ftammten, bei den katholiſchen Theologen 
953, bei den evangeliſchen Theologen 455, bei den Philologen und 
Philoſophen 602. Dagegen waren es bei den Juriſten und 
Regiminaliſten! nur 369 und bei den Medizinern nur 272. 

Auch dieſe Gruppe C zerfällt natürlich in fi wieder, worüber 
ſich auch bei Rienhardt eingehende Angaben vorfinden, in die ver⸗ 
ſchiedenſten ſozialen Kategorien. Um daraus nur einiges, ganz be⸗ 
ſonders Bemerkenswertes herauszugreifen, ſo ergibt ſich, daß im 
Durchſchnitt der Jahre 1906—1911 von 100 Studierenden über⸗ 
haupt die folgende Zahl, die Väter der nebenſtehenden Berufe hatten 


Kleingewerbetreibende (Handwerker) 1121 
Kleinhandel (Krämer, Händler, Wirte) 5,58 
Landwirte 9,79 
Beamte ohne akademiſche Bildung.. 9,84 
Lehrer ohne akademiſche Bildung 11,62 
Unterbeamte 7 4,69 


In dem ganzen Zeitraume von 18711879 ſtammten nur 
79 Studierende unmittelbar von Arbeitern, Tagelöhnern und Ge⸗ 
hilfen ab. Davon ſtudierten 60 Theologie, zn ſich nur 19 den 
anderen Fächern widmen konnten. 


1 Darunter ſind die Anwärter des Verwaltungs und Finanzdienſtes ver⸗ 
ſtanden. a 


- 
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Ahnlich, wenn auch keineswegs ſo im einzelnen durchgearbeitete 
Angaben finden ſich auch in den Hochſchulſtatiſtiken mancher anderer 
deutſcher Staaten. Die Gliederung nach der Herkunft iſt dabei nicht 
immer eine ſo genaue, die textliche Darſtellung bleibt weit hinter 
dem zurück, was Rienhardt für Württemberg geboten hat. An dieſer 
Stelle ſoll nur ganz kurz auf die Ergebniſſe der badiſchen und 


preußiſchen Hochſchulſtatiſtik eingegangen werden. 


Für Baden! liegen Aufſtellungen für die Jahre 1905—1910, 
die ſich auf insgeſamt 44359 Studierende erſtrecken, vor. Von den 
Vätern dieſer Studierenden — es ſind dabei auch die Beſucher der 
Techniſchen Hochſchule in Karlsruhe eingeſchloſſen — waren Beamte 
ohne akademiſche Bildung 4832, Lehrer ohne akademiſche Bildung 
3467. Geht man etwas mehr auf die Einzelheiten ein, ſo bekommt 
man für den ſozialen Aufſtieg das folgende Bild. 

Es waren von den Vätern in dem betrachteten Zeitraum: 


Militärs im Unteroffiziers rang 26 
Kunſt⸗ und Handelsgärtneeng 94 
Verſicherungsgewer betreibende. . 136 
Organiſten und niedere Kirchendiener. 28 
Niedere Bedienſ teten. 96 
Arbeiter e e 


Gerade unter den für uns bedeutſamen Geſichtspunkten der 
Klaſſenbildung iſt es von Intereſſe, die Unterſchiede in der ſozialen 
Herkunft bei den Studierenden der Univerſitäten und der techniſchen 
Hochſchulen zu beobachten. Auch dazu bietet die vorliegende 
badiſche Statiſtik die Möglichkeit. Um nur auf eines hinzuweiſen, 
ſo ergibt ſich dabei, daß die Söhne von Lehrern ohne akademiſche 
Bildung in weſentlich ſtärkerem Maße die Univerſität als die 
techniſche Hochſchule beziehen, während bei den Söhnen der Beamten 
ohne akademiſche Bildung das Umgekehrte der Fall iſt. 

In der preußiſchen Statiſtik? findet ſich, was ihr einen 
beſonderen Wert verleiht, jedesmal eine eingehende Einleitung, in 
der auch wichtige allgemeine Geſichtspunkte, welche mit dieſen 


Fragen zuſammenhängen, erörtert werden. Es ſei an dieſer Stelle 


in Kürze auf einige beſonders markante Ergebniſſe der ſtatiſtiſchen 
Zuſammenſtellungen für den Durchſchnitt des Sommerſemeſters 1911 
und des Winterſemeſters 1911 auf 1912 abgehoben. Es ſind dabei 


1 Badiſche Schulſtatiſtik, 1. Band: Die Hochſchulen. Karlsruhe 1912. 
2 Preußiſche Statiſtik. Statiſtik der preußiſchen e 
Band 236, für das Studienjahr 1911/12. 
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nur diejenigen Berufe herausgegriffen, bei denen man von einem 

ſozialen Aufſtieg reden kann. Im Durchſchnitt dieſer beiden 
Semeſter gehörten von den reichsangehörigen Studierenden auf den 
preußiſchen Univerſitäten in der nachgenannten Zahl von su die 
Väter den folgenden Berufsklaſſen 8 N es 2 


1. Militärperfonen im Unteroffiziersrang CF 34 
2. Aufſichts⸗ und Rechnungsperſonal, ſowie ſonſtige Gehilfen in der 
Landwirtſchafß qe. 54 
3. Organiſten, Küſter, Totengräber, niedere Kirchendiener e 74 
4. Lehrer ohne akademiſche Bildung 2740 


5. Sonſtige Staats- und Kommunalbeamte ohne akademiſche s 3705 
6. Niedere Bedienſtete e S 28 
= 7. Arbeiter ohne nähere Bezeichnung Be Be ee 16 


Weitere Angaben über die ſoziale Herkunft höherer Berufs⸗ 
ſchichten gibt die Unterſuchung von Eulenburg über den akade⸗ 
miſchen Nachchuchs 1. Es handelt ſich hier um einen Beruf, zu deſſen 
Ergreifung nach den allgemein herrſchenden Anſchauungen in be⸗ 
ſonders hohem Maße günſtige äußere Vorausſetzungen erforderlich 
ſind. Es iſt demgegenüber immerhin von Intereſſe, zu ſehen, daß 
ein gar nicht ſo kleiner Teil der akademiſchen Kreiſe ſich doch von 
recht weit unten her heraufgearbeitet hat. Von 2186 Hochſchul⸗ 
lehrern waren bei 90 die Väter Unterbeamte, bei 74 Lehrer ohne 
akademiſche Bildung und bei 52 Handwerker. Mehr als 10% 
haben ſich alſo ausgeſprochen von unten heraufgearbeitet. Ich ver⸗ 


wieiſe auf die oben beſprochene Unterſuchung von Maaß, der eben⸗ 


falls auf Grund ſeines Materials feſtſtellen konnte, daß auch bei 
wiſſenſchaftlichen Berufen, wo die Begabung eine beſonders große 
Rolle ſpielt, 0 ſoziale l nicht N I | | 


u en 


Mit den im n beſprochenen Arbeiten wäre das 
Weſentlichſte deſſen erſchöpft, was mir an Unterſuchungen bekannt 
geworden iſt, welche über den Umfang und die Art der ſozialen 
Klaſſenbildung Auskunft geben?. So N eigentlich das vor⸗ 


I Leipzig 1908. | | 
2 Für Diele Zuſammenhänge kommt noch weiter in Betracht: Harms, | 

Handwerkerſöhne in höheren Lehranſtalten. Jahrbücher für Nationalökonomie 

und Statiſtik. Dritte Folge, Band 21, 1901. — Inama⸗Sternegg, Das 
ſoziale Connubium in den öſterreichiſchen Städten. Stat. Monatsſchrift. Wien 

1898. Englig: Eine Erhebung über die Lebens verhältniſſe der Wiener Stu: 
dentenſchaft. Ebenda 1915. — Chapman und Marquis, The recruiting 
8 


as Samollers Jahrbuch * 4. 


> 
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handene Material :ift; denn die wenigſten Unterſuchungen ſind ja 


dem Zwecke gewidmet, die Tatſachen der Klaſſenbildung aufzuklären, 
dieſe Zuſammenhänge finden ſich in ihnen nur nebenbei berührt, ſo 
genügen ſie doch, um manches Wichtige für dieſe Frage ihnen ent⸗ 
nehmen zu können. Noch wichtiger vielleicht als dieſe pofitiven Er: 


gebniſſe ift jedoch dasjenige, was wir aus dieſen Arbeiten für die 


Problemſtellung für weitere Unterſuchungen auf dieſem ſo wichtigen 
Gebiete lernen können. en 
Das eine, was ſich jedenfalls ohne weiteres feſtſtellen läßt, iſt 
dies, daß auf der ſozialen Stufenleiter ein fortdauernder Auf⸗ und 
Abſtieg ſtattfindet. Fortwährend kommen Leute von oben nach unten; 
anderen gelingt es, in die Höhe zu kommen. Daß das letztere ſich 


N 


aus- den betrachteten Unterſuchungen als die häufigere Erſcheinung 


ergibt, hängt nicht damit zuſammen, daß dieſes vorhandene Material 
ein ſehr lückenhaftes iſt und einen ſehr zufälligen Charakter trägt. 


Es liegt dies vielmehr in der Natur der Sache und hat vor allem un 


die folgenden beiden Gründe. 


Einmal vermehren ſich mit wachſender Volkszahl alle ſozialen 


Schichten bzw. Klaſſen eines Volkes. Ob das in zahlenmäßig 


gleichem oder ungleichem Verhältnis geſchieht, hängt von den be⸗ 


ſonderen Verhältniſſen der betreffenden Zeit ab und iſt einem hiftori= 
ſchen Wandel unterworfen. Es hängt dies einmal, um nur weniges 


dafür Maßgebende hervorzuheben, von der ſozialen und wirtſchaft— 
lichen Verfaſſung des betreffenden Landes und ihren Wandlungen 
ab, genauer ausgedrückt, davon, welcher geſellſchaftliche Bedarf in 


einer beſtimmten Zeit nach den Angehörigen der verſchiedenen ſozialen 
Schichten vorhanden iſt. Hierbei ſind Verſchiebungen möglich, die 
einmal das Wachstum der einen, das andere Mal das einer anderen 


ſozialen Schicht günſtig oder ungünſtig zu beeinfluſſen vermögen. 


Man denke nur an Tendenzen zur Zentraliſation oder Dezentraliſa⸗ 
tion in den verſchiedenen Zweigen der Volkswirtſchaft oder denke 


of the employing classes from the ranks of the wage-earners in the 


cotton- industry. Journal of the Royal Statistical Society. Bd. 75, 1912. — 


Die Grundlagen dieſer letztgenannten Unterſuchung ſcheinen jedoch feine beſonders 


zuverläſſigen zu ſein. Die Verfaſſer teilen mit, daß von 80 Unternehmern in 
der Weberei 60 ihre Frage nach ihrer Herkunft beantwortet hätten. Davon 
hätten ihren eigenen Angaben nach 48 oder 76 %0 ihren Beruf als Arbeiter be 


gonnen und ſeien weder durch eigenes Vermögen noch durch Erbſchaft in ihre 


„Stellung gelangt, ſondern lediglich durch eigene Kraft. Zu nicht viel anderen 


Ergebniſſen gelangen dann die Verfaſſer auch für. Spinnerei und die geſamte 


Baumwollinduſtrie in Lancaſyhire. 
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denke daran, daß auch die zunehmende Tätigkeit der öffentlichen 
Körperſchaften auf den verſchiedenſten Gebieten für lange Zeit hinaus 
auf die Vermehrung beſtimmter Berufsarten und damit auch 1ogtaler 
Schichten einen Einfluß auszuüben in der Lage iſt. 

Daß daneben die verſchiedene natürliche Vermehrung der 1 1 
ſozialen Schichten unter dem Einfluß von Geburten⸗ und Sterbe⸗ 
häufigkeit einen ähnlichen Einfluß auszuüben in der Lage iſt, liegt 
ebenfalls auf der Hand. Man denke nur daran, daß im Zuſammen⸗ 
hang mit der geringen Geburtenhäufigkeit der oberen ſozialen 
Schichten alles dafür ſpricht, daß dieſe Kreiſe ſich nur in unzu⸗ 
reichendem Maße fortpflanzen!. Überlegt man dann noch, daß 
außerdem aus äußeren oder inneren Gründen fortdauernd An⸗ 
gehörige dieſer oberen Schichten auf der ſozialen Stufenleiter nach 
unten gleiten, ſo verſteht man es, daß allein ſchon deshalb dauernd 


ein Aufſtieg aus den unteren Schichten ſtattfinden muß, wenn jene 


oberen Schichten überhaupt auf die Dauer in ihrem zahlenmäßigen 
Beſtande bleiben wollen. 
Es ſei hier nur darauf Fangeneſen, was ebenfalls für den 


| Umfang des Aufſtiegs in Betracht kommt, daß für die Klaſſenbildung 


in der Neuzeit ganz andere Faktoren eine Rolle ſpielen als früher, 
und daß dieſe Faktoren mit großer Kraft den ſozialen Aufſtieg be⸗ 
günſtigen. Dazu gehört insbeſondere die Tatſache, daß ſich in den 
letzten Jahrzehnten eine Umwälzung im Denken und Wollen aller 


Schichten unſeres Volkes nach der Richtung hin vollzogen hat, daß 


heute in einem früher nie gekannten Maße ſozialer Ehrgeiz, das 
Streben nach äußerer Geltung, der Wunſch, den Kindern eine 
Stellung im Leben zu verſchaffen, welche in geſellſchaftlicher Hinſicht 
über die Stellung des Vaters hinausgeht, das Wollen und Denken 
beeinfluſſen. Es ſind dies Faktoren, mit denen bekanntlich in hohem 
Grade auch der neuzeitliche Geburtenrückgang zuſammenhängt. Es 
handelt ſich hier um Tendenzen, welche der Franzoſe Dumont? als 
capillarité sociale bezeichnet hat. Jeder Menſch iſt beſtrebt, ſich 
von den geſellſchaftlich geringer eingeſchätzten Berufen zu denjenigen 
emporzuringen, welche in dieſer Hinſicht höher gewertet werden. 
1 Aus der großen, hierher gehörigen Literatur ſei dafür nur verwieſen auf: 
Fahlbeck, a. a. O. Steinmetz, Der Nachwuchs der Begabten, Zeitſchrift 
für Sozialwiſſenſchaft, Bd. 6, und Schallmayer, Die Soziologiſche Bedeutung 
des Nachwuchſes der Begabteren. Archiv für Raſſen⸗ und Geſellſchaftabiologie, 
Band 2. 
2 Depopulation et Civilisation. Paris 1890, S. 106. 
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Es würde an dieſer Stelle zu weit führen, eingehender auf die 
Urſachen dieſer Wandlungen im menſchlichen Denken und Wollen 
einzugehen; ſie hängen jedenfalls in hohem Maße damit zuſammen, 
daß infolge des ſteigenden Einfluſſes vorwiegend wirtſchaftlicher 
Momente auf die Klaſſenbildung das Auf und Ab auf der ſozialen 
Stufenleiter eine immer häufigere Erſcheinung wurde, daß die noch 
vorhandenen Reſte der alten ſtändiſchen Gebundenheit, wo Beruf 
und ſoziale Stellung durch Tradition oder Rechtsſatzung beſtimmt 
wurden, unter dem Einfluß wirtſchaftlicher Tatſachen immer mehr 

an Bedeutung verloren. Wo es, wie in der heutigen Zeit, in aller⸗ 
erſter Linie ſolche wirtſchaftlichen Tatſachen ſind, die Größe des Be— 
ſitzes, die für den ſozialen Aufſtieg eine weſentliche Rolle ſpielen, 
iſt die Möglichkeit, in höhere ſoziale Schichten aufzufteigen, gegen- 
über den früheren Zuſtänden für viele in eine ſo erreichbare Nähe 
gerückt, daß der Wunſch, dieſes Ziel für ſich oder ſeine Nachkommen 
zu erreichen, ein weſentlicher Beſtandteil des Wollens der Menſchen 
von heute werden konnte. Wie Fontane einmal geſagt hat: „Früher 
war man 300 Jahre lang ein Schloßherr oder ein Leineweber; jetzt 
kann jeder Leineweber eines Tages Schloßherr ſein.“ 
1 Mit dem Geſagten ſoll nur auf die allerwichtigſten Faktoren 
Zu Ihmgewieſen ſein, welche es erklären, warum ſchon in dem oben 
betrachteten, jo lückenhaften und dürftigen Material der ſoziale Auf: 
ſtieg ſo weit häufiger zu beobachten iſt als das Umgekehrte. Natür⸗ 
lich ſind mit dem Geſagten die Gründe dieſer Erſcheinung noch nicht 
erſchöpft. | 
| Ein weiteres, das ſich aus dem betrachteten Material ergibt, 
liſt dieſes, daß man eigentlich nur in recht ſeltenen Fällen von einem 
unmittelbaren Auf⸗ und Abſtieg in eine ganz andere ſoziale Schicht 
reden kann. Es hängt dieſe Beobachtung aber jedenfalls ſehr eng 
mit der Art des beobachteten Materials zuſammen, das wohl An— 
haltspunkte für den Umfang der ſozialen Klaſſenbildung abgeben 
konnte, aber doch nicht ausreichend iſt, ein ganz genaues Bild davon 
zu geben, in welcher Weiſe ſich nun im einzelnen dieſe Klaſſen⸗ 
bildung auch vollzieht. Der ſoziale Auf⸗ und Abſtieg kann grund— 
ſätzlich in einer doppelten Weiſe vor ſich gehen. Einmal ohne jeden 
Übergang, zum Beiſpiel in der Weiſe, daß es dem Sohne eines ein⸗ 
fachen Lohnarbeiters gelingt, einen ſozial weſentlich höher geſchätzten 
Beruf, wie zum Beiſpiel den eines Arztes, zu ergreifen, oder daß 
umgekehrt der Sohn eines Arztes in den Arbeiterſtand hinabſinkt. 
Ein Wandel in dieſer übergangsloſen Form iſt in dem betrachteten 
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Material nur in ganz ganz wenigen Fällen zu beobachten geweſen. 
Er wird auch in Wirklichkeit ſehr ſelten vorkommen, weil doch in 
den beiden, eben betrachteten Fällen die Gunſt oder Ungunſt der 
äußeren Verhältniſſe eine zu große Rolle ſpielt. Der begabte Sohn 
des Arbeiters wird unter der Ungunſt der äußeren Verhältniſſe nur 
in den allerſeltenſten Fällen in der Lage ſein, einen ſeinen Fähig⸗ 
keiten und Intereſſen entſprechenden Beruf zu ergreifen, und um⸗ 
gekehrt wird der unfähige Sohn aus wohlhabenden Kreiſen durch 
die günſtigen wirtſchaftlichen Verhältniſſe doch in den allermeiſten 
Fällen davor beſchützt ſein, allzu tief auf der ſozialen Stufenleiter 
hinabzugleiten. 

Wenn aber auch dieſer übergangsloſe Wechſel innerhalb der 
ſozialen Schichten heute eine äußerſt ſeltene Erſcheinung iſt, ſo kommt 
ein ſolcher Wechſel doch unter Übergängen relativ häufig vor. Der⸗ 
artige Verſchiebungen vollziehen ſich fortdauernd, wenn auch in der 
Regel erſt im Verlauf einiger Generationen. Um dieſe Verſchiebungen 
jn ihrem Umfange und in ihren Einzelheiten zu erfaſſen, dazu bedarf 
es ganz anders gearteter Unterſuchungen, als die im Vorangegangenen 
benutzten geweſen ſind. Dazu iſt es ſchon nötig, den Wandel inner⸗ 
halb von drei oder vier Generationen zu beobachten, nicht nur den⸗ 
jenigen vom Vater auf den Sohn, wie es die oben zugrunde ge⸗ 
legten Arbeiten faſt ausnahmslos nur erlaubten. 

Hierfür fehlen alſo faſt gänzlich brauchbare Vorarbeiten. Aber 
auch ohne ein großes Tatſachenmaterial zur Verfügung zu haben, 
wird man als typiſchen Weg für den ſozialen Aufſtieg etwa den 
folgenden feſthalten können. Der erſte Aufſtieg aus den Kreiſen 
des Arbeiterſtandes oder der bäuerlichen Bevölkerung erfolgt in der 
Regel in den Beruf des Handwerkerſtandes, des kleinen Kaufmannes 
oder denjenigen der unteren Beamtenſchaft: Im letzteren Falle er⸗ 
folgte er bisher ſehr häufig über den Umweg des Militäranwärters, 
einer Einrichtung, welcher für den ſozialen Aufſtieg eine lange nicht 
genügend gewürdigte Bedeutung zugekommen iſt. Von da aus erfolgt 
dann in der Regel der Aufſtieg in die Berufe der Volksſchullehrer, 
der kaufmänniſchen und techniſchen Privatangeſtellten, in die mittlere 
Beamtenlaufbahn, mitunter auch ſchon in den höheren Poſt⸗ und 
Eiſenbahndienſt, und von da aus daͤnn in die ſozial noch höher ge⸗ 
werteten Berufe. Das ſoll nur ein grobes Schema ſein. Mögen 
im einzelnen noch ſo viele Ausnahmen vorkommen, ſo wird man 
doch einem ſolchen etappenweiſen Aufſtieg in dieſer oder einer ähn⸗ 
lichen ne eine typiſche Bedeutung zuerkennen N Auf ſolchen 


ee e 


Umwegen kann eben in ſehr vielen Fällen das durch das Beſitzmoment 
geſchaffene Hindernis für den Aufſtieg nach und nach überbrückt 
werden. Wir werden auch annehmen dürfen, daß ſich in den meiſten 
Fällen die umgekehrte Entwicklung, das Hinabgleiten auf der ſozialen 
Stufenleiter, in einer ähnlichen etappenweiſen Form vollzieht. 
Daß dieſer etappenweiſe Auf⸗ oder Abſtieg die Regel bildet, 
dafür bieten trotz aller Mängel im einzelnen, die oben angeführten 
Unterſuchungen, vor allem die Arbeit von Rienhardt, wichtige Anhalts⸗ 
punkte. Rienhardt jagt ſelbſt darüber (a. a. O. S. 22): Die Beamten 
und Lehrer ohne akademiſche Bildung und neuerdings äuch die 
Privatbeamten in untergeordneter Stellung, die alle überwiegend 
aus den unteren Erwerbsſchichten hervorgehen, bilden in der auf: 
ſteigenden ee die MAN für den Übergang in die 
höheren Klaſſen. 

Dieſe wenigen Bemerkungen mögen genügen, um darzutun, 
daß der ſoziale Auf⸗ und Abſtieg in der Regel etappenweiſe vor 
ſich geht, daß man deshalb nur dann ein brauchbares Bild dieſes 
ſozialen Stoffwechſels erhalten kann, wenn man mehrere Generationen 
zuſammenfaßt. Freilich muß man aber dann auch dauernd im Auge 
behalten, daß auch die einzelnen ſozialen Klaſſen in ſich wieder reich 
gegliedert ſind und zahlreiche Abſtufungen aufweiſen, die man bei 
der Betrachtung dieſer Vorgänge nicht außer acht laſſen darf. Das 
gilt auch von der Lohnarbeiterſchaft, welche keineswegs eine ſo 
homogene, ungegliederte Maſſe iſt, als wie man es vielfach hinſtellt. 
Da gibt es zunächſt die Unterfchiede zwiſchen dem gelernten und 
dem ungelernten Arbeiter und dann auch wieder innerhalb der ge— 
lernten Arbeiterſchaft mancherlei Abſtufungen. So hat man ſchon 
mit Recht von den Buchdruckern als von einer Arbeiterariſtokratie 
geſprochen. Die oben benutzte Arbeit von Abelsdorf hat ja auch 
gezeigt, daß gerade auch aus den Kreiſen dieſer Buchdrucker in der 
folgenden Generation ein relativ großer Bruchteil in höhere Berufe 
aufſteigt, und daß umgekehrt ſich bei den Buchdruckern eine ziemlich 
große Zahl ſolcher Perſonen befand, die aus höheren ſozialen Schichten 
ſtammten. Auch in den übrigen ſozialen Klaſſen kann man deutlich 
ſolche Abſtufungen wahrnehmen, auch innerhalb der ſtudierten Be⸗ 
rufe. In den meiſten Fällen wohl geht nun das Auf und Ab auf 
der ſozialen Stufenleiter in der Weiſe vor ſich, daß erſt die Etappen 
der eigenen ſozialen Kloſſe von unten nach oben oder umgekehrt 
durchlaufen werden, und daß dann erſt der Eintritt in eine ganz 
neue Klaſſe erfolgt. Über all dieſe wigtigen Zuſammenhänge wiſſen 


= 1067] 5 Die Tatſachen der Klaſſenbildung „ug a. 


wir alſo an Tatſächlichem heute noch ſehr wenig. Und doch handelt 


es ſich dabei um Fragen, die in ihrer Bedeutung für unſer wirt: 
ſchaftliches und ſoziales Leben nicht hbch genug eingeſchätzt werden 
können. Die amtliche Statiſtik hat bis heute auf dieſem Gebiete 
überhaupt noch nichts geleiſtet, und das wenige, was wir darüber 
wiſſen, verdanken wir privater Initiative. Die Zuſammenhänge ſind 
aber ſo wichtig, daß ſie in ganz anderem Umfange als bisher auch 
von der amtlichen Statiſtik in Angriff genommen werden müßten. 
Man denke nur einmal daran, was nicht in den Perſonalakten unſerer 
Miniſterien und öffentlichen Verwaltungen an Material über dieſe 


Frage ſchlummert, und wie vieles nicht bei einzelnen Berufsgruppen, 


welche in ſich im Rahmen der Klaſſenhierarchie eine beſtimmte ſoziale 
Schicht repräſentieren, wie zum Beiſpiel die Volksſchullehrer, die 
mittleren und unteren Beamten an Poſt und Eiſenbahn, einzelne 
Gruppen hoch qualifizierter Arbeiter uſw., durch einfache Befragung 
über den Beruf und die Stellung von Vater und Großvater oder 
über den Beruf der Kinder feſtgeſtellt werden kann. Auch durch 
private Initiative kann noch unendlich Vieles auf dieſem Gebiete 
geleiſtet werden. Es iſt der Hauptzweck dieſer Zeilen, die 
Aufmerkſamkeit weiterer Kreiſe auf die Erforſchung 


dieſes heute noch ſo wenig beackerten Gebietes zu . 


lenken. 

Es liegt nicht in der Absicht dieſer Ausführungen, auch im 
einzelnen auf die Wege hinzuweiſen, die hierbei eingeſchlagen werden 
können; nur weniges Allgemeine ſei darüber geſagt. Es gibt grund⸗ 
ſätzlich zwei. Wege, um den Verlauf dieſer Zuſammenhänge zu be⸗ 
obachten. Der eine geht ähnlich, wie es bei der Statiſtik der 
Haushaltungsrechnungen der Fall iſt, von dem einzelnen Individuum 
aus und unterſucht, für einige Generationen zurücklaufend, die ſoziale 
Herkunft, eventuell auch Beruf und Stellung der Kinder. Ein 
ſolches individuelles Verfahren geſtattet es dann auch, durch per⸗ 
ſönliches Befragen die näheren Urſachen und Umſtände feſtzuſtellen, 
auf welcherein eventueller Wechſel in der ſozialen Stellung zurück⸗ 
zuführen war. Auf dieſem Wege wird man alſo nicht nur die 
Tatſachen feſtſtellen, man wird ſie auch zum Teil mehr oder weniger 
erklären können. Es liegt auf der Hand, daß eine möglichſt um⸗ 
faſſende Beobachtung auf ſolch individueller Grundlage die Kenntnis 
dieſer Zuſammenhänge am meiſten befördern kann. Neben dieſer 
individuellen Methode iſt aber dann auch der Weg einer ſtatiſtiſchen 
Erfaſſung im Sinne einer Maſſenbeobachtung möglich, indem große, 


\ 


— 
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einheitliche Berufsſchichten oh e irgendwelches Eingehen auf Einzel⸗ 


heiten einfach auf ihre ſoziale Herkunft hin unterſucht werden. Bei 


der Wahl dieſes letzteren Weges wird man nicht viel mehr als den 
zahlenmäßigen Umfang feſtſtellen können, vielleicht auch die Art und 


das Tempo, in welchem ſich ſolche Klaſſenverſchiebungen vollziehen. 


Man wird auch feſtſtellen können, welche Berufe und ſoziale Stellungen 


beim ſozialen Auf⸗ und Abſtieg den Übergang nach oben oder unten 
zu bilden pflegen. Man wird feſtſtellen können, ob ſich hier nicht 


Unterſchiede in regionaler Hinſicht zeigen, ob aber auch vielleicht 
hierbei Unterſchiede innerhalb der einzelnen Konfeſſionen vorhanden 


ſind. Es liegt auf der Hand, daß beide Methoden durchaus neben⸗ 
einander hergehen können, daß beide, jede in ihrer Art, geeignet 
ſind, dieſe Zuſammenhänge aufhellen zu helfen. 


Dabei iſt jedoch in allen Fällen darauf Wert zu legen, die 
Unterſuchung auf mindeſtens drei bis vier Generationen zu erſtrecken, 
denn erſt dann iſt es möglich, den ſtufenweiſen Charakter der Klaſſen⸗ 


bildung, der heute eines ihrer weſentlichſten Merkmale ausmacht, 
kennen zu lernen. Man darf ſich auch niemals damit begnügen 


wollen, mit einem kurzen, rohen Schema, wie z. B. höhere, mittlere, 


niedere Berufe, dieſe Mannigfaltigkeit, um die es ſich dabei handelt, 


meiſtern zu wollen. Gerade, wenn man ſehen will, welche Stellungen 
und Berufe vorwiegend das Sprungbrett nach oben abgeben, wird 
man nicht eingehend genug dieſe Klaſſifizierung der Berufe und 


Stellungen vornehmen können. Daß dabei noch zahlreiche andere 


Nebenfragen, wie z. B. nach der Herkunft der Mutter, dem Berufe 
der Geſchwiſter, Fragen nach dem Berufswechſel und der Art der 


Schulbildung, für die Aufhellung wichtiger geſellſchaftlicher Zu— 


ſammenhänge von unſchätzbarem Werte ſein e ſei hier nur 
nebenbei erwähnt. 

Freilich darf man derartigen Untersuchungen gegenüber, mögen 
ſie noch ſo gründlich und vollkommen durchgeführt ſein, niemals die 
Erwartungen zu hoch ſpannen. Es wird auf ſolchen Wegen nie 


möglich ſein, die qualitative Seite dieſer Wandlungen in den 


ſozialen Schichtungsverhältniſſen feſtzuſtellen. Man wird immer nur 


feſtſtellen können, in welchem Umfange ſich ein ſolcher Auf- und 


Abſtieg auf der ſozialen Stufenleiter vollzieht, und in welcher Weiſe 


und mit welchen Übergängen derſelbe vor ſich geht. Ob es ſich 


jedoch dabei um eine Ausleſe im poſitiven oder negativen Sinne 


handelt, ob dabei die Beſten und die Tüchtigſten voran kommen 
und die weniger Fähigen und Begabten nach unten ſinken, das 


Be . f . 2 
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ne. wird ſich wohl niemals auf Grund ſolcher Untersuchungen feſtſtellen 


laſſen. | 

Würde man doch einen ſehr großen Fehler begehen, wollte man 
allein aus der Tatſache, daß jemand im Leben eine beſſere ſoziale 
Stellung erringt, oder auf der ſozialen Stufenleiter hinabſinkt, einen 
Schluß auf feine Fähigkeit und Begabung ziehen. Denn es können 
und es werden vielfach äußere, glückliche Erfolge ſein, eine Beſſerung 


N oder Verſchlechterung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe, welche mit der 


Fahigkeit und der Begabung des Betreffenden nicht das geringſte zu 
tun zu haben brauchen, wie Spekulationen, Erbſchaften, geſchäftliche 
Zufälle uſw., welche dann für die folgende Generation die wirt⸗ 
ſchaftlichen Hinderniſſe eines ſchnellen Aufſtieges in eine andere 
i ſoziale Schicht hinwegräumen, oder im umgekehrten Falle das Ver⸗ 
bleiben in der ſozialen Stellung der Eltern unmöglich machen. In | 
wie vielen Fällen können nicht beim ſozialen Aufſtieg Protektion und 
„ Strebertum, gewiſſenloſe, geſchäftliche Manipulationen eine äußerſt 


fördernde Rolle ſpielen. Man denke nur an den obenerwähnten | 


Zuſammenhang zwiſchen den neuzeitlichen Rückgang der Geburten⸗ 
häufigkeit, dem Willen, die Familie nicht zu groß werden zu laſſen, 
und dem Streben, ſich und ſeine Nachkommen ſozial in die Höhe zu 
bringen. Es mag ſein, eine Frage, die heute mangels Materials nicht 
einmal andeutungsweiſe beantwortet werden kann, worauf aber 


| pbhoffentlich in nicht allzu langer Zeit neue Unterſuchungen eine Ant- 


wort geben werden, daß für den ſozialen Aufſtieg wirklich die Größe 
der Familie, d. h. die Zahl der Kinder, eine erhebliche Rolle ſpielt. 
Liegt es doch auf der Hand, daß die Ausbildungsmöglichkeiten für 
die Kinder um ſo günſtiger liegen, je kleiner ihre Zahl in einer 
Familie iſt. Umgekehrt iſt es dann bei beſonders kinderreichen 
Familien. All dieſes ſind Faktoren, die weder mit einer beſonderen 


Begabung oder Fähigkeit irgend etwas zu tun haben, die aber doch 


für die Klaſſenbildung eine ganz weſentliche Rolle ſpielen. Es mag 
ſein, daß heute bei gleichen Einkommensverhältniſſen für den ſozialen 
Aufſtieg die Kinderzahl eine verhältnismäßig größere Rolle ſpielt, 
als die Begabung dieſer Kinder. Wir müſſen uns alſo davor hüten, 
anzunehmen, daß heute beim ſozialen Aufſtieg die wertvollſten Ele⸗ 
mente immer nach oben kommen. 

Es iſt z. B. gar kein Zweifel, daß der Krieg und ſeine Nach⸗ 
wirkungen bereits große Wandlungen in den ſozialen Schichtungs⸗ 
verhältniſſen hervorgerufen hat und auch noch weitere hervorrufen 

wird. Man denke nur an die ſtarken Einkommensverſchiebungen, 


. 
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welche in dieſer ganzen Zeit vor ſich gegangen ſind. Zahlreiche 
Familien, welche in langſamer Arbeit im Auffteigen begriffen waren, 
ſind darin durch die gewaltige Steigerung der Koſten der Lebens— 
haltung, durch die großen Verſchiebungen in den Einkommensverhält⸗ 
niſſen jäh unterbrochen worden. Die Hoffnung mancher Eltern, 
ihren Kindern eine beſſere Berufsausbildung zuteil werden zu laſſen, 
ſie über den Beruf und die ſoziale Stellung des Vaters hinausbringen 
zu können, it damit zu Grabe getragen worden, und an ihre Stelle 
ſind andere getreten, welchen der in und nach dem Kriege nicht 
immer in der einwandfreieſten Weiſe erworbene Reichtum des Vaters 
nun. mühelos Berufe öffnet, die ihnen ſonſt verſchloſſen geblieben 
wären !. | 

Die ſtatiſtiſche Erhebung wird alſo nicht in der Lage ſein, dar: 
über Aufſchluß zu geben, ob der ſoziale Auf- und Abſtieg einen 
Ausleſeprozeß bedeutet hat, ob dahei Fähigkeit und Begabung an 
erſter Stelle ſtehen. Solche Unterſuchungen werden uns aber über 


viele andere wichtige Seiten unſerer geſellſchaftlichen Entwicklung 


wertvolle Aufſchlüſſe geben. In einer Zeit, in welcher ſo viel von 
Klaſſenproblemen, Klaſſenbildung und Klaſſenkämpfen die Rede iſt, 
ſollte eigentlich alles geſchehen, um wenigſtens einiges Licht in dieſe, 
für uns jo wenig geklärten Zuſammenhänge zu bringen. Nicht nur 
der Initiative Privater, auch der amtlichen Statiſtik, harren hier 
noch große. Aufgaben. Dem Hinweis auf dieſe Aufgaben 
waren die vorangegangenen e in erſter Linie 
gewidmet. 

1 Vgl. dazu Mombert, Die Einkommengverſchiebungen in und durch den 
Krieg. Soziale Praxis, N. F. 38. u. 39. Jahrgang 1917. 
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Der Einzelne und der Staat bei Stirner | 
und Marx 


Eine quellenkritiſche Anterſuchung zur Geſchichte 
des Anarchismus und Sozialismus 


| Von Dr. G. Bückling 
Rechtsanwalt und Notar in Wolgaſt (Pommern) 


1. Grundriß der Anterſuchung 


ie e nachfolgenden Ausführungen verſuchen die Staatsphiloſophie 
Marx' in Zuſammenhang mit den Grundlagen ſeiner übrigen, 
1 geſchichtsphiloſophiſchen Anſchauungen, die in vieler or 
ſicht ihre logiſche Ergänzung bilden, darzulegen. | 

In der Begründung dieſes Zuſammenhangs iſt Marz ı wie in 
manchen anderen Beziehungen ein Schüler Hegels, deſſen bekannter 
Satz, daß die Weltgeſchichte der Fortſchritt im Bewußtſein der Frei⸗ 
heit iſt, den die geiſtige Freiheit verwirklichenden Staat als not⸗ 
wendige Folge der Geiſteslehre in den en der Geſchichts⸗ 
betrachtung rückt . 

Im Rahmen des vorliegenden Themas muß alſo einmal 9 
Hegelſche Ausgangspunkt des Marxſchen Denkens in Berückſichtigung 
gezogen werden. Weiter ſoll Marx auch überhaupt in die Problem⸗ 
lage der nachhegelſchen Philoſophie hinein verſetzt werden. 

In dieſem Zuſammenhange iſt vornehmlich die anarchiſtiſche 
Staatslehre Stirners als Gegenſtück des Verhältniſſes Marx' zu 
Hegel als eine der bedeutſamſten Grundlagen für das Verſtändnis 
des Marxismus in ſeinem Eintwicklungsgange zu bewerten. Auch 
die Stirnerſche Lehre geht, wie der Marxismus, aus den Problemen 
/ der Hegelſchen een . f 


25 Stirner: Stirners Geſchichtsphiloſophie. — 
Vergleich mit Hegel. Verbindendes. | 

Die Beurteilung Stirners, deſſen Hauptwerk: „Der Einzige 
und ſein Eigentum“ im Jahre 1844 erſchien, iſt eine außerordentlich 


* 


i 1 Plen ge, Marx und Hegel, Tübingen 1911, S. 41. 
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ſchwankende 1. Nach neueren Beurteilern ſteckt ſeine richtige Bewer⸗ 


tung noch in den Anfängen?. Wie bei einer großen Anzahl von 


Publiziſten jener Zeit? liefert eine ihrer wichtigſten Grundlagen die 
Feſtſtellung des Verhältnſſes zur Hegelſchen Philoſophie. Dabei 
muß man beſonders die Stirnerſche Geſchichtsphiloſophie in Er⸗ 
wägung ziehen. | Ze 

Beide, die Stirnerſche wie die Hegelſche Geſchichtsphiloſophie, 
gehen von dem in der Philoſophie des 18. Jahrhunderts vornehm— 
lich ausgeprägten Begriff des „Menſchen“ in allgemeiner Bedeutung 
aus. Beide betrachten die menſchliche Entwicklung vom Geſichts⸗ 


punkt einer fortſchreitenden Sublimierung ſeiner geiſtigen Natur. 


Für Hegel ergibt ſich das bereits aus den allgemeinen Grundlagen 


feiner Philoſophie“, die ſchon in den Daſeinsformen der objektiven 
Welt die Denkformen der abſoluten Vernunft erblickt und folgerichtig 
ihre höchſte Idee als Geiſt in der Gattung Menſch zutage treten 
ſiehts. Von der Unruhe des in ihm wirkenden Prinzips, das nach 
gedanklicher Vollendung ſeiner jeweilig als einſeitig erkannten ab⸗ 
folgenden Bewußtſeinsſtufen treibt, ergriffen, ruht der menſchliche 
Geiſt nicht, bis er ſich ſelbſt erkennt als abſolutes Wiſſen im be⸗ 
greifenden Denken! Hierzu treibt ihn fein Weſen logiſch, in ewiger 
- zeitlojer Geſchichte ſowohl wie in der konkreten Geſchichte, in der 

Zufälligkeit ſeines erſcheinenden Daſeins“.“ Auch Stirner faßt die. 


Entwicklung des Menſchen als die Geſchichte ſeines Geiſtes auf. 


Auch er hat ein letztes Ziel, das ſich als Endergebnis alles 
bisherigen Denkens der Menſchheit darſtellt . Dies erſcheint 


1 Nach einigen iſt er ein verachtender ſkeptiſcher Philoſoph (v. Hart⸗ 
mann, Preuß. Jahrb. 67, S. 521); nach anderen ein Fanatiker des rohen 
Fauſtrechts (Biermann, Anarchismus und Kommunismus, Leipzig 1906, 
S. 54); dann auch ein Optimiſt mit unendlicher Menſchenliebe oder ein Ver⸗ 
treter des Zeitalters, in dem der Weltſchmerz viele der Beſten beherrſchte. 

2 Engert, Das hiſtoriſche Denken Max Stirners, Leipzig 1911; 
Schultheiß, Stirner, Greifswalder Diſſ. 1906. 
s Es ſei nur erinnert an Stein Marx, Laſſalle und den lebthin mehr 


beachteten Konſtantin Frantz (Stamm, Konſtantin Frantz, Heidelberger Ab» 


handlungen [1907], Heſt 19). 
: 4 Hegel, Gaſchichte der Philofophie I, 91: Es „muß der Begriff des 
Geiſtes zugrunde gelegt werden und nun gezeigt werden, daß die Geſchichte der 
Prozeß des Geiſtes ſelboſt iſt“. | 
5 Plenge, Marx und Hegel, S. 57. 
6 Barth, PhHilofophie der Geſchichte als Soziologie, Leipzig 1915, S. 739. 
7 Engert, Das hiſtoriſche Denken Max Stirners, Leipzig 1911, S. 29. 
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Stirner als notwendig und über die Zufälligkeiten der Erſcheinung Ä 
erhaben . Darauf . bereits Karl Marx ſehr zutreffend hin⸗ 
gewiejen?. | 
| Die Bergeiftigung der. menschlichen Entwicklung betrachtet | 
Stirner vornehmlich an dem Gegenſatze zwiſchen Heide und Chriſt. 
„Den Alten war die Welt eine Wahrheit.“ Sie waren abhängig 
von den Dingen. Vogelflug, Donner und Blitz und das Rauſchen 
»der heiligen Bäume verkündete ihnen den Willen der Gottheit. 
Vor den „weltlichen Verhältniſſen“, zum Beiſpiel den N 

Blutsbanden, beugte ſich ihr ohnmächtiges Ich“. 

Dem Chriſtentum werden dagegen die weltlichen verhalf 
zur Unwahrheit. 

Schon Epikur wandte den Geiſt als Kampfmittel 19 1 das 
ungerüttelte Beſtehende an. Über Sokrates, der vor der „Reinheit 
des Herzens“ vollends Vaterland, Familie, Gemeinwohl zuſchanden? 
werden läßt; über die Skeptiker, die ſchließlich gänzlich die An⸗ 
hänglichkeit an die Dinge aus dem Herzen vertreiben, und es für 
nichts mehr ſchlagen laſſen, wird die ganze Beziehung zur Welt 
„wert⸗ und wahrheitslos“. Die an ſich wahrheitsloſe Welt überläßt 
der erkenntnisloſe Menſch ſich ſelbſt und macht ſich nichts mehr 
aus ihr®. 

Dem Chriſten gilt nur das Geiſtige als wahr. Erſt der 
Chriſt kann den Satz ausſprechen: Ich denke, d. h. ich bin. Er 
bedeutet bei ihm: Nur als Geiſt bin ich wirklich und lebe und 
kehre mich daher von den Dingen ab, deren Gewalt ich nicht mehr 
anerkenne, wenn ich alles daranſetze, ſie zu beherrſchen (wie die 
Juden) ?. 
nu Aber auch der Geiſt iſt unwahr und hinter die Unwahrheit des 
Geiſtes kommen auch die Neueren. Bis zur Reformation zwar ſteht 


„Engert, a. a. O. S. 30. N 
2 In der wenig bekannten Jugendſchrift von K. Marx, Fr. Engels 
und Moſes Heß, Der heilige Max, auszugsweiſe veröffentlicht in den Doku 
menten des Sozialismus, herausg. von E. Bernſtein, Bd. III, e 8 
1903, S. 28. 

3 M. Stirner, Der Einzige und ſein Eigentum, S. 81. Zitiert wird, 
wie üblich, nach der faſt allein zugänglichen Reclamausgabe mit der Abkürzung 
E., S. 81. ur | 

4 Beiſpiel: Die Heiligkeit der Totenbeſtattung in der Antigone gegenüber 

dem chriſtlichen: Laßt die Toten ihre Toten rg Be 10, =) 

. 261. | 8 E., S. f 1 E., S. 30. 


* 
N . / R 


126 6. Bückling 1074 


der Verſtand unter der Herrſchaft der chriſtlichen Dogmen, wie der 
Verſtand der Alten unter der Herrſchaft der Dinge. In der Zeit 
des Humanismus noch erhebt er ſich aber ſophiſtiſch und treibt mit 
den Glaubensſätzen ketzeriſches Spiel. Schließlich wird auch der _ 
Geiſt des Chriſtentums als Lüge erkannt, und damit iſt der Boden 

für den Einzigen bereitet. 

| Im Einzelnen nimmt die Entwicklung folgenden Gang: die 
erſte Schöpfung des Geiſtes aus dem Nichts heraus iſt ſein 
Gottesbegriff!. Aber damit ſetzt ſich der Geiſt ſelbſt in Zwieſpalt, 


wie die Philoſophie Feuerbachs (Weſen des Chriſtentums) zeigt. 


Dieſer erkannte nämlich den Gott im Jenſeits als die Wider— 
Spiegelung unſeres menſchlichen Weſens. Damit aber gewann 
er nur Platz für ein neues höheres Weſen, „den“ Menſchen, und 
vollzog im Grunde nur einen Herrenpechſel!. Denn „Gott“ und. 
„Menſch“ iſt dem Einzelmenſchen in gleicher Weiſe fremd und heilig ?. 
So wird der Menſch ſich in ſeinem Menſchheitsbegriff ſelbſt zum 
„Geſpenſt; er wird ſich ein unheimlicher Spuk, wie der Geiſt der 
Sünde beweiſt, der in ſeiner Bruſt wohnt. Aber nicht nur der 
„Menſch“, ſondern alles, was ein höheres Weſen ift als ein Ein- 
zelner, wird zum Spuk. Der Geiſt erſcheint in allem“. Heilig iſt 
vor allem der heilige Geiſt, das Geſetz, die gute Sache — Majeſtät, 
Ehe, Gemeinwohl, Ordnung, Vaterland s. In allem iſt Vernunft 
und heiliger Geiſt. Das Wirkliche wird vernünftig s. Begriffe 
herrſchen danach überall. Auch auf philoſophiſchem Gebiete hat der 
Liberalismus ſtatt den göttlichen nur e ſtatt der gläubigen 
nur wiſſenſchaftliche Begriffe geſetzt “. ' 
Den Liberalismus unterſcheidet Stirner in den politiſchen, 
N ſozialen und humanen, die als aktuell herrſchende Richtungen ſein 
beſonderes Intereſſe beanſpruchen. 

Schon in der erſten Form erſcheint der Staat als die Ber- 
körperung der Vernunfts. Als Folge hieraus ergibt ſich der Satz: 
Nur unſer öffentliches Leben iſt ein rein menſchliches“. Das all 
gemeine Intereſſe geht allen voran!“. Man wird nicht mehr vom 
Staat durch Mittelsperſonen getrennt. Darum iſt auch dieſe 


46, S. 41. 2 E., S. 49. E., S. 49 u. 61. 
5E., S. 95. s E, S. 86. „E., S. 111. 
E,, S. 115. e E., S. 118. 9 Ebenda. 


10 Gegen den neuen Monarchen Staat macht ſich die Macht des früheren 
abſoluten Königtums nur 1 aus. Die „beſchränkte“ Monarchie wird zur 
„abſoluten“ Monarchie. E., S. 121. 
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Ordnung die Vernunfterkenntnis, angewandt auf unſere beſtehenden 


Verhältniſſe. Jeder perſönliche Eingriff in die Sphäre des anderen 
empört den bürgerlichen Sinn, der frei geworden iſt von der 
ordonnance. Der perſönliche Herrſcherwille iſt geſchwunden, und es 
herrſcht eine rein geiſtige Macht. Das Zeitalter der freien Kon⸗ 
kurrenz bricht an!. Immerhin beſtehen im Bürgerſtaate tatſächliche 
Bevorzugungen materieller Art, da der Staat ſich in den „guten“ 
Bürgern ſeine Diener ſichern muß. Darum ſieht der Nichtbeſitzend 


1 


den Staat als Schutzmacht der Beſitzenden and. 0 


Hiergegen reagiert der | oziale Liberalismus, der auch das 


„Haben“ auf die Geſellſchaft allein umſchreibt, indem er das per⸗ 


ſönliche Eigentum abihafft®. Im kommuniſtiſchen Staat ſind alle 


für einander da, und das Arbeitertum verleiht ſeinen Mitgliedern 


die höchſte Würde“. 


Aber auch die Sozialiſten vermögen der durch die Arbeit ge⸗ 


wonnenen Muße keinen menſchlichen Inhalt zu geben s. Übrigens 


* 


wird auch der Arbeiter die Geſellſchaft für ſeine egoiſtiſchen Zwecke 


* benutzen, genau ſo wie der Bürger. Daher fordert der humane 


Liberalismus, daß überhaupt nichts Anerkennung haben ſoll, was 


den Charakter des Privaten trägt“; nicht nur kein perſönliches 


Vorrecht, kein Eigentum, ſondern auch: alles Private und Be⸗ 


ſondere kommt außer Betracht. Dieſe Form ſtellt den Kampf 
gegen den Egoismus nach Stirner in ſeiner denkbar härteſten 


Form dar. | 


Das Prinzip ſchlägt daher um: Gibt die Kritik der Humanen 


Stirner das Vorbild, daß dieſe alles Beſondere in den Menſchen 
auflöſt, fo nimmt Stirner die Methode dieſes Vorbildes ans und 


vernichtet jede fixe Idee . Daher verwirft er ben Menſchheits⸗ 


begriff ſelbſt als letzte fixe Idee, weil er ihm als ein Jenſeits zu 
fremd geworden iſt. So erſt „ſteht die wirkliche Nacktheit, die Ent⸗ 
blößung von allem Fremden da“; der Lump hat die Lumperei ſelbſt 


ausgezogen und damit aufgehört, Lump zu fein 10. 
* | 5 


1.6, S. 130. .,, S. 17. 6, S. 139. 


4 E., S. 141. — Nach Som bart, Sozialismus, Jena 1917, S. 27 ſteht 


die Verherrlichung der Arbeit im Mittelpunkt der ſozialiſtiſchen Ethik; als erſter 
hat wohl Smith der ehrlichen Arbeit ihren Adelsbrief erteilt, da er ſie nicht 


nur für die vornehmſte Quelle des Reichtums, ſondern auch für deren einzigen 


Wertmeſſer anſah. = 5 | 
5 E., S. 149. 6 E., S. 151. 7 E., S. 159. 


8 E., S. 168. ap 9 E., ©. 168. 10 Ebenda. 
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Unter geſchichtlicher Perſpektive erſcheint dieſer Standpunkt im 


folgenden Zuſammenhang: Der Menſch als ſolcher hat bisher ſchlecht- 


hin den Mittelpunkt der Geſchichte gebildet. Der Menſch aber iſt 
imaginär. Der wirkliche Menſch iſt nur Ich. Der Menſch, das 
Ende und Ergebnis des Chriſtentums, iſt als Ich der Anfang der 


neuen Geſchichte 1. Anders gefaßt: Die Geſchichte hat den Menſchen 


geſucht, als das Göttliche, erſt als Gott, dann als den Menſchen, 
und ſchließlich als den Einzelnen, den Endlichen, den Einzigen ?. 


Berührt ſich Stirner darin, daß er die Entwicklung des 


Menſchen zum Endziel als notwendiges Denkergebnis faßt, mit 
Hegel, ſo tut ſich die Verwandtſchaft mit dieſem auch weiter in der 
dialektiſchen Dreiteilung der Geſchichte kundsz. Schon die Ent— 


wicklung des einzelnen Menſchen verläuft in den drei Stufen des 


Realismus, des Idealismus und des Egoismus. Die Lebens⸗ 
geſchichte des Einzelnen wird nun übertragen auf die Geſchichte der 
Menſchheit. Auch die beiden erſten Hauptepochen laſſen ſich dann 
wieder, wie Karl Marx bereits erkannt hat, dreifach gliedern; und 
zwar nach Engert“ je in eine naive, intellektualiſtiſche und praktiſche 
Epoche. Die erſte Epoche des Altertums ſchließt damit ab, daß der 
Menſch ſeine Sinne nicht mehr auf die Dinge, ſondern auf das 


Weſen richtet. Damit wird die logiſche Figur der Reflektion des 
Seins. (das Weſen) in die geſchichtliche Betrachtung verwoben. In 


der hiermit eingeleiteten Zeit des Idealismus erſcheint der Menſch 
als das letzte Ideal“. Sobald dieſes wieder in Mich zurückgenommen 
wird, wird es nichtig werden, indem erkannt wird, daß Ich ſeine 
vollendete Realiſierung bin. Damit beginnt die dritte Stufe. 

Die beiden erſten Hauptperioden teilen ſich nun wieder je in 
eine naive, intellektualiſtiſche und praktiſche Epoche, die durch den 


undifferenzierten Menſchen, die Sophiſten und Sokrates einerſeits 
und durch die Zeit des Symbolismus, durch Luther und Carteſius, 
und die Zeit des Liberalismus anderſeits dargeſtellt werden. Dieſer 


wird wieder in den politiſchen, ſozialen und humanen Liberalismus 
eingeteilt. 2 
Der Vergleich läßt ſich aber auch, wie bereits Karl Marx er⸗ 


kannt hat, auf die ſtoffliche Würdigung der Geſchichte im einzelnen 


‚eritveden. Bei Hegel wird Afrika als das Kinderland der Geſchichte 


1 E., S. 427. 2 E., S. 285. 3 Engert, S. 32. 
4. Der heilige Max, S. 228. | 
s Engert, S. 36. E., S. 25. 1 E., S. 205. 
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aufgefaßt“, und er ſpricht von den Negern: Obgleich fie ſich der 
Abhängigkeit vom Natürlichen bewußt ſein müſſen, ſo führt dies 
doch nicht zum Bewußtſein eines Höheren?. _ Das Mongolenreich 
(des Dalai Lama) ſieht er als das geiſtliche, das Reich der theo⸗ 
kratiſchen Herrſchaft an?. Ahnlich liegen die Beeinfluſſungen hin⸗ 
ſichtlich der Bewertung 5 Katholizismus und des Luthertums “. 


3. Anterſ cheidendes 


Der Unterſchied beruht vornehmlich darin, daß Hegel als geiſtes⸗ 
geſchichtlichen Endpunkt menſchlicher Entwicklung eine Stufe zu 
grunde legt, auf der die menſchliche Gattung in der Erkenntnis 
der Totalität ihres Weſens ihre Entwicklung im Bewußtſein der 
Freiheit vollendet, wogegen Stirner den Gattungsſtandpunkt verwirft. 

Schon in der Dispoſition ſeines Werkes ſetzt dieſer die Ent⸗ 
wicklungsgeſchichte der alten und der neuen Zeit unter der Über⸗ 
ſchrift „Der Menſch“ als erſten Teil im Gegenſatz zum N 
Teil, den er als das „Ich“ betitelt. 

Damit iſt offenbar ein radikaler Bruch mit der bisherigen Ge⸗ 
ſchichte angedeutet. 

Dies beſtätigt ſich in weiteren Wendungen Stirners, in denen 


er ſich zwar als Fortſetzer Hegels auffaßt s, die Fortſetzung aber 


nicht für eine Verſöhnung im bisherigen Sinne erklärt. Vielmehr 
ſoll der bei Hegel zutagetretende Gegenſatz zwiſchen dem Geiſt „des“ 
Menſchen und dem Einzelnen unverſöhnlich fein. Die Auflöſung 
des Gegenſatzes beſteht in der „Vernichtung“ “. | 
Es handelt ſich auch hier um einen radikalen Bruch mit der 
bisherigen Geſchichte. Das gleiche geht aus anderen Stellen hervor“. 
Die Ausdrucksweiſe Stirners iſt allerdings gelegentlich miß⸗ 
verſtändlich; denn er faßt „den“ Einzelnen häufig wieder als „den“ 
Menſchen, alſo als eine allgemeine Größe; er ſagt zum Beiſpiel': 
»Der Egoiſt iſt ſich ſelbſt der Hüter des „Menſchlichen“. Aber will 
hier Stirner wirklich von einem Allgemein⸗Menſchlichen reden? Von 
dieſem Allgemeinen wird wohl dasſelbe gelten, was Stirner a. a. O.!“ 


= Philoſophie der Geſchichte, S. 89. 


2 Ebenda S. 91. 3 Ebenda S. 110, 140. 
4 Vgl. Marx, Der heilige Max, S. 118, 119 u. 122. 
s E,, S. 425 f. e E., S. 425. 


N 7 E., S. 211: Hier führt er aus, das Ideal der neuen Geſchichte ſei nicht 
mehr eine Geſchichte der Menſchen, ſondern „Meiner“. 

8 E., S. 211. 9 E., S. 272. 10 E., S. 244. 

Schmollers Jahrbuch XLIV 4. 3 9 , 
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von der allgemeinen Größe des „Rechts“ ausſagt, wo er in einen 

Ausführungen über das Recht des Einzigen nachträglich ſeine „halbe 
Ausdrucksweiſe“ entſchuldigend zurücknimmt und Recht durch Macht 
erſetzt, weil Recht nur von dem Geiſte der Natur, der Gattung, 
der Menſchheit erteilt werde, um den es ſich bei ihm nicht handele. 
Darum bekämpft er auch die menſchliche Geſellſchaft als ſolche !. 


j Das Wohl der menſchlichen Geſellſchaft, der Staat, erklärt er, liegt 


ihm nicht am Herzen?. Der „Menſch“ (als Einzelner) ſoll über die 
Schranken der Gattung hinausragen. „Der Untergang der Völker 
und der Menſchheit wird Mich zum Aufgange einladen“ *. Der 
Staat iſt für die Entwicklung des en nur ein „Hemmungs— 
mittel ?. 2 

Das Recht des Einzelnen wird daher von Stirner keineswegs 
als eine allgemein⸗gültige Norm feſtgelegt, etwa als ein neuer Rechts⸗ 
boden, auf dem der Gattungsbegriff Menſch wieder ſeine Betätigung 
findet, auf dem die Geſellſchaft die Mittel zur Erreichung der Zwecke 
des Einzelnen darbietet; denn gerade über dieſen Punkt läßt Stirner 
ſich in einer bemerkenswerten Ausführung hören ?: „Der Gegenſatz 
des Einzigen gegen den Einzigen iſt im Grunde über das, was 
Gegenſatz heißt, hinaus, ohne in die Einheit“ (der gemeinfame 
Rechtsboden) „zurüdgefallen zu fein”. Man hat mit den anderen 
weder einen Rechtsboden, noch ſonſt einen gemeinſchaftlichen Boden. 
Der Gegenſatz verſchwindet „in der vollkommenen Geſchiedenheit 
oder Einzigkeit. Dieſe könnte zwar für das neue Gemeinſame oder 


eine neue Gleichheit angeſehen werden, allein die Gleichheit beſteht 


bier eben in der Ungleichheit, und iſt ſelbſt nichts als Ungleichheit, 
eine gleiche Ungleichheit“. 

| Auch praktiſch will danach Stirner die allgemeinen Begriffe nur 
als Macht anerkennen. Er will das Heilige an dieſer Macht nicht 
begreifen und nicht demütig gegen ſie ſein, wie die Religion es 
lehrt). Als „Feind jeder höheren Macht“ erklärt Stirner daher 
offen den Krieg Aller geger Alle, da es kein feſtes Heiliges für den 
Einzelnen mehr gebe. Es iſt dies der umgekehrte Gedankengang, 
wie er zum Beiſpiel den glänzenden Ausführungen Pascals? über 
die Gerechtigkeit zugrunde liegt, wenn er den Urſprung der Gerechtig— 
keit (bei Stirner das „Heilige“) in der Macht erblickt und aus dem 


1 E., S. 210. 2 Ebenda. | 3 E., S. 213. 
4 E,, S. 259. 5 E., S. 270. e E., S. 243. 
1 E., S. 216. s Ebenda. 


N Pascal, Gedanken I, 9, 8. 
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Geſichtspunkt der Vermeidung des Krieges Aller gegen Alle die 
Gerechtigkeit gelten läßt: „Da man die Gerechtigkeit nicht hat ge⸗ 
waltig machen können, hat man die Gewalt gerecht gemacht, damit 
Gerechtigkeit und Gewalt Hand in Hand gingen und Frieden ſei.“! 
Stirner ſieht als das Recht des Einzelnen ſeine Macht an?. 
Vor dem Eigentum der anderen tritt er nicht ſcheuzurück, ſon⸗ 
dern er greift zus. Er läßt ſich nicht auf K mpromiſſe und auf 
Petitionen an den Staat ein, ſondern er will die Empörung 
gegen ihn“. Sie geht im Gegenſatz zur Revolution darauf 
aus, uns nicht mehr einrichten zu laſſen, ſondern uns ſelbſt ein⸗ 
zurichten; ſie iſt der Kampf gegen das Beſtehende und nicht ein 
Revolutionieren, ſondern ein Herausarbeiten aus dem Ber 
ſtehenden. „Meine Abſicht iſt daher keine politiſche oder nn | 
ſondern eine egoiſtiſche .“ 

„Der Einzelne verwirft hiernach die Geſellſchaft, weil er nur 
. ohne fie beſtehen kann. 

Darum findet auch an dieſer Stelle Stirners Geſchichtsphilo⸗ 
ſophie ihr Ende; denn die Geſchichts philoſophie als ſolche hat 
nicht den Einzelnen, ſondern die größeren, zu einer Einheit zuſammen⸗ 
gefaßten Gebilde der Menſchheit zu ihrem Gegenſtande. Wenn „nur 
der Untergang der Völker und der Menſchheit Mich zum Aufgange 
einladen wird“ s, fo ift vom Standpunkte der Geſchichtsphiloſophie 
dieſes Ich nicht mehr erheblich. Stirners Ausführungen finden alſo 
von hier ab nicht mehr mit der Bezeichnung einer Geſchichtsbetrachtung 
ihre zutreffende Würdigung. | 


4. Stirners Stellung zum Staat. Grunblage der 
Stellungnahme | 


l Das Stirnerſche Ich iſt das Ich des wirklichen Einzelbewußt⸗ 
ſeins. Die Unterſchiede der Individuen find für Stirner ſo groß, N 
ee er für fie feinen gemeinſamen ö mehr hat“. Der im 


= 3 gl. die hiermit ſich berührenden 1 von O. Gierke, 

Johannes Althuſius, Breslau 1880, S. 317: „Denn auf die Dauer vermag das 

menſchliche Bewußtſein jenen Zwieſpalt (von Recht und Macht) nicht zu ertragen. 

Darum verſchwindet zuletzt das Recht, das ſich nicht durchzuſetzen vermag, aus 

dem Geſamtbewußtſein. Die Macht aber, die ohne Recht beſteht, wird, wenn 

ſie ſich zu behaupten vermag, endlich vom allgemeinen Bewußtſein als zu recht 
la empfunden und verwandelt ſich ſomit in Recht.“ 

2 G, S. 217. 3 E., S. 289. 4 E., S. 328. 

5 E, S. 370. ° E., S. 259. 1 E., S. 243 u. 157. 
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18. Jahrhundert gefundene Menſch, der, ſeiner zufälligen empiriſchen 
Eigenſchaften entkleidet, — ebenſo wie in der Natur zum Beiſpiel 
der Nebelfleck — als Schnittpunkt allgemeiner Geſetzesbegriffe be⸗ 
trachtet wurde, iſt das Gegenteil des Menſchen des Stirnerſchen 
Ichs 1. Im gleichen Gegenſatz ſteht Stirner auch zur deutſchen 
Philoſophie? und insbeſondere zu den ſozialiſtiſchen Ideen, die eben⸗ 
falls von einem menſchlichen Allgemeinbegriff ausgehen und für die 
ſozialiſtiſche Praxis aus ihm wichtige Schlüſſe herleiten, da ſie aus 
der aus den wirtſchaftlichen Lebensbedingungen erſchloſſenen Natur 
des Menſchen die geſchichtlichen Entwicklungsgeſetze folgern. In 


ähnlicher axiomatiſcher Nutzanwendung hatte bereits die franzöſiſche 


Revolutionsphiloſophie dem Begriffe des Menſchen die allgemeinen 
„Menſchenrechte der Freiheit, Gleichheit und Brace ent⸗ 
nommen“. 
| Hieraus wird es erklärlich, daß Stirner den Sozialismus ftets 
in einer Linie mit der klaſſiſchen deutſchen Philoſophie, mit den 
politiſchen Ideen des Bürgertums und mit den Wen des 
Chriſtentums ſieht. 


5. Nähere Ausführung der Stirnerſchen Anſicht 


Vom eben erörterten Geſichtspunkte aus unterſcheidet ſich Stirner 
aber auch von den anarchiſtiſchen Theorien in ihren herrſchenden 
Formen. 

Auch der Anarchismus in feiner vorherrſchenden Geſtalt ver- 
wirft wie Stirner zwar den Staat, doch erſetzt er ihn durch frei— 
willige Aſſoziationen!. Immer findet ſich bei ihm wieder: ein all- 
gemeiner menſchlicher Boden. Wenn er die Forderung aufſtellt, daß 
das Individuum ſich in ſeinem Reichtum entfalten ſoll, ſo legt auch 
er ein natürliches Menſchenrecht zugrunde ?. Wenn er die natürliche 


1 Vgl. zum Beiſpiel E., S. 243 u. 157. | 

2 Vgl. Baſch, L'Individualisme anarchiste: Stirner, Paris 1904, 
S. 114 und Simmel, Die beiden Formen des Individualismus, in der Zeit⸗ 
ſchrift „Das freie Wort I, Nr. 13, S. 399. 

3 So folgen für Condorcet ſchon aus feiner Beſtimmung des Menſchen 
als „empfindendes Weſen, das imſtande iſt, vernünftig zu urteilen und moraliſche 
Begriffe zu bilden“, die Gleichheit, Freiheit und die Souveränetät des Volkes 
und die Menſchenrechte. Vgl. Taine, Entſtehung des modernen Frankreich J, 
3. B. 4, K. 1. N 3 

4 Kropatkine, I Anatebie sa Philosophie, son Ideal, Paris 1896. 

„ Baſch, L’Individualisme anarchiste: Stirner, S. 116. 


| 1081] Der Einzelne und der Staat bei Stirner und Marx 133 5 


Güte aller Menſchen verkündet, die die ſoziale Harmonie be in ſich 
unendlich verſchiedenen Individuen verbürgt, fo findet er damit einen 

gemeinſamen menſchlichen Boden, wie ja auch die Idee der Gerechtig⸗ 
keit als der Kern feiner ethiſchen Anſichten anzuſprechen ift!, und 
gerade er alle Mächte der Sittlichkeit aufruft. Auf einem gemein⸗ 
ſamen Boden will er die freie Entfaltung des Einzelnen gewähr⸗ 
leiſten, allerdings ohne ein geſetzliches Band. Glaubt er auf dieſem 
Boden die Gleichheit und das Glück Aller erreichen zu können, ſo 
gibt er damit kund, daß ihm als Ziel eine Höherentwicklung des 
Menſchen als ſolchen vorſchwebt. | 

Diefe Richtung des Anarchismus geht daher von dem der 
Menſchheit angeblich von Hauſe aus innewohnenden Prinzip ihrer 
Solidarität aus, und die Anarchie oder der Anarchismus iſt ihm 
nur die Antitheſe des Staats, die Syntheſe aber iſt die Föderation, 
wie es ihr herrſchender Kopf, Bakunin, in Hegelſcher Form gelegent⸗ 
lich ausgedrückt hat?. Hier liegt alſo eine Art kommuniſtiſcher 
Anarchismus vor“, deſſen Vertreter übrigens in erſter Linie zu prak⸗ 
tiſcher Bedeutung gelangt ſind, da ſie ſich der Propaganda der Tat 
zuwandten “!. 

Demgegenüber läßt ſich Stirner neben Tucker und J. H. Mackay 
als Vertreter des anarchiſtiſchen Individualismus bezeichnen. Einen 
gemeinſamen menſchlichen Boden gibt es nichts. Der Unterſchied 
der Individuen geht ſo weit, daß ein gemeinſamer Maßſtab fehlt. 
Auch das iſt nicht Stirners Ideal, jedem Individuum zur Aus⸗ 
bildung ſeiner Einzigkeit zu verhelfen; denn auch ein ſolches Ideal 
iſt ein objektives, da es ſehr wohl einen überperſönlichen Wert zum 
Gegenſtande haben kann, der ſich an der Perſönlichkeit verkörpert 
und verwirklicht. Für Stirner dagegen gibt es kein Kulturideal, 
ſond ern nur das Ideal des Einzigen. 

Daß es ihm gelungen iſt, hiermit die von ihm aufrecht erhaltene 
Form des menſchlichen Gemeinſchaftslebens im „Verein zu ver⸗ 


1 Vgl. Grünberg, „Anarchismus im Wörterbuch der Voltswitſcoft 
he rausg. von L. Elſter, Jena 1911, S. 94. 
2Stein, Soziale Frage im Lichte der Philoſophie, Stuttgart 1897, S. 506. | 
3 Stammler, Theorie des Anarchismus, Berlin 1894, S. 28. 
Grünberg, a. a. O. S. 96. | 
| 5 Darum ſpricht er auch ſpöttiſch von der von dem Anarchiſten Proudhon 
aufgeſtellten Sozialpflicht, die Erfindungen allen zugänglich zu machen, E., S. 163; 
vgl. dazu E. Bernſtein, Die ſoziale Theorie des Anarchismus in der „Neuen 
Zeit“, Jahrg. 10 (1892), S. 423. | 
® Simmel, ne der eau Berlin 1917, S. 78. 
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ſöhnen, iſt allerdings mehrfach beſtritten worden. An dieſer Stelle 


ſiei nur kurz das Wichtigſte dieſer Frage berührt. Stirner unter⸗ 


ſcheidet Verein von Geſellſchaft, und er findet in dieſer letzten 
Gemeinſchaftsform das geiſtige Prinzip wieder, das er in den „fixen“ 

Ideen, die ſich zum Herrſcher der Menſchen machen, bekämpft. So 
wenig wie er die feſten Ideen gelten läßt, weil aus ihnen die Energie 
des Gedankens genommen ſei, da fie das Denken ſelbſt, als „raft- 
loſe Zurücknahme aller ſich verfeſtigender Gedanken“, ausschalten !, 
ſo wenig läßt er die feſte Geſellſchaft als höhere Macht gelten. Der 
Verein dagegen erſtarrt niemals zu etwas dauerndem, ſondern er 
macht jeweilig nach Befriedigung der verfolgten Intereſſen, vielleicht 
einer anderen Vereinigung mit neuen Zielen Platz?. Obgleich er 
die Freiheit der Einzelnen beſchränken kann, läßt. er ihren Gliedern 
doch ihre Eigenheit; denn der Einzelne geht den Verein aus Eigennutz 
ein, und er nimmt dafür allerdings Beſchränkungen hin ?. Dagegen 
dient er in der Geſellſchaft dem Allgemeinen, einem Bund und 
einer Autorität; denn die Geſellſchaft übt. moraliſchen Einfluß aus, 
iſt Herr des Geiſtes, der Glauben fordert, und darum Mörder der 
Eigenheit wie der Staat“, der feine Glorie, den Höhepunkt ſeiner 
Macht, im kommuniſtiſchen Liebesſtaat findet s. 

Die mit jeder menſchlichen Gemeinſchaft verbundenen ethiſchen 
Vorſtellungen der Liebe und Treue kehren daher auch bei Stirner 
wieder und ebenſo die natürlichen Zuſammenhänge der Familie ®; 
ſie ſind aber ihres Idealitätswertes, des Wertes als feſter Größen 
entkleidet. Es liegt daher auch ein Bewußtſeinsunterſchied vor: 
„Ich liebe die Menſchen, nicht bloß einzeln, ſondern jeden, aber ich 
liebe ſie mit dem Bewußtſein des Egoismus“ 7. Jede Liebe, an 
der auch nur der kleinſte „Flecken“ der Verpflichtung haftet, iſt un⸗ 
eigennügig nr beſeſſen. Wer ſchuldig zu fein glaubt, liebt roman⸗ 


1 E., S. 161. 

2 Dies beachtet m. E. E. Veruſtein, Die ſoziale Doktrin des Anarchismus 
(„Neue Zeit“, Bd. X, S. 427), zu wenig, in folgenden Darlegungen: Wenn 
Stirner die Ackersknechte ihrem bisherigen Herrn ankündigen läßt, daß ſie ſich 
nicht mehr unter dem Preiſe vermieten werden, ſo wird da bereits die Ein⸗ 
mütigkeit aller Ackersknechte vorausgeſetzt, nicht der Egoismus des Einzigen, 
ſondern der einer Vielheit, einer Klaſſe. Einen ähnlichen m. E. nicht zu⸗ 
treffenden Vorwurf macht K. Marx, Der heilige Max, S. 359: Im Stirner⸗ 
ſchen Verein erhalte jeder eine zweifache Anſtellung, als Menſch — im Hegel⸗ 
Feuerbachſchen Sinne — und als Einziger. Vgl. auch En gert S. 26. 

3 E., S. 360. E., S. 861. 9 5 E., S. 365. 

Grünberg, a. a. O. S. 95. E,, S. 340. 
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tiſch und religiös. Auch der Egoist kann darum ſelbſt ſein Leben 


für den anderen in die Schanze ſchlagen, jedoch nur mit dem Vor⸗ 


behalte, daß er dabei ſeine Eigenheit nicht aufgibt. Wie daher der 


Stirnerſche Egoismus einen anderen Sinn hat als der landläufige, 
brutale, ſo erkennt Stirner anderſeits den Religiöſen und Geiſtigen 


gar nicht die landläufige Selbſtloſigkeit zu. Denn jene ſchwärmen 


für den Menſchen und laſſen die Perſonen außer acht. Ihre Un⸗ 
eigennützigkeit beſteht „nur“ in einem idealen Intereſſe, vor dm 
kein Anſehen der Perſon gilt. Gerade aus dem perſönlichen Anteil 


herausfallend, gerät man in den Philanthropismus!. „Trans⸗ 
zendentaler Altruismus der Theorie verſchwiſtert ſich häufig mit 
brutalem Egoismus der Praxis“, ſagt Herbert Spencer. „Der 


— 


Idealiſt denkt von der Menſchheit ſo hoch, daß er darüber in Gefahr 


kommt, den Menſchen zu verachten“, . Schiller in hieran an⸗ 
klingendem Sinne aus. 
Mit dem Verwerfen des Staats und ſeiner zur Geſellſchaft er⸗ 


ſtarrten Formen wird alſo keineswegs jeder menſchliche Zuſammen⸗ 


hang verneint. Es wird vielmehr nur jede höhere, über dem Ein⸗ 
zelnen ſtehende Macht geleugnet, und ſomit der Begriff der Souve⸗ 
ränetät des Individuums nach allen Seiten hin ausgeſtaltet. In 
dieſer Ausgeſtaltung möchte ich mit Adler die von Stirnex auf⸗ 
geſtellten Folgerungen aus ſeinem Vereinsbegriffe am beſten zu⸗ 
ſammengefaßt anſehen ?. 

Das „Recht“ des ſouveränen Individuums it nach Stirner 
ſeine Macht, ebenſo wie der Machtſtandpunkt im Verhältnis der 
Staaten zueinander als eine Folge des Souveränetätsbegriffes an⸗ 
geſprochen werden kanns, vorausgeſetzt, daß man dieſen ſo faßt, daß 
er nicht wieder ein Rechtsbegriff ift, d. h. an andere mit dem Ans 
ſpruch auf Beachtung herantritt oder, wie Stammler“ ſich ausdrückt, 
damit mehrere unter ein verbindendes rechtliches Wollen ſtellt. — 
Der Souveränetäts⸗ und Machtſtandpunkt iſt vom Prinzip des 
Krieges aller beherrſcht, der Staaten“ wie der einzelnen bei Stirner. 


Verträge u in DIENT Atmoſphäre als Formen anzuſehen, in denen 


1 E., S. 94. 
8 Adler, Stirners anarchiſtiſche Solialtheorie, Feſtgabe für Lexis, Jena 
1907, S. 41. 
Breuer, Die Wurzel des Krieges, in Zeitſchr. f. Rechtsphiloſophie u 2, 
Leipzig 1919, S. 252. | 
Stammler, Theorie der Rechtswiſſenſchaft, Halle 1911, ©. 252. 
5 Breuer, a. a. O. 
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die Verhältniſſe des permanenten Kriegszuſtandes wechſelnd zum 
Ausdruck kommen!. Der Krieg iſt nicht die ultima ratio regis, 
die Politik in anderer Form, ſondern die Grundlage, aus der ſich 
der Vertrag als exceptio erhebt. Dieſer iſt daher nur als der 
Ausdruck tatſächlicher Willensübereinſtimmung zu bewerten. Rechts⸗ 
verträge dagegen erheben fich auf dem Boden des Rechts?, alſo — 
mit Stirner zu reden: eines höheren Dritten; Rechtsverträge würden 
die Staaten kraft der über ihnen ſtehenden höheren Macht des 
Rechtes binden. Die Einhaltung der ohne Rechtsgrundlage nur 
mit tatſächlicher Willensübereinſtimmung eingegangenen Verträge 
kann durch die Ethik geboten ſein, erzwungen werden kann ſie nur 
tatſächlich durch Macht. Dies drückt auch Stirner aus; denn nach 
ihm kann nicht einmal der eigene Wille das Individuum binden, 
da Mein Wille in dieſem Falle wieder erſtarrt, zu einem Höheren, 
zum Gebieter geworden wäre. 

Mit dem Verwerfen des Rechts und des Staats entwickelt 
hiernach Stirner die Souveränetäl des Individuums i in ganzer Folge⸗ 

richtigkeit. 


6. Kritik 


Die Kritik der Stirnerſchen Theorien hat beſonders an den 
Widerſpruch angeknüpft, daß Stirner — grundſätzlich wenigſtens — 
ſoziale Verkehrsregeln nicht verwerfe, ſie jedoch nur in begrenzter 
Weiſe anerkenne und es jedenfalls an einem Organ fehlen laſſe, 
das die Macht zu ihrer Durchführung habe. 

Was den letzten Punkt angeht, ſo können allerdings irgendwie 
kompliziertere ſoziale Vorgänge ohne eine objektive Macht ſchwer 
gedacht werden. Schon inſofern ſind die Stirnerſchen Grundſätze 
menſchlicher Differenzierung, Verfeinerung und Kultur feindlich. 

Wenn Stirner weiter bei dem Begriffe der Konventionalregeln 
als einer nur begrenzten Möglichkeit verbindenden Wollens 3 der 
menſchlichen Gemeinſchaft ſtehen bleibt, und darüber hinaus jedes 
Recht verwirft, ſo verzichtet er jedenfalls darauf, das ſubjektive 
Wollen als objektiv berechtigt hinzuſtellen! und entſchlägt ſich da⸗ 
mit jeder Rechtfertigung und Begründung durch das Denken; denn 


1 Breuer, a. a. O. 
2 Ebenda.; vgl. Hobbes, De cive I, 4, wonach es überhaupt nur im 
Staate Recht oder Unrecht gibt. 
| s Stammler, Theorie der Rechtswiſſenſchaft, Halle 1911, S. 505. 
Stammler, Wirtſchaft und Recht, Leipzig 1896, S. 379. 
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der Rechtsgedanke iſt nichts anderes als Verallgemeinerung und 
gattungsmäßiges Denken in höchſter Potenz 1. Auch in dieſer Hin⸗ 
ſicht bedeutet die Stirnerſche Lehre die Verneinung jeder Kultur. 

Wenn man vom Recht abſieht und den Kampf Stirners gegen 
die Verfeſtigung der Begriffe in Erwägung zieht, ſo kann man auch 
hier darüber ſtreiten, wieweit eine ſolche dem Menſchen heilſam iſt. 
Jede Kultur verlangt, wie jede äußere menſchliche Gemeinſchaft 
Stetigkeit und Erleichterung des Verkehrs dadurch, daß der Menſch 
in gewiſſem Umfange ſich von den gleichen Vorſtellungen dauernd 
motivieren läßt. Kein Menſch iſt ſo ſtark, ſagt Feuerbach in ſeiner 
Verteidigung gegen Stirner, daß er nicht in gewiſſen Augenblicken 
ſeines Lebens eines Helfers, einer Stütze bedürfte ?. Die Menſchen 
können gar nicht den fortwährenden Kampf der Selbſtbehauptung 
ertragen ?, weder im Leben der äußeren Gemeinſchaft, noch dem der 
Ideen, mit denen ſie vielmehr wie mit feſten und unverrückbaren 
Größen rechnen müſſen. Auch das Vorurteil iſt eine Art der Ver⸗ 
nunft, wenn auch in blinder Form. Die Wahrheit bedarf des 
Staatskleids der Autorität und der Feierlichkeit, und die ftetig neue 
Begründung und Eroberung iſt höchſtens die Sache einiger Fach⸗ 
gelehrter. 

In der pſychologiſchen Würdigung des Stirnerſchen Werkes 
wird man dem Urheber den Druck der vierziger Jahre und die je⸗ 
weilige Verknöcherung der nachhegelſchen Ideenwelt — mit einem 
witzigen Worte Senecas zu reden — ihre arroxoAoxivzworg, zugute 
halten dürfen. 

Der Marxismus ſchöpft zum guten Teil mit ſeiner Proklama⸗ 
tion des „wirklichen“ Menſchen aus der gleichen Gefühlslage wie 
Stirner, aus dem Überdruß an der „Ideologie“. Im Hinblick 

auf die geſchichtlich unvergleichlich wirkungsvollere Lehre Marx' iſt 
im Rahmen der vorliegenden Unterſuchung die Stirnerſche Lehre 
nur als das intereſſante Gegenſtück des Verhältniſſes Marx' zu 
Hegel von Bedeutung. 
Als ſolches wird ſie im folgenden weitere Berndfitigung er⸗ 
. | 


1 Vgl. Kohler, Shakeſpeare vor, dem Forum der Jurisprudenz Gerlin 
1919), S. 321. 
| 2Feuerbachs ſämtliche Werke, herausg. von Bolin ib Jodl, 
Bd. III, S. 294. 
| e ale) a. a. O. S. 83. 
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7. Der Vergleich mit Marx: Marx Geſchichtsphiloſophie. 
| Grundlinien des Vergleichs 

Ebenſo wie die Stirnerſche ſteht die Marxſche Auffaſſung vom 
Staat mit der Geſchichtsphiloſophie in engem Zuſammenhange. Die 
Marxſche Staatsauffaſſung lehnt ſich nun im weſentlichen an die 
Hegelſche an, wie in jüngerer Zeit beſonders die Plengeſchen Unter⸗ n 
ſuchungen ergeben haben. Dagegen verhält ſich die Geſchichtstheorie 
des Marxismus zu der Hegels gegenſätzlich. 

Ein intereſſantes Gegenbeiſpiel bietet Stirner. Er entlehnt zu⸗ 
nächſt die Prinzipien der Hegelſchen Geſchichtsphiloſophie!, gibt dieſe 
aber da auf, wo er ſeine Verwerfung des Staats begründet. 

Marx und Stirner in ihrem gegenſeitigen Verhältnis zu Hegel 
laſſen ſich folgendermaßen beſtimmen: Marx läßt das indivi— 
dualiſtiſche Prinzip, das der Stirnerſchen Staatsverneinung zus 
grunde liegt, in ſeiner Geſchichtsphiloſophie zur Geltung kommen. 
Stirner dagegen entwickelt in ſeiner Geſchichtsphiloſophie das 
Gattungsprinzip der Hegel⸗Marxſchen Staatsauffaſſung: Marx 
legt die Stirnerſche Figur des „wirklichen“ individualiſtiſchen Men- 
ſchen feiner materialiſtiſchen Geſchichtsauffaſſung zugrunde. Den 
Standpunkt des „wirklichen“ Menſchen — die Anſicht, daß die 
Geſchichte von unmenſchlichen, ökonomiſchen Geſetzen beherrſcht wird, 
verläßt er erſt in der Endanſicht, in dem Augenblick, wo Stirner 
den Standpunkt des wirklichen Menſchen gewinnt. 

Bei Marx ſchweigen daher die ökonomiſchen Geſetze ebenſo 
plötzlich wie bei Stirner die Prinzipien der Hegelſchen Geſchichts— 
philoſophie an der Stelle, wo er das Recht des Einzigen (des „Un⸗ 
menſchen“) begründet und den Staat verwirft. 

Die Marxſche Philoſophie weiſt daher ebenſo wie die Stirnerſche 
einen unheilbaren organiſchen Bruch in den philoſophiſchen Grund— 
lagen auf. 

| Dies wird im folgenden näher nachgewieſen. 


8. Verhältnis der Marxſchen Geſchichtsphiloſophie zu 
Hegel und Stirner: Die Hegelſche Grundlage in der 
ſpäteren Faſſung der materialiſtiſchen Geſchichtstheorie 


Bei den Verſuchen, die das Geſchichtsbild zuſammenſetzenden 
Tatſachen nach beſtimmten Kulturzweigen einzuordnen und dieſe auf 


| 1 Wie Engels und Marx Stirner mit Recht nachweiſen. dal G. Mayer, 
Friedrich Engels, Berlin 1920, S. 245. 


| 1087 Der Einzelne und der Staat bei Stirner und Marx 139 


das innerhalb ihrer und zwiſchen ihnen beſtehende Kauſalitäts⸗ 
verhältnis zu prüfen, bekämpfen ſowohl Marx wie auch Hegel den 


Begriff der ſogenannten „Wechſelwirkung“, der vielfach in naiver 
Weiſe angewandt zu werden pflegt!. Dieſer Geſichtspunkt läßt 


nämlich erſichtlich nur die Feſtſtellung von Beziehungen zwiſchen den 


einzelnen menſchlichen Lebensgebieten in zufälliger Betrachtungsart, 


außerhalb einer geſetzmäßigen Folge zu. Der methodiſch richtige 


Weg, zu einer Erklärung der Geſchichte zu gelangen, iſt demgegen⸗ 


über nach Hegel und Marx der, die gemeinſame Wurzel der ver⸗ 


ſchiedenen Lebensgebiete klarzulegen und aus ihrer Natur die Geſetze 
herzuleiten, die in dieſen zur Geltung gelangen. In allen Er⸗ 
ſcheinungen des menſchlichen Daſeins tritt nun die beſondere menſch⸗ 
liche Weſensanlage zutage. Nach ihr richten ſich auch die Be⸗ 
ziehungen der einzelnen Kulturzweige zueinander. Dieſe Grundanſicht 


der Hegelſchen Philoſophie und der mit ihr verwandten Geſchichts⸗ 
| 3 anfichten ſpricht ſich zum Beiſpiel in den Worten Hegels aus: 


„Um die urſprüngliche Dieſelbigkeit ihrer Subſtanz, 

ihres Inhaltes und Gegenſtandes willen ſind die Geſtaltungen 

in unzertrennlicher Einheit mit dem Geiſte des Staats; nur mit 

dieſer Religion kann dieſe Staatsform vorhanden ſein, ſowie 
in dieſem Staate nur dieſe Religion und Kunſt“2. 

Neben einer umfaſſenden Berückſichtigung aller Kulturzweige iſt 


es nun gewiß eine zuläſſige Methode, den e rer innerhalb 


eines jener Zweige zu betrachten und in ſeinen Auswirkungen auf 
die Geſamtkultur zu berückſichtigen; denn den allſeitigen Grund des 
Weltgeſchehens aufzudecken, wird bei deſſen ungeheurer Vielſeitigkeit 
überhaupt nicht gelingen. Die Betrachtung aller Geſchichte kann 
mehr oder weniger immer nur in einſeitiger Faſſung erfolgen. 
Wenn daher die Marxſche Theorie in ſpäterer Zeit vom Menſ chen 


in Betrachtung ſeiner wirtſchaftlichen Erſcheinungen ausgeht, jo mag 


dies (wenn man von der Unklarheit in dem Ausdruck „wirtſchaftliche 


Erſcheinungen“ abſieht), hingehen. Bedenklich aber iſt es, den ökono⸗ 
miſchen Pan enkompler nun als den menſchlichen . chlechthin 


1 Vgl. beſonders Plechan ow, Zu Hegels 60. Todestag, in der Zeit⸗ 


ſchrift „Neue Zeit“, Jahrg. 10, 1892, S. 201. Plechanow zieht beſonders die 


Stelle aus Hegel, Enzykl. 8 156 (Zuſatz) heran: „Bleibt man dabei ſtehen, 


einen gegebenen Inhalt bloß unter dem Geſichtspunkt der Wechselwirkung zu 


betrachten, ſo iſt das ein begriffloſes Verhalten“, da die beiden Seiten der 
Wechſelwirkung als Momente eines dritten höheren erkannt werden müſſen. 
z Aus Plenge, Marx und b Hegel, ©: 148, ohne au | 
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zu erklären!. Daß das Okonomiſche notwendige Exiſtenzbedingung 
iſt, hat noch nicht zur Folge, daß es der alleinige Grund der 
Geſchichtsentwicklung iſt. Seine Theorie der ökonomiſchen Trieb⸗ 
kräfte kann Marx nur in willkürlicher Pſychologie? damit begründen, 
daß er ausführt, daß hinter den Triebkräften wieder Triebkräfte 
ſtehen, die letzten Endes nur auf das Intereſſe an der Produktion 
und Reproduktion des unmittelbaren Lebens zurückgehen. 

Vollends widerſpruchsvoll erſcheint die weitere Anſicht, daß die 
Wandlungen des Wirtſchaftslebens in der Form eines blind mecha— 
niſchen Prozeſſes erfolgen. Hiergegen iſt zu berückſichtigen, daß der 
Fortſchritt der Okonomie, wie überhaupt die Spannungen und Neu⸗ 
geburten der Geſchichte immer nur aus der beſonderen Lebenskraft 
des Menſchen erklärt werden können, in der ſie zum Durchbruch 
gelangen, alſo aus ſeiner ſchöpferiſchen Natur. Warum ließen ſich 
die Menſchen nicht in alle Ewigkeit an Naturalwirtſchaft und Vaſallen⸗ 
tum und den mit ihnen verbundenen Lebensbedingungen genügen? ? 
Schon der Vorgang tätigen Fortſchreitens kann nicht blind mechaniſch 
ſein. Auch die Möglichkeit des Prozeſſes der ökonomiſchen Formen 
verlangt daher „die Selbſtbewegung der Idee“ und die Entwicklung 
des Menſchen aus ſeiner geiſtigen Natur“. 

Mit dieſer letzten Grundanſicht ſteht im Einklang, wenn der 
geſchichtliche Materialismus die Formen der Hegelſchen Dialektik in 


den ökonomiſchen Prozeß übernimmt; denn die Dialektik iſt ohne 


ein Vernunftpyenzip in den Dingen undenkbar. Auf ihr beruht auch 
in der Lehre Marx' dasjenige, was L. Stein Marx' Konzeſſionen 
an die immanente Teleologie nennt“. Allerdings wird der dialektiſche 
Vorgang von Marx vielfach in dunkler Weiſe als eine Naturfolge”? 
auf außerlogiſchem Gebiet gekennzeichnet oder ſie erſcheint als em⸗ 
piriſche hiſtoriſche Notwendigkeit. | | Ä 


1 Simmel. Die Probleme der Geſchichtsphiloſophie J, Leipzig 1915, 
S. 153; Bückling, Die Elemente der Hegelſchen Geſchichts⸗ und Rechtsphilo⸗ 
ſophie im Marxismus, Schmollers Jahrbuch, Bd. 43 (1919), S. 996. 

2 Simmel, Geſchichtsphiloſophie, S. 150. 

3 Ebenda S. 157. 4 Ebenda S. 158. 

5 Den gleichen Gedanken drückt neuerdings Kinkel im Archiv f. Rechts⸗ 
und Wirtſchaftsphiloſophie Bd. 12, 1919, S. 331 recht glücklich folgendermaßen 
aus: Marx ſteht auf dem Standpunkt, daß die Dinge ſelbſt, d. h. die ökonomiſchen 
Verhältniſſe, die vernünftige Bewegung der Weltgeſchichte erzeugen. Dann aber 
liegt die Vernunft in den Dingen, und die angebliche Umkehrung Hegels iſt nur 
eine terminologiſche Frage. 

6 Stein, Soz. Frage, S. 379. u 1 

7 Vgl. Stam mler, Theorie der Rechtswiſſenſchaft, S. 787. 
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Die Grundanſicht kommt aber wieder zutage, wenn Marx als 
vorläufig letztes Entwicklungsziel einen Zuſtand annimmt, in dem der 
Menſch ſich in der Erkenntnis ſeines Weſens von der Herrſchaft 
der unmenſchlichen ökonomiſchen Geſetze befreit. Mit der Annahme 


einer erreichbaren höchſten Vernunftſtufe muß aber die voran⸗ 


gehende Entwicklung gleichfalls geiſtesgeſchichtlich aufgefaßt werden. 


Hierin tritt der Bruch mit der materialiſtiſchen Theorie völlig 


zutage, und ſo erklärt ſich auch die Gleichheit oder die Annäherung 
der Marxſchen an die Hegelſche Auffaſſung vom Staat. Denn der 
Hegelſche Staat bedeutet die Geburt der Vernunft auf dem Gebiete 
der äußeren Einrichtungen des Gemeinſchaftslebens, der objektiven 
Inſtitutionen !. 

Die hier nachgewieſenen uf ammenhänge werden völlig beſtätigt, 
wenn wir die materialiſtiſche Theorie in ihrem Werden verfolgen. 
Hier können wir die Antitheſe des „wirklichen“, egoiſtiſchen und 
individualiſtiſch beherrſchten Menſchen und des Menſchen der ver⸗ 
wirklichten Staatsphiloſophie deutlich verfolgen. 


9. Die Hegelſche Grundlage in den Marxſchen 
Jugendſchriften 
Bevor nämlich Marx jenes widerſpruchsvolle Gebilde, das wir 
materialiſtiſche Geſchichtsanſicht nennen, in ſeiner endgültigen Faſſung 
feſtgelegt hatte, mußte er eine in mancher Hinſicht bemerkenswerte 


Entwicklung durchmachen, in der er ſich mit der Hegelſchen Philo- 


ſophie auseinanderſetzte. In dieſem Stadium hat Marx auch die 
Stirnerſche Problemſtellung weſentlich beeinflußt. 

Es kommen hier die Marxſchen Aufſätze über die „Hegelſche 
Rechtsphiloſophie“ und die „Judenfrage“ in der „Rheiniſchen Zeitung“ 


und „Die heilige Familie“ in Frage ?. 


Die ſelbſtverſtändliche Grundvorausſetzung nun, von der Marx 
in dieſen Arbeiten ausgeht, iſt die Annahme einer ſelbſttätigen und 
entwicklungsfähigen Bewußtſeinsanlage des Menſchen s. Aus ihr 
erwachſen in mannigfacher Projektion die Tatſachenreihen menſch⸗ 
licher Geſchichte, als geſellſchaftliche, religiöſe und Tatſachen des 


1 Ahnlich Plenge, Marx und Hegel, ©. 79, 80, 139. Vgl. auch Schu⸗ 


macher, Gegenwartsfragen des Sozialismus, in dieſem Jahrbuch Bd. 44 


(1920), S. 18. 


Die beiden erſten nach dem I. Bande, der letzte im zweiten Bande der 


Ausgabe von Mehring, Aus dem literariſchen Nachlaß von Marx, Engels 
und Laſſalle, Stuttgart 1913, aufgeführt. ö 
3 Plenge, Marx und Hegel, S. 138, 85, 146. 
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politiſchen Bewußtseins. Dabei taucht bei Marx das neuartige 
Problem auf, wie ſich die „Ideologie“ zu den übrigen Zuſtänden 
der „Wirklichkeit“ verhält. Marx faßt das Verhältnis von Wirk— 
lichkeit (Staat, Sozietät) und Gedanken zunächſt aber noch wie das 
der Glieder einer „durchkonſtruierten Maſchine“! auf. Auch in der 
Praxis muß „die Menſchheit die Wahrheit, d. h. die Wirklichkeit 
und Macht, die Diesſeitigkeit ihres Denkens beweiſen“?. Gedanke 
und Wirklichkeit ſind unlösbar verbunden. „Es genügt nicht, daß 
der Gedanke zur Verwirklichung drängt; die Wirklichkeit muß ſich 
auch zum Gedanken drängen ?.” 

In dieſer Art faßt Marx das Verhältnis von „Wirklichkeit“ 
und Gedanken auch in ſeinen Ausführungen über die „Judenfrage“ 
auf. Auch hier geht er davon aus, daß der religiöſe Geiſt fih in: - 
Parallele mit den „wirklichen“ geſellſchaftlichen Zuſtänden ent- 
wickelt. Beide erwachſen aus dem einzigen Urgrunde des menſch— 
lichen Geiſtes. Marx führt aus, daß ſich der demokratiſche Staat 
in idealer Form in der Religion widerſpiegelt. Dieſe will er als 
ſolche ſcharf von jener „weltlichen Form“ des Geiſtes, die ſich im 
Staatsleben offenbart, getrennt wiſſen. Denn ſchon ihrem Begriffe 
nach iſt die Religion die Ideologie des Staates oder, wie er an 
anderer Stelle ſich ausdrückt, die Logik der Welt „in populärer 
Form, ihr ſpiritualiſtiſcher point d'honneur, ihr Enthuſiasmus, 
ihre moraliſche Sanktion, ihre feierliche Ergänzung, ihr allgemeiner 
Troſt⸗ und Rechtfertigungsgrund““. Schon dieſem Begriffe nach, 
fährt Marx an obiger Stelle fort, kann der religiöſe Geiſt auch 
gar nicht wirklich verweltlicht werden; denn was iſt er ſelbſt anderes 
als die „unweltliche Form“ einer Entwicklungsſtufe des menſch⸗ 
lichen Geiſtes. Der religiöſe Geiſt kann nur verwirklicht werden, 
inſofern die Entwicklungsſtufe des menſchlichen Geiſtes, deren 
religiöſer Ausdruck er iſt, in ihrer weltlichen Form heraustritt 
und ſich konſtituiert. Dies geſchieht im demokratiſchen Staat. Nicht 
das Chriſtentum, ſondern der menſchliche Grund des Chriſtentums 
(die beſondere Entwicklungsſtufe des menſchlichen Geiſtes) iſt der 
Grund dieſes Staats. Die Religion bleibt das ideale, unweltliche 


1 Plenge, Marx und Hegel, ©. 142. 

2 Bei Plenge, Marx und Hegel, S. 91, ohne Beleg; nach Hegel iſt das 
Ideal und die Idee der wahre Sinn des Wirklichen; anderſeits iſt die Wirklich⸗ 
keit auch die Enthüllung und Bewährung des Ideals. Belege im einzelnen vgl. 
Kronenberg, Geſchichte des Idealismus, II, München 1912, S. 687. 

s Mehring J, S. 393. Ebenda S. 384. 
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Bewußtſein ſeiner Glieder, weil ſie die ideale Form der menſchlichen 
Entwicklungsſtufe iſt, die in ihm durchgeführt wird“ !. 

Religion als „unweltliche“, Staat und Geſellſchaft als weltliche 
Wirklichkeitsform find hiernach die Komponenten derſ elben Ent⸗ 
wicklungsſtufe des menſchlichen Geiſtes. 

Der Gedanke der Einheitlichkeit des Entwicklungszuges aus 
ſeiner Grundlage heraus tritt aber auch darin hervor, daß Marx 
in Hegelſcher Art in der Geſchichte eine Entwicklung „im Bewußt⸗ 
ſein der Freiheit“ erblickt und ſomit alle Vorſtufen der Vollendung 
der Entwicklung geiſtesgeſchichtlich auffaßt. 

Das Prinzip der Unfreiheit ſieht er verkörpert in der bürger⸗ 
lichen Geſellſchaft, die er als die „Geſellſchaft des egoiſtiſchen, vom 
Menſchen und Gemeinweſen getrennten Menſchen“ auffaßt?. Zur 
vollen Auswirkung gelangt dies Prinzip in der franzöſiſchen Revo⸗ 
lution. Dieſe faßt er als die politiſche Emanzipation der bürger⸗ 
lichen Geſellſchaft auf, in der ſich das Individuum zur Unbeherrſcht⸗ 
heit ſeiner eigennützigen Inſtinkte befreit®. Dadurch aber gerät es 
mit ſeiner menſchlichen Natur in Widerſtreit. Der gleiche Gegen⸗ 
ſatz tritt auf religiöſem Gebiete hervor“, da die Religion nur eine 
der vielen Komponenten einer einheitlichen Kulturſtufe iſt. Der 
religiöſe Widerſtreit mit den Anforderungen des Staatsbürgertums 
— mit der „politiſchen Löwenhaut“, pie Marx jagt? — iſt nur 
ein Teil des allgemeinen „weltlichen Widerſpruchs zwiſchen dem 
politiſchen Staat und der bürgerlichen Geſellſchaft“ '. Denn dieſe 
ſetzt ſich aus den „materiellen“ Elementen, „wie dem Privateigen⸗ 
tum“, oder aus den „geiſtigen“, „wie Bildung, Religion“, zuſammen“. 
In dieſem Widerſtreits ſieht Marx den Zug zur geiftigen Frei⸗ 


1 Mehring J, ©. 440. 2 Ebenda S. 417. 

2 Ahnlich ſpricht F. Laſſalle, Reden und Schriften, herausg. von 
Bernſtein, Berlin 1893, Bd. II, S. 29 ff. aus, daß die franzöſiſche Revolution nur 
den dritten Stand, die Bourgeoiſie, zur Herrſchaft brachte. S. 44 ſagt er: „Die 
ſittliche Idee der Bourgeoiſie iſt dieſe, daß ausſchließend nichts anderes als die 
ungehinderte Selbſtbetätigung ſeiner Kräfte jedem einzelnen zu garantieren ſei.“ 

4 Mehring J, S. 408. 5 Ebenda. 

6 Ebenda ©. 415. 8 7 Ebenda S. 409. 

8 Den er mit großer perſönlicher Leidenſchaft, zum Beiſpiel in dem monu⸗ 
mentalen Satz herausarbeitet: „Darum muß man jede Sphäre der deutſchen 
Geſellſchaft als partie hontense der deutſchen Geſellſchaft ſchildern; man muß 
dieſe verſteinerten Verhältniſſe dadurch zum Tanzen zwingen, daß man ihnen ihre 
eigene Melodie vorſingt“ (Mehring !, S. 387). — Vgl. hiermit F. Laſſalle, 
Die Philoſophie Fichtes, in Reden und Schriften, herausg. von E. Bernſtein, 
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\ 
heit mit 8 Unfreiheit ringen, ſieht er aus den unmenſchlichen 
wirtſchaftlichen Geſetzen der bürgerlichen Geſellſchaft die Entwicklungs⸗ 


keime neuer Geſetze hervorgehen, in denen die Geſellſchaft die An⸗ 


forderungen des ſtaatsbürgerlichen Ideals verwirklichen wird. 
Der richtig organiſierte Staat hat daher für Marx die Be⸗ 
deutung der Vollendung der Vernunft !. 


Dem Staat gegenüber ſtellt der Geiſt der bürgerlichen Geſell⸗ 


ſchaft die Sphäre des Egoismus dar?. Er iſt eine „völlige Un⸗ 
wirklichkeit des Menſchen“, eine völlige „Wirklichkeit des Unmenſchen“s. 
Dieſer Geiſt verkörpert ſich einmal in der beſitzenden Klaſſe, die in 
ihrer Macht nur den Schein einer menſchlichen Exiſtenz hat!; 
dann aber auch im Proletariat. In ihm ſind „alle Lebensbedingungen 
der heutigen Geſellſchaft in ihrer unmenſchlichen Spitze zuſammen⸗ 
gefaßt“; in ihm hat ſich der Menſch verloren, „aber zugleich nicht 
nur das theoretiſche Bewußtſein dieſes Verluſtes gewonnen, vielmehr 
iſt er auch unmittelbar durch die Not zur Empörung gegen dieſe 
Unmenſchlichkeit gezwungen“. Die Not und das Bewußtſein 
ſeines geiſtigen und phyſiſchen Elends treibt das Proletariat zur 


Befreiung von den unmenſchlichen Lebensbedingungen der heutigen 


Geſellſchafts?. Der im Schacher der Juden verkörperte Egoismus 
wird durch den Gattungsgedanken überwunden. Das egoiſtiche 


Individuum wird durch den Staatsbürger abgelöſt. „Erſt wenn 


der wirkliche, individuelle Menſch den abſtrakten Staatsbürger 
in ſich zurücknimmt und als individueller Menſch in ſeinem empiriſchen 
Leben Gattungsweſen geworden iſt, erſt wenn der Menſch ſeine 
forces propres als geſellſchaftliche Kräfte erkannt und organiſiert 
hats und daher die geſellſchaftliche Kraft nicht mehr in der Form 
der politiſchen Kraft von ſich trennt, erſt dann iſt die menſchliche 
Emanzipation vollbracht.“ ? 

a dem Boden höchſter Geſenſcafterkenwtnie e ſich 


Bd. I, Berlin 1892, S. 219: „Es exiſtiert eine Wirkliche, die, ſtatt Gegenwart 


im philoſophiſchen Sinne zu ſein, nach allen Seiten hin das verſteinerte Produkt | 


vergangener Jahrhunderte bildet.“ 


1 Mehring I, S. 409. 2 Ebenda. 
8 Ebenda III, S. 139. 4 Ebenda II, ©. 137. 
s Ebenda II, S. 132, 137. 6 Ebenda I, S. 431. 


7 Ebenda I, ©. 424. 
8 D. h. wenn in Verwirklichung der ſtaatsbürgerlichen Idee die Berföhnung 
der forces propres mit der geſellſchaftlichen vollzogen wird. 
9 Mehring II, S. 424. 
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der Grundtrieb zur Freiheit durch die wahrhaft nenſchlihe Emanzi⸗ 


pation i. | 
Der Ablauf der Bewußtſ einsentwicklung ſtellt ſich dar in der 
ſozialen Selbſterkenntnis und praktiſchen Ausgeſtaltung 2. Die Grund⸗ 
vorausſetzung der Marxſchen Betrachtungen — die entwicklungs⸗ 
fähige Bewußtſeinsanlage des Menſchen“ — tritt auch 
in dem „Reflektieren“ des Unmenſchen zum Menſchen, in dem 
Gedanken der Entwicklung des Menſchen zur vollen 
e . Vernunft, klar zutage. N 


10. Das allmähliche Herausarbeiten der a | 


Theorie | 
In dieſe Gedankenbildungen auf dem Boden Hegelſcher Philo⸗ 


ſophie ſind aber die Bruchſtücke einer ganz andersartigen Anſchauungs⸗ 


welt hineingebaut. 
Es handelt ſich dabei um das Problem des Verhältniſſes der 
„Elemente“ der bürgerlichen Egoiſtengeſellſchaft zueinander oder 


beſſer: der Elemente, die die Situation“ oder das Seins der bürger⸗ 


lichen Menſchen ausmachen. Marx ſcheint nämlich das Verhältnis. 
von Wirklichkeit und Gedanken nicht mehr unter dem Geſichtspunkt 
gegenſeitiger Beeinfluſſung aus der Grundlage der vernünftigen 


menſchlichen Naturanlage zu betrachten, indem die Wirklichkeit ſich 


zum Gedanken und der Gedanke zur Wirklichkeit drängt, fondern 
die Wirklichkeit erſcheint als die einzige Grundlage der „Ideologie“. 


Angedeutet iſt dies bereits in der Kritik der Hegelſchen Rechts⸗ 


philoſophie. Die Ideologie, das deutſche Staatswiſſen, iſt hier nach 
Marx den deutſchen Zuſtänden weit vorausgeeilt. Allerdings faßt 


Marx dies zunächſt noch als eine Parallelerſcheinung zu der 
geſamten tatſächlichen Situation, wie fie ſich im modernen Staat 
ergibt, auf: Denn das abſtrackte, überſchwengliche (ſich über die 
wirklichen Zuſtände erhebende) Denken des modernen Staates war 
„nur möglich, weil und inſofern der moderne Staat ſelbſt vom wirk⸗ 


lichen! Menſchen abſteht oder den ganzen Menſchen auf eine nur 


4 Plenge, Marx und Hegel, S. 89. | 
2 Ebenda ©. 146. | 8 Ebenda S. 188. 


4 Siehe oben und Mehring, II, S. 132 („Bebenzfituation®). 
5 Ebenda II, ©. 133. 8 Ebenda I, S. 398. 


1 Der Begriff wirklicher Menſch iſt, wie bereits Plenge, S. 76, erkennt, 
bei Marx ſehr unklar und vermag immer nur im e Zuſammenhang 
richtig ausgelegt zu werden. 
Schmollers Jahrbuch XLIV 4. a 10 
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imaginäre Weiſe befriedigt“ 1. Das Staatsbewußtſein erſcheint fo 
als „ideelle Ergänzung“ ?. Dieſe iſt aber ſelbſt im Grunde 
nichts anderes als Wirklichkeit, wie Marx durch folgende 
weitere Überlegung erweiſt: Er wirft die Frage auf, wie es über⸗ 
haupt möglich iſt, daß ſich das „überſchwengliche Denken des 
modernen Staats“, daß ſich eine ſo weit vorgeſchrittene Theorie 
überhaupt verwirklichen kann, wo ihr gegenüber die „tatlächlichen” 
Zuſtände noch nicht auf der Höhe der europäiſchen Wirklichkeit 
ſtehen? Denn eine Revolution kann immer nur die Revolution „wirk⸗ 
licher Bedürfniſſe“ ſein, da Revolutionen eines „paſſiven Elementes, 
einer materiellen Unterlage“ bedürfen. Die Erklärung, die Marx 
auf jene Erwägung hin gibt, iſt folgende: Deutſchland hat in der 


Theorie die Leiden der europäiſchen Menſchheit! miterlebt?. Darum 


wird die Theorie auch die Maſſen des Proletariats ergreifen. 
„Auch die Theorie wird zur materiellen Gewalt, ſobald ſie die 
Maſſen ergreift“ . Nur weil fie zur materiellen Gewalt wird, 
wird die Theorie Deutſchland eines Morgens auf das Niveau des 
enropäiſchen Verfalls führen“, wird alle Verhältniſſe umwerfen, in 
denen der Menſch ein erniedrigtes geknechtetes Weſen iſt'. Das 
Proletariat wird die Philoſophie verwirklichen®. Nur weil in 
jenem Falle die Theorie wirklicher Zuſtand iſt (materielle Gewalt, 
Bedürfnisfrage) gehört ſie zu den eigentlich bewegenden Kräften, die 
die philoſophiſche Verwirklichung des Menſchen mit ſich führen. 
Die materialiſtiſche Anſicht tritt unvermittelt noch in einer 
weiteren Anſicht zutage: In der „Judenfrage“ wird die politiſche 
Emanzipation (franzöſiſche Revolution) als aus der bürgerlichen 
Welt hervorgehend bezeichnet. „Sie verhält ſich zur bürgerlichen 
Welt, zur Welt der Bedürfniſſe, der Arbeit, der Privatintereſſen, 
des Privatrechts als zur Grundlage ihres Beſtehens, als zu einer 
nicht weiter begründeten Vorausſetzung, daher zu ihrer Natur- 
bas is“ 10. Die, * Welt, die e wird alſo als die 


1 Mehring !˖, S. 391. | 2 Ebenda S. 390. 

s Mehring I, S. 389; vgl. F. Lafſalle, Die Philoſophie Fichtes (1862), 
Reden und Schriften, Bd. I, S. 436, der ähnlich ſagt, „daß die Franzoſen das 
Volk des praktiſchen Idealismus, die deutſchen das Volk des chene Idea⸗ 
lismus find.“ 


| Mehring I, S. 393. 5 s Ebenda S. 3923 Blenas, ©. 86. 
Mehring L ©. 3993. Ebenda ©. 392. 


8 Ebenda S. 392. Ebenda S. 398. 
10 Ebenda I, S. 423. | 
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unabhängige Variable aufgefaßt. Zugleich wird ſie rein auf die 
Welt der Bedürfniſſe zugeſchnitten. „Das praktiſche Bedürfnis, 
der Egoismus, iſt das Prinzip der bürgerlichen Geſellſchaft und 
tritt rein als ſolcher hervor, ſobald die bürgerliche Geſellſchaft den 
politiſchen Staat (das iſt den demokratiſchen Staat) vollſtändig aus 
ſich heraus geboren hat!“. „ 

Endlich wird die geſchichtliche Bewegung lediglich gar als Be⸗ 
wegung des Privateigentums angeſehen, als Bewegung wirtſchaft⸗ 
licher Kräfte. „Das Privateigentum treibt ſich ſelbſt in ſeiner 
nationalökonomiſchen Bewegung zu ſeiner Auflöſung fort, aber nur 
durch eine von ihm unabhängige, bewußtloſe, wider ſeinen Willen 
ſtattfindende, durch die Natur der Sache bedingte Entwicklung, nur 
indem es das Proletariat als Proletariat erzeugt, das ſeines 
geiſtigen und phyſiſchen Elends bewußte Elend? “. An dieſer 
Stelle tritt die ökonomiſche Theorie zum erſten Male 
in reiner Ausbildung zutage. Die nationalökonomiſchen 
Kräfte wirken unabhängig aus ſich, aus der Natur der Sache und 
blind mechaniſch. Es handelt ſich um einen transzendenten Wirt⸗ 
ſchaftsprozeß, wie ihn der Hegelſche Vernunftprozeß darſtellt, nur 

daß nicht ganz klar iſt, wo der geiſtig⸗ſchöpferiſche, treibende Be⸗ 
ſtandteil ſteckt wenn nicht in der „Natur der Sache“ oder in der 
„Zeit“ oder in der „Tatſache des Überlebtſeins“ oder auch wieder 
in einer geheimnisvollen „Selbſtbewegung der Idee“. 

Denn das darf nicht vergeſſen werden, daß die Hegelſche 
Grundlage nur auf dem Wege einer ganz außerordentlichen Selbſt⸗ 
täufhung, ausgeſchaltet iſt. Über den Gang der Marxſchen Dar⸗ 
legungen wird in dieſer Hinſicht folgendes ausgeſagt werden können: 
Marx zerlegt die Entwicklung des Vernunftprozeſſes in Weiter⸗ 
bildung Hegels zunächſt in die zwei Reihen der „Situation“ der 
Wirklichkeit und des Bewußtſeins; dann aber verdrängt die „tat⸗ 
ſächliche Situation“ (Wirklichkeit) als „weltliche Form“ oder als 
Welt der Bedürfniſſe oder der ökonomiſchen Geſetze beides — ein⸗ 

mal die geiſtesgeſchichtliche Grundlage, die bei Hegel letzten Endes 
eine Offenbarung des Aoyog iſt, der ſich in feiner höchſten Spitze 
in der menſchlichen Gattung entfaltet. Dieſer Sinn wird vernach⸗ 
läſſigt, und es wird dem Idealismus in vager Art unterſtellt, er 
mache zum Ausgang die „Theorie“ oder das, was die Menſchen 


Mehring I, Sl 428. 2 Ebenda II, S. 132. 
Simmel, Geſchichtsphiloſophie, S. 158. | 
| | ' 10 * 
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„ſagten, dachten und ſich einbilbeten“ 1. Das Bewußtſein in dieſem 
Sinne ſodann wird als „materielle Gewalt“ umgedeutet, ſo daß 
am Ende dieſes ſonderbaren Prozeſſes allerdings alle ſozialen 
| Phanomen entgeiftigt erſcheinen. u | 


Ä 1. Die materialiſtiſche Theorie in ihren Beziehungen 
ö zum Stirnerſchen Einzigen 

| So ſehr in dieſer ganzen Entwicklung der materialiſtiſchen 
Theorie das Vorbild franzöſiſcher Soziologen wirkſam geweſen ſein 
mag, ſo wenig wird man verkennen dürfen, daß der Gedanke der 

wirtſchaftlichen Geſetze an den Begriff des „wirklichen“ Menſchen, 

wie er in der Problemlage der deutſchen Philoſophie begründet er⸗ 
ſcheint, und beſonders auch bei Stirner zutage tritt, anknüpft. 

Es iſt überraſchend, wie bis in die Einzelheiten die Antitheſe 

des wirklichen Menſchen und des Gattungsmenſchen in Marxſcher 

Faſſung den Ausführungen Stirners gleicht. 

5 Wir vergegenwärtigen uns an dieſer Stelle in überſicht⸗ 
licher Form, daß Marx das Verhältnis näher als das der 
bürgerlichen Geſellſchaft, die vom Prinzip des Krieges aller gegen 

alle beherrſcht wird?, zur organiſierten Geſellſchaft auffaßt; 

des Menſchen als Egoiſten zum ſozialen Menſchens; des indivi⸗ 


= duellen“, wirklichen Menjchen? in feiner zufälligen Eriftenz® zum 


5 Menſchen als Gattungsweſen“, des egoiſtiſchen Menſchens zum 


1 Mayer, Engels, S. 246. 

2 Mehring II, S. 409: Die Religion it zum Geiſte der bürgerlichen Ge⸗ 
fellſchaft e der Sphäre des Egoismus, des bellum omnium contra 

omnes. V Vgl. S. 149, Anm. 4. 

. 4 Vgl. S. 149, Anm. 4 und Mehring J, S. 422: Die politiſche Revolution 

zerſchlug die bürgerliche Geſelſchaft in ihre einfachen Beſtandteile, einerſeits in 
die Individuen uff. 

„ Mehring I, S. 422: Die feudale Geſellſchaft war aufgelöſt in ihren 

Grund, in den Menſchen, aber in den Menſchen, wie er wirklich ihr Grund 

war, in den egoiſtiſchen Menſchen, das Mitglied der bürgerlichen Geſellſchaft; 

vgl. S. 149, Anm. 5. | 

e Bgl. S. 149, Anm. 4. 1 Vgl. S. 149, Anm. 5. 

| s Mehring I, S. 422: Die Abſchüttelung des politiſchen Jochs (in der 
franzöfiſchen Revolution war zugleich die Abſchüttelung der Bande, die den 

egoiſtiſchen Geiſt der bürgerlichen Geſellſchaft gefeſſelt halten. — Ebenda: 

Der Menſch als Mitglied der bürgerlichen Geſellſchaft iſt die Anerkennung der 

zügelloſen Bewegung der geiſtigen und materiellen Elemente, die den Lebens⸗ 

inhalt des bürgerlichen Menſchen bilden. — Vgl. mit dieſen Stellen zum Beiſpiel 

Stirner, E., S. 118: „Wir ſcheiden genau den Staat von der bürgerlichen 


* 


Hegel, S. 76 ff. erkannt hat, nicht folgerichtig 
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moralischen !, des Unmenſchen zum wahren Menſchen, der menſch⸗ 
lichen Monade? zur menſchlichen Gattung, des Menſchen als ſouve⸗ 


raänen Weſens“ zum geſetzlichen Menſchen, des Egoiſten zum Staats⸗ 
bürger“, des wirklichen Menſchen“ zum abſtrahierten und künſtlichen “. 


Geſellſchaft, in welchen der Egoismus fein Weſen treibt .. Darum weihet euch 


ganz dem wahren Menſchen, der Nation oder dem Staate. Der Staat wird 
euch die Menſchenrechte geben, der Menſch gibt euch ſeine Rechte! So lautet 
die Rede des Bürgertums.“ Oder a. a. Q. S. 147: Das Bürgertum hat, weil 
es den Menſchen nur ſeiner Geburt nach für frei ausgab, ihn im übrigen in den 
Klauen des Unmenſchen (Egoiſten) laſſen müſſen, daher hat der Egoismus unter 
dem Regiment des politiſchen Liberalismus ein ungeheures Feld freier Benutzung. 
1 Mehring I, S. 433: Der Menſch als Mitglied der bürgerlichen Geſell⸗ 
ſchaft gilt für den eigentlichen Menſchen, weil er der Menſch in ſeiner ſinn⸗ 
lichen, individuellen nächſten Exiſtenz iſt, während der politiſche Menſch 
nur der abſtrahierte, künſtliche Menſch iſt, als moraliſche Perſon. 
2 Vgl. Anm. 5. BR 
3 Mehring J. ©. 418: Es handelt ſich um die Freihett des Menſchen, 
( in den n —) als iſolierter, auf fh zurückgezogener 


Monaden. 
4 Mehring 1, S. 414: Die politiſche Demokratie, indem in ihr der Menſch, 


j nicht nur ein Menſch, ſondern, jeder Menſch als ſouveränes, als höchſtes 
Weſen gilt, aber der Menſch in ſeiner unſozialen, unkultivierten Erscheinung, der 
Menſch in ſeiner zufälligen Exiſtenz, der Menſch, wie er geht und ſteht, der 


Menſch, wie er durch die ganze Organiſation unſerer Geſellſchaft verdorben, ſich 
ſelbſt verloren, veräußert, unter die Herrſchaft unmenſchlicher Verhältniſſe und 
Elemente gegeben iſt, mit einem Worte, der Menſch, der noch kein wahres 
Gattungsweſen iſt, das Phantaſiegebild, der Traum, das Poſtulat des Chriſten⸗ 
tums, die Souveränetät des Menſchen, aber als eines fremden, von dem 
wirklichen Menſchen unterſchiedenen Weſens, iſt im demokratiſchen Staat ſtunliche | 
Wirklichkeit, Gegenwart, weltliche Maxime. 

5 Mehring I, S. 393: Der Menſch in feiner Wirklichkeit, in der bürger- 
lichen Geſellſchaft, iſt ein profanes Weſen, hier, wo er als wirkliches Individuum 


ſich ſelbſt und anderen gilt, iſt er eine unwahre Erſcheinung. In dem Staat 


dagegen, wo der Menſch als Gattungsweſen gilt, iſt er das imaginäre Glied 
einer eingebildeten Souveränetät, iſt er ſeines wirklichen individuellen Lebens 
beraubt und mit einer unwirklichen Allgemeinheit: erfüllt. — Mehring I. 
S. 417: Die Menſchenrechte ſind die Rechte des Mitglieds der bürgerlichen Ge⸗ 
ſellſchaft, d. h. des egoiſtiſchen Menſchen, des vom Menſchen und vom Gemein⸗ 
weſen getrennten Menſchen. — Mehring I, S. 393: Der Zwieſpalt zwiſchen 
den Forderungen des deutschen Gedankens und den Antworten der Wirklichkeit 
iſt der Zwieſpalt der bürgerlichen Geſelſchaft mit dem Staat. ' 

Mehring 1. S. 414: Der Menſch in feiner unſozialen Erſcheinung in 
der bürgerlichen Geſellſchaft iſt ein von dem wirklichen Menſchen verſchiedenes 


Weſen. — Die hier gegebene Beſtimmung des wirklichen Menſchen im Vergleich 


zum wirklichen Menſchen als Einzelweſen ift, wie bereits Plen ge, Marx und 


221 


7 Vgl. Anm. 1. 
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| Offenbar iſt 1 die Problemſtellung Stirners in weſent⸗ 
lichen Punkten von den Marxſchen Gedankengängen beeinflußt. 
worden !. Aber auch Marx wurde nachhaltig durch die nähere Aus⸗ 
führung des Gegenſatzes bei Stirner angeregt, und er verſuchte das 
Prinzip des wirklichen Einzelnen mit ſeinen inzwiſchen zur Geſtalt 
drängenden Gedanken über die wirtſchaftliche Grundlage aller Ent: 
wicklung zu verſchmelzen. Einen bedeutſamen Fingerzeig gibt in 
dieſer Hinſicht der Brief Marx' an Engels vom 19. November 
18442, deſſen Ausführungen über Stirner darin gipfeln: „Wir 
müſſen vom Ich, vom empiriſchen leibhaftigen Ich ausgehen, uns 
von da aus zu den Menſchen zu erheben.“ „Kurz wir müſſen 
vom Empirismus und Materialismus ausgehen.“ 

Die Idee des „wirklichen“ Menſchen wird daher mit dem der 
franzöſiſchen Philoſophie entnommenen Prinzip der ökonomiſchen 


Geeſetze als der Grundlage alles Geſchehens verſchmolzen. 


Der „wirkliche“ Menſch der unmenſchlichen ökonomiſchen Ge— 
ſetze wird mit der bürgerlichen Klaſſengeſellſchaft gleichgeſetzt, und 
es wird als die Überwindung der bürgerlichen Geſchichtsepoche die 
Verwirklichung der menſchlichen Emanzipation?, als die Verwirk⸗ 
lichung der geiſtigen Freiheit durch die Herrſchaft des Proletariats 
gefordert. 

Die Antitheſe Marx' und Stirners in urſprünglicher Faſſung 
wird man hiernach als gleiche anſehen dürfen, nur beſteht eine um⸗ 
gekehrte geſchichtliche Folge. Marx überwindet den Einzigen durch 
den im Staat vergeſellſchafteten Menſchen, wie Stirner dieſen 
Durch jenen. | 


12, Marx Stellung zum Staat: Seine Anlehnung an 
Hegel, beſonders im Gegenſatze zu Stirner 


Br Als Ende der Geſchichte erſcheint bei Stirner die Vernichtung 
des Staats, bei Marx aber der organiſierte Staat. 


1 Vgl. Stirner, E., S. 205. An dieſer Stelle ſchreibt er unter Be⸗ 
rufung auf Marx: „Um mich ganz mit dem Menſchen zu identifizieren, hat man 
die Forderung erfunden, ich müſſe ein wirkliches Gattungsweſen werden.“ 

2 Mayer, Engels, S. 210, ohne nähere Quellenangabe. 

Dieſer Vorgang kann auch als ein ſolcher bezeichnet werden, durch den 
das Programm einer neuen geſellſchaftlichen Organiſation (Plenge, S. 76) als 
einer menſchlichen vollendet wird, wobei, wie Marx ſich überdialektiſch ausdrückt 
(Mehring I, S. 424), der Menſch „die e Kraft nicht mehr in der 
Form der politigen Kraft von ſich trennt“. 
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Im Vergleich mit Stirner erſcheint daher der Ausgang der 


Marxſchen Geſchichtsphiloſophie dem Hegelſchen Staatsbegriff be⸗ 


ſonders nahegerückt, da dieſer, wie Plenge ausführt, die „notwendige 


Organiſationsform jener höchſten, uns bekannten biologiſchen Einheit, 
genannt geiſtig zuſammengehaltene Geſellſchaft“, darſtellt “. 


Dieſe ſtaatsphiloſophiſche Anſicht gehört zum eiſernen Beſtande 
marxiſtiſcher Ideen. 

In Anwendung auf die Formengebung des wirtſchaftlichen Pro⸗ 
duktionsprozeſſes? findet fie ſich ebenſo in dem frühen Aufſatze Engels’ 


über die Kritik der Nationalökonomie“, wo dieſer ausführt: „Produ⸗ 


ziert mit Bewußtſein als Menſchen, nicht als zerſplitterte Atome 
ohne Gattungsbewußtſein, und ihr ſeid über alle dieſe künſtlichen 
und unhaltbaren Gegenſätze hinaus!“ — wie in dem ſpäteren 
Marxſchen Hauptwerke“, wo die Verwirklichung eines Produktions⸗ 


zuſtandes gefordert wird, in dem die Menſchen „ihre vielen indivi⸗ 


duellen Arbeitskräfte ſelbſtbewußt als geſellſchaftliche 
Arbeitskräfte verausgaben“ — oder indem der geſellſchaftliche Lebens⸗ 
prozeß „als Produkt frei vergeſellſchafteter Menſchen unter deren 
bewußter planmäßiger Kontrolle ſteht“ 5. 

„Das Stirnerſche Syſtem ſtellt hiernach den vollendetſten gedank⸗ 
lichen Gegenſatz zum Marxismus dar, ſowohl ſeiner geſchichtlichen 


Herkunft nach, wie in der Kritik maßgeblicher Sozialiſten der ſpäteren 


Zeit. So äußert ſich Bernſtein — wahrſcheinlich doch unbeeinflußt 
von den beſonderen, hier dargelegten Gedankengängen Marx' — 


1 Vgl. Plenge, Kritik Muckles in der Zeitſchrift f. d. gef. Staatsw. 


Bd. 67, 1911, S. 155 und Erdmann, Materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung, 
in dieſem Jahrbuch, Jahrgang 19 7, S. 51. Mit der ſich an die Auffaſſung 


Engels' anſchließenden Anſicht Plenges (a. a. O. S. 149), daß die Marxſche 


Anſicht des Geſchichtsprozeſſes von aller Spekulation befreiter Hegelianismus iſt, 
mit der geſellſchaftlichen Selbſterkenntnis des Menſchen als eee Schluß⸗ 
takt, ſtimme ich im weſentlichen überein. 

2 Dieſe wird man mit Stammler, zum Beiſpiel Wirtſchaft und Recht, 
S. 335 gewiß wieder als Ausführung einer beſtimmten Rechtsordnung zu be⸗ 


| zeichnen haben. Es ift intereſſant, wie in den oben weiter gegebenen Beifpielen 


in unbewußter Beſtätigung deſſen die Beſtimmung der Wirtſchaftsform mit der 
Beſtimmung des Staats als rechtlicher Organiſation der Menſchen unwillkürlich 
zuſammenfließt. 

s Deutſch⸗ franzöſiſche Jahrbücher, Paris 1849, S. 103; jetzt auch bei 
Mehring J, S. 449. 


4 Marx, Das Kapital, Bd. I. Hamburg 1867, S. 37. Vgl. hierzu 


M. Weber, Fichtes Sozialismus und ſein Verhältnis zur Marxſchen Lehre, 
Tübingen 1900, S. 103. 
8 En Das Kapital, Bd. L, S. 40. \ 
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zuſammenfaſſend über Stirner folgendermaßen!: „Der ſcheinbare 
Realismus Stirners⸗ iſt in Wirklichkeit die höchſte Ideologie, die 
Idealiſierung des bürgerlichen Konkurrenzkampfes. Auch dieſer ſub⸗ 
ſtituiert eine Geſellſchaft von lauter Einzelnen.“ Die ökonomiſchen 
Machtmittel wachſen der bürgerlichen Klaſſe ſchließlich über den 
Kopf. „Hier wird von neuem da der Staat, dort die Gemeinde 
angerufen, helfend einzugreifen, von neuem bilden ſich Vereinigungen 
mit eigenen Geſetzen, in denen die Einzelnen ihre wirtſchaftliche 
Eigenheit ganz oder teilweiſe aufgeben, auf ihre RN ver⸗ 
zichten.“ | 

So entwickelt der Marxismus gegenüber dem „Recht“ des Ein⸗ 
elnen den Hegelſchen Begriff des Staates, worin ſich die Freiheit 
der Menſchen verwirklicht, indem „der einzelne Staatsbürger in den 
Staatsgeſetzen nur den Naturgeſetzen ſeiner eigenen Vernunft, der 
menſchlichen Vernunft gehorcht“? . 


13. Marx' Anſicht vom geſchichtlichen Staat 
Durchaus zu trennen von feiner grundſätzlichen Auffaſſung iſt 
die Anſicht des Marxismus vom Staat in ſeinen geſchichtlichen Er- 
ſcheinungen s. Nach Marx vertritt der moderne Staat die Intereſſen 


der Bourgeoisgeſellſchaft. Dieſer Staat wird untergehen mit der 


ſich wandelnden Wirtſchaft“. Ja, die wirtſchaftlichen Geſetze ſelbſt 


1 E. Bernſtein, Die ſoziale Doktrin des Anarchismus, in der „Neuen 
Zeit“, Jahrg. 10, 1892, S. 427. Mit der Bernſteinſchen, im Text wieder⸗ 
gegebenen Anſicht berührt ſich die Kinkels (Was iſt Sozialismus? Archiv für 
Rechts⸗ und Wirtſchaftsphiloſophie 12, 1919, S. 321), der den Stirnerſchen 
Anarchismus als den zu Ende gedachten individualiſtiſchen Liberalismus 
anſieht. — Vgl. hierzu auch die von Sombart, Sozialismus, S. 239 an⸗ 
geführte Außerung Laſſalles aus dem „Offenen Antwortſchreiben“, der der libe⸗ 
ralen Bourgeoiſie „einen inſtinktiven, aber grenzenloſen Haß“ gegen den Staats⸗ 
begriff in jeder ſeiner Erſcheinungen zuſchreibt, und als einzigen Ausweg für die 
Arbeiter erklärt, daß ſie „durch die Sphäre gehen, innerhalb derer ſie noch als 
Menſchen gelten, d. h. durch den Staat.“ | 

2 Mehring I, ©. 180 (Einleitung). 

s Die mangelnde Unterſcheidung in dieſer Hinſicht wird auch für den 
heutigen Sozialismus die Veranlaſſung zu vielen Verwechſlungen, zum Beiſpiel 
ſagt E. Bernſtein in F. Laſſalles Reden und Schriften II, S. 46, Laſſalle 
entwickele in bezug auf den Staat Anſchauungen, die der geſchichtlichen Kritik 
nicht ſtandhalten. Das mag dahingeſtellt ſein. Jedenfalls entwickelt Laſſalle 
an der fraglichen Stelle nur den Begriff Staat, während Bernſtein nur die ge⸗ 
ſchichtlichen Erſcheinungsformen im Auge hat. Vgl. neuerdings zutreffend auch 
Oncken, Ferdinand Laſſalle, Stuttgart 1920, S. 246. 

4 Vgl. Weber, Fichtes Sozialismus, Tübingen 1900, S. 96. 
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die materialiſtiſche Geſchichtstheorie, iſt zeitlich in ihrer Geltung be⸗ 
grenzt. Wenn ſie außer Kraft geſetzt iſt, dann iſt auch der Staat 
nicht mehr nur der Exponent der Klaſſenkämpfe, das „Syſtem der 
Realität“, mit Hegel zu reden, oder der. Individualiſtenſtaat des 
18. Jahrhunderts, das den Staat mit bürgerlicher Geſellſchaft 
gleichſetzte, ſondern die höchſte ſittliche Vollendung des Menſchen. 
Von dieſem Geſichtspunkte wird der Klaſſenkampf von Marx 
nur gepredigt zum Zwecke feiner Überwindung? im Staat; dieſer 
wird keineswegs verworfen, ſondern es wird geſagt: Nur im jetzigen 
Staate hat der Proletarier kein Vaterland s. | 
Unrichtig iſt daher die Feſtſtellung, daß Marx überhaupt zur 
Staatsauffaſſung des 18. Jahrhunderts zurückkehre“. Der Indivi⸗ 


dualiſtenſtaat iſt für ihn nur eine geſchichtliche Erſcheinung, ebenſo 


wie die materialiſtiſche Geſchichtstheorie zeitlich begrenzt iſt. Jene 
Feſtſtellung erſcheint daher ebenſo abwegig wie die der Marriften 
gegenüber Stirner, daß er die ſpekulative Idee als Grundprinzip 
aufnehme; denn im Endziel der Geſchichte verwirft gerade Stirner 
die Hegelſche Philoſophie, wie Marx den Individualiſtenſtaat. Dieſer 
iſt die dem Tode geweihte bürgerliche Klaſſengeſellſchaft, die mit 


ihrer Welt der Bedürfniſſe zum Herrn des Menſchen wird, und ſo 


die Verwirklichung des wahren Staatsbegriffes um der Freiheit des 


Menſchen anttthetiſch hervorruft. 


Wie ſehr Marx gerade in dieſer ganzen Gedankenfolge ſich an 


die Hegelſche Philoſophie anlehnt, wird erſt aus der folgenden kurzen 


Darſtellung der Hegelſchen Philoſophie vom Staat klar. 


14. Die Hegelſche Staatsphiloſophie im Vergleich zu Marx | 


und Stirner: Die Marxſchen Begriffe der bürgerlichen 
Geſellſchaft und des Staats in der Hegelſchen Philoſophie 


Den ſittlichen Geiſt des Menſchen läßt Hegel ſich verwirklichen 
in der Familie, in der bürgerlichen Geſellſchaft und im Staat. In 


1 Mit Recht ſtellt Meyer⸗ Mo reau, Hegels Sozialphiloſophie, Tübingen 
1910, S. 69, feſt, daß der Staat der materialiſtiſchen Theorie der Staatslehre 
des 18. Jahrhunderts entſpreche. | 

2 Vgl. Kommuniſtiſches Manifeſt ed. Kautsky, S. 45. 

3 Dal. Kinkel, a. a. O. S. 321. Meyer⸗Moreau, S. 69. 

5 Ahnlich bereits v. Wenckſtern, Marx, Leipzig 1896, S. 169: Marx 
löſe zwar in ſeiner materialiſtiſchen Geſchichtsanſchauung eine einzelne Beſtimmt⸗ 
heit als „Syſtem des Erwerbes und Beſitzes“ „aus der ganzen Wirklichkeit“ 
heraus, doch laſſe die jetzige Wirklichkeit durch ſie (jene e als neue 


Wirklichkeit) den wahren Gattungsmenſchen entſtehen. 
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der bürgerlichen Geſellſchaft ift die Idee der Sittlichkeit mit ſich in 


Zwieſpalt geraten . Mit der fortſchreitenden Differenzierung der 


Geſellſchaft treten nämlich die ſchweren inneren Widerſprüche der 
Produktion und Konſumtion zutage, ſowie die der Anhäufung von 
Reichtümern und der zunehmenden Armut und Not?, die das Fort: 
ſchreiten des ſittlichen Geiſtes zeitweiſe hemmen. Die ſchweren Pro— 
bleme der bürgerlichen Geſellſchaft Put erſt wahrhaft zu löſen 
der Staat. 

Im Verhältnis zu dieſem iſt bie bürgerliche Geſellſchaft als un⸗ 
vollkommener, nur in ideeller Anlage vorhandener Staat zu bezeichnen. 
Sie iſt der Staat, der ſich noch nicht zu einem organiſchen Ganzen 


zuſammengeſetzt hat; der Staat als Syſtem der Realität und mate⸗ 
rieller und ökonomiſcher Arts; als Maſchine, die ſich aus vielen . 


einzelnen zuſammenſetzt“; das Geſetz des Staates aber bleibt in 
jenem unvollkommenen? „Not⸗ und Verſtandesſtaat“ ein den Atomen 
fremder Verſtand, der ihre wahre Eigenart tötet. 

In der bürgerlichen Geſellſchaft ſteckt aber bereits jene Welt⸗ 
vernunft, die ſie ſchließlich zu einem „organiſchen Ganzen von Unter⸗ 
ſchieden“ gliederts. Hegel kann daher ſagen, daß die bürgerliche 
Geſellſchaft „durch ihre Dialektik“ über ſich hinaus zum Staate ge⸗ 
trieben wird”. x 


Diejer Urſprung des Staatabegrifs hat nun zur Folge, daß 


1 Rechtsphiloſophie § 256, Bd. vin, herausg. von E. Gans, Berlin 1833, 
S. 311: Die Entwicklung der unmittelbaren Sittlichkeit durch die Entzweiung 
der bürgerlichen Geſellſchaft zum Tas: . iſt der wiſſenſchaftliche Beweis des 
Begriffes des Staates. 

2 Rechtsphiloſophie § 243 ff., S. 302 ff. über dieſen Teil der Hegelſchen 
Lehre iſt eine beſonders gute Darſtellung bei Kronenberg, Geſchichte des deut⸗ 
ſchen Idealismus, Bd. I, München 1912, S. 795 ff. 

3 Vgl. zum Beiſpiel Rechtsphiloſophie $ 185, S. 247: „Der ſelbſtſüchtige 
Zweck in ſeiner Verwirklichung begründet ein Syſtem allſeitiger Abhängigkeit, 
daß die Subſiſtenz und das Wohl des Einzelnen ... in die Subſiſtenz, das 
Wohl und Recht aller verflochten iſt. Man kann dies Suiten zunge als den 
äußeren Staat — Not⸗ und Verſtandesſtaat —. bezeichnen.“ 

Hegel, über die wiſſenſchaftlichen Behandlungsarten. des Naturrechtes, 
Hegels Werke, Bd. I, S. 362 und ebenda S. 236 im Aufſatz „über den Unter⸗ 
ſchied des Fichteſchen und Schellingſchen Syſtems“, Werke, Bd I, S. 242 jagt 
Hegel: „Jener Verſtandesſtaat iſt nicht eine Organiſation, ſondern eine Maſchine; 
das Volk nicht der gemeinſame Körper eines gemeinſamen und reichen Lebens, 
ſondern eine atomiſtiſche und n Vielheit. 

5. Ebenda S. 241. 

„ Rechtsphiloſophie § 200, S. 263; 5 207, 5 288 

Cbenda $ 246, S. 304; s 250, S 311. 
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im Staate die Prinzipien der bürgerlichen Geſellſchaft, das iſt die 


des „Wollens der Beſonderheit“, Aufnahme finden. Dieſe find aber 
zugleich die Bedingung dafür, daß die allgemeinen Zwecke vollendet 


werden!; denn immer ſind die Bahnbrecher des Gattungsgedankens 


die ſubjektiven Leidenſchaften und Intereſſen. Durch jenen wird 
wiederum die Partikularität zum objektiven Geiſt umgeſchmolzen 


und veredelt“; denn der Staat iſt objektiver und ſubjektiver Geiſt 
zugleih®, da er das Individuum mit der Geſellſchaft verſöhnt “. 
Seine wahre Freiheit gewinnt das Individuum nach Hegel erſt aus 
dem Ganzen heraus, als ſein organiſcher Teil“. Erſt die viel⸗ 


ſeitigen Beziehungen, in denen der Einzelne innerhalb eines reich⸗ 


gegliederten Ganzen ſteht, vermögen ſeine Eigenart voll zu entfalten, 
wie jene auch erſt die äußeren Möglichkeiten gewähren, ſeine Wir⸗ 
kungen durch das Mittel der Geſamtheit zu vervielfältigen“. Daher 
wird die Freiheit nicht durch den Staat, ſondern „diß Gewalt einer 
unbändigen Natur wird durch die Freiheit unterjocht. 

Anderſeits gewinnt auch das Ganze durch die Individualiſierung 
ſeiner Glieder an Kraft und Stärke. Je unvergleichlicher der Ein⸗ 
zelne iſt, je mehr das Individuum in der Ordnung des Ganzen an 
nur ihm vorbehaltener Stelle fteht”, um fo mehr wird wiederum 


der Einheitsgedanke (im. Gegenſatz zum Gleichheitsgedanken) aufs 


höchſte geſteigert, da ſo auch das Ganze für die Individualiſierung 


ſeiner Glieder unentbehrlicher wird. 


Als „objektiver Geiſt * und als neue beni Einheit entnimmt 


1 Rechtsphiloſophie § 260, S. 321; ebenda 8 261, S. 323 ſagt Hesel 
„Gegen die Sphäre des Privatrechts 1 der Staat einerſeits eine äußere Not⸗ 
wendigkeit und ihre höhere Macht ... aber anderſeits iſt er ihr immanenter 


Zweck“ uſw. 


2 Rechtaphiloſophie 8 § 260, ©. 321; ebenda § 261, S. 323: „Der Staat 


hat ſeine Stärke in der Einheit ſeines algemeinen . und des e 


Intereſſes der Individuen.“ 
3 Rechtsphiloſophie § 257, S. 312. | 
4 Ebenda § 258, S. 313; ebenda S. 314. 
Ebenda § 260, S. 361. 

6 Vgl. hiermit auch die ganz Hegelſche Staatsauffaſſung F. Laſſalles, Ar⸗ 
beiterprogramm, Schriften, Bd. II, S. 46: Der Zweck des Staats iſt der, „durch 
die Vereinigung die Einzelnen inſtand zu ſetzen, ſolch e Zwecke, eine ſolche 
Stufe des Daſeins zu erreichen, die ſie als Einzelne nie erreichen konnten.“ „Der 


Zboeck des Staats iſt ſomit, das menſchliche Weſen zur poſitiven Entfaltung 


und fortſchreitenden ae zu Wenge Vgl. Oncken, Laſſalle, S. 346 
und paſſim. 
= Simmel, emol S. 708, 
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dieſes keine Rechtfertigung nicht mehr dem Einzelnen, ſondern der 
Tatſache ſeines eigenen Daſeins . Gegenüber dem Staat als ab⸗ 
ſoluter Exiſtenz des Sittlichen werden alle anderen Exiſtenzen zu 
bloßen Akzidentien. Ihnen gegenüber iſt die Autorität des Staats 
unbedingt, ja, göttlich ?. 

Im gegenſeitigen Durchdringen der allgemeinen und der be⸗ 
ſonderen Sache? erblickt alſo Hegel die Entwicklung des reichen 
Lebens, das den Staat kennzeichnet und ihn in Wahrheit erſt zu 
einem Organismus geſtaltet“. Das Prinzip des modernen Staats: 
begriffes hat die ungeheure Stärke und Tiefe, daß weder das All⸗ 
gemeine ohne das beſondere Intereſſe gilt, noch das Individuum 
ohne das Allgemeine b. 

Di.ie lebendige Entwicklung des Subjeftiven® unterſcheidet den 

modernen Staatsbegriff von dem des klaſſiſchen Altertums, das 
bei dem Gedanken einer „unterſchiedsloſen Allgemeinheit“ ſtehen 
bleibt. Er beweiſt aber auch ſeine Überlegenheit gegenüber dem 
unentwickelten Staatsbegriff der bürgerlichen Geſellſchaft“, der auf 
die Annahme der Vertragsnatur des Staates zurückführt und daher 
die Rechtfertigung des Staates dem Zweck der Sicherheit und des 
Schutzes des Eigentums und der perſönlichen Freiheit entnimmts. 

An die von Hegel ausgeprägten Begriffe der Staatsphiloſophie 
hat Marx unmittelbar angeknüpft; denn ſeine Darſtellung der 
inneren Widerſprüche der bürgerlichen Egoiſtengeſellſchaft berührt 
ſich in weſentlichen Punkten mit der der Widerſprüche der indivi⸗ 

dualiſtiſchen und in ſich . ö Geſellſchaft bei 
Hegel. 


1. Kronenberg, Geſchichte des Idealismus, München 1912, S. 199: Der 
Staat iſt Selbſtzweck und höchſter . 
2 Ebenda S. 797. 

2 Rechtsphiloſophie § 261, S. 325. 

Ebenda $ 260, S. 322: „Das Allgemeine muß alſo betätigt ſein, aber 
die Subjektivität auf der anderen Seite ganz und lebendig entwickelt werden. 
Nur dadurch, daß beide Momente in ihrer Stärke beſtehen, iſt der Staat als 
gegliedert und wahrhaft organiſiert anzuſehen.“ 

5 Ebenda $ 260, S. 321; § 261, S. 325. f 

6 Ebenda § 269, S. 331: „Dieſer Organismus entwickelt die Idee zu ihren 
Unterſchieden und zu deren objektiver Wirklichkeit.“ Vgl. § 261, S. 325: 
„Die Verbindung von Pflicht und Recht hat die gedoppelte Seite, daß das, was 
der Staat als Pflicht fordert, auch das Recht der Individualität unmittelbar 
ſei, indem er nichts eben iſt als Organiſation des Begriffs der Freiheit. ii 

7 Rechtsphiloſophie § 258, = 314 und § 260, S. 322. & 

s Ebenda § 258, S. 313. 
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Allerdings enthält der Hegelſche Staatsbegriff eine ungleich 
ſtärkere Betonung des Gedankens der Organiſation des Staatskörpers 
in ſeine Unterſchiede als bei Marx; denn jede Organiſation als 
Vergeiſtigung bedeutet bei Hegel nicht nur Verallgemeinerung, 
ſondern auch Unterſcheidung und Gliederung in die Teile. Mit 
vieler Folgerichtigkeit läßt demgegenüber ſchon zum Beiſpiel das 
kommuniſtiſche Manifeſt das Individuum hinter der Geſellſchaft und 
der Klaſſe auch dort zurückſtehen, wo ſich Anklänge an den Freiheits⸗ 
begriff der klaſſiſchen Philoſophie finden!. Der Hegelſche Gedanke, 
daß im Staat die Unterſchiede der bürgerlichen Geſellſchaft ver⸗ 
ſöhnt und als Moment aufgenommen werden, tönt bei Marx in 
die Forderung aus, den unmenſchlichen Zuſtand der bürgerlichen 
Geſellſchaft — in der Lage der Arbeiterklaſſe wie der Bourgeoiſie — 
zu überwinden und die menſchliche Emanzipation der Verwirk⸗ 
lichung entgegenzuführen 2. Damit verbindet ſich der Gedanke, daß ſich 
die ausgebeutete und unterdrückte Klaſſe von der ausbeutenden nicht 
befreien kann, ohne zugleich die ganze Geſellſchaft für immer von 
ihr zu befreien ö. = 

In ähnlicher Art findet ſich bei dem bekanntlich gleichfalls von 
Hegel ausgehenden Ferdinand Laſſalle dieſer letzte Gedanke an⸗ 
gedeutet. Er findet ſeine nähere Auslegung dahin, daß die Inter 
eſſen des vierten Standes gleichbedeutend mit denen aller Menſchen 
‚Sind, weil erſt mit der Revolution der Arbeiterklaſſe alle Privilegien 
aufhören“. Das Klaſſenintereſſe der Arbeiter fällt daher mit dem 
Siege der Idee, der Entwicklung der Freiheit und der. Sache der 
Menſchheit zuſammen . | 
| Auf derartige Erwägungen dürfte in ideengeſchichtlicher Ab⸗ 
leitung wohl letzten Endes die Rechtfertigung des ſozialiſtiſchen 
Zieles zurückzuführen ſein, die Arbeiterklaſſe zur herrſchenden zu 
machen, und jo die ſoziale Wirtſchaftsgenoſſenſchaft durchzuführen“. 

Allerdings iſt gerade dieſer Teil der Marxſchen Lehre in 
jüngſter Zeit die Veranlaſfung zu vielfachen Mißverſtändniſſen ge⸗ 
worden. 

Praktische Bedeutung . dieſe besonders * das bekannte 


Mayer, Engels S. 306. 
2 Mehring II, S. 130. 
3 Mayer, Engels, ©. 241. 
4 Laſſalle, Arbeiterprogramm, Reden und Schriften II, S. 38, 44. 
5 Ebenda. 
8 Formulierung bei Kautsky, Das Erfurter ee S. 33. 


N 


N 
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Werk Lenins! erhalten, in dem dieſer die Politik der Erdroſſelung 


7 


der Bürgergeſellſchaft unmittelbar aus Marx rechtfertigen zu können 
glaubt. Gegenüber der vielfach vertretenen Anſicht, die dem Marxis⸗ 
mus ſtaatsſozialiſtiſchen Charakter beimißt?, will Lenin die „wahre 
Marxſche Lehre vom Staate“ herſtellen. Er knüpft dabei an die 


Worte Engels' vom „Abſterben“ des Staats und vom „Aufheben“ 
des Stgates als Staat (wenn das Proletariat die Staatsgewalt 


übernimmt), an. Der letzte Ausdruck bezieht ſich nach Lenin nur 


auf den bürgerlichen Staat, das „Abſterben“ aber auf die Zeit nach 


der ſozialen Revolution und der Vergeſellſchaftung der Produktions⸗ 
mittel. In dieſem Zuſammenhang unterſcheidet der Bolſchewismus 
die drei Phaſen des ausbeutenden Staats, des Staats nach der 
Revolution, der zur Unterdrückung der Minderheit der Ausbeuter 
erforderlich iſt, und endlich des Zuſtands, in dem der Staat nicht 
mehr nötig-ift, da der Unterdrückungsapparat ſich erübrigts. „Auf⸗ 
heben“ ſoll iich nun nach Lenin auf den Staat der erſten Periode 


und „Abſterben“ auf die zweite Phaſe im Übergang zur dritten 


beziehen. 

Dieſe Ausführungen halten aber in keiner Weiſe Stic 4. Richtig 
erkannt iſt in ihnen nur die Doppelbedeutung des Ausdrucks 
„Staat“, der einmal auf den geſchichtlichen Ausbeuterſtaat zielt, und 
ein andermal auf die Idealform, die in jenem nur der Anlage nach 


vorhanden iſt. Die richtige Auslegung iſt nun die: der geſchichtliche 


Staat wird abſterben und aufgehoben, der Vernunftſtaat aber wird 
leben. 

Die gegenteilige Anſicht verſtrickt ſich in unhaltbare Wider⸗ 
ſprüche. Auch Mautner, der in Auseinanderſetzung mit den Aus⸗ 
führungen Lenins ſich der Annahme nicht verſchließen zu können 
glaubt, daß das kommende Gemeinweſen nichtſtaatlichen Charakter 
habe ', muß doch zugeben, daß dieſe Anſicht ſich nicht mühelos mit 
vielen anderen Marxſchen Ausſprüchen vereinen laſſe, die er näher 
anführt. Tatſächlich ſpricht gegen feine Ausführungen auch die 


1 Senin, Staat und Revolution, Berlin 1919. 

2 Zum Beiſpiel Kinkel und Plenge; vgl. auch Mautner in dieſem 
Jahrbuch 1920, S. 39, der noch Philippovich und Bakunin anführt. 

8 Gisberts, Ideologie des Bolſchewismus, Preuß. Jahrb. 1919, S. 71. 

4 So bereits im Ergebnis K. Schmidt in der Beſprechung des Leninſchen 


Werkes, in dieſem Jahrbuch 1919, S. 1558. 


* Mautner, Bolſchewismus und Marxismus, in dieſem Jahrbuch 1920, 
S. 68. 6 a. a. O. 69. | 


1107 Der Einzelne und der Staat bei Stirner und Marx 159 


Textkritik; ſchließt er zum Beiſpiel aus den Worten des Kommuni⸗ 
ſtiſchen Manifeſtes 1, nach denen die öffentliche Gewalt den „poli⸗ 
tiſchen“ Charakter perlieren werde, auf den nichtſtaatlichen Cha⸗ 
rakter? des kommenden Gemeinweſens, auf die Beſeitigung der 
politiſchen Autorität, ſo iſt dem entgegenzuhalten, daß das 


Wort „politiſch“ bei Marx gerade techniſch mit bürgerlich gleich⸗ 


geſetzt iſt?, ſo daß in den von Mautner angeführten Stellen immer 
nur vom Bürgerſtaate geſprochen wird“. Auch der unterſtützenden 
Feſtſtellung Mautners, daß Marx der Staat als Klaſſenverſöhnung 
unbekannt ſei, wird ſchon nach früheren Ausführungen die Zu⸗ 
ſtimmung zu verſagen ſeins. Schon im Kommuniſtiſchen Manifeſt“ 
werden zum Beiſpiel mit der Herrſchaft des vierten Standes, mit 
der Verwirklichung des Staats begriffs „die Srifengbebingungen 
des Klaſſengegenſatzes aufgehoben“. | 
| So führt die Betrachtung der Hegelſchen Staatsphiloſophie im 
Rahmen der Marxiſtiſchen Theorie in die brennenden Fragen der 
Gegenwart. Zugleich bietet die Geſchichte jenes Staatsbegriffes das 
ee Beiſpiel einer en großer DEN | 


15. Das Stirnerſche Individuum im Hegelſ chen Syſtem 
und in der Geſchichte der Staatstheorien 


Hiernach ſind die erwieſenen Hegelſchen Begriffe der bürger⸗ 
lichen Geſellſchaft und des Staats als die Vorbilder der ee 
Marxſchen Begriffe anzuſehen. 

In ihrer praktiſchen Ausgeſtaltung tritt die Marxſche Lehre 
neben die Hegels ergänzend nach doppelter Richtung: der in ſeiner 
Bedeutung vielfach ſchwankende Begriff der „bürgerlichen Geſell⸗ 
ſchaft“ ermöolicht es Marx, mit ihrem Prinzip das des bourgeois 
als des dritten Standes gleich zu ſetzens. Das Prinzip der bürger⸗ 


3 


1 Kommuniſtiſches Manifeſt, S. 44. | . 
2 a. a. O. S. 169. | 
Br e An Zitaten vgl. oben beſonders S. 144 unten, 147 oben und 150 Anm. 3. 
Hiermit fallen auch die ganzen Ausführungen Mautners, S. 37 ff., wo das 
Wort „politiſch“ ähnlich unrichtig gebraucht iſt. 
1 Merkwürdigerweiſe kommt Mautner felbit, aber erſt am Schluß feinen 
Ausführungen, S. 09, auf dieſe Erklärung. 
5 Vgl. zum Beiſpiel unſere Ausführungen oben S. 158. 
Kommuniſtiſches Manifeſt, S. 45. 
7 Bol. Stammler, Wirtſchaft und Recht, S. 647. 
Vgl. auch Mayer, Engels, S. 239. 
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lichen Geſellſchaft in llaſſenloſer Hegelfi er Bedeutung wird der 
individualiſtiſch gerichteten klaſſenmäßigen Bürgerwelt unterſtellt!. 
Die Neigung Hegels ferner, die Kategorien geſchichtliche Wirk— 
lichkeit annehmen zu laſſen, tut ſich bei Marx kund, wenn er die 


bürgerliche Geſellſchaft nicht nur als logiſche Grundlage des Staats: 


begriffs auffaßt, ſondern ihr individualiſtiſches Prinzip losgelöſt be⸗ 
trachtet, als beherrſchendes Prinzip einer beſtimmten Klaſſe und 
einer Geſchichtsperiode, die der ee des wahren Staats⸗ 
begriffes vorangeht. 

Hierin gibt Marx einer funktionellen Eigenſchaft eines jeden Be⸗ 
griffes nach, nämlich nicht nur in Gedanken zu leben, ſondern ſich in die 
Wirklichkeit umzuſetzen. Denn immer fordert der Gedanke das Leben. 

Zwiſchen Gedanken und Wirklichkeit wird ſich daher, wie das 
von Vaihinger? näher ausgeführt iſt, leicht ein gewiſſes Spannungs⸗ 
verhältnis entwickeln, ſowohl im Hinblick auf die Tatſachen des 
umgebenden wie die des geſchichtlichen Lebens. Da, wo dieſe 
Spannung am größten iſt, begegnet der Begriff als Fiktion, d. h. 
er iſt als Denkmerkmal mit der konkreten Wirklichkeit in dem 
Sinne verbunden, daß bewußt vorausgeſetzt wird, daß er in reiner 


Ausführung nie volle lebendige oder geſchichtliche Wirklichkeit ge⸗ 


wonnen hat. In dieſer Erkenntnis ſagt Stammler?, ſpeziell im 
Hinblick auf die Vorſtellung des ſouveränen Individuums: „Das 
Individuum iſt eine Fiktion, ſo gut wie das Atem“ — ſagt Mauthner“ 
vom ſprachkritiſchen Standpunkt aus: „Wäre das Ich keine Illuſion, 
dann wäre der lachende Solipſismus Stirners als kritiſcher, ironi⸗ 


ſcher Ausgangspunkt unüberwindlich.“ Neben der fiktiven Form iſt \ 


nun eine gemilderte Form jenes Spannungsverhältniſſes denkbar. 


Dies iſt die Form der Hypotheſe. Überwunden aber wird die 


Spannung im Dogmas. 


1 So noch in der Anmerkung E. Bernſtein 8, Laſſalles Reden und | 


Schriften II, S. 45: „Die Staatsidee, welche den Staat eigentlich ganz aufhebt, 
und ihn in die bürgerliche Geſellſchaft der egoiſtiſchen Intereſſen umwandelt, iſt 
die Idee des Liberalismus.“ 

2 Vaihinger, Die Philoſophie des Als⸗Ob, Berlin 1911, ©. 175 u. paſſim. 

3 Stammler, Wirtſchaft und Recht, S. 91. — Vgl. damit Kant, der im 
erſten Teile ſeiner Metaphyfit der Sitten, in der „Rechtslehre“ ausführt: „Die 
Idee des Naturzuſtandes, in dem jeder ſeinem eigenen Kopfe folgt“, iſt eine 
Vernunftidee, da ein bellum omnium contra omnes nie exiſtiert hat. 


4 Mauthner, Die Sprache, in der Sammlung „Die e von 


M. Buber, ohne Jahr, ©. 26. 
5 Vaihinger, a. a. O. , 
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Die Beachtung dieſes Teiles der Vaihingerſchen Lehren in An⸗ 
wendung auf den Begriff des Individuums iſt in einer Betrachtung, 


die dieſen Begriff in der Entwicklung der Philoſophie vom Staat 
verfolgt, ganz beſonders gerechtfertigt; denn in der Staatslehre der 
neueren Zeit ſpielt der individualiſtiſche Gedanke eine beſondere 
Rolle, da die Idee der fortſchreitenden Überwindung der Souveränetät 
des Einzelnen als ihr Ausgangspunkt anzuſprechen iſt. 

Die Staatsphiloſophie der neueren Zeit geht aus der Lehre 


vom Geſellſchaftsvertrage hervor. Gegenüber der antiken Auffaſſung 


von dem Verhältnis des Einzelnen zum Staat, die den Menſchen 
im Bürger aufgehen ließ“, hat die germaniſche Gedankenwelt die 
Beſtandteile zu einem Syſtem der unantaſtbaren Rechte des Indivi⸗ 
duums geliefert. Den Ausgang bildet dabei die Vorſtellung von 
der anfänglichen Souveränetät des Individuums, im Zuſtande des 


Kampfes aller gegen alle. Als Grundlage dieſer Lehre ſtellt ſich 


daher, bald in fiktiver, bald in hypothetiſcher oder dogmatiſcher 
Form, die Herleitung der Gemeinſchaft aus dem Individuum dar; 
denn alles Verbandsrecht, und ſomit auch die Staatsgewalt, faßt 


fie. als einen Inbegriff ausgeſchiedener und zuſammengeſetzter Indivi⸗ 
dualrechte auf?. Die Souveränetät des Einzelnen iſt dabei grund⸗ 


ſätzlich ebenſowenig aufgehoben wie die Souveränetät der einzelnen 
Staaten durchs Völkerrecht. Dieſen Gedanken hält auch die be⸗ 
ſonders von Grotius begründete herrſchende Form der Lehre vom 


Geſellſchaftsvertrage inſoweit feſt, als das Individuum nur in dem 


Umfange auf ſeine Souveränetät verzichtet, als dies zur Erreichung 


des Geſellſchaftszweckes unbedingt erforderlich iſts. In dieſem Sinne 


drang Locke mit der Formulierung der liberty und property als 
der beiden unantaſtbaren Urrechte des Menſchen durch, womit auch 
die künftige individualiſtiſche Wirtſchaftstheorie begründet war“. 
Die Vorſtellung der Menſchen⸗ und Bürgerrechte als der urſprüng⸗ 


lichen Rechte, die die ewigen Scheidelinien zwiſchen Staat und 


5 1 O. Gierke, Naturrecht => deutſches Recht, Frankfurt 1888, S. 28. 
Allerdings vertritt Jellinek, Allg. Staatslehre, 1900, S. 28, die Anſicht, daß 
auch im antiken Staat dem Menſchen ein Bereich vom Staat unabhängiger 
Betätigung zugeſprochen war. 
2 O. Gierke, Johannes Althuftus, Unterußungen 3. d. Staats⸗ und 
Rechtsgeſchichte, 7. Breslau 1880, S. 105. | 
3 Ebenda S. 112. 
Ebenda S. 118. | a4 
Schmollers Jahrbuch XLIV 4. . e a TA 
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Einzelnen gießen, hat die Vorſtellung der Superiorität des Einzelnen 
über den Staat zu ihrer Ergänzung !. 

Wie weit in dieſer letzten Hinſicht die ganze Idee des Geſell— 
ſchaftsvertrages wirkt, ſieht man wohl am beſten an demjenigen 
ſeiner Vertreter, der die Allmacht des Staates praktiſch am un⸗ 


beſchränkteſten verfochten hat, an Hobbes. Gleichwohl erinnert er 


um der theoretiſchen Herleitung willen vielfach unmittelbar an die 
Grundſätze des äußerſten Individualismus in Stirnerſcher Faſſung: 
Bereits in den Ausführungen über den Urvertrag leugnet Hobbes 
zum Beiſpiel die Eigenſchaft des Menſchen als do zrodırızov im 
Sinne des Ariftoteles?. Die Macht des Staates begründet er da⸗ 
mit, daß eine Regierung zur Niederhaltung des zügelloſen Egoismus 


f 


beſtehen muß, und daß jeder einzelne eben ſchwächer ift als die 


Regierung. Aus dieſem Grundſatz geht ohne weiteres hervor, daß 
derjenige, der die größte Macht hat, auch zur Herſtellung und 
Innehabung der Staatsgewalt berechtigt iſt. Damit vollzieht 
Hobbes überhaupt die Gleichſtellung von Macht und Recht. Macht 


geht vor Recht, iſt als Troſt der Tyrannen unnötig, da beides . 


N identiſch iſt“. Mit dieſen Folgen der Hobbesſchen Staatslehre 


4 


ſtimmt auch die Bezeichnung des Staats als Leviathan oder wie 
ſich Hobbes, „um würdiger zu reden begreift, als des „ſterb⸗ 
lichen Gottes“ . | 


1 Jellinek, Die Geflärung der Menſchen⸗ und Bürgerrechte. München 
1919, S. 8, 67, 75. 
2 Leviathan, c. 17, III, S. 131, ed. Molesworth: Ego huic 


homini vel huic coetui auctoritatem et jus meum regendi meipsum con- 


cedo ea conditione, ut tu quoque tuam auctoritatem et jus tuum tui 
regendi in eundem transferas ..... Atque haec est generatio magni illius 
Leviathan, vel ut dignius joguar; mortalis dei. Vgl. Th. Hobbes, über 


den Bürger, Kap. I, § 2. 


— 


Th. Hobbes, Über den Bürger, Kap. X, § 1: „Außerhalb des Staats 


ift niemand der Früchte feiner Arbeit ſicher; im Staate haben alle dieſe Sicher⸗ 


heit. Endlich herrſchen außerhalb des Staats die Gewalt der Leidenſchaften, 
der Krieg, die Furcht, die Armut, die Häßlichkeit, die Einſamkeit, die Barbarei, 
die Unwiſſenheit, die Roheit; dagegen beſteht im Staate die Herrſchaft der Ver⸗ 
nunft, der Frieden, die Sicherheit, der Reichtum, der Schmuck, die Gemeinſchaft, 
der Glanz, die Wiſſenſchaft und das Wohlwollen.“ 

4 Dieſe Sätze erſchließt wenigſtens Lange, Geſchichte des Materialismus I, 
Leipzig 1908, S. 244 außerordentlich geiſtreich aus der Hobbesſchen Theorie. 

5 Hiernach wird man der Bemerkung Kinkels, Archiv für Rechts- und 


Wirtſchaftsphiloſophie, 1919, ©. 321, der Anarchismus ſei nur der zu Ende ge- 


dachte und individualiſtiſche Liberalismus, einen Kern von Berechtigung nicht 
abſprechen können. 


* 


7 
7 
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. Jedenfalls wird man demgegenüber die Fortſetzer der Lehre 

vom Geſellſchaftsvertrag unter dem Geſichtspunkte fortſchreitender 
Überwindung des Individualismus betrachten dürfen. Gerade in 
der Gewährung unveräußerlicher Individualrechte an den Menſchen 

begründet man auf den übrigbleibenden Gebieten die rechtliche 
Omnipotenz des Staates um ſo ſchärfer und biegt die Folgen des 
Hobbesſchen Urvertrages um — bis dann in immer weitergehender 
Erſtarkung des Gedankens der Staats⸗ und Rechtsmacht bei 


Rouſſeau auch die Menſchen⸗ und Bürgerrechte als Pro dukt ſtaat⸗ 


licher Gewährung erſcheinen, auf Grund eines Vereinigungsvertrages 
mit der Wirkung abſoluter Veräußerung allen Individualrechts “. 
In der Hegelſchen Staatslehre tritt endlich der individualiſtiſche 
Gedanke wieder bedeutſam hervor, jedoch nicht ſo, daß Hegel die 
Freiheit des Einzelnen außerhalb des Staates ſucht, ſondern ſie 
gerade in der Anteilnahme an der durch individuelles Leben be⸗ 
reicherten Gemeinſchaft. verwirklicht ſieht. Der allgemeine Wille 
wird bei ihm zur Subſtanz des ſubjektiven. Damit bringt Hegel 
ſeine moniſtiſche Auffaſſung gegenüber der naturrechtlichen äußeren 
Harmoniſierung der Vielheit der Individuenzur Geltung ' 
| So ſehen wir, wie in der ſpekulativen Bildung der Staats: 
idee der Stirnerſche ſouveräne Einzelne, der die Geſchichte ab⸗ 
eſchließt, und die Marxſche Individualiſtenwelt, die der Vollendung 
der Geſchichte vorangeht, als Dogma, Hypotheſe und Fiktion, wie 
überhaupt als „heuriſtiſches Prinzip“ eine weſentliche Rolle ſpielt. 


16. Die Anwendung der Hegelſchen ſtaatsphiloſophiſchen 5 
Grundanſicht in jeinen Ausführungen über das Völkerrecht. 
Ihre Beziehungen zum Marxismus. Schlußausführungen. 5 


Als eine der Grundanſichten der Hegelſchen Philoſophie er⸗ 


e ſcheint der Gedanke, daß die Geſchichte als Verwirklichung menſch y» 
licher Freiheit und überhaupt als Vergeiſtigungsprozeß die Er⸗ 


höhung und Veredlung der Natur bedeutet“. \ 


: Gierke, Johannes Althuſius, S. ur gellinet, Menſchen - u. Burger 
rechte, S. 4 u. paſſim. 


2 Treſcher, Die philoſophiſchen Grundlagen der Staatslehre been uſw .,. 1 


in dieſem Jahrbuch 42, 1918, S. 495. 
| Vgl. Hiermit F. Laſſalle, Arbeiterprogramm, Schriften, Bd. U, S. 45: 


3 „Die Geſchichte, m. H., iſt ein Kampf mit der Natur. Die fortſchreitende Be⸗ 


fiegung dieſer Machtlosigkeit iſt die Entwicklung der Freiheit“.“ — Über ähn⸗ 
liche e bei Marx val. M. Weber, ne Sosialiömus, Tübingen | 
1900, S. 108. . 11* 


- | 3 ae 6. Brclng ser | 2 


Geiſt nun Hei. in Hegelſcher e zweierlei: Ver⸗ 


| . 1 erung! und Verzicht des Ichs auf ſeine Einzelheit ?, 
zugleich aber Unterſcheidungs, Die vollendetſte Auswirkung 


5 des denkenden Geiſtes in objektiver Gestaltung iſt darum die in die 
1 Unterſchiede verallgemeinerte und vereinheitlichte Geſellſchaft, der 


Staat. Wie der Geiſt ſich aus der Natur entfaltet, ſo iſt der 
Staat die völligſte 3 des Naturzuftandes und die 
höchſte Kultur. 

Ariomatiſch liegen in der Hegelſchen Philoſophie vielleicht noch 
wieitere, über den Einzelſtaat hinausgehende Gedankengänge. Der 
Sieg des Rechtes im Staat legt den Gedanken nahe, daß folge⸗ 
richtig weitergehend auch im Verhältnis der Staaten zueinander 
der Naturzuſtand durch den organiſierten Rechtszuſtand erſetzt 
wird!“. Erſetzt der Staat innerhalb ſeiner Grenzen jenen durch 
dieſen, ſo muß er ſeinem Prinzip auch außerhalb ſeiner Grenzen 


Eh Geltung verſchaffen und die Kultur der menſchlichen Gattung 


vollenden helfend. Aus den geſchichtlichen Erfahrungen heraus iſt 
es kein unmöglicher Gedanke, daß, nachdem innerhalb des Staates 
die allgemeine Geſetzgebung den Familien und Geſchlechtern die 


Möglichkeit gewährt hat, ſic friedlich zu entfalten, in einer Zeit 


überſtaatlicher Rechtsorganiſation der Vergeſellſchaftungsprozeß feinen 
Abſchluß finden wird . Für die Entwicklung der über den Einzelnen 
hinausgehenden 5 läßt ſich „keine andere Grenze denken, 
als daß ſich in ferner Zukunft einmal die ganze Menſchheit zu 
einem einzigen organiſierten Gemeinmejen zuſammenſchließt und der 


1 Hegels Logik, 8 50. 
2 Kronenberg, S. 680. | 
Plenge, Zur Vertiefung des Sozialismus Gugleich in u Individualismus 
= und Sozialismus, in dieſem Jahrbuch 41, S. 13 ff.) drückt dies folgendermaßen 
aus: „Geiſt iſt ſeiner Natur nach Viel⸗Ich, ein feſt verbundenes Ineinander⸗ 
leben einer Einheit aus Sond er⸗Ichen.“ 


Über das Verhältnis des Begriff em zu ba val. 1 = 


‚Stammler, Theorie, S. 90 u. 84. 
5 Vgl. M. Weber, S. 103. 
Stam mler, Theorie der Rechtswiſſenſchaft, S. 433, und G. Grof ch, 


Das Völkerrecht und die e Zeitſchrift f. d. geſ. Staatsw. 67, 


1911, S. 217. 
Groſch, a. a. O. S. 205. — Schon bei Fichte iſt daher die Frage des 
Völkerbundes eins mit der Frage der kulturellen Freiheit des Menſchen. 
Medicus, Fichte und = Völterrechtsgedanke, in Zeitſchrift f. Völkerrecht XI, 
125 S. 153. 
s ohler, Moderne Rechtsprobleme, Leipzig 1918, S. 95, und Grof N 
a. a. O. S. 195. 


\ 
N 
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dada daß ſie nur die Glieder eines großen Ganzen umfaßt, | 


ben ſichtbaren Ausdruck gibt” !. 

Allerdings liegt das Hindernis der Verwirklichung einer ſo 
weitgehenden Rechtsorganiſation in der Tatſache, daß die Menſchen 
weit hinter der intellektuellen und ſittlichen Freiheit zurückſtehen, 
ohne die jene zu einem widerlichen Zerrbilde ihrer Idee werden muß. 


Vom Völkerbund kann daher jeweils immer nur axiomatiſch ge⸗ 


ſprochen werden, und es iſt zweckdienlich, in Erinnerung zu bringen, 


daß ſich gerade hier die deutſche Philoſophie von dem finſteren 1 | 


„Fanatismus des abſtrakten Gedankens“ ferngehalten hat?. Was 
Hegel insbeſondere angeht, ſo lag für dieſen die „Frage, warum es 
nicht bloß ein Volk, ſondern Völker gibt“ ?, zu prüfen, ſchon darum 


fern, weil er ſtets der Vernünftigkeit der geſchichtlichen Entwicklung 


Rechnung zu tragen geneigt war. So konnte ſich ihm der Geiſt | 
der Welt auch in den Einzelvölkern ſehr wohl darſtellen. In feiner 
dem Wirklichen zugewandten Geiſtesart mußte Hegel geneigt ſein, 


in den geſchichtlichen Erſcheinungen die Kraft der potenziell gegebenen 
und ſtets zu höheren Entfaltungen drängenden Vernunft zu er⸗ 
kennen, und jo auch den Völkerkrieg als notwendige Erſcheinung 
des Geiſtes der Welt, der den Einzelſtaat im Daſeinskampfe die 


höchſte ſittliche Kraft und Läuterung finden laſſe, zu bewerten. 
Daß Hegel aber überhaupt in naiver Weiſe einen „empiriſch⸗ 
individualiſtiſchen“ Standpunkt in der Beurteilung des Verhältniſſes 
der Völker zueinander eingenommen habe“, dürfte für einen Zeit: 
genoſſen der Kantſchen Abhandlung über den ewigen Frieden nicht 


wahrſcheinlich klingen. In Wirklichkeit ſpricht Hegel bei der Er 


örterung völkerrechtlicher Grundſätze immer nur von denen des 


zen Rechtes. In dieſem Zuſammenhange geht er von der 
Souve 
der Verträge und verneint er jedes über den Staaten ſtehende 


änetät der Einzelſtaaten aus, verwirft er die Verbindlichkeit | 


Gericht“. Damit verneint er auch das Beſtehen des Völkerrechtes 
ſelbſt“, aber dies bezieht ſich nur auf die geſchichtliche Geltung | 


10. Gierke, ee der 8 Genoffenfft, Berlin 1868, 
Bd. 1, S. 1. er 
2 Hinſichtl ich Fichtes; Medicus, a. a. O. S. 158. e 


32 p. Sydow in der Kritik von Laſſon, Hegels Siften uf, in ie = 


Zeitſchrift für Rechtsphiloſophie II, 3, 1919, S. 398. 


1 Rechtsphiloſophie 5 330, S. 424; § 322, S. 416 und 8 339; ‚& in 


ke in Prätor vorhanden, der da ſchlichtet; der böhere man af allein der all⸗ 
gemeine, an und für ſich feiende Weltgeift. ne an BE We 
5 Rechtaphiloſophie § 333, S. 426. es en 


> 


vo. 


BER 


r 


t 


ränetät zum Prinzip hat. 


166 ee 6. Büdling. „ 8 


ſeiner Zeit. — Die Idee des Völkerrechtes gewinnt gerade bei ihm 
die höchſte Aktualität, wenn er nämlich ſein Prinzip unter den Ge⸗ 
ſichtspunkt des „Sollens“ rückt, es alſo axiomatiſch auffaßt und 
überhaupt in dem gegenwärtigen Verhältnis der Völker zu einander 
die Herrſchaft des „Naturzuſtandes“ erkennt !. Berückſichtigt man, 
daß Hegel den Gedanken des Weltgeiſtes als das Andersſein des 
Naturzuſtandes auffaßte, und wie kein zweitev die abſolute Macht 
der Idee anerkannte?, jo wird man ihm nur mit Vorſicht das Ver⸗ 
kennen des Völkerrechtsgedankens zuſchreiben können. Tatſächlich 
finden ſich gerade bei Hegel die erſten Anfänge ſeiner Verwirklichung 
ſkizziert, wenn er betont, daß der Umſtand, daß die Völker ſich 
gegenſeitig als“ Perſönlichkeiten anerkennen, darauf ſchließen laſſe, 
daß ſie ein ſie verpflichtendes Band anerkennen. In dieſer An⸗ 


= erkennung liege bereits begriffen, daß „im Kriege ſelbſt der Krieg 


als ein vorübergehenſollendes beſtimmt ſei“ . Damit hat Hegel 
an Gedankengänge erinnert, wie ſie auch in der neueren Zeit von 


Stammler näher ausgeführt ſind “. 


Nur in dem angegebenen Rahmen war Hegel indeſſen geneigt, 
die Wirkung der Rechtsidee für die europäiſchen Staaten an⸗ 
zuerkennen, und nur unter ihnen, die „eine Familie nach dem all: 
gemeinen Prinzip ihrer Geſetzgebung, ihrer Sitten und ihrer Bildung 
darſtellen“, kann er zunächſt eine Modifikation in ihrem gegen- 
ſeitigen völkerrechtlichen Betragen feſtſtellen, wo ſonſt das Zufügen von 
Übeln das Herrſchende ſeis. Die Frage vollends, ob aus einem 


Rechtsphiloſophie § 330, S. 424 und paſſim: Was an ſich an demſelben 
(dem „äußeren Völkerrechte“) iſt, erhält die Form des Sollens. Ebenda 
§ 333, S. 426: Das Völkerrecht iſt das allgemeine, an und für ſich zwiſchen den 
Staaten gelten ſollende Recht, weil das Verhältnis der Staaten ihre Souve- 

2 Vgl. Hegels Logik, 8 6, in der Bollandſchen Ausgabe, Leiden 1899, 
S. 12: Die Idee iſt „nicht ſo uhnmächtig, um nur fein zu ſollen und nicht 
wirklich zu fein“. \ 

3 Rechtsphiloſophie 8 388, ©. 429: „Die neueren Kriege werden daher 
menſchlich geführt“, fügt er hinzu. 

4 So ſieht Stammler, Theorie der Rechtswiſſenſchaft, S. 433, den Welt⸗ 
rechtsgedanken, d. h. den „Gedanken des einheitlichen Zuſammenhangs alles be- 
ſtehenden Rechts“ gerade dadurch betätigt, daß die begrenzte Ordnung des Einzel⸗ 
ſtaats gegenüber den anderen Staaten den Anſpruch des rechtlichen Beſtandes, 
d. h. den Anſpruch auf Anerkennung erhebt; damit führe ſie ſelbſt ſich auf 
ein über ihr ſtehendes rechtliches Wollen zurück. 

5 Rechtsphiloſophie 8 339, S. 430; vgl. hiermit v. Sydow, a. a. O. 
S. 398: „Hegel kannte noch nicht die internationale öffentliche Meinung“. 
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„Syſtem allſeitiger Abhängigkeit“! der „Körper eines gemeinſamen 
und reichen Lebens“ (Organismus) bereits erwachſen ſei, mußte in 
der Zeit Hegels verneint werden, wenn ſie auch andere Perſpektiven 
zuließ als heute. . 
8 So ſehen wir, daß Hegel, weit entfernt, einer individualiſtiſchen 
Weltauffaſſung das Wort zu reden, auch im Verhältnis der Völker 
zu einander dem Gedanken der Kultur diente, in einer Zeit, in der 
eine derartige Gedankenrichtung am Platze ſein mochte. In ſeiner 
allem Überſpannten abgeneigten Betrachtungsart erblickte er aller⸗ 
dings die Möglichkeit einer Verwirklichung der Völkerrechtsforderung 
zunächſt nur in der Bildung einer Rechtsgemeinſchaft Europas. 
Mit dieſer jeweiligen zeitlichen und örtlichen Beſchränkung wird 
man daher auch das marxiſtiſche Axiom, die forces propres als 
geſellſchaftliche Kräfte zu erkennen, und ſo „die menſchliche Emanzi⸗ 
pation auch im Verhältnis der Völker zu vollbringen“?, aus Hegel 
- ableiten können. | 
Jene Gedankengänge fcheinen mir daher überhaupt in den 
Prinzipien der deutſchen Philoſophie zu liegen. An ſie hat Marx 
angeknüpft. Seine Philoſophie ſcheint mir indeſſen im ganzen ge⸗ 
nommen keine wertvolle Weiterbildung ihrer Grundſätze zu bedeuten 
da ſie — zwar mit dem Feuer außerordentlicher Überredungskunſt 
vertreten — jedwede gedankliche Klarheit vermiſſen läßt. Dies beweiſt 
die Betrachtung der dornigen Pfade der „Menſchheitsphiloſophie“ 
Hegelſcher Epigonen. 0 
| Ein weiteres Ergebnis der vorſtehenden Ausführungen, ſoweit 
ſie auf den heutigen Stand der Fragen hinzielen, iſt der Nachweis, 
daß an ein Prinzip ſtaatsphiloſophiſchen Denkens urſprünglich die 
Vorſtellung der Marxſchen bürgerlichen Individualiſtenwelt anknüpft 
und aus dieſer wieder die Geltung der ökonomiſchen Geſetze ab⸗ 
geleitet wird. g g 
Der Begriff Wirtſchaft fließt alſo aus einer Kategorie rechts⸗ 
philoſophiſchen Inhaltes. | 
Dies Ergebnis der geſchichtlichen Betrachtung einer Theorie be⸗ 
ſtätigt die bekannte Stammlerſche Anſicht, die, unter Zergliederung 
des Begriffes der Wirtſchaft, es für widerſinnig erklärt, von ökono⸗ \ 
miſchen Formen in Selbſtändigkeit zu reden: Soziale Wirtſchaft ift 
als die Durchführung einer beſtimmten Rechtsordnung zu bewerten. 


I Rechtsphiloſophie § 183, S. 247. 
2 Mehring I, S. 424 (Zur Judenfrage). 
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Die Stellung des Sozialismus zum 
Bankweſen, 


insbeſondere zu den Kreditbanken | . . 


Eine dogmengeſchichtliche Anterſuchung 
Von Dr. Herbert Heimendahl⸗Düſſeldorf 


Inhaltsverzeichnis: Die verſchiedenartigen Anſchauungen des 
Sozialismus über das Bankweſen S. 170. — Aufſuchen der 
Gründe für die Verſchiedenartigkeit der Anſchauungen im 
philoſbphiſchen Stammbaum des Sozialismus ©. 170—174. — 
Aufſuchen der Gründe für die verſchiedenartigen Anſchauungen 
des Sozialismus in der allgemeinen Entwicklung der ſozia⸗ 


liſtiſchen Ideen S. 174226. I. Erſte Epoche: a). Owen S. 178, 


b) Proudhon S. 178, c) Saint⸗Simon S. 180, d) Saint⸗Simon⸗Schule 
S. 181, e) Bankliche Ideen bei einigen weiteren Sozialiſten S. 184. II. Zweite 
Epoche: a) Erſtes Stadium: Marx S. 185, b) Zweites Stadium: Hilfer⸗ 
ding S. 191. III. Dritte Epoche in a drei Stadien S. 207. — 
Schluß S. 226—227. | 


| 


Ver dem Weltkrieg hatte die Zuſammenſtellung een 
und Banken“ etwas Ungewöhnliches an ſich. Der rein kauf⸗ 
männiſch orientierte Beamtenbetrieb, der ſich mit Geld⸗ und Kredit⸗ 


geſchäften befaßte, hatte für den Sozialismus kein ſpontanes Inter⸗ 
eſſe, wie es die industriellen Betriebe mit großen Arbeitermaſſen | 
hatten. | | 


Krieg und Revolution haben hier eine teilweiſe Anderung 
hervorgerufen. Das Zauberwort Sozialiſierung traf auch die Banken: 
Dennoch behielt auch unter den veränderten Umſtänden die Ver⸗ 


8 „Sozialismus und Banken“ ihre Beſonderheit, die ſich am 


4 In der bisherigen ſozialiſtiſchen Literatur Deutſchlands iſt mit einer ge⸗ 
ſchichtlich leicht verſtändlichen, aber der Sache wenig förderlichen Einſeitigkeit 
das Intereſſe auf den Marxismus konzentriert geweſen und die Erörterung 


großenteils auf die Einzellehren von Marx beſchränkt worden. Darum dreht 


ſich dieſe Literatur zum ſehr großen Teile im Kreiſe und nützt wenig bei der 
praktiſchen Löſung der Aufgaben, die die Gegenwart fordert. Es mußte deshalb 
der Verſuch gemacht werden, einmal die Lehre von. Marx ſtärker als bisher in 
die Geſamtentwicklung der ſozialiſtiſchen Ideen einzugliedern und zweitens die 
Stellung des Sozialismus im ganzen zu den verſchiedenen Erſcheinungen und 
Einrichtungen des praktiſchen Wirtſchaftslebens darzulegen. Zu dieſem Zwecke 
ſind eine Reihe vor Unterſuchungen in Vorbereitung. Die erſte wird hiermit der 
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Gründe für die Verſchiedenartigkeit der Anſchauungen im 
philoſoöphiſchen Stammbaum des Sozialismus S. 170—174. — 
Aufſuchen der Gründe für die verſchiedenartigen Anſchauungen 
des Sozialismus in der allgemeinen Entwicklung der ſozia⸗ 


liſtiſchen Ideen S. 174— 226. I. Erſte Epoche: a) Owen S. 178, 


b) Proudhon S. 178, c) Saint⸗Simon S. 180, d) Saint⸗Simon⸗Schule 
S. 181, e) Bankliche Ideen bei einigen weiteren Sozialiſten S. 184. II. Zweite 
Epoche: a) Erſtes Stadium: Marx S. 185, b) Zweites Stadium: Hilfer⸗ 
ding S. 191. III. Dritte Epoche in . drei Stadien S. 207. — 
Schluß 8. 226—227. | | 
Ver dem Weltkrieg hatte die Zuſammenſtellung 8 

und Banken“ etwas Ungewöhnliches an ſich. Der rein kauf⸗ 
männiſch orientierte Beamtenbetrieb, der ſich mit Geld⸗ und Kredit⸗ 
geſchäften befaßte, hatte für den Sozialismus kein ſpontanes Inter⸗ 
eſſe, wie es die induſtriellen Betriebe mit großen Arbeitermaſſen 
hatten. ) 

Krieg und Revolution haben hier eine teilweiſe Anderung 


hervorgerufen. Das Zauberwort Sozialiſierung traf auch die Banken. 


Dennoch behielt auch unter den veränderten Umſtänden die Ver⸗ 
bindung „Sozialismus und Banken“ ihre Beſonderheit, die ſich am 


ee In der bisherigen ſozialiſtiſchen Literatur Deutſchlands iſt mit einer ge- 
ſchichtlich leicht verſtändlichen, aber der Sache wenig förderlichen Einſeitigkeit 
das Intereſſe auf den Marxismus konzentriert geweſen und die Erörterung 


großenteils auf die Einzellehren von Marx beſchränkt worden. Darum dreht 


ſich dieſe Literatur zum ſehr großen Teile im Kreiſe und nützt wenig bei der 
praktiſchen Löſung der Aufgaben, die die Gegenwart fordert. Es mußte deshalb 
der Verſuch gemacht werden, einmal die Lehre von. Marx ſtärker als bisher in 
die Geſamtentwicklung der ſozialiſtiſchen Ideen einzugliedern und zweitens die 
Stellung des Sozialismus im ganzen zu den verſchiedenen Erſcheinungen und 
Einrichtungen des praktiſchen Wirtſchaftslebens darzulegen. Zu dieſem Zwecke 
ſind eine Reihe vor Unterſuchungen in Vorbereitung. Die erſte wird hiermit der 
Sffentlichkeit a Ds Die . 
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beiten i in ‚folgenden Worten des Auſtro⸗ Marxiſten Bauer vokumtenziertz 
„Einmal ſieht der Sozialismus in der Bankenſozialiſierung den 
eigentlichen entſcheidenden Schritt zur Überwindung der kapitali⸗ 
ſtiſchen Anarchie, und doch kann die Bankenſozialiſierung anderſeits 
nicht der Beginn des großen Sozialiſierungswerkes ſein, We 
ſie wird 2 Abſchluß und ſeine ä ſein müſſen !.“ 


Die vercledenarfgen Anſchauungen des Sozialismus 
| | über das Vankweſen Ä 


Sehen wir nun näher zu, wie denn der heutige oder vor⸗ 
i kriegsmäßige Sozialismus die Banken mit ſeinem Weſen erfüllen 
will, ſo finden wir mannigfache Vorſtellungen darüber. Der eine 
ſagt: die Banken müſſen verſtaatlicht werden; der andere ſagt: die 
Banken müſſen vergeſellſchaftet werden; ein dritter will der natur⸗ 


notwendigen Entwicklung ihren Lauf laſſen, welche die Banken ganz 


von ſelbſt zu Herren der Produktion mache; ein vierter ſagt: die 
Banken müſſen überhaupt überflüſſig gemacht werden; ein fünfter 


ſchließlich ſagt, die Banken müſſen zu Zentralorganen 8 ganzen 


Produktion gerad! werden. 


| Aufſuchen der Gründe für die Berſchiedenartigkeit der An⸗ 


| ſchauungen im philoſophiſ chen Stammbaum des Sozialismus 


Bei Betrachtung dieſer verſchiedenen und entgegengefegten 
Meinungen entfteht die Frage: Wie iſt es möglich, daß in einem 
und demſelben Sozialismus, der doch eine einheitliche Weltanſchauung 
ſein will, über einen Gegenſtand ſo viele Meinungen vorhanden 
ſein können? Die Antwort können und werden wir an Hand der 
Wverſchiedenen Epochen des Sozialismus mit ihren Anſchauungen 
über das Bankweſen erhalten. Allein, es läßt ſich auch unabhängig 
davon im voraus ein Fingerzeig geben, wenn wir auf den über⸗ 
geſchichtlichen, ideellen Stammbaum des Sozialismus, den Stamm: 
baum, der in unſerem menſchlichen Weſen wurzelt, zurückgehen. 


— 


Er zeigt uns die Gründe, die dem Sozialismus ſein vielſeitiges 


Gepräge geben. 
Wir finden in der Menf chennatur unter anderem zweierlei Gegen⸗ 
ſätze gegeben vor: einmal die urſprüngliche phänomenale Empfindung 


unſerer individuellen n Perſon, . in Welch auspene Weise 8 


1 O. Bauer, „Der a zum eam. (S. 25 15 u. S. 26 ae; 
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die Empfindung der Gemeinſchaft, in der ſie ſich befindet!; das 
andere Mal den gedanklich erfaßten Gegenſatz von Notwendigkeit 
und Freiheit, von Geſetzmäßigkeit und Willkür oder auch Zufall, — 
das Erſtere als eine Einheit von Gemeintem und Gegebenem er⸗ 
faßt, das Zweite als eine gedankliche Abſtraktion auf Grund an⸗ 
ſchaulicher Weſenszuſammenhänge gegeben. Zu beiden Gegeben⸗ 


heiten weiſt der Sozialismus eine beſondere ihm eigentümliche Stellung 


auf, die von der des Liberalismus und Konſervatismus abweicht. 
Zunächſt die phänomenale Gegebenheit unſerer individuellen 


Peerſon, ſowie der Gemeinſchaft, in der ſie ſich befindet. Dietzel 


hat die beiden menſchlichen Denkprinzipien, die ſich auf dieſer Ge⸗ 


gebenheit aufbauen, am eingehendſten unterſucht und gegenüber⸗ 


j 


geſtellt. Das eine nennt er das Individualprinzip, das andere 
Sozialprinzip. Dem Individualprinzip iſt das Individuum höchſter 
Zweck, es fordert das höchſte Glück der größten Zahl, höchſtmög⸗ 


lichen Anteil des Einzelnen an den Früchten des jeweiligen Kultur⸗ 


zuſtandes. Familie, Geſellſchaft, Staat find ihm nur Mittel für 


die Zwecke des Einzelnen. Es iſt auch ein mehr dynamiſches Prinzip. 
Auf der anderen Seite ſteht das Sozialprinzip, das Prinzip, 
daß das ſoziake Ganze oberſter Zweck iſt, die Individuen nur dienende 


Organe im Leben des ſozialen Ganzen, wie die Gliedmaßen im 


Leben des phyſiſchen Körpers. Es iſt ein mehr ſtatiſches Prinzip. 

Das Individualprinzip wirft dem Sozialprinzip vor, daß die 
bei ihm Herrſchenden im Staate notwendig ihre Macht ausnützen 
und Ungerechtigkeit walten laſſen müßten; das Sozialprinzip ſieht 


im Individualismus immanente Triebe, die Freiheit der Geſellſchaft 


in ihr Gegenteil umſchlagen zu laſſen, während es von ſich be⸗ 
hauptet, göttlichen Urſprungs au ſein und allein die Gerechtigkeit 
zu verbürgen. 

Dietzel meint nun, daß beide Prinzipien unvereinbar ſeien, 
und daß ſich der Menſch für eines von beiden entſcheiden müſſe ?. 


1 Ganz anders Marx: „Erſt durch die Beziehung auf den Menſchen Paul 


als ſeinesgleichen bezieht ſich der Menſch auf ſich ſelbſt als Menſch (aus Nachlaß, 


herausg. von Mehring, Stuttgart 1902 ff. „Heilige Familie“, S. 19, Anm. 18); 
ſiehe ferner Beuno Erdmann, „über den modernen Monismus“, S. 45 ff.; 
M. Scheler, „Kritik zu Plenges 1789 und 1914,“ im A. f. S. S. 602 und 
„Der Formalismus in der Ethik“, S. 540 ff. 

2 Tugan⸗Baranowsky jagt demgegenüber mit Recht: „Da beide 
Prinzipien, das Perſönliche und das Soziale, jeder menſchlichen Geſellſchaft 
eigen ſind, ſo kann ihr Kampf nie mit dem endgültigen Triumph eines von 
ihnen beiden enden.“ 
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Er verkennt, daß es ein Drittes gibt, was dem Individuum und 
dem Ganzen in gleicher Weiſe gerecht wird, ein freies Handeln, 
das ſich ſozial gebunden fühlt. Dies iſt das Ideal, das natürliche 
Ziel, wo doch Individuum und Ganzes unzertrennlich mit uns ver⸗ 
bunden ſind, notwendig in jedem Menſchen miteinander ringen. 
In der gottgebundenen Freiheit des echten Chriſtenmenſchen, der 
ſich auf freiem individuellen Boden doch urſprünglich ſolidar und 
mitverantwortlich zum Nebenmenſchen fühlt, kommt dies Dritte zum 


idealen Ausdruck“. Aber auch der Sozialismus verbindet beide 


Prinzipien in eigener Weiſe. 5 
Liberalismus und Konſervativismus ſehen ihr Ziel einſeitig 


im Individual⸗ bzw. Ssozialprinzip verkörpert. Wenn nun der 


Sozialismus beide Seiten in ſich faßt — und er tut dies —, dann 
liegt der Gedanke nahe, daß er gewiſſermaßen die von Gott ge⸗ 
wollte Ideenrichtung menſchlicher Kultur verkörpert. Doch es fragt 
ſich, ob die Übereinſtimmung von Sozialismus und Ideal nicht mehr 
äußerlich iſt, ob ſich die beiden Seiten nicht vielleicht unharmoniſch 


aneinandergeſtückt im Sozialismus zuſammengefunden haben, ob ſie 


vielleicht in gegenſeitiger Unterordnung anſtatt frei und gleich⸗ 
berechtigt nebeneinander beſtehen. Letzteres iſt in der Tat der Fall, 


denn das Glück des Individuums, ſeine Freiheit und Gleichheit 


ſoll auf dem Wege über das Ganze erreicht werden. Alles Individuelle 
iſt für den Sozialismus gar nicht denkbar ohne das Ganze, und 
doch hatte das Chriſtentum ſchon das harmoniſche Verbundenſein 
von Individuellem und Ganzem längſt vorher gefunden. Die Tat⸗ 
ſache jedenfalls, daß der Sozialismus wie immer auch beide Ge⸗ 
gebenheiten in ſich faßt, macht ihn umfaſſender, vielſeitiger, aufnahme⸗ 
fähiger für die verſchiedenartigſten Elemente und erklärt einen Teil 
der Schwierigkeiten, den Sozialismus auf eine einheitliche, leicht 


greifbare Formel zu bringen. 


Der zweite, dem erſten verwandte Grund, den wir erwähnten, 
war der Gegenſatz, den wir beim gedanklichen Abſtrahieren anſchau— 
licher Geſchehniſſe finden, der Gegenſatz von Notwendigkeit und 


Freiheit, die Frage, wie ſich beide im Weltengeſchehen zueinander 


verhalten. Auch hier haben ſich Liberalismus, Konſervativismus 
und Sozialismus verſchieden zu der Frage geftelt. 


1 „Der: echte Solidaritätsgedanke fteht dem Liberalismus ſchrankenloſer 
freier Konkurrenz durchaus nicht ferner als der prinzipielle Staatsſozialismus.“ 
(M. Scheler, e zu Plenges ‚1789 und 1914 im A. f. S. Bd. 42, 
S. 596.) 
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Der Liberalismus des A. Smith zum Beiſpiel tritt fur freies 
Spiel der wirtſchaftlichen Kräfte mit und gegeneinander ein; er 
meint, daß damit zugleich nach innerer, mechaniſtiſcher Notwendigkeit 
eine Harmonie der Intereſſen ſich herausſtellen werde. Es iſt die 
Lehre der mechaniſtiſchen Marktbeherrſchung. Freie Betätigung 
des Individuums iſt alſo im Grunde Erfüllung einer immanenten 
Notwendigkeit. | 
Ä Beim Konſervativismus fließt die Notwendigkeit aus der Ge 
bundenheit alles Geſchehens an Gott oder deſſen Ausfluß, den Staat. 
Der Monarch, als Stellvertreter Gottes, leitet in notwendiger Ab⸗ 
hängigkeit von ihm die irdiſchen Geſchicke. Aber dieſe Notwendigkeit 
iſt im Grunde die freie Schöpferkraft Gottes, freies, eee ö 
Schaffen des Staates. 
Beim Sozialismus werden wohl Notwendigkeit wie Freiheit 
anders als beim Liberalismus und Konſervativismus aufgefaßt. 
Notwendigkeit iſt bei ihm nicht wie beim Liberalismus ein un⸗ 
beſtimmter Motor der freien menſchlichen Handlung, ſondern ſie wird 
genauer definiert, ſie wird an materielle Vorgänge und ſpäterhin 
Denkvorgänge gebunden. Die Freiheit anderſeits fließt nicht wie 
beim Konſervativismus aus Gott, ſondern ſie iſt rein menſchlich an 
das Ganze der Menſchheit gebunden. Der Sozialismus hat einmal 
die notwendig materiell⸗ökonomiſche Gebundenheit der Menſchheit, 
das andere Mal den freien Eingriff nach einem vernunftgemäßen 
Plan mehr betont. Als Kompromiß entſtand eine dritte Meinung, 
nämlich, daß Eingriff notwendig ſei, wenn die Entwicklung bis zu 
einem gewiſſen Grade gediehen ſei. 

Dieſer Gegenſatz wird recht klar, wenn wir ihn kurz an der 
geschichtlichen Entwicklung des Sozialismus ſpiegeln, die ihn durch 
zwei entgegengeſetzt orientierte Perioden in die heutige dritte hinein⸗ 
geführt hat, die man zum Teil als eine Syntheſe der beiden vorher⸗ 
gehenden Perioden bezeichnen kann. Die erſte Periode iſt eine 
ſolche des freien Eingriffs, ſie iſt voluntariſtiſch orientiert und reicht 
bis zum „kommuniſtiſchen Manifeſt“ von Marx⸗Engels. Im Menſ chen⸗ 
hirn willkürlich entſprungene Ideen will man in die Wirklichkeit 
umſetzen; man will den Sozialismus machen. Die zweite Epoche, 
die man bis zum Aufkommen der Rieſenorganiſationen der Truſte 

und Syndikate, oder weiter ausgedehnt auch bis zum Weltkrieg rechnen 
kann, iſt die Epoche des Evolutionismus; ſie geht zurück auf Marx 
und ſeine Lehrer und charakteriſiert ſich dahin, daß keine naturgemäße 
nnn e werden kann und darf. In der 


Rs 
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dritten Epoche ſehen wir uns im Augenblick ſtehen; man hat 
in ihr auf die konſtruktiven Gedanken der erſten Epoche zurück⸗ 
gegriffen, aber auch den evolutioniſtiſchen Prinzipien der zweiten 
Epoche breiten Raum gelaſſen. Damit iſt ein bis dahin mangelnder 
Ausgleich von Notwendigkeit und Freiheit im Sozialismus erreicht. 
Daß er nicht in der N Weiſe gefunden iſt, wird die Unter⸗ 
ſuchung zeigen. 
| Hiermit haben wir nun auch den zweiten Grund gefunden, 
der es ſo ſchwierig macht, den Sozialismus knapp und eindeutig 
zu umreißen. Auf Grund des aufgefundenen komplizierten ideellen 
Stammbaums des Sozialismus werden wir es verſtehen, daß die 
praktiſchen Tagesforderungen eine verſchiedenartige Stellungnahme 
des Sozialismus geradezu heraufbeſchwören müſſen. Das ſehen 


wir beſonders deutlich auch an der Frage „Sozialismus und Banken“. 


Aufſuchen der Gründe für die Verſchiedenartigkeit der | 
banklichen Anſchauungen des Sozialismus in der all⸗ 
gemeinen Entwicklung der ſozialiſtiſchen Ideen 


Wenn wir nun auf die verſchiedenen Epochen des Sozialismus. 
näher eingehen, ſie in ihren wirtſchaftlichen und geiſtesgeſchichtlichen 


Zuſammenhängen näher beleuchten, um die wechſelnde Stellung⸗ 


nahme des Sozialismus zum Bankweſen verſtändlich zu machen, jo 


finden wir an der Wiege der erſten Epoche Aufklärung und fran— 
zöſiſche Revolution. Zu älteren oder jüngeren Geſchwiſtern hat ſie 


den deutſchen Idealismus und die Organiſationsperiode Napoleons. 
ſowie die beginnende wirtſchaftliche PS im Fabrikweſen 


und = enbahnweſen. 


I. Erſte Epoche 


Die ganze Aufklärung war eine Reaktion gegen die Theologies, 
eine naturaliſtiſche, individualiſtiſche Verſtandeserkenntnis von Natur 


und Menſch geweſen, die mit der Verherrlichung der menſchlichen 
irdiſchen Vernunft zerſetzend gewirkt hatte und in der Revolution 


die Forderung nach Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit gezeitigt hatte. 


Kant rückte nun dieſer Vernunft in ſeiner abſtrakten Art auf den 


Leib. Er beginnt mit der menſchlich beſchränkten Vernunfterkenntnis 
des Einzelindividuums und trennt von ihr, als losgelöſt von aller 


1 Siehe auch Schmoller, Art. „Voltsw. Lehre“ im H. d. St., 3. Aufl., 


Bb. VIII, S. 440 f. 


— 
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menſchlichen Bedingtheit, die reine Vernunft ab. Im ganzen bleibt 
er individuell gebunden; dennoch ſieht er ahnend am Ende des 
Weltengeſchehens ein Friedensreich, einen vollkommenen Staat, in 
dem der Menſch alle ſeine Anlagen, auch De geſellſchaftlichen, ent⸗ 


wickeln kann!. Fichte, Schelling und Hegel? ſteigen nun aus der 
Sphäre der reinen Vernunft wieder, in metaphyſiſcher Reaktion 


gegen Kant, herab zur individuellen Vernunft, zum wirklichen 


Menſchen und ſtellen gleichſam wieder die Verbindungslinie beider 
Reiche her, die bis zur Aufklärung beſtanden hatte. Hegel veran⸗ 
ſchaulicht aber darüber hinaus, wie nunmehr die Zeit der herrſchenden 
Vernunft gekommen ſei, wie das Ich durch eine Geſtaltenfolge all⸗ 
mählich zum Selbſtbewußtſein, zur Vernunft emporgeſtiegen ſei, wie 
es auf dieſe Weiſe erkannt habe, daß es nicht allein für ſich beſteht, 
ſondern ſich in einem organiſchen Ganzen befindet; das Problem 


Vernunft hat ſich jo bei ihm zum Problem „ hiſtoriſches Geiſtes⸗ 


leben“, „vergeſellſchafteter Menſch““ erweitert. Er endet alſo ähnlich 
wie der franzöſiſche Sozialismus bei einem konſtruktiven Ganzen, 
in dem das Einzelindividuum als Glied derſchwindet. 

Vor ihm ſchon hatte Fichte den Menſchen rein als geſellſchaft⸗ 


liches Weſen erfaßt, das ſeine individuelle Beſtimmung allein im 


Zuſammenwirken mit einem Ganzen finden könne. Er erhofft als 


Folge der Gegenwartskämpfe eine Zukunft, die alle Volksglieder zu 
dem als organiſche Einheit gedachten abſoluten Staat zuſammenfaßt, 


in dem alle Kräfte dem Leben der Gattung gewidmet fein ſollen“. 
Somit hatte alſo der Idealismus beim Einzelmenſchen und ſeiner 
Vernunft begonnen und hatte geendet bei einem Ganzen, beim 


Menſchen als Gattungsmenſchen, bei einer organiſchen Konſtruktion. 


Ahnlich war es mit dem wirtſchaftlichen und politiſchen Leben. 
Nach der zerſetzenden Zeit der Aufklärung, die mit kirchlichen und 


ſtändiſchen Vorrechten aufgeräumt hatte, war auch auf dieſem Gebiet 


1 „ deen zur allgemeinen Geſchichte in weltbürgerlicher Mbficht“ (Kants 
Werke, herausg. von Hartenſtein, Lit. 67, 4. Bd.). „Der Menſch hat die 
Neigung, ſich zu vergeſellſchaften“ (S. 146). „Am Menſchen ſollten ſich diejenigen 


Naturanlagen, die auf den Gebrauch ſeiner Vernunft abgezielt ſind, nur in der 
Gattung, nicht aber im Individuum vollſtändig entwickeln! = 144), Ferner 
„S. 148, 154/55% 


2 Bei ihnen heißt die reine Vernunft „Abſolutes Ich“, „Abſolute Iben⸗ 


tität“, „Abſoluter Geiſt“ oder „Selbſtbewußtſein . 


3 Siehe Plenge, „Realiſtiſche Gloſſen“, A. f. ſ. G. u. St., 1911. 3. 31. 
Fichte, „Grundzüge des gegenwärtigen Zeitalters“, 180405 (Fichtes 
ſämtliche Werke, herausg. von J. H. Fichte, Berlin 1846, 7. Bd., S. 35). 
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eine Zeit des Aufbaues gekommen. Auf die Smithſche individua- 
liſtiſche Lehre war die Reaktion in Geſtalt der Romantik und des 
Konſervativismus gefolgt. A. Müllers „Elemente der Staatskunſt“ 
gaben den Auftakt; 5 die Smithſche Lehre als eine 
Okonomie der Sachen, welche die menſchliche Geſellſchaft ähnlich wie 
‚ das römische Reich desorganiſiere. Er tritt, für den Nutzen des 
Ganzen, nicht des Einzelnen, für den ordnenden Staat ein. Haller 
weiſt auf die Naturgemäßheit von Über⸗ und Unterordnung der 
Menſchen hin gegenüber der liberalen Vorſtellung von der natür⸗ 
lichen Freiheit und Gleichheit aller Menſchen. Stahl tritt ein für 
ein gedankenvoll nach ſeinen inneren Zwecken eingerichtetes Gemein⸗ 
weſen, für das Prinzip des organiſchen Lebens der Geſellſchaft, für 
rechtliche, ſittliche und religiöſe Tradition. Die Elemente dieſer 
Staats⸗ und Geſellſchaftsauffaſſung machten ſich geltend in dem 
ſtaatsmänniſchen Wirken Steins, in der teilweiſen Zurücknahme der 
liberalen Geſetzgebung aus dem Zeitalter der Befreiungskriege, in 
der aufkommenden Genoſſenſchaftsbewegung und ſchließlich in der 
Organiſation der Wohlfahrtspflege. Die der Zerſetzung folgende 
Zeit des Aufbaues dokumentiert ſich auch in dem napoleoniſchen 
Reich mit allen ſeinen gewaltigen wirtſchaftlichen Maßnahmen, wie 
Straßenbauten und Kanalbauten uſw. Es ſchloß ſich dann eine Zeit 
anderer großer organiſcher Maßnqhmen im Wirtſchaftsleben, wie 
Eiſenbahnbauten und fabrikmäßiger Großbetriebe an: Maßnahmen, 
die gleichzeitig mit dem franzöſiſchen Sozialismus emporkamen. 

Auf dieſem Boden, parallel mit dieſen geſchwiſterlichen Be⸗ 
ſtrebungen, wuchs nun auch als Reaktion gegen Individualismus 
Rund klaſſiſche individualiſtiſche Nationalökonomie der franzöſiſche 
Sozialismus der erſten Epoche mit ſeinem Streben, die ſoziale Frage 
organiſch zu löſen. Nach dem Chaos der Revolution machte ſich in 
ihm der Drang zur Geſtaltung zum herrſchenden Prinzip. Louis 
Blanc zum Beiſpiel gibt das Schlagwort „Organiſation der Arbeit“ 
aus; man will den Sozialismus machen. Die Verwurzelung im 
Individualismus und in der Aufklärung bleibt dennoch wie beim 
Idealismus genügend erkenntlich im Glauben an die Unüberwind⸗ 
lichkeit der Beweisgründe der Vernunft, im erſtrebten Ziel: Her⸗ 
ſtellung des individuellen Glücks und ſchließlich darin, daß die Löſung 
der ſozialen Frage abſeits vom Staate erſtrebt wird. Es iſt eben 
die Zeit der entſtaatlichten Okonomie. Vom Individualismus wollte 
man nichts wiſſen, aber vom Staate wollte man gleichfalls nichts 
wiſſen, ihm nur eine Nachtwächterrolle überlaſſen. Der Staat ſoll 
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nur gelegentlich Beihilfe leiſten. Als Mittel zum Zweck, d. h. zur 
Löſung der ſozialen Frage, aber wählt man ein Zwiſchenprodukt 
zwiſchen Staat und Individuum, die Geſellſchaft, die mit den Banken 
die Aufgabe löſen ſoll; ſo entſteht die erſte Verbindung des Sozia⸗ 
lismus mit dem Bankweſen. 

Fragen wir nach den Gründen, warum gerade die Banken zum 
Mittel gewählt wurden, ſo laſſen ſich zwei Gründe anführen. Ein⸗ 
mal wirkte das aus dem individuellen Gleichheitsdogma heraus⸗ 
geborene Streben, die Arbeit zum wirklichen Wertmaßſtab aller 
Dinge zu machen und damit eine gerechte Verteilung zu erreichen, 
bei einigen Sozialiſten dahin, Inſtitute zu gründen, welche befugt 
ſein ſollten, die Arbeit abzuſchätzen und mit entſprechend ausgegebenen 
Beſcheinungen gerecht zu entlohnen. Es war das ein Moment, 
welches ſich in mancher Hinſicht gegen die neuaufkommende Zeit 
ſträubte. Die Banken ſollten dem in ſeiner Exiſtenz bedrohten 
Proletariat helfen, die früheren, kleinbürgerlichen, mittelalterlichen 
Zuſtände wieder zurückzuführen. 

Auf der anderen Seite hingegen wollte man mit del Banken 
nicht alte verlorene Zuſtände, ſondern ganz neue, noch nie dageweſene 
beſſere Zuſtände herbeiführen, indem man die Produktion anregte !. 
Der große ideelle Anreger und Befruchter dieſer nachnapoleoniſchen 
Tage iſt der Graf St. Simon. Vom Reichtum plötzlich in die 
Armut gefallen, kam er dazu, die Pſychologie der. Armut zu ſtudieren. 
Die individualiſtiſche Idee der Gleichberechtigung aller Menſchen 
ließ ihn darauf ſinnen, den Armen und Armſten zu helfen. Mit 
Hilfe eines großen wiſſenſchaftlich durchdachten Planes, in deſſen 
Mittelpunkt die Banken ſtehen ſollten, will er durch freie Entfaltung 
aller im Menſchengeſchlecht ſchlummernden geiſtigen Kräfte ein neues 
Gottesreich auf Erden ſchaffen. Die Banken lagen ihm dabei als, 
Mittel zum Zweck ſo nahe, weil ſie in jener Zeit der wachſenden Kredit⸗ 
not eine geſteigerte Bedeutung bekommen hatten, und weil er ſelbſt in 
einem Kreiſe von Bankangehörigen ſeine Freunde und Bekannten hatte. 

Betrachten wir nun dieſe zweifach begründete Verbindung der 
Banken mit dem Sozialismus etwas genauer, ſo ſind es vor allem 


drei Männer, die in dieſem Zuſammenhang von Bedeutung ſind: 


der Engländer Owen und die beiden Franzoſen Proudhon und 
St. Simon, e die Engländer Thompſon 1 John 


1 Es war der durch das Aufkommen der Maſchine Geronsgerifen € ei 
an die unbegrenzte Steigerungsfähigkeit der Produktion. 
Schmollers Jahrbuch XLIV 4. 5 | 12 
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Gray, bie Franzoſen Pequeur, Fourier, Louis Blanc, die Deutſchen 
Rodbertus und Laſſalle mehr ſummariſch erwähnt werden, da ihre 
. in dieſem Zuſammenhange zurücktritt. 


a) Owen 


Zunächſt Owen. 1832 errichtete er feine Labour⸗Erchunge, um, 
ß wie oben hervorgehoben, die Arbeit zum Wertmaßſtab aller Dinge 
machen zu können. Die Banken ſollten die Aöſchäzung vornehmen 


f | und die Arbeit entlohnen. | 
Obwohl ſelbſt Fabrikant, ſtemmt er ſich gegen das induſtrielle 


und beginnende Eiſenbahnfieber ſeiner engliſchen Heimat. Als 
Individualiſt, von Aufklärung und naturrechtlichen Ideen erfüllt, 
will er den Staat allerhöchſtens zur Einführung der von ihm ge: 
planten Geſellſchaftsordnung ausnutzen, um ihn dann hinterher von 


der Bildfläche wieder verſchwinden zu laſſen. Der Sozialtrieb in 


ſeiner Seele ſchließt mit dem Individualtrieb dennoch in der Weiſe 
einen Pakt, daß er föderaliſtiſche, ſich ſelbſt erhaltende kommuniſtiſche 
Gemeinweſen ſchaffen will. Auf dem Wege über dieſe ſoll dem In⸗ 
dividuum geholfen werden. In dieſen Gemeinweſen ſoll die Arbeits⸗ 


zeit zum allgemeinen Wertmaßſtab gemacht werden. 


‚Um dies Programm durchführen zu können, braucht er die er- 
wähnte Labour⸗Exchange, eine Tauſchbank, die eine Art Arbeitsgeld, 
eine Labour⸗Note ausgeben ſoll, welche allen Genoſſenſchafts⸗ 
mitgliedern den wirklichen Wert ihrer Arbeit garantieren ſoll. Als 


Gegenwert nahm die Bank Waren an, die von ihr abgeſetzt werden 


mußten. Mit den Labour⸗Notes konnte der Genoſſe aus den ein⸗ 
gebrachten Warenbeſtänden der Bank beliebig Waren kaufen. 
Dies ganze Bankexperiment mußte mißglücken, weil naturgemäß 
Teilprodukte der ſeinerzeit neu aufkommenden arbeitsteiligen Pro⸗ 
duktionsweiſe, ferner bequem herſtellbare, wenig begehrte Waren und 
Luxuswaren vorzugsweiſe eingebracht wurden, die dann von der 
Bank nicht abgeſetzt werden konnten; es mußte mißglücken, weil alſo 
kein richtiges Verhältnis von ee und nachfrage hergeſtellt 


werden konnte. 


b) Proudhon 
In vielem ähnlich, in manchem anders ſtellt ſich ion zu 
den Banken. Auch er braucht die Banken, um eine Darlehensſumme 
gemäß dem nach Arbeit beſtimmten Preis der produzierten Ware 
feſtſetzen zu können. Aber er will die Banken auch, von St. Simon 
beeinflußt, zur Durchführung eines Organiſationsplanes benutzen. 
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Seiner Herkunft nach iſt er ausgeſprochener Individualiſt. | 


Seinen perſönlichen Gemeinſchaftsgedanken verſucht er mit dem 


Individualgedanken auf folgende Weiſe zu verſöhnen: Die Indivi⸗ 


buen treten zur Wahrung ihrer durch wirtſchaftlche und polttſhe 


Einrichtungen bedrohten Souveränität zu einer auf freiem Vertrage 
beruhenden Gemeinde zuſammen, die alle Arbeitslosigkeit verhindern 
und die Konſumkraft der Maſſen gemäß ihrer Arbeitskraft heben 
ſoll. Dennoch ſoll das Individuum ſtets mehr Recht als dieſe 
société haben und ungebunden ſein. 5 

Als im Jahre 1848 mit der Februar⸗Revolution die meiſten 
Banken liquidieren mußten und der Kredit allgemein erſchüttert 
war, entwirft auch er mit vielen anderen gleichzeitig unter dem Ein⸗ 
fluß St. Simoniſtiſcher Ideen einen großen Organiſationsplan ). 
Seine société will er jetzt zus einer „Société Nationale de la 
banque de Téchange“ ausgeſtalten, mit ihr will er den Kredit in 
großem Stile organiſieren. | 
| Im einzelnen war fein Plan der folgende: Die société ſollte. 
freies Beitrittsrecht gewähren, auch der Staat konnte — ſolange er 
noch exiſtierte — Mitglied werden. Kapital ſollte die Bank nicht 
beſitzen, verdienen ſollte ſie auch nichts, nur ihre Unkoſten mit Kom⸗ | 
miſſionsgebühren decken. 2 
Aufgabe der Bank war es, überall, in allen Zweigen der Produktion 
und des Verkehrs beratend und unterſtützend zu wirken. Sie ſollte 


ferner allen Mitgliedern alles zum Leben Notwendige beſchaffen, alſo 


Produkte, Lebensmittel, Dienſte, Arbeiten; ſie beſorgte Zahlungen 
und Einkaſſierungen; ſie ſollte die Landwirtſchaft organiſieren, Handel 
und Induſtrie, denen es an Abſatz fehlte, zu Hilfe kommen, indem 
ſie zurzeit nicht abſetzbare Produkte abkaufte oder an alle Be⸗ 
dürftigen „erédit gratuit“ gegen Bürgſchaften gab. Die aus⸗ 
gegebenen bonz d’&change glaubt er durch die Waren und Bürg⸗ 
ſchaften wertbeſtändig gemacht zu haben. Die Bank ſollte die 
Produkte dann verwahren, bis ſich ein Käufer fand, oder nach 
einem beſtimmten Termin zugunſten der Produzenten verauktionieren. 
| Die Leitung der Bank follte in den Händen eines von der 


Generalverſammlung gewählten Verwaltungsrates liegen, der durch . 


einen aus allen Zweigen der Produktion und der öffentlichen Dienſt⸗ 
leitung zuſammengeſetzten Aufſichtsrat kontrolliert werden ſollte. 


Dieſer Vorſchlag Proudhons fand nun keinen Beifall. Der. 


| 1 Siehe Lor. v. Ste in, „Sogialismus u Kommunismus s heutigen 
Frankreich.“ en 1848, S. 150 ff. | 12˙ 
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eigene Fauſt zur Gründung der Bank zu ſchreiten. Das Programm 
wurde etwas verändert. Doch kam das Ganze nicht über Anfänge 
hinaus, da er wegen längerer Freiheitsſtrafe vom Unternehmen 
zurücktreten mußte. Erſt in der Pariſer e 1871 tauchte der 
Proudhonſche Plan wieder auf. 

Proudhon hatte feſt an die Durchfuhrbarkett ſeines Planes ge— 
| glaubt. Genau wie Owen bedachte er nicht, daß ſeine auf eventuell 
unliebſamen Waren baſierten bons trotz aller Bürgſchaften nicht 
wertbeſtändig ſein konnten. Die zinsloſe Kreditgabe wäre praktiſch 
nur haltbar geweſen, wenn fie auf ein Minimum eingeſchränkt ge⸗ 


blieben geweſen wäre. Das war ja aber nicht der Zweck des weit⸗ 


. ö 


e) St. Simon | 


Neben Owen und Proudhon iſt nun vor allein St. Simon 
mitſamt feiner Schule anzuführen. Wir wieſen ſchon hin auf den 


18⁰ | | . f Herbert Geimendast = | | [1128 | 
Plan kam nicht zur Ausführung; ſo entſchloß ſich Proudhon, auf 


— 


großen wiſſenſchaftlich durchdachten Organiſationsplan, der die ganze 


Volkswirtſchaft umfaſſen und vor allem der Produktion dienen ſollte 


und in deſſen Mittelpunkt er die. Banken ſtellen wollte. 

1760 geboren, wie Owen und Proudhon ein Kind der Auf: 
klärung und des Individualismus, liegt ihm der Gedanke an eine 
außermenſchliche höhere Macht, ſei es nun eine Gottheit oder der 
Staat, die ausgleichend und fördernd auf die menſchliche Geſellſchaft 
einwirken könne, fern. Er ſelber fühlt ſich als der Heiland der 
Menſchheit. Von ſich aus muß der Menſch in die Geſchicke ein⸗ 
greifen und mit einem großen Organiſationsplan dem Individuum 
wie der Allgemeinheit dienen. Im Gefolge ſolcher Gedanken will 


er eine aufbauende Zeit heraufführen und der Menſchheit eine 


geiſtige Einheit geben. Dieſer Aufbau wird von dem arbeitenden 
Teil der menſchlichen Geſellſchaft — von ihm die „induſtrielle 
Geſellſchaft“ genannt — vollbracht werden. Der Aufbau der menſch— 


lichen Geſellſchaft ſoll ſich jedoch nicht, wie vielfach bei anderen 
Sozialiſten jener Tage, nach einem ſpekulativ erfundenen Plane 


vollziehen, ſondern an vorhandene „germes organiques“ anknüpfen. 
Solche germes organiques aber fiehf er in den Banken. Sie 
haben, meint er, ſhon eine gewiſſe Drganifation der Geſellſchaft 


geſchaffen. 


einzuſehen, wenn man ſeinen Lebensweg verfolgt. Er hatte in 


Wie St. Simon gerade auf die Banken verfiel, iſt leicht | 
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jungen Jahren Necker erlebt; hatte das Gedeihen der Banken bei 
den Transaktionen der franzöſiſchen Revolution geſehen; hatte ſelbſt, 
durch die Revolution arm geworden, mit Unterſtützung ſeines Bankiers 
Peérregeaux in Nationalgütern ſpekuliert, hatte die zunehmende Papier⸗ 
geldwirtſchaft jener Tage mitgemacht, hatte im Jahre VI, als man 
damit umging, die durch die Auflöſung der caisse d’escompte 
1763 entſtandene Lücke auszufüllen, die Gründung einer Bank ge⸗ 
plant, hatte dann 1815 unter Empfehlung der Preußiſchen Pfand⸗ 
briefe ein Agrarbankprojekt vorgebracht; er ſah, wie Lafitte und 
Ternaux mit Krediten die Induſtrie förderten, ſah die führende 
Stellung der großen Bankiers im e Kampfe gegen die 
Reſtauration !. 

Und weiter: der Kreis, in an er verkehrte, ſetzte ſich nn | 
Ingenieuren großenteils aus Bankleuten zuſammen. Enfantin war 
ein Bankkaſſierer und Bankiersſohn. Olindes Rodrigues, der ſpätere 
Chef de l’Industrie, war der Direktor der caisse hypothécaire. 
Mit Lafitte, dem ſpäteren Gründer der caisse Lafifte und mancher 
anderer Banken, verkehrte er geſellſchaftlich. Ferner gehörten zu 
ſeinem Kreiſe die Bankiers Ternaux, Deleſſert, Hottinguer, der 
Bankiersſohn. d'Eichthal, Duveyrier, der Sohn eines Bankaufſichts⸗ 
rats und ſpäterer Herausgeber des „eredit“. Vor allen anderen 
aber zählte er die Brüder Pereire zu einen Bekannten ?. 


So lag es wohl beſonders nahe, daß er auf die Banken als u 


die kommenden Mittelpunkte des weltbeglückenden Syſtems hinwies. 
Die Banken ſollten die Leitung des ganzen Wirtſchaftslebens über⸗ 
nehmens. Als er im Jahre 1825 ſtarb, hatte er jedoch nähere Aus; 
gen über ſeine Pläne nicht hinterlaſſen. 


| q) St. Simon ⸗ Schule 
In einen Jüngern aber lebten die Ideen des Meiſters mit 
unverminderter Kraft fort, ſie lebten um ſo mehr fort, als bald 
die kommenden Revolutionen von 1830 und 1848 bei der Verarmung 
der Privatbanken und der Intereſſeloſigkeit der Bank von Frank⸗ 
reich die Kreditnot aufs äußerſte ſteigerten und ferner beſonders das 
Aufkommen der Eiſenbahnen geradezu eine Revolution im Kapital⸗ 


1 Plenge, „Gründung und Geſchichte des eredit mobilier“. Tübingen 
1903, S. 47. 

2 Ferner Graf Cabarrus, ein Bankdirektor und ſpäterer ſpaniſcher Miniſter, 
mit dem er einen Kanal von Madrid zum Meere plant (Muckle, „Geſchichte d. 
. J.“, S. 4). ii 

3 Siehe „Religion St. Simonienne“. Paris 1831, p. 98 u. 104. u 
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bedarf hervor Die Möglichkeit, Städte d Länder mit Hilfe 
der Eiſenbahn in nahe Verbindung zu bringen, belebte allerſeits 
das Gefühl für große Zuſammenhänge, weckte überſchäumende 
7 Hoffnungen und erweiterte die organiſatoriſchen Pläne und Ideen!. 
Die Banken aber ſollten dieſe Rieſenaufgabe zur Durchführung 
bringen. Als erſter entwarf Enfantin im „Producteur“ 1826 einen 
Plan, 1829 hielt Bazard Vorträge über den Gegenſtand in Paris; 
dann folgten zwei Pläne der Pereire, der ee 1828, der zweite 
als ein mömoire im „Journal de commerce“ vom 6. September 
1830, im Anſchluß an die Julirevolution. Im Jahre 1831 hielt 
Jſaac Pereire, der eine Generalbevollmächtigte. des Pore supreme, 
im Athenäum, dem neuen Verſammlungsraum der St. Simoniſten, 
Vorleſungen über das Thema. 1832 nannte Chevalier, der andere 
Generalbevollmächtigte des Pere supreme, als erforderliche Summe 
für die Durchorganiſierung des ganzen Bankſyſtems die damals 
ganz ungeheuerliche Zahl von 4,5 Milliarden, eine Zahl, die ſo 
recht ein Licht auf die Ausdehnung der Pläne wirft. 
Um ein Bild dieſer Pläne zu geben, mögen die ungefähren 
Ideen Enfantins und Bazards, der beiden Pères suprémes der 
St. Simoniſtiſchen Hierarchie hier folgen: Über das ganze Land 


hin ſollen Banken verteilt werden, die in einem Zentralinſtitut eine 


hierarchiſche Zuſammmenfaſſung finden ſollen. Die geſamten Produk⸗ 
tionswirtſchaften werden der Aufſicht dieſer Zentralbank unterworfen 
werden. Von den einzelnen Zweigbanken über den Bedarf, über 
den Stand der Wirtſchaft, über Arbeiterfragen uſw. genau unter⸗ 
richtet, hält ſie das ökonomiſche Gleichgewicht durch entſprechende 
Zuteilung der Produktionsmittel aufrecht. Die Chefs der verſchiedenen 
Bankabteilungen bilden zuſammen mit einem mehr allgemein⸗theoretiſch 
gebildeten collöge spirituel die Leitung der Bank. „Ces &cono- 
mistes“, ſagt Enfantin, „staient les véritables theoriciens et 


en möme temps les prophètes de l’industrie démontrants 


ou présentants son avenir“ 2. 

Ganz anders nun als dieſe irreellen und phantastischen Pläne 
der beiden Peres suprömes ſahen von vornherein die Gedanken 
der beiden Pas aus. Vor allem Emil Pereire, der von Heine 


1 Siehe ede a. a. O. S. 52. 

2 Siehe Plenge, „Gründung und Geſchichte des crédit mobilier“, Anm. 
S. 133, ſowie Vorleſungen Bazards (herausg. als „La doctrine de St. Simon, 
Exposition“ 1828/29, verwendet bei L. v. Stein, „Sozialismus u. Kommunismus 
des heutigen Frankreichs“. Leipzig 1848, S. 282 ff.). 
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ſogenannte Pontifex maximus der Eiſenbahnen, war als Aus⸗ 
führer der erſten! und mancher nachfolgenden Eiſenbahnen auf 
franzöſiſchem Boden ein durchaus praktiſch geſinnter Kopf. Wenn 
auch ihre erſten Pläne aus den dreißiger Jahren als zu weitgreifend 
zunächſt ohne Ergebnis blieben, ſo konnten ſie doch vieles von ihren 
erſten Ideen ſpäterhin nach der 1848 er Revolution zur Ausführung 
bringen. Auch dieſe ſpätere Gründung, die ſie vornahmen, blieb 
jedoch ganz ein Kind des St. Simonismus . | | 
Was die Not der Zeit zunächſt unter teilweiſer Befruchtung 
durch St. Simoniſtiſche Ideen wirklich zur Ausführung bringen ließ, 
konnte den Anſprüchen der Zeit nicht genügen, um ſo mehr, als 
durch die Revolution von, 1848 der Kredit von neuem ſchwer er⸗ 
ſchüttert wurde und eine große Anzahl der Neugründungen liqui⸗ 
dieren mußte. Dazu kam, daß die Bank von Frankreich zu vor⸗ 
ſichtig beiſeite ſtand und James Rothſchild durch die Revolution 
vollſtändig außer Faſſung geriet und vor allem auch als Orleaniſt 
ſich abſeits zu ſtellen begann ?. | 
In dieſer Not tauchten nun die alten weit ausgreiſenden Pläne der 
St. Simoniſten aus den zwanziger und dreißiger Jahren wieder auf. 
Von Proudhons Plane haben wir ſchon gehört. Rodrigues ließ 
einen Bankplan öffentlich anheften. Vor allem aber griffen nun die 
Pereire ihre alten Pläne wieder auf; ſie wußten, daß eine Eiſen⸗ 
bahnbank jetzt notwendig geworden war. Nur eine Anlagebank 
konnte genügendes und billiges Kapital beſchaffen. Sie fanden ihre 
Unterſtützung an dem dritten Napoleon, dem die ruhmreiche Gründung 
der Bank von Frankreich durch ſeinen Oheim vorſchwebte, und der ſich 
aus dynaſtiſchen Gründen mit den neuaufkeimenden ſozialen Kräften 
verband. So geſchah 1852 die Gründung des „erödit mobilier“, 
des Urquells aller europäiſchen Anlagebanken, ein Erzeugnis des 
St. Simonismus und des Bonapartiſtiſchen Cäſarismus. Bei der 
Gründung hatten die Pereire noch kühne St. Simoniſtiſche Hoff⸗ 
nungen; ſie dachten an eine Aufſaugung der geſamten Volkswirt⸗ 
ſchaft in einer rieſigen Aktiengeſellſchaft, glaubten noch, mit ihr das 
ganze Wirtſchaftsleben organiſieren und harmoniſieren zu können. 
So wurden Rieſenprojekte in Frankreich und im Ausland geplant, 
Eiſenbahnbauten und Bankgründungen in vielen Ländern Europas. 
Auch nach Deutſchland selten die Em: über. Hier hatte 


PParis⸗St. Germain. 
5 2 Plenge, a. a. O. S. 64. 
| 8 Ebenda S. 84 fl. 
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Meviſſen ſchon Anfang 5 dreißiger. Jahre 9 die Heineſchriften 
den St. Simonismus kennengelernt und ſich für ihn begeiſtert. 
Reiſen nach England und Frankreich hatten vereint mit dem St. 
Simonismus ſeine organiſatoriſche Begabung angeregt. Wenn er 
auch nicht unbedingt für eine ſo zentraliſtiſche Regelung zu haben 
war, wie ſie den St. Simoniſten vorſchwebte, ſo dachte er doch an 
eine planmäßige Umgeſtaltung des ganzen rheiniſchen Induſtrie⸗, 
Handels- und Verkehrsweſens und führte ſchon 1848 im Schaafhauſen— 
ſchen Bankverein die Verbindung von Depoſiten⸗ und Gründungs⸗ 
bank durch. Der „orédlit mobilier“ 1852 regte ihn zu weiterem 
Ausbau des neuen Syſtems an. Er gründete mit Oppenheim zu⸗ 
ſammen 1853 die „Bank für Handel und Induſtrie“, deren Aktien 
ſeinerzeit nur an der Pariſer Börſe unter Bermittlung des credit 
mobilier untergebracht werden konnten. 

Wenn ſchljeßlich die zentraliſtiſchen Organiſ ations⸗ nd Harntoni⸗ 
ſierungspläne, die den Pereire bei der Gründung des „credit 
mobilier“ vorſchwebten, in keiner Weiſe zuſtande kamen, wenn weder 
Geſchäftsformen noch Ektragsquellen des wirklichen „erödit mobilier“ 
den kühnen Hoffnungen bei der Gründung entſprachen, ſo kam es 
nicht zum wenigſten daher, daß man die Gegner unterſchätzte und 
die Gefahr des eigenen Weſens nicht erkannte!. Es wurde ge: 
gründet und emittiert, nur um Geld hereinzubekommen und das 
Pariſer Stammhaus zu ſtützen. Die Börſe bemächtigte ſich der 
Aktien des „crédit mobilier“ als . Spietobjene, die 

Bank mußte zuſammenbrechen. 
| So fanden bei aller en die ſie gaben, die St. Simoniſti⸗ 
ſchen Bankpläne auch in dieſer Pereireſchen Form ein böſes Ende, 
das dann von großem Einfluß auf die Stellungnahme des Sozia⸗ 
lismus zum e in der kommenden zweiten Epoche werden 
ſollte. 


e) Bankliche 8 bei ai weiteren Sozialiſten 

Außer den genannten drei hervorragenden ſozialiſtiſchen Denkern, 
Owen, Proudhon und St. Simon, ſpielen in jener erſten Epoche 
auch noch bei einigen anderen Sozialiſten die Banken eine Rolle. 
Die Engländer Thomſon und John Gray bringen ähnliche Bank⸗ 
konſtruktionen wie Owen. Bei den Franzoſen Fourier und Louis 
Blanc vollziehen Magazine, Gemeindekontore bzw. Entrepöts ähn⸗ 
liche Aufgaben wie die Labour-Exchange Owens und die Banque 


1 Siehe Blenge, a. a. O. ©. 108, 109, 117. 
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de l’echange Proudhons. Peécqueur ſieht in den Banken, ähnlich 
wie St. Simon, organiſierende Gebllde, die die ganze . 
Produktion regieren. — 

Der deutſche Rodbertus nennt ſeine Inſtitute, in 1 Waren 


gegen Arbeitsbeſcheinigungen abgeliefert und eingetauſcht werden, 


wiederum Magazine; außerdem denkt er mit Notenemiſſionen die 
Kreditgewährung an Handel, Induſtrie und Eiſenbahnen zu erleichtern. 
Laſſalle ſchließlich dient Notenemiſſion zu 5 
für ſeine Produktivaſſoziationen. 

Die Betrachtung der erſten Periode hat damit ihr: Ende er: 
reicht. Dieſe Epoche hatte ihre Wurzeln im Boden des Individua⸗ 
lismus geſchlagen, hatte dann in Stamm und Krone ſich mit dem 
ſozialiſtiſchen Gemeinſchaftsgedanken vermählt. Ein in ſich ruhendes 
Menſchheitsgebilde, ein Organimus ſollte geſchaffen werden, in dem 
der Einzelne wieder als Teil verſchwinden ſollte. So wirkten in 


dieſer Epoche die beiden großen Menſchheitsprinzipien, das Indivi⸗ 
dual⸗ und das Sozialprinzip. Sie kämpfen miteinander, ergänzen 


ſich einander, ſtreben darnach, ſich zuſammenzufinden und zu durch⸗ 


dringen; das Sozialprinzip gewinnt dabei mit Einſchränkung die 


Herrſchaft. Nur auf dem Weg über ein Ganzes ſcheint das Glück 


des einzelnen Individuums erreichbar. Aber St. Simons und der 
anderen organiſatoriſche Gedanken blieben unreife Kinder, die ſich 
nicht entwickeln konnten. Der freie, allzu freie Eingriff der menſch⸗ 
lichen Vernunft in das Weltengeſchehen war gleichzeitig eine gar zu 
einſeitige Negierung jeder natürlichen (Newton) oder übernatürlichen 


Notwendigkeit. Darum wurde in der folgenden zweiten Epoche die 


| der ſozialen Frage auf einem anderen Wege verſucht. 


1. Die zweite PB | 
a) Erſtes Stadium: Marx 


Die Stellungnahme der zweiten Epoche des Sozialismus zu den 


Banken iſt kurz dahin zuſammenzufaſſen, daß die Banken ihm nicht 
mehr als Mittel dienen, um ihr ſoziales Endziel zu erreichen, ſondern 
daß ſie im Zuſammenhang mit allen anderen geiſtigen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Erſcheinungen als Faktoren des Wirtſchaftslebens hin⸗ 
genommen werden, an denen ſich eine geſetzmäßige notwendige Ent⸗ 
wicklung mit dem Endergebnis Sozialismus vollzieht. ö 

Da entſteht zunächſt wieder die Aufgabe, nach der Herkunft 


der neuen Ideen, u der ideellen Verknüpfung der neuen Epoche 
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zu fragen. Weil Marx ihr eigentlicher alleiniger Inſpirator ift, 
ſpezialiſiert ſich die Aufgabe dahin, Marx' Entwicklungsgang zu be⸗ 
leuchten. Wir können bei ihm eine geiſtesgeſchichtlich, wirtſchafts⸗ 
geſchichtlich und perſönlich bedingte Einſtellung den Tatſachen des 
Lebens, mithin den Banken gegenüber verfolgen. Zunächſt die 
geiſtesgeſchichtliche Bedingtheit: | | 

Mannigfache Perſonen und Faktoren find es, die in dieſer Be⸗ 
ziehung auf Marx einwirken. Vor allem Hegel, deſſen hiſtoriſche 
Geſetzesmäßigkeit Marx adoptierte. Die Völker, ſo lehrte Hegel, 


ſteigen auf in geſetzmäßiger Geſtaltenfolge bis zur Herrſchaft der 


ſelbſtbewußten Vernunft. Was wirklich ſei, das ſei dann auch von 
der höheren, über den Dingen ſtehenden Vernunft jo gewollt“. Der 
Menſch könne nun dieſe innere Geſetzmäßigkeit alles Geſchehens intuitiv 
erkennen. Dies das eine, was Marx von Hegel übernimmt. Es 
wird ſpäterhin ergänzt und erweitert durch Elemente, die er von 
Comte übernimmt, nämlich die Möglichkeit der Zukunftsprognoſe?. 
So kann Marx ſpäter verkünden, daß eine Geſellſchaftsform erſt ge⸗ 
boren werden kann, wenn fie im Schoße der alten ſchon heran⸗ 
gereift iſt, daß man die Zukunft wiſſenſchaftlich vorausſehen und die 
Elemente zu ihrer Entwicklung freilegen könne, auf dieſe Weiſe den 


Fortſchritt erleichtern könne. Das Notwendige, Geſetzmäßige der 


Entwicklung war ihm zum Bedürfnis geworden, das auch ſtets neue 
Nahrung fand durch das klägliche Scheitern aller voluntariſtiſchen 
Organiſationsverſuche jener Zeit bis zum „erédit mobilier“ hin. 
Die Anerkennung der Geſetzmäßigkeit if nicht das einzige, was 


Marx von Hegel übernimmt. An Hegel entzündet ſich auch ſein 


Gefühl für das Ganze, das Allgemeine; denn für Hegel erhielt 
alles Individuelle ſeine Berechtigung erſt vom Allgemeinen aus. 
Das Ganze drückt ſich ſpäterhin bei Marx allerdings nicht wie bei 
Hegel im Staate aus, ſondern in der proletariſchen Geſellſchaft“. 
| Wenn Marx nun die Vernunftſpekulationen Hegels, die gegen: 

über Kant N 8 a en zur Wirklichkeit bedeuteten, 


N a Alſo Einheit von Vernunft und Biologifiem Sein, etwas Menſchlich⸗ 
Übermenſchliches, alſo Metaphyſiſches. 

2 „savoir pour prévoir“. 

3 Marx: „Erſt wenn der wirkliche individuelle Menſch Gattungsweſen 
geworden iſt, erſt wenn der Menſch ſeine forces propres als geſellſchaftliche Kräfte 
erkannt und organifiert hat, erſt dann iſt die menſchliche Organiſation voll⸗ 
bracht.“ (Aus Marx, „Heilige Familie“, im Nachlaß zitiert bei e 
in dieſem Jahrbuch 1919, S. 1009.) 
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dennoch nicht mitmachte, ſo geſchah es einmal, weil er Hegel gleich 
als einer der Junghegelianer in ſich aufgenommen hatte, welche die 
ganze Bewußtſeinsbildung allein diesſeitig verſtanden. Feuerbach 
und das zeitgeſchichtliche naturwiſſenſchaftliche Bewußtſein taten dabei 
das ihrige. Vor allem aber geſchah es auch unter dem Einfluffe . 
von Lorenz von Stein, der franzöſiſchen Sozialiſten und Friedrich 
Engels. Der kontemplative Philoſoph wurde zum Nachfühler und 
Geſtalter der Wirklichkeit, der den ſozialen Zuſtänden ſeiner Zeit 


auf den Grund ging und ſich an den wirklichen Menſchen, das 


Leben klammerte. Engels gibt ihm dabei den tiefen Einblick in die 
Zeittendenzen, indem er ihn mit der Lage der engliſchen Induſtrie 
und ihrer Arbeiterſchaft eingehend vertraut machte. So wurde er 
zum Sszialiſten. | 
Jedoch das Neue, das in dem Streben von der Vernunft weg 
zur Wirklichkeit lag, ließ ihn unter dem indirekten Einfluß der 
mechaniſtiſchen Naturauffaſſung Newtons, die auf dem Wege über die 
franzöſiſchen Mathematiker (wie d'Alembert) in den dreißiger Jahren 
von neuem nach Deutſchland gedrungen war, über das Ziel hinaus. 
ſchießen. So wurde Marx durch Anwendung der naturwiſſenſchaft⸗ 
lichen Methode auf die Geſchichte zum Materialiſten. Er verengerte 
und vereinfachte damit das menſchliche Bewußtſeinsleben in un⸗ 
gebührlicher Weiſe, erfüllte allerdings durch die Materialiſierung der 
Hegelſchen Geſetzmäßigkeit „die hiſtoriſche Miſſion, ein bisher un⸗ 
zureichend gewürdigtes Gebiet hiſtoriſcher Kulturleiſtungen in die 
Aufgaben der Geſchichtsforſchung einzuordnen“! 2. 
Als Folgen aller dieſer Einflüſſe ergab ſich nun, daß alle Be⸗ 
ſchäftigung mit Organiſationsgedanken im St. Simoniſtiſchen Sinne 
gleichſam in die Zukunft verſchoben wird. Wenn die Entwicklung 
einmal ſo weit fortgeſchritten ſein wird, dann werden ſich auch die 
Organiſationsgedanken im menſchlichen Bewußtſein ſo weit entwickelt 


haben, daß ſie ſich im Augenblick des proletariſchen Sieges ganz von 


ſelbſt Geltung verſchaffen und die Geſellſchaft nach vorher beſtimmtem 
Plan organiſch umgeſtalten. Den Staat ſtrich Marx dabei nicht aus 
dem Lexikon der zukünftigen Gejellihaft?*, wie es die utopiſchen 


1 Siehe Erdmann, in diefem Jahrbuch 1907, S. 972/73. 

Mit der Materialiſierung verbaute er nebenbei dem Sozialismus reiche 
Entwicklungsmöglichkeiten, die ihm in Verbindung mit dem Chriſtentum geöffnet 
geblieben wären. Die Darwinſche Entwicklungstheorie wurde ſpäter als ſchein⸗ 
bare Beſtätigung der ökonomiſchen Geſchichtsauffaſſung mit Freuden ergriffen. 

s Ahnlich Jellinek, „Recht des modernen Staates“, S. 81 ff. 

4 „Marxismus, Krieg und Internationale“, Stuttgart 1917, S. 28. 
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Sozialiſten getan hatten. Er konnte das, weil er in ihm keinen feſten 
Kriſtall erblickte, ſondern der Anſicht war, daß jede Epoche ihren ihr 
zukommenden Staat habe. Zukünftige proletariſche Geſellſchaft und 
der Staat: fallen für ihn vollkommen zuſammen. Sein Drang zum 
Allgemeinen konnte alſo den gegenwärtigen Staat nicht als Inhalt 
erhalten. Der ſtark verengerte Geſellſchaftsbegriff der proletariſchen 
Klaſſe wurde ihm, dem Sozialiſten, zum Inhalt ſeines Strebens. 
Der Drang zur Wirklichkeit, zur Tat aber ließ in ihm die neue 
Taktik des Klaſſenkampfes reifen !. 
Damit hat ſich das Bild der Marrſchen Gedankenwelt gerundet. 
| Vergleichen wir es noch einmal mit dem der erſten Epoche, ſo ergibt 
ſich, daß die wichtigſten Unterſchiede methodiſcher Art ſind. An Stelle 
einer frühreifen, ohne Zuſammenhang mit dem realen Leben ſtehenden 
Organiſationsidee, die der menſchliche Wille in die Wirklichkeit um⸗ 
ſetzen wollte, tritt die Idee der geſetzmäßigen, materiell⸗ökonomiſch 
bedingten Weiterentwicklung der menſchlichen Geſellſchaft. Hier Not⸗ 
wendigkeit — dort Freiheit! An die Stelle des Glaubens an die 
Mächt der Vernunft, der Überzeugungsmöglichkeit, ſowie einer ſich 
unterſchiedslos an alle Klaſſen wendenden Propaganda tritt der 
Klaſſenkampf ?. — Das Zuſammenfallen von Geſellſchaft und Staat 
gibt ihm die Möglichkeit, im kommuniſtiſchen Manifeſt die Ver⸗ 
ſtaatlichung ee Bunde, e auch der Banken, 
au fordern. 8 
Das Ziel beider Epochen ! war das gleiche. Marx wollte, wie 
es im kommuniſtiſchen Manifeſt heißt: „eine Aſſoziation, worin die 
freie Entwicklung eines jeden die Bedingung für die freie Entwicklung 
aller iſt“, eine Verknüpfung des Sozialprinzips mit dem Individual⸗ 
prinzip, den freien gleichberechtigten Menſchen in einem planvoll 
gegliederten höheren Verbande. Aber die frühreife Überſpannung 


des Sozialgedankens, des Organiſationsgedankens eines Hegel und 


St. Simon löſte in Marx jene neue, mehr individualiſtiſche Methode 
der geſetzmäßig vor ſich gehenden Entwicklung aus, die allerdings 
8 für die Zukunft ein orzaniſatoriſches Ganze vorausja, 


BEE Krieg und Ane le Stuttgart 1917, S. 28. 

2 Die St. Simoniſten hatten die Klaſſenkampflehre bereits für die Ver⸗ 
gangenheit formuliert, hatten aber aus ihr infolge ihrer religiöfen Überzeugung 
keine Schlüſſe gezogen. Erſt der Chartismus hatte die Lehre praktiſch der Welt 
vor Augen geführt. Er war die erſte elementare Volksmaſſen⸗ und Klaſſen⸗ 
bewegung geweſen. Marx nimmt die Lehre auf und gibt im eee 

„Manifeſt ihre theoretiſche Begründung. l 
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Neben dieſen in der Hauptſache geiſtesgeſchichtlichen Einflüſſen 
wirkte auf Marx eine wirtſchaftliche Tatſache. Mit dem „eredit 
mobilier“ war dem kontinentalen Bankweſen ein ungeheurer Anftoß 
gegeben worden. Eine empfindliche Lücke, die bis dahin, d. h. ſolange 
nur Noten⸗ und Girobanken beſtanden, das Kreditweſen zu ver⸗ 
zeichnen gehabt hatte, war mit ihm und den Gründungen, die von 
ihm ausgingen, ausgefüllt. Somit mußten die Banken notwendig 
mehr oder weniger in dem Ideenkreis der damaligen Zeit wieder 
etwas in den Hintergrund treten. Die mit Hilfe der Banken ein⸗ 
ſetzende induſtrielle Entwicklung tritt in den Vordergrund von 


Marx' Intereſſe. 


8 Schließlich iſt noch auf eine Tatſache mehr perſönlicher Art 
hinzuweiſen. Marx kam im Jahre 1849 nach England, wo die 
Bankentwicklung in ganz anderen Bahnen vor ſich ging als auf 
dem Kontinent. Die dortigen, auf geringem Eigenkapital und enormen 
Summen fremder Gelder baſierten Depoſitenbanken waren unfähig 
zur Gewährung riſikoreicher Kredite. So hatte das ganze Gründungs⸗ 

weſen dort einen anderen Charakter. Marx verlor daher etwas die 
Fühlung mit dem Teil des Bankweſens, der auf dem ganzen Kontinent 
das Charakteriſtikum der neuen Epoche werden ſollte. Der „credit 
mobilier“, meint er ganz vom Standpunkt des ſtolzen Engländers 
aus, habe nur in einem Lande wie Frankreich vorherrſchend werden 


8 können, wo weder das 5 noch die große Induſtrie zur 


modernen Höhe entwickelt ſei !. Er ſieht alſo auf die franzöſiſche 
Entwicklung als auf etwas herab, was noch in den Kinderſchuhen 
ſteckt und nur lokale Bedeutung hat, deshalb der näheren Unter⸗ 
ſuchung nicht wert iſt. Die Bank von England iſt vor allem das 
Inſtitut, an dem er ſich banklich orientiert, ſoweit die Banken ihn 
überhaupt neben der Induſtrie Intereiiteten. Um fo erftaunlicher 
iſt es allerdings, daß er dennoch einige vorausahnende Bemerkungen 
über die Bankentwicklung N an die ſpäterhin dann Hilferding 
anknüpfen kann?. ä 
| Nach Berückſichtigung all dieſer geiſtesgeſchichtlichen, wirtſchafts⸗ 
geſchichtlichen und perſönlichen Tatſachen, die auf Marx einwirkten, 
wird die obige Feſtſtellung verſtändlich erſcheinen, daß nun in dieſer 
zweiten Epoche die Banken nicht mehr als ein Mittel verwandt 
werden, um ein ſoziales ee zu erreichen, ſondern daß ſie, ſo 


1 Kapital Bd. III, S. 145. 
2 Siehe S. 190. 


2 
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wie ſie ſind, als notwendig hingenommen werden, als Faktoren des 
Wirtſchaftslebens, an denen ſich eine geſetzmäßige Entwicklung mit 
dem Endergebnis Sozialismus vollzieht. Das muß ſich nun auch 
zeigen an den ſpeziellen Ideen, die Marx bezüglich der Banken ent⸗ 
wickelt hat. 

Gegenüber der Tätigkeit der Banken in der geſchichtlichen Ver⸗ 
gangenheit, die Marx mit einfacher Wucherei! bezeichnet, ſieht er 
gemäß ſeinen Anſchauungen von geſetzmäßiger Entwicklung in den 
nunmehrigen Zuſtänden > Bankweſens einen Fortſchritt, der zu 
bejahen iſt. 

Ihre Wirkung auf das Wirtſchaftsleben bezeichnet ſich nach 
Marx dahin, daß ſie mit dem Kredit eine ungeheure Ausdehnung 
der Produktion und der Konzentration ? ermöglichen. Es liegt im 
Weſen des Kredits, wie Marx meint, daß er zu einer Überproduktion 


i ae 
: — e 


führt, er verurſacht alſo und beſchleunigt die Kriſen 2. Es iſt ſeine 


hiſtoriſche Aufgabe, die alte Produktionsform aufzulöſen, die materiellen 
. Unterlagen der neuen gejellihaftlihen Produktionsform zu ſchaffen. 
Die Kapitalverteilung hat durch den 88 N einen geſellſchaft— 


2 lichen Charakter bekommen. 


Die Kapitalzentraliſation gibt den Banken Macht, in die Pro⸗ 
duktion einzugreifen“ “, denn „je größer die Störungen, um fo größeres 
Geldkapital muß der induſtrielle Kapitaliſt beſitzen, um die Aus⸗ 
gleichung abwarten zu können“ 5. „Das Bankſyſtem iſt das künſt⸗ 
lichſte und ausgebildetſte Produkt, wozu es die kapitaliſtiſche Pro⸗ 


duktionsweiſe überhaupt bringt. Daher die Macht der Banken über 


Handel und Induſtrie ...“, womit formell die private Produktions⸗ 
weiſe ſchon aufgehoben iſt. Die Peels⸗Akte von 1848 erſcheint Marx 
ein Zeichen wachſender Bankenmacht. 


Da das derzeitige Bankſyſtem mit dem Monopol der Produktions⸗ | 


mittel in den Händen der Kapitaliſten notwendig verbunden iſt, wird 
es von Marx im Hinblick auf die Zukunft verneint. Mit dem Wegfall 


dieſes Monopols fallt aber das ganze Bankſyſtem fort. In einem | 


planvoll geregelten, alle Ausbeutung hindernden ſozialen Ganzen 
aber hat der Kredit „keinen Sinn“ mehr 8. 


1 Siehe „Kapital“, Bd. III, S. 182 fl. u. 151. 

2 Die Konzentrationsidee bleibt bei Marx ganz allgemein gefaßt 

8 Siehe „Kapital“, Bd. III“, S. 428. “ Ebenda Bd. III 2, ©. 84. 
5 Ebenda Bd. II, S. 84. Ebenda Bd. III 2, S. 146. 
7 Ebenda Bd. III 2, S. 147. 8 Ebenda Bd. III I, ©. 429. 
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b) Zweites Stadium: Hilferding 


Soweit der erſte Teil der zweiten Periode: Marx' Gedanken 
über die Banken; fie ſollten nun, wie oben geſagt, ihre Fortſetzung 


finden durch Hilferding, deſſen „Finanzkapital“ 1909/10 erſchien. Ein 
breiter Zwiſchenraum lag alſo zwiſchen den letzten Schaffensjahren 
von Marx und dieſem Spätling ſeiner Schule, faſt 40 Jahre. Was 


war in der Zwiſchenzeit alles geſchehen, ung wie weit hat es Ein⸗ ; 


fluß auf Hilferding gehabt? 

Zunächſt die geiſtesgeſchichtlichen Tatſachen: Wie der Materialis⸗ 
mus eine Reaktion gegen die Metaphyſik war, ſo bahnte ſich als 
Reaktion gegen den Materialismus in den 60 er Jahren eine Neu⸗ 
belebung von Kant an, die bis in unſere Tage reicht. Schopen⸗ 
hauer wies zuerſt auf ihn hin, dann F. A. Lange, dann die Marburger 
Philoſophenſchule. Kant hatte hervorgehoben, daß ſich das menſch⸗ 
liche Denken auf allgemeingültige Formen des Denkens beziehe, es 


beſtehe eine unbedingte Notwendigkeit und ſtrenge Allgemeinheit der 
Vernunftprinzipien, eine reine, von aller Realität losgelöſte Ver⸗ 
nunft, die über alle Erfahrungen hinausgehe und durch keine Er⸗ 
fahrungen begründbar ſei, die dennoch unſerem Bewußtſein zugäng⸗ 
lich ſei, alſo nichts Metaphyſiſches an ſich habe. Alle Beziehungen 


auf Gegenſtände entſprängen dieſen aprioriſchen Denkformen. Dieſe 


Denkformen — das „Bewußtſein überhaupt — find für ihn der 


übergreifende Zuſammenhang, in dem alle Gegenſtändlichkeit ge⸗ 
dacht wird. Sie machen die Erfahrungserkenntnis erſt möglich. 
Dieſe kauſale Verknüpfung unſerer Erfahrungserkenntniſſe mit den 
aprioriſchen Denkformen iſt für Kant eine Notwendigkeit, darin be⸗ 
ſteht die Geſetzmäßigkeit des Denkens. f 

Dieſe regrejfiv tranſzendentale Methode hatte Kant auf allen 
Gebieten mit Ausnahme des Gebiets der Ethik, des kategoriſchen 
Imperativs angewandt, auf welchem die nur durch ſich ſelbſt be⸗ 


ſtimmte Freiheit, die aber gleichzeitig mit einem allgemeinen Geſetz 


zuſammenfällt (Kauſalität aus Freiheit), als Poſtulat der praktiſchen 
Vernunft, als Glaubenspoſtulat herrſcht !. 


Die Marburger Philoſophenſchule hielt ſich nun an die theo⸗ 


retiſche Seite des Kantiſchen Syſtems. Sie übernahm die Kantiſche 


— 


1 „Handle 5 Maximen, die ſich ſelbſt zugleich als allgemein Natur⸗ 


geſetze zum Gegenſtand haben können“ (aus Grundleg. d. Metaphyſ. d. S., 


Kants Werke, herausg. von d. 5 Akad. d. W., an 1911, Bd. . 
S. 421 u. 434). | 


11 


192 zu Herbert Heimendaht - . [1140 
Methode, wandte nah nur konſequenter 180 als Kant ſelbſt an. 
Nur das reine Denken kann nach Cohen wahres Sein erzeugen. 
In allen Kulturtaten muß die ratio als Geſetzesgrund aufzuzeigen 
ſein; alles Sein, ſelbſt die Ethik, wird in eine Bewegung des 
Denkens aufgelöſt und von der Logik umſpannt. „Nicht unmittelbar 


j läßt ſich dem Unmittelbaren des ſeeliſchen Erlebniſſes beikommen !.“ 


Von anderer Seite war auf Kants praktiſche Vernunft oder 


auf beide Teile ſeines Syſtems zurückgegriffen worden. — Dieſe 


ganze Neubelebung von Kant ſollte auch auf den Sozialismus ſeine 
Wirkung ausüben. 

Mit Bezug auf die wirtſchaftsgeſ chichtlichen Tatſachen der Zwiſchen⸗ 
zeit waren große Umwälzungen zu verzeichnen. Seit der Reichsgründung, 
die mit dem Erlahmen von Marx Schaffenskraft zuſammenfiel, hatte 
eine gewaltige Entwicklung eingeſetzt, die Kreditbedürfniſſe waren 
allſeitig ſtark geſtiegen, ſo des Staates, der Städte, des noch zunächſt 
privaten Eiſenbahnweſens, der Montaninduſtrie und aller mit ihr 
im Zuſammenhang ſtehenden Branchen — beſonders ſeit Einſetzen 
der Schutzzollpolitik im Jahre 1879. Dadurch war für die Banken 


die Notwendigkeit entſtanden, fremde Kapitalien (Depoſiten) in großem 


Maßſtabe heranzuziehen. Seit Mitte der neunziger Jahre war die Ent⸗ 


wicklung der Induſtrie geradezu ſtürmiſch geweſen. Unter der Agide . 
des Kohlenſyndikates und, angeregt durch techniſche Erfindungen 


auf dem Gebiete der Glettrigität, reckte ſich die Induſtrie gewaltig 
empor und ſchloß ſich in Syndikaten zwecks Konkurrenzregelung 
zuſammen. Die Banken ſahen ſich immer mehr zu einer plan⸗ 


mäßigen Induſtriepolitik gezwungen. Sie tauſchten mit der Induſtrie 


gegenſeitig Delegationen aus und gingen zu immer ſtärkerer Kon⸗ 


zentration über, um dem wachſenden Kapitalbedarf Genüge zu leiſten 


und nicht unter dem ſteigenden Riſiko zuſammenzubrechen. 
So war die Induſtrie allmählich mit tätiger Unterſtützung der 
Banken zum Hauptarbeitgeber in Deutſchland geworden, hatte es 


ermöglicht, daß die Bevölkerung fo rapide anwachſen und ſich mit 


Kleidung und Nahrung verſorgen, Wohlſtand erwerben konnte. 
Dieſe ſtarke Anteilnahme der Banken an der ganzen Ent⸗ 
wicklung macht es verſtändlich, daß dieſe nunmehr innerhalb und 
außerhalb des Sozialismus wieder an, Intereſſe gewannen. 
Jedoch auch Landwirtſchaft, Handel und Verkehr hatten ſich 
gewaltig gehoben. e drohte die ſteigende e die 


1 So Natorp if „Kant und bie Marburger Schule”, Berlin 1912, ©. 6. 
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ſteigenden Not⸗ und Wohlſtandsbedürfniſſe uns immer abhängiger 
vom ausländiſchen Rohſtoff⸗ und Nahrungsmittelbezug zu machen. 
Da empfand es der geſunde, ſeiner Kraft und ſeines guten 
Glaubens bewußte. Deutſche als unerträglich, in Produktion und 
Bezug van Rohſtoffen nur auf fremde Hilfe angewieſen zu ſein. 
Deutſchland wollte als Gleicher unter Gleichen ſeine Miſſion in der 
Welt erfüllen, darum warf es das „Suum cuique“ als den Ge⸗ 
danken in die Welt, den ihr Deutſchland zu geben hatte, es ver⸗ 
langte ihn in der Geſtalt der „offenen Tür“ für ſich und alle 
anderen 1. So war es auch dazu gekommen, Kolonien zu erwerben, 
in ihnen Rohſtoffe zu produzieren und ſich in Handel und Verkehr 
von übermächtigen Konkurrenten immer unabhängiger zu machen. 
Induſtrie, Handel, Banken und Verkehr waren die Träger der 
neuen Ideen geworden, und der Staat bot hilfreich ſeine Hand dazu, 
wie er der ſtürmiſchen Entwicklung die Wege ſchon von Anfang an 
geebnet hatte. Nach Losſagung von den Ideen des ſchrankenlos 
fi): auslebenden Liberalismus und des freien Kräfteſpiels war er 
mit der Schutzzollpolitik zum Schutz der Schwachen übergegangen, 
auf welchem Gebiete auch immer ein Schwacher ſeines ſtarken Armes 
bedurfte. So hatte er die Vorausſetzungen zu dem glänzenden 
Aufſtieg geſchaffen, ſo lieferte er auch den neuen Ideen ſeinen 
ſtützenden Arm und machte Deutſchland ſtark und geachtet in der 
Weltorganiſation, indem er den Trägern des deutſchen Gedankens 
behilflich war, ſich die nötige Ellenbogenfreiheit, die der harmoniſchen 
Ausbildung aller menſchlichen Eigenſchaften und dem Rahmen 88 
suum cuique entſprach, zu verſchaffen. | 
Auf Grund dieſes ſtarken wirtſchaftlichen Aufſchwungs auf faſt 
alen Gebieten und faſt aller Klaſſen, der ſo wenig mit den Marx⸗ 
ſchen Theorien zuſammenſtimmte, hatte ſich in einem Teil der 
Arbeiterſchaft eine ſtarke Unzufriedenheit mit dem ganzen Marxismus 
und ſeiner orthodoxen Vertretung durch Kautsky entwickelt, genährt 
durch das ſpäte Erſcheinen der nachfolgenden Bände des „Kapitals“ 2, 
in den Jahren 1885 bzw. 1894. Der Marxismus erſchien von der 
Wirklichkeit überrumpelt. Auch kam die gar zu einſeitige Betonung 
des Materiell⸗Okonomiſchen dem Bildungsdrang der gehobenen Arbeiter⸗ 
ſchichten nicht mehr genügend entgegen. Aus alledem zog Bernſtein 


— — 


1 Daß der Gedanke vor und im Kriege nicht rein genug in Erſcheinung ö 


getreten war, war unſere tragiſche Schuld, die die Nemeſis zur Folge hatte. et 


2 Siehe Eckſtein, „Der Marxismus in der Praxis“, S. 112. 3 
Schmollers Jahrbuch XLIV 4. — 13 
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die Schlüſſe und griff nicht nur die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung 
und die Wertlehre von Marx an, ſondern auch die einzelnen wirt⸗ 
ſchaftlichen Theorien: die Konzentrationstheorie, die Akkumulations⸗ 
theorie, die Verelendungstheorie, die Kriſen⸗ und Zuſammenbruchs⸗ 


theorie und ſchließlich die Klaſſenkampftheorie. Die Regierung 


bedürfe neuerdings der Arbeiterpartei, um ihre Wünſche gegen Inter⸗ 


eſſenten durchſetzen zu können. Der Gedanke der Gemeinhaftung, 


der Verſtaatlichung, der halböffentlichen Betriebe ſei im Wachſen 
begriffen, und an eine revolutionäre Erhebung ſei überhaupt nicht 
zu denken. 

Gegenüber der materialiſtiſ chen Geſchichtsauffaſſung ſtimmt Bern⸗ 
ſtein in den Ruf „Zurück auf Kant“ ein und betont die Tatſache 


der freien menſchlichen Willenstätigkeit. Dieſe Tatſache, ſagt er, 


ſchließe die Möglichkeit aus, über gewiſſe allgemeine Sätze hinaus 
geſchichtliche Entwicklung vorher zu beſtimmen. Die moderne Gejell- 
ſchaft ſei reicher geworden an Ideologie, die nicht von der Okonomie 
beſtimmt ſei. Auch Marx und Engels ſei ſpäterhin das Verſtändnis 
für dieſe Tatſache gekommen. Deswegen ſei ein immer größerer 
Teil des Lebens der Notwendigkeit entzogen, es ſei immer größere 


Leitung der Okonomie entſtanden, Sozialismus ſei daher „keine 


reine Wiſſenſchaft, ſondern Tendenz“, weil ſich das Charakteriſtiſche 
an ihr, die kommende Geſellſchaftsordnung, der wiſſenſchaftlichen 
Feſtſtellung entziehe. 


Damit waren die Grundlagen des Marxismus erſchüttert. Die 


Folge war, daß ſich in Wien eine Reihe von Marranhängern 


zuſammentat, um in „Marx⸗Studien“ die Lehren des Meiſters von 


neuem zu begründen und zu vertiefen. Wien brachte jo eine Nach: 
blüte des Marxismus. Man will dem marxiſtiſchen Geiſte getreu 
ſeine Dogmatik erneuern, den vollen Inhalt aus den Lehren heraus— 
holen, ſie gleichzeitig in den lebendigen Zuſammenhang des geſamten 


modernen Geiſteslebens (Okonomie, Philoſophie, Recht) ſtellen. Man 


will ihn fo erweiſen als eine logiſche, objektive, vorurteilsfreie 
Wiſſenſchaft, die den Sozialismus zur einfachen Konſequenz habe!. 

Bei ſolchen Zielen mußten die Auſtromarxiſten ſich auch mit 
Kant auseinanderſetzen, der wiederum ſo hoch im Kurſe ſtand. Die 
Arbeit wurde ihnen erleichtert durch bloßes Zurückgreifen auf die 


Marburger Philoſophenſchule, die reichlich vorgearbeitet hatte; hatte 


| doch Cohen ſich ſelbſt als Sozialiſten bezeichnet. Es galt, präziſe . 


1 Siehe Marx⸗Studien, 1. Bd. Vorwort u. Hilferdings Finanz Kapital“, 
Vorwort. 


— 
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Anſchauungen über die Grundbegriffe Wiſſenſchaft, Geſetzmäßigkeit, 


Notwendigkeit zu erhalten, um Marx ſtützen zu können. Wie war 


die notwendige Abhängigkeit aller Vorgänge des Bemwußtſeins, aller 


nicht von direkter materieller Abhängigkeit geſprochen, er hatte den 


abgeſchwächten, ſekundären Ausdruck „ökonomiſche Abhängigkeit“ 
gebraucht?. Es war die hiſtoriſche Geſetzmäßigkeit Hegels ökonomiſch 


umgedeutet. Eine Selbſtentwicklung der mechaniſch wirkenden Materie 
würde alſo, obwohl ein ſolcher Eindruck von ihm erweckt wird, 
Marx wohl wahrſcheinlich abgelehnt haben, wie das Adler auch mit 
Recht hervorhebt. Aber das „Wie“ der ökonomiſchen Abhängigkeit 
blieb damit doch noch ungeklärt“. 


Hier greifen nun die Auſtromarxiſten, vor allem Adler, ein und | 


\ ſuchen an Hand von Kant dieſe Geſetzmäßigkeit tiefer zu begründen, 
um den Sozialismus als reine Wiſſenſchaft hinſtellen zu können. 


Kant hatte die geſamten Bewußtſeinsvorgänge in eine abhängige 


Beziehung geſetzt zu allgemeingültigen aprioriſchen Formen des 


Denkens. Dieſe Abhängigkeit war für ihn eine Notwendigkeit und 


Geſetzmäßigkeit. Dieſe Anſchauung von Geſetzmäßigkeit übernimmt 
nun Adler von Kant. Die Abhängigkeit wird alſo damit in den 
Denkprozeß verlegt, der die Realität des Daſeins erfaſſen ſoll. Er 
löſt damit das Geſetzmäßige von allem materiellen Gehalt und hält 
nur foſt an der Gebundenheit aller individuellen ee 
an dieſe überindividuellen reinen Denkformen s. 

Dieſe notwendige Verknüpftheit aller individuellen Erfahrungs⸗ 


erkenntnis mit den aprioriſchen Denkformen bekommt nun bei Adler 


einen ſozialen Charakter. Er ſieht in dieſen philoſophiſchen Erkennt⸗ 
niſſen von Kant, der doch an ſich ganz der individualiſtiſchen Auf⸗ 


klärung zugehörig iſt, eine Ergründung des ſozialen Zuſammenhanges 


1 Eine ſachliche Begründung dieſer Anſicht fehlte, worauf Bückling in 


ſeinen „Elementen der Hegelſchen Geſchichte u. Rechtsphiloſophie im Marxismus“ 


(in dieſem Jahrbuch 1919, S. 992) gut hinweiſt; es war reiner nn 
bei Marr. 
| 2 Siehe Erdmann in dieſem daher 1907, S. 952. 

3 Ebenſo Plenge, „M. u. H.“, S 79, 87 ff. | 

“ Auch Engels brachte keine Klärung, wenn er in feinem „Feuerbach“ 
auf Beſeitigung der künſtlichen Hegelſchen Zuſammenhänge durch die Entwicklung 


deer allgemeinen Bewegungsgrſetze hinwies (8. Feuerbach. 3. Aufl. S. 43). 


5 Gleichzeitig wird damit auch die Freiheit, die Zweckſetzung in dte Kauſal⸗ 
form, in die ſoziale Gebundenheit eingefügt, weil die erkannte Kaufalgeſetzlichkeit 
ſich zugleich als Zukunftsaufgabe darſtellt. 

13 * 


Willensvorgänge vom Okonomiſchen zu verſtehen !? Marx hatte 
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alles Menſchlichen. Damit wird die Abhängigkeit vom Okonomiſchen 
zu einer Abhängigkeit vom Sozialen !. Kants Verknüpfung des 
menſchlichen Denkens mit dem unbedingt Allgemeinen hält er für 
eine gattungsmäßige Verknüpfung. Darin dokumentiere ſich der 
gattungsmäßige Charakter alles Denkens, die Identität des indivi⸗ 
duellen Denkens, des Einzelbewußtſeins mit einem Ganzen, mit dem 
Bewußtſein überhaupt. Damit iſt für Adler die gattungsmäßige 
Bedingtheit des Menſchen wiſſenſchaftlich erwieſen?. 
Diocch nicht nur in der theoretiſchen, auch in der praktiſchen 
Vernunft Kants ſucht Adler dieſe fogialen Momente auf. So wird 
ihm der kategoriſche Imperativ zu einer Herausſchälung des Willens⸗ 
primates der Geſellſchaft. Auch in der Kantſchen Idee der endlichen 
Aufläſung der ſtaatlichen Antagonismen in einem Friedensreich, 
einem Staatenbund, ſieht er ein Zeugnis für Kants unbewußt ſoziale 
Auffaſſung, die Betonung des Gattungsmäßigen im Menſchen. 
So glaubt Adler das wiſſenſchaftliche Fundament des Sozialis⸗ 
mus neu befeſtigt zu haben. In dieſer Sphäre, auf dieſem neuen 
Wiener auſtromarxiſtiſchen Boden lebt und ſchafft nun auch Hilfer⸗ 
ö ding. Er zieht die ökonomiſche Gebundenheit von Marx wieder 
hervor, aber ſein Ausgangspunkt iſt doch die gattungsmäßige Be⸗ 
zogenheit alles Menſchlichen, die Adler von neuem befeſtigt hatte. 
Im Lichte dieſer Tatſache hebt er „Aufdeckung von Kauſalzuſammen⸗ 
hängen“? als fo überaus notwendig ſtark hervor“ und will die 
„Bewegungsgeſetze der Waren produzierenden Geſellſchaft“, ihre 
ökonomiſche Abhängigkeit erforſchen. Letztere wird zum ſekundären 
Faktor der geſellſchaftlichen, der ſozialen. Gebundenheit, zum Element 
der Eigengeſetzlichkeit des ſozialen Lebeſs 


1 Auch Marx hatte anfänglich nach dem Vorgang Hegels die Geſellſchaft, 
das ſoziale Ganze als Träger der Entwicklung angeſehen. Erſt nachträglich ſetzt 
2 ihm der Prozeß der Entgeiſtigung der ſozialen Phänomene ein (. Bückling, 

a. O. S. 1003/04). | 

2 Siehe „Kauſalität und Teleologie“ „ zum . S. 362 und 367—369 
neben 3 anderen Stellen. 

3 „Finanz⸗Kapital“, Vorwort S. X. 

4 Jene Art von Denknotwendigkeit, die aus der ſozialen Gebundenheit 
alles Denkens von ſelbſt folgt, iſt für ihn das Kriterium aller Wiſſenſchaft (was 
Rickert Geiſteswiſſenſchaften nennt, fällt für die Auftromarziften aus dem Gebiet 
der Wiſſenſchaft überhaupt heraus). 

5 Er würde gleich wie Adler nicht fo weit 2 zu ſagen, daß das Sein 
aus dem Denken folgt; er meint aber, daß Marx den Parallelismus von begriff⸗ 
licher und hiſtoriſcher Entwicklung „durch die Aufdeckung perſönlicher Beziehungen 
aufgehoben habe“ (Hilferding, Böhm⸗Bawerks. Marx⸗Kritik, S. 60/61). 
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Von der ehedem bewußt geregelten patriarchaliſchen Familie 
wird die Menſchheit wieder zu einer bewußt geregelten Produktions⸗ 
gemeinſchaft der ſozialiſtiſchen Geſellſchaft kommen. An beiden 
Enden des Menſchheitswerdeganges ſteht für ihn ein Ganzes, in der 
Mitte ein Zerfallprodukt, eine Teilheit, die Tauſchgeſellſchaft, die mit 
ſozialer Naturnotwendigkeit wieder zum Ganzen ſtrebt. Die Tauſch⸗ 
geſellſchaft iſt, wie er meint, mit Geld, Kredit, Ausbeutung und 
Kapitalismus notwendig verbunden. Nach einer Periode der abſo⸗ 
luten wirtſchaftlichen Anarchie folgt in der Tauſchgeſellſchaft eine 
Periode immer mehr eingeſchränkter Konkurrenz, fortſchreitender Kon⸗ 
zentration der Betriebe und Akkumulation der Kapitalien. Das 
Bankkapital hilft dabei mit, wird zugleich „vom Diener zum Herrn“. 
Und nur, über Marx hinausgehend, meint Hilferding weiter: 
induſtrielles, kommerzielles und Bankkapital wachſen zu einem gemein⸗ 
ſamen „Finanzkapital“ zuſammen, das die Verfügung über die ge⸗ 
ſamte Produktion und die Macht über den Staat hat" und, in der 
Hand weniger Kapitaliſten befindlich, aus Kapitalintereſſe folgende 
Politik betreibt: Herſtellung eines großen Wirtſchaftsgebietes, Ab⸗ 
ſchluß desſelben gegen ausländiſche Konkurrenz, Herausbildung der 
Heimat zum monopoliſtiſchen Ausbeutungsgebiet; Größe und Macht 
ſteht auf dem Panier dieſer Politik. Folge iſt geſteigerte Feindſchaft 
in der Welt, die zum Ausbruch kommen muß. Mit der Macht des 
Finanzkapitals iſt jedoch gleichzeitig durch den Druck desſelben auf 
den inneren Markt die Macht der Arbeiterklaſſe gewachſen. Auf dem 
Höhepunkt der Macht des Finanzkapitals kommt es zum Macht⸗ 
umſchlag, zur Herrſchaft des Sozialismus !. 
Dieſe Entwicklung erſcheint für Hilferding ein Naturgeſetz. 
„Dieſes Streben wird zur ökonomiſchen Notwendigkeit“ ?, wie er 
ſagt. Der Grundfehler, den er dabei von Marx und ſeinen öſter⸗ 
reichiſchen Freunden übernimmt, der Eckſtein, auf dem ſich alle 
anderen Irrtümer aufbauen, iſt die Hypotheſe des nur geſellſchaft⸗ 
lichen Menſchen, der durch das Ganze erſt zum Individuum werden 
fol, während doch das Individuum und das Ganze beide gleich pri⸗ 
mär gegeben ſind. Iſt dieſer irrtümliche Gedanke aber einmal ge⸗ 
faßt, ſo verlangt die reine, von Adler ſo hervorgehobene und be⸗ 
feſtigte Geſetzmäßigkeit des Denkens, daß ein Ganzes, welches mit 
Einſetzen des Tauſches in ſeine Teile zerfallen iſt, notwendig wieder 


1 „Finanz⸗Kapital“, Kap. 25, S. 426 ff. u. 473 ff. 
8 Ebenda S. 427. 
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zum Ganzen Reben muß. Aus ihr folgt oben der ganze 
Kapitalismus, die ganze angebliche Beſtimmtheit aller Tatſachen des 
Bewußtſeins und Lebens durch das Okonomiſche. Dieſe Geſetzmäßig⸗ 
keit und Notwendigkeit bilden dann die Tatſachen des in Wirklichkeit 


diurchaus eigengeſetzlichen wirtſchaftlichen Lebens um und fügen fie 


künſtlich dem logiſchen Gedankenprozeß ein, der für Hilferding eine 
Art reales Daſein hat. 

Im einzelnen läßt ſic an banklichen Ideen nun bei Hilfer⸗ 
ding folgendes nachweiſen: über Vergangenheit und letzte Zukunft 
der Banken denkt Hilferding das gleiche wie auch Marx; was jedoch 
ihre Rolle im gegenwärtigen Leben und in der nächſten Zukunft an⸗ 
belangt, ſo iſt er über Marx hinausgeſchritten. Wir ſchieden bei 
Marx Gedanken über den Einfluß der Banken auf Konzentration 
und Steigerung der Produktion ſowie die kommende Macht der 
Banken über die Induſtrie. Hilferding ſetzt bei beiden Punkten ein 
und fügt einen dritten Punkt mehr techniſchen Charakters, über den 
auch Marx einige wenig Intereſſe weckende Gedanken hinterlaſſen 
hatte!, hinzu, nämlich Gedanken über Bankkapital und Bankgewinn. 

Marx hatte hervorgehoben, wie die Banken die induſtrielle Pro⸗ 


duktion fördern, die Konzentration der Induſtrie, die Überproduktion 


herbeiführen. Hilferding ergänzt dieſen Gedanken dahin, daß die 
Ausdehnung der induſtriellen Produktion auch wiederum auf die 
Banken zurückwirkt und deren Konzentration und Betriebsvergröße— 
rung im Gefolge hat; er meint, die ganze Technik des Bankweſens 
hat ſchon eine Tendenz zur Konzentration an ſich. Dieſe Tendenz 
wird verſtärkt durch das veränderte Verhältnis der Banken zur 
Induſtrie. Denn mit der Zunahme der Aktiengeſellſchaften hat der 
Anlagekredit zugenommen. Die Anlagemittel für die Induſtrie kann 
aber nur die große Bank mit genügendem eigenen Kapital als Reſerve⸗ 
und Garantiefonds für ausgeliehene Gelder — die ja erſt nach längerer 
Zeit zurückſtrömen — aufbringen; nur die Großbank kann die Aktien 
bei ihrer eigenen ausgedehnten Kundſchaft gut unterbringen und 
damit das emittierte Kapital raſch zurückſtrömen laſſens. Nur das 
große, kapitalkräftige Inſtitut kann den geeigneten Zeitpunkt zum 
Abſatz wählen, die Börſe präparieren und die Kursentwicklung der 
Aktien beherrſchen. Auch bringt die ſteigende Ausſchaltung der 
Konkurrenz größere Sicherheit des e Kapitals, die Bank⸗ 


2 Marr, Kapital Bd. III 2, Di 29, ©. ff 
R . 100 ff. 
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konzentration geftattet ferner durch den e Geſchäftsumkreis 
und Ausdehnung desſelben über verſchiedene nationale Wirtſchafts⸗ 
gebiete eine viel größere Riſikoverteilung. Aus allen dieſen Gründen 
ſowie infolge des kapitaliſtiſchen Gewinnſtrebens ſchreitet die Kon⸗ 
zentration ſtändig weiter fort und muß notwendig in der Gründung 
einer kapitaliſtiſchen Zentralbank ihren Endpunkt erreichen. 

In der Konſtatierung der Gründe, die zur Bankenkonzentration 


führen, hat Hilferding in allen Punkten recht, abgeſehen davon, 


daß er auch hier wie ſonſt das Gewinnmoment etwas ſtark in den 
Vordergrund rückt . Schumacher? hat über die Bankenkonzentration 
ausführlich und ſyſtematiſch gehandelt: Von außen iſt der letzte Anſtoß 
durch die Entwicklung der volkswirtſchaftlichen Kräfte, insbeſondere 
der Industrie, gegeben worden, deren ſtarke Kreditbedürfniſſe von 
kleinen und vereinzelten Banken nicht befriedigt werden konnten. 
Von innen betrachtet, verlangten die ſteigenden Riſikoſchwierigkeiten 
eine Abſtoßung des Riſikos durch Umwandlung des Kontokorrent⸗ 
kredites in Emiſſionskredit, eine Teilung oder Kompenſation des 
Riſikos durch lokale und branchenmäßige Ausdehnung des Betriebes 
und Zuſammenſchluß verſchiedener Banken, begleitet von Erhöhung 


der Betriebsmittel. 


Aber Hilferding geht weiter und ſieht die heigenbe Konzentration 
naturnotwendig in einer Zentralbank enden. Niemand kann fagen, 
ob die Entwicklung bei uns vor dem Kriege dahin geführt hätte. 


Tendenzen zu einem Bankentruſt waren vorhanden. Solche Anſätze 


zeigten ſich ſchon vor dem Kriege ink den Anleihekonſortien, in der 


ſogenannten Stempelvereinigung, im Zentralverein des Deutſchen 


Bank⸗ und Bankiergewerbes, in dem Zuſammenarbeiten aller Groß⸗ 


banken bei der ſtärkſten induſtriellen Konzentrationsform, im Löwe⸗ 


konzern. Zu dieſen von Schumacher? hervorgehobenen Anſätzen 
kommt die 1912 erfolgte Gründung des Konditionenkartells hinzu, 
„das durch Erhöhung der Rente die Laſt der noch nicht durchgreifend 
erhöhten Liquidität vorweg erträglich machen wollte“ “. 

Ein wichtiger treibender Faktor zum Zuſammenſchluß fehlte, die 


1 Das tritt ganz beſonders im 1 Punkte „Bankkapital“ und , 
wie ſich noch zeigen wird, hervor. 
2 Schumacher, „Die Urſachen und Wirkungen der Konzentration im 


deutſchen Bankweſen“, 1906. (Weltw. Studien, Leipzig 1911, S. 172 f.) 


3 Ebenda S. 201. 
Plenge, „Von der Diskontpolitik zur 9 über den Geldmarkt“, 
1913, S. 5 u. 32. f 
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ausländiſche 1 die die induſtrielle Konzentration ſo ſehr 
befördert hatte. Es wäre durchaus möglich geweſen, daß die Kon: 
zentration bei einigen wenigen Rieſenbetrieben ſtillgeſtanden hätte, 
wie ja in der Tat vor dem Kriege bereits ein gewiſſer Stillſtand 
in der Konzentrationsbewegung eingetreten war. Es hätte ſo enden 
können, wie die Konzentrationsbewegung im engliſchen und franzö— 
ſiſchen Eiſenbahnweſen Bu hat!. Es Dina anders kommen 
können. 

Es iſt aber falſch, wie das Hilferding tut, die Zentralbank als 
eine Notwendigkeit in der Entwicklung hinzuſtellen. Wenn die 
heutige Entwicklung Hilferding recht zu geben ſcheint, ſo iſt das doch 
in allererſter Linie eine Folge des Weltkrieges und Zuſammenbruches 
von Deutſchland. Infolge der enormen Valutaentwertung iſt die 
Zuſammenſchlußtendenz ſtark vermehrt worden, weil ſich ſonſt die 
Banken nicht gegen die Konkurrenz des Auslandes würden halten 


können und dem ſtarken Kapitalbedarf der inländiſchen Induſtrie 


und Landwirtſchaft ſonſt nicht genügend würden Folge leiſten können. 
Es muß allerdings auch feſtgeſtellt werden, daß ſich durch den im 
Kriege erfolgten Zuſammenſchluß aller Sparkaſſen zur „Girozentrale“ 
die Gegnerſchaft der Sparkaſſen ſtark entwickelt hat, ſo daß auch von 
innen heraus die Machtſtellung unſerer Großbanken erſchüttert und 
bedroht wird und ſie auch von dieſer Seite her Weberdings immer 
mehr zum Zuſammenſchluß gedrängt werden. 

Zum Punkte Macht der Banken über die Induſtrie meint 
Hilferding ungefähr folgendes: Die Entwicklung iſt vom Zirku⸗ 
lationskredit über den Betriebskredit immer mehr zum Anlagekredit 
vorgeſchritten. Solange es ſich um bloßen Zirkulationskredit handelt, 
iſt die Bank in ihrem Beſtehen von der Gewährung dieſes Kredits 
abhängig, ſie kann ſich nicht frei bewegen?; je mehr es zum Anlage⸗ 


kredit kommt, um ſo freier wird die Bank in ihren Dispoſitionen, 
um ſo überlegener ihren Kunden, dem Handel und der Induſtrie 


gegenüber, denn letztere ſind infolge der Notwendigkeit einer gleich⸗ 
mäßigen Entwicklung und infolge des Konkurrenzkampfes immer 


mehr auf den Kredit angewieſen, da er ihnen ſowohl bei günſtiger 


wie auch ungünſtiger Marktlage mancherlei Vorteile gewährt. Folge 


iſt, daß die Bank immer genauere Kontrollmöglichkeiten der Induſtrie 


und immer ſtärkeres Intereſſe an der Induſtrie gewinnt. 


1 Plenge, a. a. O. S. 5 u. 32. 
2 „Finanz⸗Kapital“, S. 92 ff. 
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Auch von ſich aus hat die Bank Intereſſe an induſtrieller An⸗ 
lage, weil ſie ſonſt ihre Depoſiten nicht mehr ſo günſtig wie bisher 
verzinſen könnte. \ 

Die ganze Entwicklung iſt durch die zunehmende Bedeutung der 
Aktiengeſellſchaften geſteigert worden, weil mit ihnen ein immer mehr 
zunehmender Teil des Kapitals nicht mehr Induſtrie-, ſondern Bank⸗ 
kapital geworden iſt, das in der Induſtrie arbeitet und als „Finanz⸗ 
kapital“ bezeichnet werden kann 1. Dieſes Finanzkapital bringt die 
Verfügung über die geſamte Produktion immer mehr in die Hände 
einer geringen Anzahl größter Kapitalaſſoziationen. Finanzkapital 
bedeutet gleichzeitig Vereinheitlichung des Kapitals; die früher ge⸗ 
trennten Sphären des induſtriellen, kommerziellen und Bankkapitals 


find jetzt unter eine gemeinſame Leitung geſtellt, die ſich in der 


Perſonalunion der Induſtrie-⸗ und Bankherren kennzeichnet. 
Der Rivalitätsſtreit zwiſchen Induſtrie und Banken kann nun 
der Beeinfluſſung durch natürliche wie mindernatürliche, von außen 


hineingetragene Momente unterliegen. Letztere kommen zum Beiſpiel 


in der amerikaniſchen Entwicklung zur Geltung. Die Banken durften 
dort geſetzlich keine Filialen, keine Intereſſengemeinſchaften haben 
und Kredit an einzelne Firmen nur im Verhältnis zu ihrem eigenen 
Kapital geben. Sie konnten ſich aus dieſem Grunde nicht in großem 
Stile entwickeln. Die Induſtrie blieb daher, weil ſie bei Hunderten 
von kleinen Banken Kredit ſuchen mußte, von der einzelnen Bank 


völlig unabhängig ?. 


Anders kann unter Umſtänden der Enderfolg ausſehen, wenn 
der Rivalitätsſtreit durch äußere Momente ungehemmt entbrennen 
kann. Schumacher? hat die dann entſcheidenden drei Momente 
treffend hervorgehoben: Kapitalkraft, Organiſation, Perſönlichkeit. 
In allen drei Beziehungen, ſagt er mit Recht weiter, ſpricht die 
Entwicklung in fteigendem Maße zugunſten der Induſtrie, zuun⸗ 
gunſten der Bank“. 


1 Siehe „Finanz⸗ Kapital“, S. 288. | 

2 Eine Abhängigkeit entſtand hier dagegen vom finanziellen Handelshaus 
oder vom großen Finanzier, wie zum Beiſpiel der Standard Oil Comp., die 
nur die Hälfte ihres Reinertrags als Dividende ausſchüttete, um die andere 
Hälfte als Reſerve oder zum Geldverleihen e zu können (ſiehe e 
G. d. S., S. 330). | 

8 Schumacher, a. a. O. S. 206. 5 

* Siehe auch Liefmann, Art. Ginangterungsgefetfoft” im: Pond 
der Staatsw., Bd. IV, S. 266. 
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Wo die Entwicklung der Induſtrie noch in ihren Anfängen ſteckt, 


da iſt, wenn in einer Periode des Aufſchwungs ſtarke Betriebs- 


erweiterungen erforderlich werden, die Stellung der Banken die 
ſtärkere. So haben im kapitalarmen Rußland und Dfterreich die 
Banken die finanzielle Führung der Induſtrie bis in die letzte Zeit 
vor dem Kriege gehabt. Ahnlich ſpielte auch in dem anfangs kapital⸗ 
armen Weſtdeutſchland die Bank den Schrittmacher in faſt allen 
Induſtrien !. 

Wo dagegen die induſtrielle Entwicklung einen gewiſſen Sätti⸗ 
gungszuſtand erreicht hat, oder wenn der Induſtrie an anderer 
Stelle (nicht Banken) angeſammelte Kapitalien zugeführt werden, 
dann bedarf ſie der Banken in geringerem Maße. Deutſchland war 
vor dem Kriege in dieſer Entwicklung begriffen. Im einzelnen 
bieten dafür Belege: die oberſchleſiſche Induſtrie, einzelne große 
gefeſtigte Betriebe im übrigen Deutſchland ſowie die engliſche 
Induſtrie. 

Die oberſchleſiſche Induſtrie wurde von den ſchleſiſchen Magnaten 
(Henckel⸗Donnersmarck, Tiele⸗Winkler, . . ..), die ihr Vermögen in 
der Landwirtſchaft erworben hatten, finanziert. Die Banken mußten 
ſich mit dem lohnenden geſchäftlichen Verkehr begnügen ?. 

Große, gefeſtigte, von den Banken unabhängige Betriebe waren 
in Deutſchland Krupp und z. T. Siemens & Halske, ferner ſtanden 
die Banken auch mit Borſig nur durch das reguläre Geſchäft in 
Verbindung; auch die Ilſeder Hütte vermochte Anſchaffungen aus den 
Betriebseinnahmen zu decken. Die A. E. G. hatte Emil Rathenau 
infolge bitterer Erfahrungen mit ſeinen Geldgebern dadurch un⸗ 
abhängig gemacht, daß er Jahresgewinne, Aktienagos und Buch— 


vorteile, offene und ſtille Reſerven aufhäufte und ſo ſelber zum großen 


Induſtriefinanzier wurde?. Die A. E. G. wurde gewiſſermaßen ihre 
eigene Bank! Sie und die Elberfelder Farbwerke benutzten die 
Banken nur zur Emiſſion aus rein techniſchen Gründen, ſie wollten 
die weitverzweigte Bankorganiſation benutzen, waren aber durch 
keine finanziellen oder moraliſchen Verpflichtungen an eine Bank ge⸗ 
bunden. 


1 Vgl. auch Somary, „Bankpolitik“, S. 39/40 ſowie auch J. Hanſen, 
„Meviſſen“, S. 471. * 
2 Vgl. auch G. Gothein, Art. Bergbau im „G. d. S.“, S. 317. 
In dieſem Jahrbuch 1919, S. 383. | 
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In England! iſt die Induſtrie zuſammen mit Baugewerbe und 
Landwirtſchaft für ihren langfriſtigen Kredit auf private Unterſtützung 
angewieſen. Es iſt das eine Folge der geſchichtlichen Entwicklung, 
die die Induſtrie lange vor den modernen Banken groß werden und 
auch nicht ſo ſtürmiſch aufwachſen ließ wie bei uns in Deutſchland. 
Die meiſten Fabrikunternehmen, jagt Jaffé, find durch Inveſtierung 
von eigenem oder Familienkapital, durch die Beteiligung von Freunden 
oder Verwandten, z. T. auch durch Beihilfe von Händlern und 


Kaufleuten (Lieferanten von Rohmaterial und Verkaufsagenten) ent⸗ 


ſtanden, die ſich auf dieſe Weiſe beſonders günſtige Lieferungs⸗ 
bedingungen ſichern wollten. Die Baumwollinduſtrie von Lancaſhire 
gar nimmt in größtem Maßſtabe Depoſitengelder direkt aus dem 
lokalen Publikum auf. 

Auch die zunehmende Konzentration wirkt mehr auf die Indu⸗ 


ſtrie als auf die Banken ſtärkend. Schumacher und Adolf Weber 
geben dieſer Meinung Ausdruck? ?. Auch die Dresdner Bank ge⸗ 


ſteht es in ihrem Geſchäftsbericht im Jahre 1908 ein, indem ſie 


ſagt, „die Konzentrationsbewegung und Verbandsbildung in der 


Induſtrie, insbeſondere in der ſogenannten ſchweren Induſtrie, hat 
dieſe unleugbar von den Banken unabhängig gemacht“. 

Schließlich ſind vor allem die Perſönlichkeiten beſtimmend. Mit 
Recht jagt Jeidels“ in dieſer Hinſicht: „Wer im letzten Prozeß die 


Initiative hat, iſt nicht allgemein feſtzuſtellen, im Grunde auch gleich⸗ 


gültig, es wird in größerem Maße als bisher Sache der Perſönlich⸗ 
keit.“ Die Induſtrie bietet aber zweifellos, wie das Schumacher 
mit guter Begründung hervorhebt, einen fruchtbareren Boden zur 


Entwicklung von Perſönlichkeiten als die Bank. Wie entſcheidend 


die Perſönlichkeit wirkt, dafür mag folgende Außerung Liefmanns 
als Beleg dienen: „Ein Direktor der Deutſchen Bank ſagte mir, 
wenn Thyſſen zu uns kommt, ſchwindelt uns immer der Kopf 
von all den großen Plänen, die er mit unſerem Gelde aus⸗ 
führen will ö.“ | . 


1 Kaffe, „Das engliſche Bankweſen“, S. 197 u. 213 ff., ſowie v. Biefe er, 
„Der finanzielle Aufbau der engliſchen Induſtrie“, Jena 1919. 

2 Schumacher, a. a. O. S. 206. | 

s Ad. Weber, „Depoſitenbanken und Spekulationsbanken“. (2. Aufl. 
1915, S. 343.) 

4 Jeidels, „Das Verhältnis der deutſchen Großbanken zur Induſtrie . 
(Staats- u. ſozialw. Forſch., 24. Bd., S. 252.) a 

5 Liefmann, Beteiligungs⸗ und Finanzierungsgeſellſchaften. Jena 1909, 
S. 272; außerdem über das Verhältnis von Banken zur Induſtrie: Rothſchild, 
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Zuſammenfaſſend mag als Zeugnis für den Gang der Ent⸗ 
wicklung in Deutſchland vor dem Kriege das bekannte Wort Kirdorfs 


auf der Generalverſammlung des V. f. S. im Sept. 1905 an⸗ 
geführt ſein: „Niemals war der Einfluß der Großbanken in der 
Großinduſtrie Rheinlands und Weſtfalens vorher ſo gering, wie er 


zurzeit iſt“ !. Dies Wort gilt nun zwar nicht für die gejamte . 


Induſtrie, ſondern nur für die einheitlich wenig differenzierte Induſtrie, 
die Schwerinduſtrie, und auch hier nur für jene Unternehmungen, 
die erfolgreich gearbeitet haben. Die Schwerinduſtrie war aber der 
wichtigſte Teil der Induſtrie, und die Erfolge waren in Zunahme 
begriffen. 

Hilferding irrt alſo düsch ans wenn er meint, mit der Beſitz— 


ergreifung der Banken auch die Macht über die Produktion zu be⸗ 


kommen?. Durch den Krieg iſt nun die Machtverſchiebung zugunſten 
der Induſtrie zum Stillſtand gekommen oder gar rückläufig geworden. 
Niemand kann mit Sicherheit vorausſehen, wie ſich in der weiteren 
Zukunft, d. h. endgültig, die Entwicklung geſtalten wird. 

Über Bankkapital und Bankgewinn? denkt Hilferding wie folgt: 
Während ein jedes produktive induſtrielle Unternehmen Durchſchnitts— 
profit erzeugt, einen Gewinn, der ſich aus Zins- und Unternehmer: 
gewinn zuſammenſetzt, iſt das bei den Banken des Kapitalverkehrs, 
die keine produktiven Unternehmen ſind, anders, ſie erzeugen nur 
Zins, d. h. einen Teil des Durchſchnittsprofites“. Deshalb iſt ihr 
Streben darauf gerichtet, es dennoch auf den Durchſchnittsprofit zu 
bringen, um hinter der Induſtrie nicht zurückzuſtehen und einen 
Kapitalabfluß zu gewärtigen. Das iſt, meint Hilferding, möglich 
durch Verminderung oder Vermehrung des Eigenkapitals, je nach 
dem gegebenen Gewinn. Bei großem Gewinn, alſo Gewinn über 
den Durchſchnittsprofit hinaus, findet Verwandlung von Leihkapital 
Jin Eigenkapital, bei kleinem Gewinn Umwandlung von Eigenkapital 
in Leihkapital ftatt. Indem ſomit das Bankkapital, obwohl es keinen 


„Kartelle, Gewerkſchaften, Genoſſenſchaften“, S. 59/60. — Jeidels, „Das B. 
d. d. Großb. z. Ind.“, S. 160, 250 und Kapitel „Die Banken und die Ent⸗ 
wicklung ganzer Induſtrien“. — Loewenſtein, „Geſchichte des württembergiſchen 
Kreditbankweſens“. Zitiert bei A. Weber, S. 140. 

1 Schriften des Vereins für Sozialpolitik, Bd. 116, S. 285. 

2 „Finanz⸗Kapital“, S. 473. 
3 Kap. 10, S. 204 ff. 
4 Hilferding geht hier von der falſchen ſozialiſtiſchen Theorie aus, daß 

nur die direkt Produkte Gaſende Arbeit des Arbeiters Penn fei. 
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Durchſchnittsprofit erzeugt, dennoch auf den Durchſchnittsprofit 
kommt, erweckt es den Anſchein von produktivem Kapital, es iſt 
Geldform des produktiven Kapitals, aber eben nur Form. Sein 
Ausmaß iſt daher relativ willkürlich, während das Ausmaß des 
induſtriellen Kapitals durch die objektiven Bedingungen des Produk⸗ 
tionsprozeſſes gegeben iſt. | 
Eine ähnliche Theorie ſtellt Hilferding bei Betrachtung des 

Emiſſtons⸗ und Gründungsgewinnes auf, der, da er nur Unter⸗ 
nehmergewinn, jedoch keinen Zins einſchließt, ebenfalls darnach ſtreben 
muß, es auf die Höhe des Durchſchnittsprofites zu bringen, was 
wiederum nur durch Veränderung des Eigenkapitals möglich ft. 
— Hilferdings Anſichten über Bankkapital und Bankgewinn gehen 
pon drei falſchen Vorausſetzungen aus. Einmal iſt nicht allein die 
direkt Produkte ſchaffende Arbeit, wie zum Beiſpiel die Arbeit des 
Kohlenhauers, produktiv, ſondern auch die Arbeit aller derer, die es 
in letzter Linie dem Kohlenhauer ermöglichen, direkt ſein Produkt 
zu ſchaffen. Zu dieſer indirekten Arbeit gehört aber auch die Tätig⸗ 
keit der Banken. Der zweite Irrtum iſt die Hypotheſe, daß der 
Gewinn das Agens ſei, welches die Handlungen der Banken beſtimme, 
jene Theorie, aus der die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung mit 
all ihrer künſtlichen Verarmung und Verengung des al 
u herausſchaut. e 

Und ſchließlich überſchätzt Hilferding auch die n des 
Eigenkapitals für die Banken; denn das Paſſivgeſchäft ſoll das 
Aktivgeſchäft ermöglichen, wobei es wegen der terminellen Ungewiß⸗ 

heit deu Paſſivgeſchäfts hauptſächlich auf die Fähigkeit der Bank 
ankommt, baͤnkmäßige Deckung zu üben. Das Eigenkapital en 
er zur Ermöglichung nebenſächlicher Geſchäfte. 

Die Höhe des Bankkapitals wird vielmehr anders beftimmt. 

63 kann wohl vorkommen, daß bei anhaltend ſinkender Konjunktur 
Kapitalien aus einem Geſchäftsbetriebe herausgezogen werden, damit 
das Kapital im Verhältnis zum Gewinn ſteht, es können auch um⸗ 
gekehrt wieder Kapitalien hineingeſteckt werden, um den Gewinn zu 
erhöhen. Der privatwirtſchaftliche Gewinn iſt dabei jedoch immer 
ein ſekundäres Moment. Das treibende Agens iſt vielmehr der 
Entwicklungsſtand der nationalen . die mehr oder minder 


— 


1 Hilferbings Arrtum geht in letzter Linie auch hier wie bei den folgenden 
Punkten auf ſeine Verwerfung der Waren produzierenden Tauſchgeſellſchaft und 
ſeine Hypotheſen vom nur geſellſchaftlichen Menſchen zurück. | 


N 


20 
große Blüte der Volkswirtſchaft, und dieſe hängt ihrerſeits wiederum 
nicht allein vom Gewinnſtreben der Nation ab!. 


Von innen geſehen wird die Höhe des Eigenkapitals von 


folgenden Geſichtspunkten aus beſtimmt: 


Hohes Eigenkapital dient zur Schaffung von Vertrauen oder | 


Kundenſicherung; 

ermöglicht die Deckung von Verluſten; 
erhöht die Sicherheit der pen da es der Bank nicht 
entzogen werden kann; | 

ermöglicht Geſchäfte mit Kapitalfeſtlegung e. 


Das find. gewiß alles ökonomiſche Geſichtspunkte, aber als treibender 


Faktor ſteht hinter ihnen doch 3 nicht allein das Gewinn⸗ 
ſtreben, ſondern der einfache Zwang, für Nahrung und Kleidung 


Sorge zu tragen, ſowie der ganze e der menſchlichen 


Perſönlichkeit“. 
So hat denn in letzter Linie die hypothetiſche Notwendigkeit 


und Geſetzmäßigkeit des geſellſchaftlichen Denkens, die Hilferding im 


Gedanken der ökonomiſchen Abhängigkeit alles Geſchehens und menſch⸗ 
lichen Tuns beſtärkt hat, ihn hier zu abſurden Konſequenzen geführt, 
die vor dem wirklichen Leben nicht ſtandhalten können. 

Hilferding ſtellt alſo auf Grund der falſchen Vorausſetzung 
vom nur geſellſchaftlichen Menſchen Entwicklungen feſt, die, wie wir 
geſehen haben, nicht in allen Punkten zutreffen. Auf Grund dieſer 
Entwicklungen kommt er zu der oben erwähnten Hypotheſe vom 
vereinigten Finanzkapital, das die Verfügung über die geſamte 
Produktion und die Macht a den Staat haben ſoll, das not⸗ 
wendig jene imperialiſtiſche Politik treiben muß und auf deſſen Höhe⸗ 


punkt der plötzliche Machtumſchlag zugunſten des Sozialismus kommen i 


fol. Wenn die Konzentrationsbewegung der Banken nicht mit Not⸗ 
wendigkeit zu einer Zentralbank führen muß, wenn die Banken nicht mit 
Notwendigkeit zu Herren über die Induſtrie werden müſſen, dann be⸗ 
ſteht auch keine Notwendigkeit zur Bildung jenes Finanzkapitals, das den 


1 Diefe Gründe führt Hilferding merkwürdigerweiſe ſelber als mit⸗ 
beſtimmend für die Höhe des Bankkapitals an, ohne ſich wohl über ihre Ver⸗ 
wendung als Gegenbeweis zu ſeiner Hypotheſe ganz klar geworden zu ſein. — 
Ahnlich weiſt auch Jeidels auf den Zusammenhang induſtrieller Ausdehnung 
mit Erweiterung des Bankkapitals hin. 

2 Dieſe Punkte ſind von Somary treffend hervorgehoben (ſiehe „Bank⸗ 
politik“, S. 5). Punkt 2 iſt von untergeordneter Bedeutung gegenüber den 
übrigen Punkten. | | 

3 Auch Ehrgefühl, Pflichtgefühl. 
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Staat beherrſchen ſoll und ein einſeitiges Machtideal aus Profit⸗ 
intereſſe predigt !. is 

Mit Hilferdings „Sinanpfapitaf” ift die zweite Epoche des Sozia⸗ 
lismus zum Abſchluß gekommen; ſie war als Reaktion gegen die 
frühreifen organiſatoriſchen Verſuche der erſten Epoche entſtanden 
und ſtand im Banne eines genialen Mannes: Karl Marx. Die 
erſte Epoche ſtand im Zeichen der Freiheit, die zweite Epoche im 
Zeichen der Notwendigkeit. Beide Epochen — die zweite Epoche in 
letzter Linie nicht minder als die erſte, obwohl mit Hervorkehrung 
der Notwendigkeit die individualiſtiſchen, mechaniſchen Momente im 
Vordergrund zu ſtehen ſcheinen? — als ſozialiſtiſche Epochen dem 
Sozialprinzip mehr untertan als dem Individualprinzip. Das Glück 
des Individuums ſoll allein auf dem Wege über das Ganze ge⸗ 
funden werden, wo doch im Chriſtentum ein zweiter rein individueller, 
dem ſozialen gleichberechtigter und ihn ergänzender Weg als gangbar 
gezeigt worden war, der dann in der Aufklärung rein verſtandes⸗ 
mäßig begriffen und neu verkündet worden war. In dieſer ver⸗ 
ſtan desmäßigen Form war das Individualprinzip vom Sozialismus 


übernommen worden und konnte ſich in dieſer Form dem Sozial⸗ 


prinzip gegenüber nicht genügend behaupten. 


— 


III. Die dritte Epoche 
a) Erſtes Stadium 

Die nun folgende dritte Periode kennzeichnet ſich dahin, daß 

die Organiſationsbeſtrebungen der erſten Epoche wieder aufgenommen 

werden, daß jedoch aus der zweiten Epoche die Erkenntnis von der 

Schädlichkeit gar zu überhitzter und voreiliger Umgeſtaltungen mit 

herübergenommen wird. Sie führt zu zwei vorläufigen Löſungen 

oder Verſuchen, die durch den Kriegsbeginn getrennt ſind und die 
eine Hauptlöſung bei Kriegsſchluß zum Endergebnis haben. 

Die ganze neue dritte Epoche iſt tief in der zweiten Epoche 


| verwurzelt. | Ihre Fundamente wurden ſchon geſtreift bei Berührung 


1 Die Anlage zum Beiſpiel der franzöſiſchen Spargelder in Rußland 


ſpricht ame zugunften von Hilferdings Anſicht; aber es kommt nicht 


darauf an, daß ſich Beiſpiele für Hilferdings Anſicht finden laſſen, ſondern es 
kommt darauf an, zu erweiſen, daß es keineswegs ſo zu ſein braucht, wie 
Hilferding annimmt. 

2 Denn das mechaniſtiſch⸗individualiſtiſche Moment der. Notwendigkeit hatte 
ſich mit dem Sozialprinzip zur notwendigen Abhängigkeit alles Individuellen 
von einem a vom geſellſchaftlichen Menſchen verbunden. a 
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von Bernftein und vom Reviſionismus. Bernſtein hatte die Grund⸗ 
mauern des marxiſtiſchen Baues erſchüttert, hatte die wachſende 
Leitung der ökonomiſchen Entwicklung hervorgehoben !. Dieſes Gefühl, 
daß die organiſatoriſchen Momente wieder ſtärker im Sozialismus 
betont werden müßten, breitete ſich allgemein aus. Auch der Auſtro— 
marxiſt Max Adler konnte ſich vor der Freiheitsſphäre des menſch— 
lichen Individuums im Anſchluß an ſeine Kantſtudien nicht ver— 
ſchließen. Er erkennt an, daß „der Menſch in erſter Linie ein 
praktiſch wollendes, zielſetzendes Weſen iſt“?, und daß ſich „in der 
praktiſchen Tat, welche die erkannte Naturgeſetzlichkeit ſelbſtgeſetzten 
Zwecken bewußt unterſtellt, der Sprung aus dem Reich der Natur- 
notwendigkeit in das der Freiheit vollzieht)“. 

Das Werden der neuen Epoche kündigt ſich auch in zurück⸗ 
greifenden Studien über die erſte, die organiſatoriſche Epoche, an. 
Plenge verfällt durch feine Beſchäftigung mit der Entſtehungs— 
geſchichte des modernen Bankweſens dem Studium der organi— 
ſatoriſchen Kräfte des franzöſiſchen Sozialismus und brandmarkt 
in ſeinem „Marx und Hegel“ die Organiſationsarmut des Marxismus. 
Muckle wählte ſich den Hauptvertreter des franzöſiſchen volunta⸗ 
riſtiſchen Sn, den Grafen Saint⸗Simon, zum bejonderen 
Studium. 

Der ſich vom Sozialismus nur durch ſchärfſte Hervorkehrung 
ideeller Momente unterſcheidende W. Rathenau meint, „die neue 
Zeit zeige einen Zug von Abſtraktion, gewollter Zwangsläufigkeit 
und zweckhaft rezeptmäßigem Denken“ “, die Mechaniſierung (Organi⸗ 
ſierung) entſpringe wirtſchaftlicher Notwendigkeit. 
| Doch welches waren nun die wirtſchaftlichen Tatſachen, auf 
die ſich Rathenau bezog und die im Einklang mit dem geiſtigen 
Umſchwung ſtanden? Seit Mitte der neunziger Jahre war ein großer 


1 Bernſtein, „Vorausſetzung des Sozialismus“, S. 10. 

2 M. Adler, „Kauſalität und Teleologie“, Marx Studien, Bd. I, 
S. 431/432. 

s Allerdings bleibt dieſe ſeine Freiheit vollſtändig ſozial gebunden, da er 
ein auf ſich geſtelltes Individuum für denkunmöglich erklärt. Max Adler und 
Hilferding gehen auch beide gegen die allzu fetiſchiſtiſche Verehrung der Ent- 
wicklungsnotwendigkeit an, um nicht den Kapitalismus und Imperalismus an— 


erkennen und dadurch ſtärken zu müſſen. „Das kommuniſtiſche Manifeſt hat 


nur den werdenden, nicht den zur Geſtalt gelangenden Kapitalismus gemeint“ 
(ſiehe Guſtav Mayer, „Der deutſche Marxismus und der Krieg“, im Archiv 
für Sozialw. u. Sozialp., Bd. 43, S. 128/129.) 

4 W. Rathenau, „Kritik der Zeit“, S. 52. 
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Teil der „Wirtſchaft durchorganiſiert worden. Die Induſtrie⸗ 
wanderungen hatten eingeſetzt, Marktbeherrſchung war das neue 
Ziel geworden. Auf den verſchiedenſten Gebieten waren Kartelle 
und Truſte entſtanden, Verbände aller Art waren begründet worden. 
Die Intereſſenten, auch Arbeitgeber und nehmer, hatten ſich zu⸗ 


ſammengeſchloſſen und organiſiert. 


Auch die öffentlichen Körperſchaften, Staat und Kommunen, 


ü hatten ſich an der Entwicklung beteiligt. Aus dem Polizeiſtaat war 


‚ein aufbauender Staat geworden, mit dem, um ſeiner poſitiven, 


dem Allgemeinwohl dienenden Kräfte willen, der Sozialismus in 


der Form des Reviſionismus ſeinen Frieden gemacht hatte. Der 
Reviſionismus ſah, wie ſich die Keime eines kommenden ſozialiſtiſch 
organiſierten Staates entwickelten, wenn der Staat ganze Betriebe 
wie die Eiſenbahn und die Poſt in die Hand bekam, wenn er den 
Gedanken der Gemeinhaftung in der Arbeiterſchutzgeſetzgebung und 
im Verſicherungsweſen ausbreitete, der Lohndrückerei einen Riegel 
vorſchob, wenn er die Genoſſenſchaften ſtützte, wenn die Kommunen 
Elektrizitäts⸗, Gas⸗ und Waſſerwerke in ihre Verwaltung nahmen, 
wenn ſich die halböffentlichen Betriebe vermehrten und der Gedanke 


ſtaatlicher Hilfe, ſtaatlichen Eingreifens in die Wirtſchaft, der in 


direktem Anſchluß an die erſte Periode von Rodbertus, Laſſalle und 
den ſogenannten Kathederſozialiſten. hochgehalten worden war, immer 
konkretere Formen anzunehmen ſchien. 

Auf dieſem, in geiſtiger und wirtſchaftlicher Hinsicht organi⸗ 
ſationsfreudigen Boden war es möglich geworden, daß ſich der Geiſt 
des Experimentierens wieder von neuem erhob.. Doch das große 


Rätſel blieb: Wer ſollte die Organiſation in die Hand nehmen? 


Damals, in der erſten Periode, dachte man nicht an den Staat. 
Seitdem aber waren durch Marx die Begriffe Sozialismus und 


Staat immer mehr zuſammengefallen. Vom kapitaliſtiſchen Staat 


wollte man zwar nichts wiſſen, nun aber waren die ſozialen Kräfte 
im Staate aufgedeckt worden. So konnte es geſchehen, daß im 
Staat der große Organiſator nicht nur einer fernen Zukunft ges 


ſehen wurde, ſondern daß der Verſtaatlichungsgedanke ins helle 
Rampenlicht der Gegenwart rückte. Aber es iſt keine Verſtaatlichung 


um jeden Preis, an die gedacht wird, kein bloßes Darauflos⸗ 


experimentieren, ſondern die organiſatoriſchen Gedanken treten in 


enger Verbindung mit den hiſtoriſch seiegmähigen, von SE über⸗ 


kommenen Gedanken auf. | | 
Schmollers Jahrbuch XLIV. 2. 134 
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Das alles zeigt ſich an den Vorſchlägen von Parvus mit Bezug 
auf die Bankenverſtaatlichung. Zweifel, ob er im Staat den richtigen 
Organiſator gefunden hat!, ſchlägt er gleich nieder, indem er auf 
die im ganzen Wirtſchaftsleben zur Verſtaatlichung drängenden 
Tendenzen hinweiſt und meint, daß es ſich nur noch darum handle, 
„den beſtehenden wirtſchaftlichen Zuſammenhängen den entſprechenden 
rechtlichen Ausdruck zu geben“. Er ſchlägt dann vor, die Staats- 
bank ſolle den alleinigen Abſatz der Staatspapiere wieder an ſich 
nehmen und zur Depoſitenverzinſung übergehen. Dann würde fie 
die Konkurrenz mit den Privatbanken leicht auf ſich nehmen können, 
die Privatbanken würden allmählich zum Anſchluß an die Staats— 
bank gezwungen werden. 

Als Folge ſieht er die Herrſchaft des Staates auf dem Pro— 
duktionsmarkt, dem Konſumtionsmarkt und Kapitalmarkt. Es würde 


nur noch Staatspapiere geben, die Börſe wäre überflüſſig, der 


Zinsfuß würde ſinken. 

| An die ſchädlichen Folgen der Verquickung von Staats- und 
Bankkredit denkt er nicht, wie: Mißtrauen des Auslandes wegen 
Verwendung der Banken zu ſtaatsfinanziellen Zwecken?, verſtärkt 
durch die erforderliche Milliardenverſchuldung zwecks Ablöſung der 
Privatbanken. | 
Als Marxismus kennzeichnet ſich i in dieſem Vorſchlag das Rechnen 
mit der allmählichen geſetzmäßigen Entwicklung. Das Organiſatoriſche 
zeigt ſich in dem ganzen Verſtaatlichungsplan ſowie in mancherlei 
Zweifeln, die er in bezug auf die wach Notwendigkeit der 
Entwicklung hat“. | 


b) nur eee 


Da kam der Krieg und rückte den Staat in den Zenith feines 
Ruhms“. Der Staat ſchuf plötzlich Wohlſtand und Armut, er 


1 „Es handelt ſich nicht mehr um die Berechtigung, ſondern nur noch um 
die Zweckmäßigkeit der Verſtaatlichung, darum, ob und inwiefern das Bank— 
geſchäft auf-den Staat und die Kemmunen hinübergeleitet werden kann, ohne 
daß dadurch die wirtiſchaftliche Entwicklung geſtört bzw. gehemmt werde.“ (Die 
Verſtaatlichung der Banken und der Sozialismus. „Der Staat, die Induſtrie 
und der Sozialismus“, S. 101, 1909 od Berlin 1919, S. 1.) 

2 Darüber Ad. Wagner, „Syſtem der Zettelbankpolitik“, S. 121 ff., 594 ff. 
„Erfahrungsgemäß liegt hier eine gefährliche Klippe für Staatebanken ...“ 

3 a a. O. S. 42. a 

Mit Recht meint Graf Keyſerling („Deutſchlands wahre politiſche 
Miſſion“, Darmſtadt 1920, S. 13 ff.), daß nur der weſentlich unpolitiſche Deutſche 


} 
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kaufte alles, bezahlte alles, löhnte alles. Daß er dabei ſich und | 
ſeine Zukunft belaftete, das ſtand anfänglich weniger klar vor aller 


Augen. Man ſah nur den geſchloſſenen Handelsſtaat mit allen 
ſeinen ungeheuren und bewundernswerten Leiſtungen. 
Dieſe Staatsbegeiſterung mußte auch auf den Sozialismus 


ſeine Wirkung ausüben. Kennzeichnend wurde hierfür die Neu⸗ u 


aufnahme von Fichte aus dreierlei Gründen: 

Einmal befriedigte er mit ſeinen „Reden an die deutſche Nation“ 
die nationale Leidenſchaft, ohne doch national⸗chauviniſtiſch zu wirken, 
weil er den Krieg als Krieg zur Herbeiführung des Vernunftſtaates, 
eines Reiches der Freiheit aller 5 hatte i. Sodann hatte 
Fichte ſtets den geſellſchaftlichen Charakte 
ſelbſtändigen individuellen Denkens und Tuns betont, 


’ 


Handels und Verkehrszuſammenhang der Welt faſt gänzlich losgelöſt 


war. Der Staat ſollte die ganze Produktion und Konſumtion unter | 
dem Geſichtspunkt der auskömmlichen Grifteng jedes Einzelnen ums 
organiſieren, allgemeine Arbeitspflicht einführen 8 ſo allmählich 


einen Vernunftſtaat errichten. 


So war die Kriegs⸗ und Staatsbegelſerung a philoſophiſch 


gerechtfertigt. Renner?, der aus dem auſtromarxiſtiſchen Lager mit 


Kriegsbeginn in das reviſioniſtiſche Lager übergeſchwenkt war, ſuchte 


die Schwenkung auch ſtaats⸗ und ee zu e 


die Staats⸗ und Machtverhertlichung ſo weit a konnte, desgl. die Oiga⸗ 


Und ſchließlich hatte er in ſeinem geſchloſſenen Handelsſtaat 
ein Staatsweſen als wünſchenswert aufgezeigt, das genau wie unſer 
deutſches Staatsweſen im Kriege aus dem Produktions⸗, Konſumtions⸗, 


auch des ſcheinbar ganz | 


nifation. Es fehlt der innere Hang zum Organiſieren und Zufammenarbeiten. 


Scheler nennt es den mangelnden Formenſinn des Deutſchen.) „Bewußt ver- = 
herrlicht der Menſch nie das, was er ift und hat, ſondern wem feine Sehnſucht 


gilt“: ſo Hegels extremer Etatismus a priori, ſo Nietzſches Machtapotheoſe, ſo 


Preußen » Deutſchlands grandioſe an fo Moellendorffs Plan- 


wirtſchaft 


1 „Den Erleuchteten geht ein Staat, aufgebaut auf dem Grundbegriff der 
i . Eigentungdaltung, mit allen feinen Trilen in einem Kriege gar nichts an, außer 
wie fern er ihn betrachtet als den Entwicklungspunkt eines Reiches der Freie 


heit . (Nachgelaſſene Werke, S. 418.) 


„Das Individuelle iſt nur das eine und ſich ſelber gleiche Leben der 


e welches in der irdiſchen Anſicht ſich ſpaltet in verſchiedene n 
und darum im ganzen als Leben der Gattung erſcheint.“ 
7 K. Renner, „Marxismus, Krieg und Internationale“. Stuttgart 1917, 


14 
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indem er nachzuweiſen ſucht, wie zwar — nach Hilferding — eine 


zunehmende organiſche Vereinigung aller Privatkapitale im Finanz⸗ 
„kapital ſtattgefunden habe, wie aber gleichzeitig Nationalkapital und 


Staat immer. mehr zuſammenfielen, der Sozialismus deshalb auch 


„Intereſſe am Kapital bekommen habe! und dafür eintreten müſſe. 
Der Staat ſei das „höchſte ſoziale Mittel“; weitere Durchſtaatlichung, 


wie ſie der Krieg mit ſeiner Staatshoheit über die Kartelle mit 
ſich gebracht habe, führe auch oͤhne Revolution zum Sozialismus. 
Dooch nicht nur innerhalb des reinen Sozialismus hatte der 


Staat ſich eine Liebe erworben, auch auf den vom Unternehmertum 


herkommenden Sozialismus eines Rathenau und Moellendorff hatte 
er Anziehungskräfte ausgeübt. Rathenau kann ſchreiben: „Unſere 
| Kriegswirtſchaft bietet, wenn man ſie recht betrachtet, gerade den 


Beweis.. , daß der Staat, ſofern man ihn nur richtig bei der Hand 
nimmm,, ſich mit feinen Organen und Einrichtungen auf jedes Arbeits- 


gebiet leiten und wirkſam einſtellen läßt ?.“ „So iſt ein Mißtrauen 
gegen den Staat, als würde jedes Werk der Zukunft durch ſeine leiſeſte 


»Mitwirkung gefährdet oder e gemacht, ein ſchmähliches 


Mißtrauen gegen uns felbft?.” 
Und Moellendorff variiert die Anſicht dahin: „Das Bewußtſein 


vom Wirtſchaftsſtaat iſt erwacht .. Wer will dem Staat wehren, 


ſich Macht und Wiſſen für eine Aufgabe anzueignen, die er allein zu 
löſen groß genug iſt“.“ „Das wirtſchaftliche Geſamtbewußtſein eines 
Volkes, vereinigt im Gehirn eines allwiſſenden Staates, muß ein 
für allemal der beſſere Hort und die beſſere Pflanzſtätte für In⸗ 
itiative ſein als das Teilbewußtſein privater Unternehmungen, der 
Banken oder Börſen s.“ 
Auf dieſem Untergrund konnte der Wunſch entſtehen, der ge— 
ſchloſſene Handelsſtaat der Kriegszeit möge die Grundlage bilden 
or einen en ſozialiſtiſchen Zukunftsſtaat. Es konnten 


5 1 Im gleichen Sinne will Goldſcheid den n Finanzſozialismus gegen den 
Finanzkapitalismus mobil machen („Staatsſozialismus oder Staatskapitalismus“, 
S. 22.) — Auch Cunow für Staatskontrolle der wichtigſten Zweige der Groß⸗ 

produktion und der Finanzwirtſchaft. (Parteizuſammenbruch“ und Aufſätze in 

der „Neuen Zeit“, zum Beiſpiel vom 6. Dez. 1918.) 

f 2 W. Rathenau, „Neue Wirtſchaft“, S. 74. Ahnlich in „Probleme der 
Friedensw.“, S. 3344. | 

3 W. Rathenau, „Neue Wirtſchaft⸗ S. 76. 8 
4 W. b. Moellendorff, „Volt Einſt zu 1 S. Dr 
5 W. v. Moellendorff, „Deutſche Gemeinwirtſchaft“, S. 39. 
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Staatskonſtruktionen entſtehen, die mehr oder weniger allmählich der 
Wirklichkeit zugeführt werden ſollten, in denen der Staat alles be⸗ 
ſtimmte, in denen alſo die Banken als Wirtſchaftsträger BEER 
verschwinden ſollten. 

Goldſcheid! leuchtete der Gedanke a daß gerade durch ei 
ſtarke Verſchuldung des Staates im Kriege die ſozialiſtiſche Staats: 
wirtſchaft in greifbare Nähe gerückt ſei, indem ſie eine einmalige 
radikgle Vermögensabgabe in Natura möglich mache, wodurch der 


Staat von Schulden frei würde und in den Beſitz vieler Betriebe 
komme. Auf dieſem Wege müſſe ſich die ſtaatliche Wirtſchaft all⸗ 


mählich ausdehnen. Der ſchuldenfreie Staat würde ein Förderer 
aller Initiative ſein, der Kredit würde dann bei ſteigender Aus⸗ 
dehnung der Staatswirtſchaft eine immer geringere Rolle ſpielen. 
Es würde eine Bedarfsdeckung aus ſtaatlichen Betrieben mit zen⸗ 


traler Erfaſſung und Verwaltung aller Kraftquellen eintreten, eine 


Naturalwirtſchaft entſtehen. Durch fortſchreitende Verſtaatlichung 


der Wirtſchaft würde der Staat erzogen, die Aufgaben ſpäter zu 


erfüllen, die der Sozialismus ihm zu übertragen gewillt ſein muß. 
Ohne Staatskapitalismus und Staatswirtſchaft kein Staats] ozialismus. a 
Während Goldſcheid ſeinen Staatsbau von unten beginnt, fängt 


| Neurath? ſeinen Bau mit der Kuppel an. Er tritt für eine Voll⸗ . 
ſozialiſierung ein, eine Eingliederung aller Zweige des Wirtſchafts⸗ 


lebens in eine planmäßige Geſamtwirtſchaft. Was der Militarismus 


als Organiſator ihn, den Verpflegungsoffizier, gelehrt hatte, das 


ſollte der Sozialismus vollenden. Allen Handel will er ausſchalten, 
Produktion und Konſumtion einander annähern, eine Univerſalſtatiſtik 
ſoll den Bedarf feſtſtellen, Geld und Kredit ſollen überflüſſig werden. 
In der Übergangszeit beauftragt das Zentralwirtſchaftsamt die 
Bankkonzerne und Induſtrieverbände unter Kontrolle der Arbeiter⸗ 


ſchaft, dieſe mit Wohnung, Kleidung, Nahrung zu verſorgen. Späterhin 


übernimmt das Zentralwirtſchaftsamt alle dieſe Funktionen ſelbſt. Mit 
Errichtang dieſes Amtes, meint er, ließe ſich die Sache ſchon durchführen. 
Einer der weſentlichen Irrtümer, denen Goldſcheid und Neu⸗ 
rath erliegen, liegt darin, daß ihre Pläne, ebenſo wie der von. 
Parvus, nur bei iſolierter Wirtſchaft durchführbar wären. Auf das 


Ausland, deſſen wir dringend bedürfen, iſt von ihnen ungenügende 


1 Goldſcheid, „Staatsſozialismus oder Staatskapitalismus“, 1917. „Die 


Scozialiſierung der Wirtſchaft oder Staatsbankrott“, 1918, zum Beiſpiel S. 17. 


S. 23,428. 


2 Neurath, . Sozialiſierung N chen 1919, zum Bee u 
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| Nudücht genommen. Weitere Kritik ergibt ſich aus den nachfolgenden 
Ausführungen. | 
Auch bei Goldſcheid zeigt ſich der Einfluß der Marxiſtiſchen 
Periode. Seine Abſichten will er nur allmählich in Erfüllung gehen 
ſehen. Neurath denkt gleichfalls marxiſtiſch, hält aber die Zeit der 
Verwirklichung von organiſatoriſchen Plänen, die. für Marx in mehr 
oder minder ferner Zukunft lag, ſchon für gekommen. 


o) Drittes Stabium 


Der bergroßen Staatsfreudigkeit ſollte aber gegen Kriegsende 
eine Ernüchterung, eine Staatsmüdigkeit folgen. Es ſollten die 
Töne zum Durchbruch kommen, die bei den Unternehmern Rathenau 
und Moellendorff, gleich von vornherein, bei aller Staatsbegeiſterung 
auch ſtark mitgeklungen hatten: die alte Erkenntnis von der wirt⸗ 
ſchaftlichen Unfähigkeit des Staates. Je länger der Krieg dauerte, 
um ſo mehr waren die Schattenſeiten der ſtaatswirtſchaftlichen Organi— 
ſation und Bevormundung zum Vorſchein gekommen. Allerſeits 
entſtand infolgedeſſen der Ruf a baldiger Rückführung der freien 
Wirtſchaft. 

Rathenau ſtellt feſt, „daß es ihm nicht um Verſtaatlichung der 
Wirtſchaft zu tun ſei“ . Moellendorff meint, „das Verhältnis des 
Staates zur: Wirtſchaft bleibe platoniſch, ſonſt zeugt er kranke Kinder 


| in ihr“ ?. Wiſſell predigt gegen die „polizeiſtaatliche, bureaukratiſche 


mäßiger Wechſel der Stellen, abſolut ſehr geringe, im Verhältnis 


Regelung der Kriegswirtſchaft und gegen deren Verewigung““. 
Bauer! kann ausſprechen, „niemand verwaltet Induſtriebetriebe 
ſchlechter als der Staat“. Und die Sozialijierungsfommiljion ? kann 
in ſyſtematiſcher Unterſuchung feſtſtellen, „jegliche Ausdehnung des 
ſtaatlichen Betriebes iſt unökonomiſch und daher abzulehnen ...“ 
Als warnende Kennzeichen ſtaatlicher Organiſation führt ſie an: 
„Überhäufung der qualifizierten Beamten mit Kleinarbeit, unzweck⸗ 


zur Privatinduſtrie direkt lächerliche Beſoldung, Einengung der freien 
Betätigungs möglichkeit, weitgehender Mangel an Verantwortungs— 
freudigkeit | in Ananziellen Fragen, vervielfachtes Vorgeſetztenverhältnis 


1 W. Rath enau, „Probleme des Friedens“, S. 34. 
W. v. Moellendorff, „Von Einft zu Einſt“, S. 5. 
2 Wiſſell⸗Moellendorff: „Wirtſchaftliche Selbstverwaltung“, S. 8. 
4 Bauer, „Der Weg zum Sozialismus“, ©. 6. 
Vorläufiger Bericht der Sozialiſierungskommiſſion über die Fragen der 
Sozialiſierung des R vom 15. Februar . S. 5. 
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bis herauf zur Abhängigkeit vom Parlament, jahrelanges Verhandeln 
über Fragen, die in der Privatinduſtrie in wenigen Stunden ent⸗ 
ſchieden werden. Kurz in allem Kontrolle über Kontrolle, ſtatt Ver⸗ 
trauen und Anreiz zum ſelbſtändigen Handeln !.“ 7 

So war der Kurs des Staates bald erheblich geſunken. Doch 
nun frug es ſich, wer denn die Organiſation an Stelle des Staates 
in die Hand nehmen ſolle. Da verfiel man wiederum, wie es in. 
der erſten Epoche des Sozialismus geweſen war, auf ein Zwiſchen⸗ 
produkt zwiſchen Staat und Individuum, die Geſellſchaft?. Rathenau 
weiſt Ende 1916? auf die Möglichkeit bedeutender Unternehmungen 
gemiſchter Wirtſchaft hin, ſtellt die Wirtſchaft als Sache der a. 
ſchaft hin und fordert dann bald darauf Gemeinwirtſchaft, d. h. 
autonome Unternehmungen, eine Mittelſchicht zwiſchen ſtaatlicher 
Verwaltung und privatem Geſchäft, als die Wirtſchaften der Zu⸗ 
kunft; privater Initiative entſprungen, von privater Initiative ge⸗ 
leitet, der Staatsaufſicht unterworfen, ſollten ſie ein vollauf ſelb⸗ 
ſtändiges Leben führen. Staat, Wirtſchaftsführer, Angeſtellte und 
Arbeiter ſollten Sitz und Stimme im autonomen Einzelunternehmen 
haben *. Der Staat ſoll dabei überwachende und eingreifende Rechte 
haben“. Die gleichartigen Einzelunternehmungen ſollen ſich in Gilden 
zuſammenſchließen, deſſen oberſte Spitze ein Wirtſchaftsparlament 
ſein müſſe. Der Staat ſoll den Berufsverbänden Aufgaben über⸗ 
tragen und Gegenleiſtungen dafür in Anſpruch nehmen“. Dieſe 
Art der Wirtſchaft werde ſchon Erfolg haben, „weil die heutige 
Wirtſchaft im Begriff ſtehe, mit ihren bekannten und erlernbaten 
Methoden in Wiſſenſchaft und Verwaltung überzugehen, während 


ſie bis dahin Geheimnis und Wagnis geweſen ſei, das nur durch 


kühne Einzelnaturen überwindbar geweſen“ fei®. 

Ahnlich wie Rathenau denkt auch Moellendorff. Wirtſchaftliche 
Seelbſtverwaltung der Berufsverbände, deren Unterbau im Kriege 
ſchon ausgemauert war, das iſt feine Loſung?. Der Staat müſſe 


— 


1 Schumpeter jagt: „Das Gehirn des Schöpfers des Betriebes kann man 
nicht verſtaatlichen.“ | 
2 Ahnliche Entvlglang in England: dort ſcharen ſich die Sozialreformer 
um das „national guild system“. | 
| e W. Rathen au, „Probleme des Friedens“, S. 47. 
W. Rathenau, „Neue Wirtſchaft“, S. 27 u. 58. 
5 W. Rathenau, „Auton. Wirtſchaft“, S. 28. 
W. v. Moellendorff, „D. 8 S. 32 u. 40; „Von ein au exe; 
S. 4/5. 
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ſich beſcheiden lernen als Aufſichtsrat, Vermögensefger und Ertrags⸗ | 
empfänger!. Wiſſell verlangt Selbftverwaltung und Mitbeteiligung 
aller Glieder, Beſtimmung des Wirkungskreiſes der Selbſtverwaltungs⸗ 
organe durch dieſe jelbjt?. Beide zuſammen, Wiſſell und Moellen- - - 


dorff, ſtellen dann jenes bekannte Rieſenſchema auf und wollen mit | 


dieſer Planwirtſchaft das Wirtſchaftsleben zum neuen Blühen 


bringen. Der Ingenieur Moellendorff, der mit totem Stoff umzu⸗ 


gehen gewohnt war, glaubt auch lebenden Stuff beliebig formen zu 


können. \ 

Neben anderen Sega ane ſoll eine Reichsvermögensbank 
in Form eines gemiſcht⸗wirtſchaftlichen autonomen Betriebes ins 
Leben gerufen werden, ein Vermögensfonds ſoll angegliedert werden. 


Die Leitung des Betriebes iſt in dieſem Falle jedoch nicht wie bei | 


den gleichzeitig geplanten Gilden⸗ oder Wirtſchaftsbünden in die 
Hände von Arbeitgeber, Arbeitnehmer, Handel, Verbraucher und 
Staat gelegt, ſondern folgendermaßen gedacht: Die Reichsregierung 
ſoll die geſamte Aufſicht über die Bank haben und außerdem im 
Aufſichtsrat mit einem Viertel der Stimmen vertreten ſein. Das 
zweite Viertel Stimmen wird durch von der Reichsregierung ernannte 
Vertreter des Reichswirtſchaftsrates und der Nationalverſammlung, 
die alſo als vom Reich Ernannte wahrſcheinlich den Reichsvertretern 
im Effekt nahe ſtehen würden, die beiden übrigen Viertel durch Ver— 
treter der Aktionäre — d. h. Reich, Gliedſtaaten und eventuell 


Private? — gebildet. Als Vorſtand ſind private Unternehmer ge⸗ 
dacht. Dieſe ſollen das Schiff ſteuern, aber der Staat bleibt dennoch 


Kapitän und eigentlicher Machthaber mit weitgehendem Einſpruchs⸗ 
recht, deſſen Abgrenzung nicht klar erſichtlich iſt. 

Aufgabe der Bank ſoll es ſein, neben der Führung von Bank⸗ 
geſchäften jeglicher Art, in Konkurrenz mit den beſtehenden Aktien⸗ 
banken vor allem die durch eine Vermögensabgabe ans Reich fallen⸗ 


den gemiſcht⸗wirtſchaftlichen Beteiligungen oder Vermögensobjekte auf 
eigene Rechnung zu verwalten und dem Reich als Gegenwert den 
Preis zu erſtatten, den das Reich gegenüber den Steuerpflichtigen. 


1 W. v. Moellendorff, a. a. O. 


2 Wiſſell u. Moellendorff, „Wirtſchaftliche Selbſibermeltng⸗ S. 8/9. 


3 Dem Entwurf gemäß ſollen die Aktien zwar zunächſt von Reich und 
Gliedſtaaten übernommen werden, eine Weiterbegebung an Private iſt aber vor⸗ 
behalten. Der ganzen Idee des Entwurfes nach ſcheint mit dieſer Weiter⸗ 
begebung auch gerechnet geweſen zu ſein Glutus, 16. Jahrg., Heft 23/24, 
S. 186/190). 
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bei der Erhebung der Steuern zur Verrechnungsgrundlage nimmt. 
Das Reich ſoll durch die Erträge und teilweiſen Verkäufe der Ob⸗ 
jekte Geldmittel in die Hand bekommen, um ſeine Schulden abdecken 
zu können. Da die auf dieſe Weiſe flüſſig gemachten Geldmittel 
für die Staatsbedürfniſſe noch nicht ausreichen oder zu lang ſam ein⸗ 
fließen, ſollen auf Grund der Vermögensobjekte Obligationen aus⸗ 
gegeben werden, die dann eine ſchnellere Schuldabtragung ermöglichen 
und außerdem das Reich in den Stand jegen „ die Anteile an be⸗ 
ſtimmten Unternehmungen, auf die es beſonderen Wert legt, dauernd 
in der Hand zu behalten. Eine Minimaldividende von 5% ſoll 
durch das Reich garantiert ſein. 

Jedoch bleiben dieſe Gedanken und Pläne von Rathenau, 
Moellendorff und Wiſſell nicht die einzigen Folgen der neuen Ent⸗ 
wicklung gegen Kriegsende. In ganz anderem Boden wurzelnd, im 
Lager der Auſtromarxiſten waren ähnliche Gedanken zur Entwicklung 
gekommen, die in umfaſſender Weiſe mit den Banken in Verbindung 
ſtanden, und das kam daher, daß ihr Urheber, Otto Bauer, ſchon 
als Oſterreicher und dann überhaupt den Kriegsorganiſationen nicht, 
jo nahe ſtand 1 und darum wieder auf die Banken als Organiſations⸗ 
mittelpunkte verfallen konnte, wie das ehedem in der erſten Periode 
gleichfalls der Fall geweſen war. 

Im öſterreichiſchen Sozialiſierungsentwurf und in ſeinem „Weg. 
zum Sozialismus“? entwickelt er fein Programm: Allmähliche Über: 
führung allen Beſitzes in das Eigentum der Volksgeſamtheit; Sozia⸗ 
liſierung, Vergeſellſchaftung der Produktion ?, d. h. Leitung der Be⸗ 
triebe von den Vertretern derjenigen Geſellſchaftskreiſe, deren Be⸗ 
dürfniſſe der ſozialiſierte Wirtſchaftszweig fortan befriedigen ſoll. 
Endziel iſt die planmäßige Leitung der Produktion durch eine 
Zentralbank, die ihrerſeits wieder der Leitung durch die Volks⸗ 
geſamtheit unterſteht. Aber die Verwirklichung denkt er ſich unter 
guter Begründung allmählich. Der Bau ſoll von den Fundamenten 
aus begonnen werden. Die Kuppel des Baues, die Zentralbank, ſoll 
erſt zum Schluß kommen — ebenſo Hilferding auf dem Rätekongreß 

ß : 


1 Bauer war lange Zeit in Sibirien gefangen. 
2 In vielfach wörtlichem Anſchluß an Bauers Plan wurde in der vor⸗ 
läufigen Verfaſſung des Freiſtaates Braunſchweig vom 27. Januar 1919 die 


* 


Sozialiſierung der Banken feſtgeſetzt (ſiehe „Braunſchweigiſche . vom 


27. Auguſt 1919). 
* So im Weg zum Sozialismus“, S. 6. 
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Dezember 19181 —. Somit ſteht fein Plan alſo fern allen Kon— 
ſtruktionen der erſten Periode, aber ebenſo fern auch dem friedlichen 
Hineinwachſen in den Sozialismus nach Art eines Bernſtein oder 
Renner. Sein Plan vereinigt beide: Marx und die Organiſation. 
Er bildet die dritte umfaſſende und endgültige Löſung der ſozia— 
liſtiſchen Organiſationspläne dieſer Epoche mit Bezug auf das Wirt— 
ſchaftsleben und ſteht in enger Verbindung mit den Banken. 
| Das Scozialiſierungswerk beginnt mit den reifen Zweigen der 

Induſtrie und findet ſeine Krönung im Zuſammenſchluß aller Groß— 
banken des Landes zu einer nationalen Zentralbank. Aufgabe der 
Bank wird es ſein, das ganze Kreditweſen des Landes zu regeln. 
Sie wird „die Kapitalien immer dorthin leiten, wo das Volk ſie 
braucht“. Sie wird oberſte Verteilungsſtelle aller Kapitalien und 
damit zugleich oberſtes leitendes Organ der ganzen Volkswirtſchaft. 

Dien Aktionären und dem Verwaltungsrat ſoll die Macht über 
das anvertraute Kapital entwunden und der Volksgeſamtheit über— 
tragen werden. Die Herrſchaft der Volksgeſamtheit iſt nun folgender— 
maßen gedacht: Direktorium und Verwaltungsrat werden unter— 
ſchieden. Das, Direktorium von Fachleuten ſoll nach Vorſchlägen 
eines Kollegiums gewählt werden, das ſich aus den führenden 
Männern der ſtaatlichen Finanzverwaltung, den leitenden Direktoren 
der Induſtrieverbände und der großen Handelsorganiſationen, aus 
Vertretern des Lehrkörpers der Handelshochſchulen und aus Ver— 
tretern der Bankbeamtenorganiſationen zuſammenſetzt. Der Ver⸗ 
waltungsrat könne ſich zum Beiſpiel zuſammenſetzen zu einem Drittel 
aus Gewählten von der Nationalverſammlung, zu zwei Drittel aus 
Gewählten von den Induſtrieverbänden, landwirtſchaftlichen Ge— 
noſſenſchaften, R Gewerkſchaften und Angeſtellten— 
zorganiſationen. Ä 

Bei vereinfachender Zusa ee dieſer Organe, die Ein⸗ 
fluß auf die Zuſammenſetzung der Leitung haben ſollen, ergeben ſich 
als beſtimmend: Staat, Kreditgeber, Kreditnehmer und Arbeitnehmer, 
d. h. die Bankbeamten. Im Endſtadium der Entwicklung fällt auch 
der privatwirtſchaftliche Kreditgeber fort; er iſt dann abgelöſt, ent— 
ſchädigt und zum Verwaltungsbeamten heruntergedrückt worden. 
Als hauptſächlichſte Wirkung der ganzen Umgeſtaltung ſieht 


Bauer in . mit dem Wegfall aller Bankkonkurrenz und 


* ee Een herausg. vom Zentralrat der jozial. Reg. Deutſchlands, 
S. 157 u. 158. | 
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dem Wegfall der Effektenbörſe eine erhebliche Zinsherabſetzung. Außer⸗ 
dem glaubt er u. a. an Herſtellung der Proportionalität zwiſchen 
Produktion und Konſumtion. 

Eine Kritik der Pläne von Moellendorff- Wiſſell und von Bauer 
läßt ſich erſt nach Unterſuchung deſſen geben, was eine vorwärts⸗ 
ſtrebende Wirtſchaft braucht: Bevölkerungszuwachs oder ⸗ſtagnation, 
Zentraliſation oder Dezentraliſation, Mehrheitswille oder Einzelwille. 
Wir werden weiter fragen, was eine zum Neuaufbau drängende 
Volkswirtſchaft wie die unſere mit Bezug auf den Zinsſatz im Ge⸗ 
folge hat. 

Unſer Ziel muß Fortſchritt und Wiederaufbau unſerer Wirt⸗ | 


ſchaft fein; es kann nur erreicht werden bei wachſender Bevölkerung 
und genügender Wahrung der Dezentraliſation, zwei Momente, die 


eng zuſammenhängen. 
Künſtliche Geburtenbeſchränkung widerſpricht der Natur, iſt daher 
eine Erſcheinung der Disharmonie und des Verfalls. Das ver⸗ 


ſtandesmäßige Rechnen, das egoiſtiſche Bedachtſein auf das eigene 


Wohl tritt dabei zu ſtark gegenüber dem urſprünglichen und ſieg⸗ 
haſten Glauben an die eigene Zukunft, der Vorbedingung allen 


Fortſchritts, in den Vordergrund. 


Zeͤntraliſation oder Dezentraliſation hängt infofern mit dem Be⸗ 

völkerungsproblem zuſammen, als zentrale Wirtſchaft bei ſtagnierender 
Bevölkerung relativ leicht durchführbar iſt, dezentrale Wirtſchaft 
aber von der wachſenden Bevölkerung verlangt wird. In ſtagnierender 


Wirtſchaft iſt der einzelne Menſch relativ bekannt, er iſt ein ſicherer 


Faktor in der Rechnung einer zentralen Leitung. Bei ſtagnierender 


Bevölkerung entſteht ferner nicht der Drang nach Erfindung, nach 


neuen Methoden, um den Bevölkerungszuwachs ernähren zu können. 
Alte und bekannte, zu Wiſſenſchaft gewordene, daher für jedermann 


erlernbare Methoden genügen. Das bureaukratiſche Moment, das 


jeder Verwaltung von Natur eigen iſt, kann keinen Schaden an⸗ 
richten, da nichts Neues zur Entſtehung kommt, an dem es ſeine 
lähmende Macht zur Geltung bringen könnte. 

Geburtenzuwachs hingegen wirkt umgekehrt fortſchrittförbernd, 
lebenſteigernd. Zentrale Verwaltung wird dabei ſchwerer durchführ⸗ 
bar; denn der einzelne Menſch kann nicht ſo bekannt ſein, wo ſehr 
viel mehr Menſchen in den Kreis der Wirtſchafter eintreten. Es entſteht 
aber auch ein größerer Drang nach Erfindungen und neuen Me⸗ 


thoden. Das bureaukratiſche Moment, zentrale Verwaltung muß 
hier mit Notwendigkeit Schaden anrichten. 
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Als Adder ergibt ſich, daß eine vorwärtsſtrebende Wirtſchaft 
auf Dezentraliſation bedacht ſein muß. Dezentraliſation muß überall 


dort zu ihrem Recht kommen, wo die Perſon gegenüber der Sache, 
dem Techniſchen, dem Mechaniſchen, dem Erlernbaren in den Vorder⸗ 


grund tritt, wo das Schöpferiſche in der Menſchennatur geſchützt 
und angeregt werden ſoll. Auf Perſonenkenntnis und deren För⸗ 


derung kann von einer Zentrale aus nicht Bedacht genommen werden. 


In gleicher Richtung wirkt eine erforderliche Kenntnis beſonderer 
örtlicher Verhältniſſe, der Standortsverhältniſſe, die nichts mit Per⸗ 


ſonen zu tun haben. — Zentraliſation kommt andererſeits dort in 
Frage, wo das Techniſche im Vordergrunde ſteht. 


Wo Perſönliches und Techniſches gleich wichtig ſind, erſcheint 


Zentraliſation bei genügender Wahrung der Dezentraliſation N | 


lokale Selbſtverwaltung am Platze. 
Eine vorwärtsſtrebende Wirtſchaft verlangt aber zweitens eine 
genügende Wahrung des Einzelwillens gegenüber dem Maſſenwillen. 


Der Wille einer großen Perſönlichkeit kann — und das hat die 


Geſchichte hinlänglich bewieſen — 1 unter Umſtänden das Wohl der 


Geſamtheit und die Möglichkeit des Aufſtiegs viel beſſer erkennen 
als der Mehrheitswille durch die Summierung vieler Einzelwillen. 
Es darf deshalb die Möglichkeit freier Einzelentſcheidung zum Wohle 


des Ganzen nicht verbaut werden 2. Maſſenwille muß nur in Re⸗ 


ſerve ſtehen, um dort einzugreifen, wo der Einzelwille ſeine Schranken 


überſchreitet und ſich individualiſtiſch⸗sgoiſtiſch betätigt. Zur Eins 
dämmung dieſer Gefahr bedarf es daher eines Sicherheitsventils, 
eines Bremſerdienſtes, den unter anderem ein Mehrheitsvotum ver⸗ 


richten kann. Es muß den Einzelwillen an feine Pflichten gegen- 
über der Geſamtheit erinnern und entarteten Einzelwillen Beſenlgen | 


können“. 1 


1 „Aus dem Einzigkeitsprinzip heraus ſpricht Gottes Stimme, nie aus 
dem der Mehrheit. In der Maſſe löſt ſich die Seele auf,“ (Graf H. Keyſer⸗ 


ling, „Deutſchlands wahre politiſche Miſſion“, S. 51/54.) Siehe auch Delbrück, 
„Regierung und Volkswille“, zum Beiſpiel S. 30 und 42, und Schmollers | 


„Grundriß“ 1919, II, S. 644. 

2 Selbſt Marx ſagt, daß „die gemeinſchaftliche Arbeit auf größerem Maß⸗ 
ſtabe einer Direktion bedürfe“ („Kapital“, Volksausgabe, S. 278), und Lenin 
hat die freiſchaffenden Unternehmer zurüdgerufen, | 

3 Entarte war zum Beiſpiel die Gewährung franzöſiſcher Anleihen nur 


nach politiſchen Geſichtepunkten (ſiehe G. Scheuerl, „Kriegschronik der Reichs⸗ 


bank. Die Bankaufſicht, ein Sieg ſtaatsſozialiſtiſcher Ideen in Frankreich“; 
ſiehe auch E. Agahd, „Großbanken und Weltmarkt“). Nachgeben des über⸗ 


c 
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Jede aufſtrebende Wirtschaft iſt. kapitalbedürftig. Wenn die 
Kapitalnachfrage das Angebot aber überſteigt, fo ergibt ſich als not⸗ 
wendige Folge ein hoher Zinsſatz. 


Dieſe volkswirtſchaftlichen, Grundſätze ſeien nun zunächſt mit 


dem Wiſſell⸗Moellendorffſchen Plane verglichen: nach ihm ſollen von 
einer zentralen Stelle aus die — was die Branchen angeht — 
verſchiedenartigſten und über das ganze Reich verſtreuten örtlich 
verwurzelten Betriebe geleitet werden oder dem ſtaatlichen Anteil 
entſprechend ſachgemäß beeinflußt werden. Dieſer Plan muß als 
undurchführbar bezeichnet werden angeſichts der Tatſache, daß es 
ſich um eine große Menge vifiloreiher- und in keinem Sinne 
ſozialiſierungsreifer Betriebe handeln wird, die mithin außer Sach⸗ 
kenntnis eine eingehende Perſonen⸗ und Standortskenntnis zur 
Vorausſetzung haben, falls ein a Reſultat erzielt werden 
fol — auf die Einſtellung von Sachverſtändigen allein, wie der 
Entwurf es vorſieht, kommt es ferner nicht an, ſondern auch auf 
die Art ihrer Verwendung. Dieſe Verwendung iſt jedoch nicht ſo 

gedacht, daß ſie ein wirtſchaftliches Reſultat verbürgen kann. Denn 
die überwiegende Macht über die ganze Reichsvermögensbank ſoll 
nach dem Entwurf öffentlichen Körperſchaften zufallen, mindeſtens 
‚jo lange, als ſich nicht ſämtliche Aktien in privaten Händen befinden. 


Es werden ſich deshalb, wenn überhaupt, ſo nur ſehr ſchwer und 
nicht die beſten Sachverſtändigen und Unternehmer bereitfinden 
laſſen, Betriebe zu übernehmen, bei deren Leitung ihnen die Hände 


gebunden ſind. Das macht den Zwittercharakter der Moellendorffſchen 
Vorſtellungen aus. Einer von beiden muß Riſiko und Verantwortung 
‚tragen und entſprechend freie Hand haben: entweder der Staat 
oder der Unternehmer. Bei Moellendorffs Plan fällt das letzte 
Riſiko, die letzte Verantwortung dem Staate zu; das zeigt ih auch 
darin, daß er die Dividende ſtaatlich garantieren will, eine Abſicht, 
die dem Staate ebenſo wie die Obligationenausgabe auf Grund der 


Objekte teuer zu ſtehen kommen kann, weil ein Vermögensobjekt erſt 


„dann einen verhältnismäßigen Wert erhält, wenn es auch richtig 

bewirtſchaftet wird. Bei dieſer Organiſation, derart an den Wagen 

individuellen Einzelwillens gegenüber dem Mehrheitswillen kann aus 
taktiſchen Gründen, der Beruhigung und Einigung halber, notwendig werden in 

dem Sinne, wie Meinecke in „Nach der Revolution“ ſagt: „Unſere Nation 
muß jetzt in ihrem Unglück zuſammenrücken zur engſten brüderlichen Lebens⸗ 

und Arbeiksgenteinſchaft, das muß auch der Sinn der 5 e 
"Hering werde der wir entgegengeen“ (S. 68) 


/ 4 


es 
vw. 


4 


= 222 3 2 N e Deimendehl | * 11170 


des Staatsorganismus geſpannt, wird auch jeder Sachverſtändige 
und Unternehmer bald die ſtaatlichen burenufratiihen Manieren 
annehmen. Eine Entbureaukratiſierung wird ein frommer Wunſch 
bleiben. Ob ſich ſolch ein Betrieb dann Miniſterium oder Bank 
nennt, bleibt gleichgültig. Erſt wenn ſtaatlicher Wille und Unter: 
nehmerwille ſich mindeſtens gleich ſtark gegenübertreten, kann allen 
falls ein erſprießliches Reſultat erzielt werden. Der Staat kann 
dann unter Umſtänden im Allgemeinintereſſe förderlich wirken. — 
Was die eigentlichen, insbeſondere die riſikoreichen Bankgeſchäfte 
angeht, ſo wäre Ahnliches zu ſagen. Es ſei zu dieſem Punkte auf 
die Kritik des Bauerſchen Projekts mit verwieſen. 

Anſtatt daß der Reichsvermögensfonds produktive Verwendung 
findet, ſoll durch ihn ganz analog, wie es ſeinerzeit ſchon Proudhon 
wollte, zur Kriſenverhinderung die Wirtſchaft mit Aufträgen ver— 
ſehen werden, als ob es allein auf die Aufträge ankäme, um eine 
verfallende zu einer blühenden Wirtſchaft umzugeftalten. 


Vergleichen wir nunmehr die volkswirtſchaftlichen Grundſätze 
mit Bauers Forderungen und ſeiner Zukunftsprognoſe: Bauer will 
von einer Zentralſtelle aus alle Kapitalien an die einzelnen Wirt: _ 
ſchafter zuteilen, eine Aufgabe, die alſo über ein großes Gebiet ver: 
ſtreuten Perſonen zum wirtſchaftlichen Aufſtieg verhelfen will und 
aus oben dargelegten Gründen von einer Zentralſtelle aus nicht be— 
friedigend erfüllt werden kann“. Iſt Zentraliſation aus techniſchen 
Gründen — wie Geldausgleich, mangelnde Kapitalkraft zu kleiner 
vereinzelter Banken, Kapitalerſparnis, Mechaniſierung der Buchungs— 
und Verrechnungsmethoden? — notwendig, fo muß auf anderem 
Wege für genügende Dezentraliſation geſorgt werden?. Gerade bei 


1 Rieſſer meint ähnlich, daß eine Großbank die zweckmäßige Verwendung 
der von Zweigſtellen, Kommanciten, Tochtergeſellſchaften uſw. geſtellten Kredit⸗ 
anſprüche nicht kontrollieren kann (Art. „Bankpolitik“ im „Handbuch der Politik“, 
S. 342). Wygodczinsky hebt die Wichtigkeit der lokalen Sachkenntnis der 
Provinzialkaſſen hervor, die ein reines Zentralinſtitut niemals in gleichem Maße 
erwerben kann („Dir neuere Entwicklung des landwirtſchaftlichen Genoſſenſchafts⸗ 
weſens“, Hannover 1913, S. 31), 
| 2 Darüber Otto Schoele in der Zeitſchrift „Der bargeldlose Zahlungs- 

verkehr“ vom 30. Septemder und 21. Oktober 1919. 
| 8 Auch Schär tritt („Die Bank im Dienſte des Kaufmanns“, 20. Aufl. 
Vorwort) für eine ſyſtematiſche Lotaliſierung der zentraliſierten genoſſenſchaftlichen 
Volksbank ein, die er in Zukunſt einmal kommen ſieht. Nur ſch int er dennoch 


die Bedeutung der Lokaliſierung nicht richtig einzu chätzen, wenn er Liquiditſt 


er 


i / | . \ 
und Solidität als die erlernbaren Prinzipien in jeder Bankverwaltung fo in 


1171 f Die Stellung des Sozialismus zum Bantweſen 223 


Kreditbanken iſt die Gefahr ungenügender Berückſichtigung lokaler 
Verhältniſſe und Perſonen weit näherliegend als etwa bei Spar⸗ 
kaſſen und Genoſſenſchaften, weil ihr Beamtenbetrieb nicht fo lokal 
verwachſen iſt. Auch mag eventuell bei zentraliſiertem Betriebe die 
Konkurrenz von Genoſſenſchaften und Sparkaſſen einerſeits, Aus⸗ 
landbanken anderſeits nicht zwingend genug auf die Kreditbanken 
wirken wie bisher. in alle feinen und feinſten Kanäle hineinzu⸗ 
ſpüren !. 

Weiterhin will Bauer die Entſcheidung über die Kapitalzuteilung 


in die Hände eines Kollegiums legen, das ſich aus Kreditgeber (ſei 


es nun der private Kreditgeber + Staat, oder ſei es der Staat 


allein), Kreditnehmer und Arbeitnehmer zuſammenſetzt. Über die 


Art der Entſcheidung, ob durch Abſtimmung oder auf andere Weiſe, 
ſagt er nichts. Mehrheitsvotum ſcheint in ſeinem Sinn zu liegen. 
Durch Mehrheitsvotum können nun, wie oben gezeigt, wohl Kom⸗ 
promiſſe, kann aber die gerechteſte und beſte Löſung nicht gefunden. 
werden. Auch hat die Vielköpfigkeit eines ſolchen Kollegiums eine 
Schwerfälligkeit des Entſchluſſes zur Folge; es müßte alſo zum 


mindeſten aus dem Kollegium ein Direktorium? delegiert werden, 
dem die eigentliche Leitung und Durchführung der banklichen Auf⸗ 


gabe zufiele und das bei aller Gebundenheit an das geſamte Kollegium 


doch die genügende Freiheit der Entſcheidung behielte ?. 


1 


den Vordergrund rückt und als ausſchlaggebenden Grund a Zentrali⸗ 


fierung anführt. 


1 Als ſekundär ſchädliche Folge iſt noch zu nennen: Herabminderung der 
Zahl der Eelbftändigen, dadurch geringere Möglichkeit der Gewinnung von 
Geſamtüberblicken. — Anders Adolf Wagner über Zentraliſierung und 
Dezentraliſierung: er hält die Gründe für und wider für weſentlich relativ 
(Schönbergs Handbuch, Bd. I, S. 496 und Syſtem der Zettelbankpolitik, 


S. 13 ff., 620, 635). 


2 Bei Bauers Direktbrium ift nicht erfichtlich, wie wit es ſelbſtändig tätig 


ſein darf, S. 25. 


s Die von Schär mit warmem Empfinden . Idee einer Volks⸗ 
bank auf genoſſenſchaftlicher Grundlage käme in der Art ihrer Leitung der be⸗ 
ſagten Mindeſtforderung nicht genügend, entgegen, da der Vorſtand hier bei Be⸗ 
willigung größerer Kredite nicht ſelbſtändig entſcheiden kann. Auch wäre eine 
genoſſenſchaftliche Volksbank als einzige Bankart bei einer auſſtrebenden und 
mit Riſiko verbundenen Wirtſchaft doch kaum ausreichend, da bei Kreditierung 
großer und riſikoreicher Unternehmen ihre Sicherheit im Intereſſe des kleinen 
Mannes zu ſtark gefährdet wäre oder der große Unternehmungsdrang nicht ges 
nügend Kredit erhielte. Eine a Eau e un De die Folge 


j 
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Anderſeits erſcheint. die Zuſammenſetzung des Kollegiums nach 


dem Bauerſchen Programm eine Unmöglichkeit, wenn man die gegen⸗ 


überſtehenden Intereſſen vergleicht. Kreditgeber und Bankangeſtellte 


haben bei ſteigender Konjunktur das gleiche Intereſſe an hohen 
Preiſen oder Zinsforderungen, ſie werden daher in dieſem Falle 
an einem Strange ziehen; bei fallender Konjunktur und zurück⸗ 
gehenden Preiſen werden ſich die Arbeitnehmer nur ſchwer mit einem 
geringeren Lohn zufriedengeben. Viel ſchwieriger aber iſt der Aus⸗ 

gleich zwiſchen Kreditnehmer und ⸗geber; wenn zwar in Zukunft, 
wie Bauer hofft, der ſozialiſtiſche Staat der alleinige Kreditgeber iſt, 
dann werden Konfliktsmöglichkeiten künſtlich beſeitigt werden, eine 
gerechte Verteilung im Sinne des Gleichheitsdogmas wird vielleicht 
erreicht ſein, das Produktionsintereſſe aber, das doch ausſchlag— 
gebend für die Blüte oder Nichtblüte einer Wirtſchaft iſt, wird dabei 
zurückſtehen, und ſtagnierende Wirtſchaft wird abermals die Folge 
ſein. Wenn jedoch der private Kreditgeber noch neben dem Staat 
ſteht und das Produzentenintereſſe genügend berückſichtigt wird, jo 


kann der Staat eventuell durch Unterſtützung der Kreditnehmer⸗ 


intereſſen letztere vor Ausbeutung ſchützen. Die, Kreditgeber- und 
⸗nehmerintereſſen werden aber dann im Kollegium ſtets unüber⸗ 
brückbar gegenübertreten. Ein Ausgleich der Intereſſen kann nur 
auf dem Kapitalmarkte ſtattfinden !. 


Als Folge der Umgeſtaltung glaubt Bauer Zinsherabſetzung N 


buchen zu können. Wir ſagten oben, daß eine aufſtrebende Wirtſchaft 
ſich durch hohen Zins auszeichne. Bauers ſtagnierende Wirtſchaft 


wird allerdings mit wenig Kapital auskommen, nur ſo viel Kapital 


bedürfen, als zur Reproduktion, zur Aufrechterhaltung der Wirtſchaft 
5 überhaupt notwendig iſt. 


Aber auch durch den Wegfall der Konkurrenz tritt kaum eine | 


Verbilligung des Betriebes ein, die wiederum eine Zinsherabſetzung 
zur Folge haben könnte, denn wenn auch einige Unkoſten (wie Reklame 


aller Art und Unkoſten durch techniſche Mängel) in Fortfall kommen, 


ſo treten auf der anderen Seite durch die Zentraliſierung Unkoſten⸗ 


fein. In einer aufftrebenden Wirtſchaft muß es Banken geben, die ferner nicht 
durch die Dienſte, welche ihr Haftpflicht⸗ und Genoſſenſchaftsanteil des Kredit⸗ 
ſuchers leiſten, genötigt ſind, beſondere Rückſicht auf letzteren in bezug auf Zins 
und Proviſionsberechnung zu nehmen, wenn das einzugehende Riſiko anderes 
verlangt (fiehe Schär, „Die B. i. D. d. Kaufmanns“, Leipzig 1920, Vorwort.) 

1 Vgl. darüber Schumacher, „Gegenwartsfragen des Sozialismus“, in 
dieſem e 1920, S. 12, 
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ſteigerungen ein. Denn das leitende Perſonal muß bei allzu großem 

Betrieb unverhältnismäßig verſtärkt werden. Auch müſſen jetzt be⸗ 
ſondere Einrichtungen erſetzen, was durch geringere Überſicht des 
Leiters verlorengeht !. 

Eine Zinsherabſetzung wird deshalb, wie Bauer glaubt, kaum 
eintreten, es ſei denn, daß Stagnation e Wirtſchaft zur Tat⸗ 
ſache wird. 

Mit Bauer iſt vorläufig die dritte Epoche zum Abſchluß ge⸗ 
kommen. Wenn in der erſten Epoche frühreife organiſatoriſche 
Verſuche im Vordergrund ftanden, wenn in der zweiten Epoche alle 
organiſatoriſchen Pläne auf ſpätere Zeiten verſchoben wurden, in 
denen fie von ſelbſt mit Naturnotwendigkeit heranreifen würden, 
ſteht die dritte Epoche wieder im Zeichen des Pläneſchmiedens. 
Jedoch iſt es kein Planen und Organiſieren um jeden Preis, man 
berückſichtigt den Stand der Entwicklung und die Folgen des Krieges. 
Bauer ſetzt deshalb die Bankenſozialiſierung an den Schluß feines 
ganzen Organiſationsplanes. = 

Greifen wir nunmehr auf die philoſophiſchen Grundlagen des 
Sozialismus zurück, ſo werden wir ſagen, daß in dieſer dritten 
Epoche die Freiheit ſchöpferiſcher Konſtruktion mit der Naturnot⸗ 
wendigkeit oder Geſetzmäßigkeit der Entwicklung verbunden iſt. Wenn 
in der zweiten Epoche das konſtruklive, fo eminent fozialiftiiche 
Moment unter dem indirekten Einfluß der individualiſtiſchen, mecha⸗ 
niſtiſchen Aufklärung, deren Elemente Marx ſo ſehr in ſich auf⸗ 
genommen hatte, zu ſtark vernachläſſigt worden war, ſo tritt es nunmehr 
wieder in ſeine Rechte ein und verlangt bei allem Streben, die 
geſetzmäßige Entwicklung zu berückſichtigen, doch das Übergewicht. 
Bauers Ideen harmanoſieren nicht mit einem natürlichen lebens⸗ 


vollen Organismus, ſondern haben etwas Konſtruktives und Ge: 


machtes an ſich.. Dies kann auch nicht anders fein, wenn das 


Individuelle, wie es beim Sozialismus der Fall iſt, nicht die ge⸗ 


bührende Berückſichtigung findet. Das individuelle Moment kommt 
zwar zum Ausdruck in dem allmählichen Werdenlaſſen, in der Be⸗ 
achtung der geſetzmäßigen Entwicklung, ſowie in dem ſchließlichen 
Ziel, dem Glück des Einzelindividuums, aber es ſteht nicht gleich 
berechtigt neben dem erſtrebten Ganzen, befindet ſich in Abhängigkeit 
von einer Geſamtheit, ſei es nun die Geſellſchaft, ſei es der Staat, 


1 Vgl. darüber auch Schumacher, „Urſachen und Wirkungen“, S. 199, 
ſowie Rieſſer, „Bankpolitik“ im „Handbuch der Politik“, II. Bd., S. 342. 
Schmollers Jahrbuch XLIV 4. | | 15 


L | 


Schluß 


5 Wir ſahen: Was den Sozialismus am Bankweſen intereſſiert, 
find nicht die kleinen Gegenwartsfragen, nicht Fragen über techniſche 
Einzelheiten, nicht Fragen, wie die Banken am beſten ihrer Aufgabe 


226 N u E Herbert, Heimendahl - N — 1174 5 
ſei es die Menſchheit. Somit bleiben auch die Ideen der dritten 


Epoche Konſtruktionen, die ſich im Leben nicht bewähren können 
oder, wenn fie die Macht erlangen ſollten, das Leben töten müſſen. 


im Gegenwartsſtaat gerecht werden, ſondern ſie werden einzig und 


— 


allein im Hinblick auf die ſozialiſtiſche Zukunft angeſehen. Man 
unterſucht, wie weit ſie ſchon ſozialiſtiſche Momente in ſich tragen, 
man ordnet ſie in die große ſozialiſtiſche Zukunftskonſtruktion ein 


und teilt ihnen entſprechende Aufgaben zu. Die mannigfachen 


Elemente, aus denen ſich der Sozialismus aufbaut, haben die 
Meinungen über das Bankweſen in den verſchiedenen Epochen 
variieren laſſen, dennoch wurden ſie immer in Hinſicht auf den großen 

ſozialiſtiſchen Zukunftsbau gefaßt. Die Irrtümer, denen ſich der 
Sozialismus mit Bezug auf die Banken hingibt, folgen alle aus der 


Verkennung und Verneinung der urſprünglichen Gegebenheit des Ich. 


Der Sozialismus kann ſich das Individuum nur in Abhängigkeit 
von einem Ganzen denken !. Er meint, daß es losgelöſt und auf 


ſich geſtellt nichts anderes als Unheil anrichten kann. Darum will 


er es unter das Ganze zwingen, und zwar von außen her, weil er 


als Verächter des Chriſtentums die innere Gebundenheit nicht kennt 


und kennen will, jenes gleichberechtigte Nebeneinander von Indi⸗ 


viduellem und Sozialem, jene gottgebundene Freiheit. So kann 


der Sozialismus, auch wenn er je ſein Märchenland, den Zukunfts⸗ . 
ſtaat, erreichen ſollte, ſein Ziel, das Glück aller Individuen nimmer 
finden. Die erreichte Freude über ſoziale Gleichſtellung aller 


Menſchen wird immer eine Eintagsfreude bleiben, und auch Heimanns? 


Glaube, durch Verkürzung und Verringerung der Arbeitslaſt allein 


das Leiden aufheben zu können, wird immer enttäuſcht werden 


müſſen, 9 nicht das Rn mit feiner Erkenntnis der 


1 Das Streben zum Ganzen und Allgemeinen berührt ſich auch mit dem 


Drang nach Sicherung und Verſicherung auf den verſchiedenſten Gebieten (zum 


Beiſpiel Annexionspolitik im und nach dem Kriege hüben und drüben oder | 


Klaſſenherrſchaftspolitit jeglicher Art). 


2 Ed. Heimann, „Die Sozialiſierung. ; Kap. VIII, Schluß, S. 583/90 


im Arc. f. S. u. S.“, Bd. 45, . 


* 


1 A ⁵˙·—ꝛ 3 · A 


men nn 5 


— 


1175] Herbert Heimendahl: Die Stellung des Sozialismus z. Bankweſen 227 


Urſprünglichkeit des wertenden und praktiſch⸗ſchaffenden Bewußtſeins, 
der Erkenntnis vom wahren Wert der Perſönlichkeit bei aller Wahrung 
der Verantwortlichkeit gegenüber der Maſſe vom Sozialismus in 
ſeine Rechte wieder eingeſetzt wird. Dann verliert auch der „Weg 


ins Freie“ jenen „asketiſchen“ Zug, den Heimann ihm notwendig 


beilegen zu müſſen glaubt, weil dann das Abhängigkeitsgefühl von 
äußeren Verhältniſſen, das notwendig mit dem Großbetrieb ge⸗ 
ſteigert werden mußte, zurücktritt gegenüber dem Abhängigkeits⸗ 
gefühl von dem inneren Pulsſchlag der harmoniſchen Perſönlichkeit. 


»Erſt wenn der Sozialismus den Perſönlichkeitsgedanken in der 


weſentlich unegoiſtiſchen, d. h. chriſtlichen Form mit allen Folgerungen 
in ſich aufnimmt, dann erſt kann er auch dem Wunſch Plenges 
nachkommen, nicht die „Parteidoktrin einer Klaſſe“ zu bleiben, viel⸗ 
mehr zu einer „gemeinſamen Grundgeſinnung aller“ zu werden. 


Erſt wenn das Gleichgewichtsverhältnis zwiſchen Perſönlichem und 


Ganzem hergeſtellt iſt, bekommt der Sozialismus einen univerſellen 
Sinn, der es allen ſolidar Denkenden ermöglichen würde, ſich Sozia⸗ 
liſten zu nennen. Damit hätte aber der Sozialismus ſeinen Partei⸗ 
charakter verloren, es würde auch „keine in Verteidigungsſtellung 
gedrängte Bourgeoiſie“, „keine bedrohte Erb⸗ und Geſinnungs⸗ 
ariſtokratie“! mehr geben. Der Sozialismus wäre zu dem geworden, 
wonach ſich alle ſehnen, die ſich über das Parteigetriebe zu er⸗ 
heben vermögens. | . 

Bei Herſtellung des Gleichgewichtsverhältniſſes werden aber auch 


die Banken ihr eigengeſetzliches Leben führen müſſen. 


1. Graf Herm. Keyſerling, „Deutſchlands wahre politiſche Miſſion“ 
S. 47. | 
2 Ahnlich E. Hammacher, „Das philoſophiſch⸗ökonomiſche Syſtem des 
Marxismus“. „Die höchſte Verfaſſung wäre die, in der jeder in äſthetiſcher 
Harmonie den ihm ſpzeifiſchen Kulturwert verwirklichte, innerhalb eines orga⸗ 
niſch Allgemeinen, dem er ſich aus eigener Erkenntnis oder ſelbſtgewählter Auto⸗ 
rität unterwirft“ (S. 720). E. Troeltſch ſpricht von der „Freiheit einer frei⸗ 
willigen Verpflichtetheit für das Ganze“. 
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Anterſ uchungen über Bodenpreiſe, 
Mietpreiſe und Vodenverſchuldung 
in einem Vorort von Berlin 


Von Dr. Walter Nothkegel⸗ Berlin 
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preiſen, den Mietpreiſen und der Bodenverſchuldung in Mariendorf S. 229 
bis 238. — Siebentes Kapitel. e S. 238—247. 


Sechſtes Kapitel 


Die 8 zwiſchen Bodenpreiſen, Mietpreiſen und 
der Bodenverfchuldung in Mariendorf 


1. Unſere Unterſuchungen der Zuſtände auf dem Groß⸗Berliner 
Boden⸗ und Wohnungsmarkt haben ſich auf einen örtlich und zeit⸗ 
lich ſehr engen Ausſchnitt beſchränken müſſen und haben natürlich 
zunächſt nur Geltung für dieſen. Aber ein Berliner Vorort führt 
kein Einzeldaſein. Ein jeder iſt vielmehr mit den Nachbargemeinden 
und mit Berlin durch die geſamten wirtſchaftlichen Beziehungen auf 
das engſte verbunden, und wirtſchaftliche Erſcheinungen, die in der 
einen Gemeinde feſtgeſtellt ſind, finden ſich vielfach auch in anderen 
gleichartigen Gemeinden wieder. Das gilt ganz beſonders von den 
Verhältniſſen auf dem Wohnungs⸗ und Grundſtücksmarkt. Und 
darum werden wir viele der für Mariendorf feſtgeſtellten Zuſtände 
als typiſch betrachten können für zahlreiche Vorortgemeinden von 
Berlin und von Großſtädten überhaupt. Es wird daher möglich 
‚fein, auf Grund der gemachten Feſtſtellungen gewiſſe Anſchauungen 
und Lehrmeinungen über wichtige Probleme der Boden⸗ und 
Wohnungsfrage auf ihre Richtigkeit hin zu prüfen und vielleicht 
auch einige Streitpunkte ihrer Löſung näherzubringen. 

Im Mittelpunkt aller Erörterungen über die Wohnungsfrage 
ſteht noch immer die Frage nach den Beſtimmungsgründen der 
Bodenpreiſe in der Stadt. Auf welchen Urſachen beruht die Höhe 
der Bodenpreiſe? Iſt insbeſondere die Preisbildung auf ungeſunde 
und willkürliche Grundlagen, vor allem auf Machenſchaften der 
Bodenſpekulation zurückzuführen? Und kann durch künſtlich hoch 
e . das Wohnen unnötig verteuert werden? 
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Dieſe Frage wird, wie ſchon im 1. Kapitel erwähnt, von einer 
Gruppe von Wohnungstheoretikern bejaht. Die Bodenſpekulation 
beſitzt nach ihrer Auffaſſung die Macht, die Bodenpreiſe nach ihrem 
Ermeſſen feſtzuſetzen. Das Mittel, mit deſſen Hilfe die Spekulanten 
ihre Preistreibereien durchſetzen können, beſteht in der Zurückhaltung 
des Baulandes von der Bebauung, alſo in der Verminderung des 
Angebotes auf dem Grundſtücksmarkt. Dieſem Gedanken hat 
Oppenheimer beſonders prägnanten Ausdruck gegeben: 
| „Rudolf Eberſtadt hat das Wort gejagt: „Die ſtädtiſche Grund⸗ 
rente kommt von außen, nicht von innen.“ Nie ward ein wahreres 
Wort geſprochen. Die Grundbeſitzer in der Umgebung der wach— 
ſenden Städte werden ſämtlich Spekulanten. Sie ſperren ihr 
Eigentum gegen das Bau⸗ und Wohnungsbedürfnis, geben es nicht 
eher her, als bis ihnen der Preis gezahlt wird, den ſie verlangen, 
und dieſer Preis iſt nie geringer als der letzte erpreßbare Wucher— 
preis. Soweit hinaus, wie die Transportkoſten und Transportzeit 
das Wohnen der Großſtädte irgend geſtatten, iſt das Gelände rings 
um die Zentren nur noch gegen die Zahlung dieſes faſt unerſchwing— 
lichen Tributs zugänglich. So ſchnürt ein unſichtbarer Wall von 
Grundrente die Städte ein, und die von ihm eingepreßte Bevölkerung 
kann nicht nach außen ausweichen, wo Boden genug zu ausreichender 
Behauſung für alle wäre, trotz der größeren Entfernung, wenn er 
nur für den normalen landwirtſchaftlichen Nutzungswert zu erwerben 
wäre. Sie kann nicht ausweichen und muß daher zähneknirſchend 
bewilligen, was die Bodenherren von ihr verlangen ...I. 

Der Gedanke von einer künſtlichen Ausſperrung des Baugeländes 
vom Markte durch die Bodenſpekulanten kehrt in der wiſſenſchaft⸗ 
lichen und namentlich in der populären Literatur und Agitation in 
den verſchiedenſten Formen wieder. Am beachtenswerteſten von 
dieſen iſt v. Mangolds „Theorie des ſchmalen Randes“. Danach 
kommt für die Ausdehnung einer Stadt immer nur ein ganz ſchmaler 
Streifen Landes in Betracht, der ſich unmittelbar an das bebaute 

Land anſchließt. Die Beſitzer dieſes ſchmalen Randes nehmen eine 
monopolähnliche Stellung ein und können hohe Bodenpreiſe fordern, 
die dann, zu den notwendigen „Produktionskoſten“ der Wohnungen 
gehören und in dem Marktpreis der Wohnungen ſo gut wie die 
anderen Produktionskoſten ihre nn finden müffen⸗ Damit iſt 


1 Bericht über den erſten d Deutſchen RE in Frank⸗ 
furt a. M. 1904. 
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ausgeſprochen, daß die Höhe der Mietpreiſe ſich nach der Höhe der 
gezahlten Bodenpreiſe richten müſſe, daß . die e 
die Mieten ſteigern können. 

Dieſe Anſchauung von dem . Einfluß des Spee 
tums auf die Wohnungspreiſe iſt namentlich in der populären, vor⸗ 
nehmlich bodenreformeriſchen Literatur weit verbreitet. In der 

/Wiſſenſchaft wird fie vor allem von Eberſtadt mit Energie ver⸗ 
treten und verteidigt. Allerdings hält Eberſtadt dieſen Einfluß 


nicht unter allen Umſtänden, ſondern nur unter gewiſſen Voraus⸗ 


ſetzungen, die ſich gerade in Deutſchland vorfinden, für möglich. 
Zu dieſen gehören die gedrängte (vielſtöckige) Bauweiſe, die durch 

die bisher üblichen Bebauungspläne (breite Straßen, große Baus 
blocks) erzwungen werde. Ferner gehöre dazu die eigenartige Ein⸗ 
richtung unſeres Grundbuch⸗ und Hypothekenrechts, das eine Ver⸗ 
ſchmelzung des Bauwertes und des ſpekulativen Bodenwertes ge⸗ 
ſtattet, und das dadurch der Bodenſpekulation ermöglicht, den 
durch die Bautätigkeit erzeugten Wert in Beſchlag zu nehmen. 
Eberſtadt geht ſoweit, daß er ſogar die Wirkung der allgemeinen 

Preisgeſetze für den Grund und Boden überhaupt in Abrede ſtellt. 
Nach ſeiner Auffaſſung können bei uns die Bodenbeſitzer die Preis⸗ 
lage der Wohnungen beſtimmen, die der Unternehmer herftellt!. 
2. Um die Frage, ob eine ſolche Ringbildung der Terrainbeſitzer 

um Berlin tatſächlich beſteht oder beſtanden hat, reſtlos beantworten 
zu können, dazu reichen die vorliegenden Unterſuchungen gewiß nicht 

aus, denn ſie beſchränken ſich auf einen viel zu kleinen Ausſchnitt 
aus dem gewaltigen Gebiet von Groß-Berlin. Immerhin gehört 
Mariendorf doch mit zu den Randgemeinden Berlins, und darum 
müßten ſich doch hier irgendwelche Anhaltspunkte dafür ergeben 
daß „kapitaliſtiſche Hände bei der Stadterweiterung das Geſetz von 
Angebot und Nachfrage ausgeſchaltet haben, indem ſie das beſte 
Gelände auffauften und dann mit der Abgabe desſelben zurüd- 

hielten“ ?. 2 
| Aus der ganzen Art des Grundſtückshandels in Mariendorf 
ergeben ſich aber keine Anhaltspunkte dafür, daß unter den Speku⸗ 
lanten derartige Beſtrebungen geherrſcht haben. Das zuerſt in 

Mariendorf zur e gelangte größere Spekulationsgelände 


1 Vgl. Wörterbuch der Volkswirtſchaftslehre, Until: Wohnungsfrage und | 
Wohnungswesen. f 
Jäger, „Die Wohnungsfrage“ 3 Berlin 1903. 


/ 
7 
' 


| 232. - N Walter Rothkegel | 2 . [1180. 


iſt die Villenkolonie Südende geweſen. Wir wiſſen aus unſeren 


Ausführungen im dritten Kapitel, daß dort bald nach dem Kriege | 


1870/71 das Gelände in Bauplätze eingeteilt worden ift, daß fofort 
mit dem Verkauf derfelben begonnen wurde, und daß ſich die Kauf— 
preiſe faſt 20 Jahre lang auf der gleichen Höhe von 5,0—7,0 Mk. 
je qm gehalten haben. Von einem Zurückhalten des Landes zu 
dem Zwecke, noch höhere Preiſe herauszuholen, iſt in Südende 
zweifellos nichts zu merken. Dasſelbe iſt auch von den nicht zur 
Aufſchließung gekommenen Terrains im Norden und Nordoſten der 
Gemarkung zu ſagen, die im Anfange der 1870er Jahre zu Spe— 


külationszwecken erworben worden find und dann ſehr häufig die 


Beſitzer gewechſelt haben. Wenn man in Tabelle 1 die Kaufpreiſe 
überblickt, die in den Jahren 1873 bis 1907 bei zwei ſolchen Grund⸗ 
ſtückskomplexen erzielt worden ſind, ſo hat man eher den Eindruck, 


daß die meiften Erwerber danach geſtrebt haben, die Grundftüde |. 


möglichſt bald wieder los zu werden, als daß ſie abſichtlich mit dem 
Verkauf zurückgehalten haben. 

Der eigentliche Bauſtellenhandel größeren Stils beginnt in 
Mariendorf ſelbſt erſt nach der Umwandlung der Pferdebahn nach 
Berlin in eine elektriſche Bahn und vor allem nach der Einführung 
der Baupolizeiordnung von 1903. Und nunmehr tritt uns hier 
eine andere Erſcheinung entgegen, auf die viele Wohnungstheoretiker 
und insbeſondere Eberſtadt in dieſem Zuſammenhang häufig hin— 
gewieſen haben, nämlich daß bei dem Zuſtandekommen der Bau⸗ 
 ftellenpreife keinerlei wirtſchaftliche Regeln zu erkennen ſind, daß die 
Wirkung der Preisgeſetze hier ausgeſchaltet iſt. Die meiſten der in 
den Jahren 1904 bis etwa 1910 bewilligten Preiſe f ſind derart in 
die Höhe getrieben, „aufgebläht“, daß ſie in keinem richtigen Ver⸗ 
hältnis zu den erzielbaren Erträgen mehr ſtehen. Wir wir durch 


die Rentabilitätsberechnungen im Kapitel 5 feſtgeſtellt haben, konnte 


durch die Reinerträge nur ein Bodenpreis von 10,6 Mk. je am 
verzinſt werden. Und nur wenn Beträge für Amortiſation und 
Mietausfälle unberückſichtigt blieben, erſchien ein Höchſtpreis von 
23,2 Mk. je qm gerechtfertigt. Gezahlt wurde aber häufig das 
doppelte dieſes Preiſes, im Durchſchnitt etwa 35,0 Mk. je qm. 
Nun liegt der Gedanke nahe, daß die übertrieben hohen Bodenpreiſe 
durch eine Zurückhaltung des Landes von den Käufern erpreßt 
worden ſind. Aber dieſe Annahme ſetzt voraus, daß eine ſtarke 
Nachfrage nach ſolchen Parzellen geherrſcht hat. Tatſächlich hat es 


aber an einer ſtärkeren Nachfrage gefehlt. Für den in Frage 


1 


2 
— 
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nehmer finden .“ 
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ſtehenden Teil von Mariendorf kam nur der Bau von Kleinwohnungs⸗ 
häuſern in Frage. Es iſt bekannt, daß die Unternehmer im all⸗ 
gemeinen nicht gern Miethäuſer für die ärmeren Schichten der Be⸗ 
völkerung errichten, und daß die Hausbeſitzer nicht gern an ſolche 
vermieten. „Gegen den Bau von kleinen Wohnungen beſteht nach 
wie vor eine große Abneigung der Bauunternehmer. Die Abneigung 
richtet ſich nicht ſowohl gegen das Herſtellen von kleinen Wohnungen 
überhaupt, als gegen den Bau von Häuſern mit vorwiegend oder 
mit nur kleinen Wohnungen, weil ſolche Häuſer des außerordentlich 
hohen Riſikos und der vielen Widerwärtigkeiten wegen ſchwer Ab⸗ 

Mit dieſer Abneigung hatten die Mariendorfer Spekulanten 
zu rechnen?. Sie fühlten ſich nicht fähig, ihre Grundſtücke ſelbſt 
weiter zu veräußern, und ſie mußten ſich daher der Zwiſchenhändler 
bedienen, um überhaupt Abnehmer zu finden, die bauen wollten. 


Wie in ſolchen Fällen die hohen Preiſe in Wirklichkeit zuſtande ge⸗ 


kommen find, daß ſchildert Höpker? auf Grund der Darſtellungen 


von Sachverſtändigen aus Bauhandwerkerkreiſen folgendermaßen: 


„Der Terrainbeſitzer, ſei es nun eine Privatperſon oder eine 
Terraingeſellſchaft, wünſcht feine ſchwer verkäuflichen Grundſtücke zu 


einem möglichſt hohen, den wirklichen Wert überſteigenden Preiſe 


loszuſchlagen. Zu dieſem Zwecke hat er Agenten (Strohmänner) 
an der Hand, die auf der Suche nach Leuten gehen, die trotz ihrer 
Vermögensloſigkeit Luſt haben, als Bauunternehmer aufzutreten, 


und die möglichſt wenig ſowohl vor dem Bau als auch von dem 


Terraingeſchäft verſtehen. Geeignet ſcheinenden Perſonen wird ſo⸗ 
lange das Bauen als ganz beſonders gewinnverſprechend dargeſtellt, 
bis ſie ſich entſchließen, ein Terrain von dem hinter dem Agenten 
ſtehenden Terrainbefitzer zu erwerben. In den meiſten Fällen lernen 


1 Richard Calwer, Handel und Wandel. Berlin 1902. 

2 Wie ſchwer es für die Spekulanten war, Bauſtellen zu veräußern, läßt 
ſich auch daraus erkennen, daß ſie unter anderem verſuchten, das Grundſtücks⸗ 
geſchäft mit Darlehensgeſchäften zu verquicken. Sie veranlaßten Darlehens⸗ 
nehmer, zum Beiſpiel Offiziere, die mit dem Grundſtückshandel nicht das geringſte 
zu tun hatten, Grundſtücke mit in Zahlung zu nehmen. Ein derartiger Kauf⸗ 
vertrag wurde zum Beiſpiel im Jahre 1912 angefochten, mit der Begründung, 
daß der Käufer ſich in einem Irrtum über die Verkäuflichkeit der Grundſtücke 
beſunden habe. Der Spekulant war genötigt, die Grundſtücke wieder zurück⸗ 
zunehmen. | 
na Denkſchrift über die Verluſte der Bauhandwerker und Baulieferanten bei 
Neubauten in Groß; Verlin in den Jahren 1909 — 1911. Berlin 1914. 
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ſie hierbei weder den privaten Beſitzer des Terrains noch auch in: 


Direktor der in Frage kommenden Terraingeſellſchaft, ſondern nur 
weitere Agenten und Zwiſchenperſonen kennen. Zum Abſchluß des 
Kaufvertrages opfern ſie für die geringe Anzahlung und die Koſten 
ihr kleines Kapital, oder es werden ihnen, falls ſie vollſtändig ver⸗ 
mögenslos ſind, die Koſten für die Anzahlung vorgeſtreckt. Der 
Preis des Grundſtückes ſoll bei dieſen Verkäufen um 50 —100 % 
höher geſtellt werden, als es ſonſt der Fall iſt. Dies, ſo wird an— 
genommen, ſei ohne Schwierigkeit möglich, weil der nunmehrige 
„Bauunternehmer nichts von dem Wertverhältniſſe des Grund und 
Bodens verſteht und ihm als vermögensloſen Mann auch nur die 


Wahl bleibt, jeden ihm geſtellten Preis anzunehmen oder auf die 


Rolle eines Bauunternehmers, die ihm nach den Reden der Agenten 
als eine ganz beſonders glänzende erſcheint, zu verzichten.“ 

Wirtſchaftliche Regeln laſſen ſich alſo hier bei dem Preisbildungs⸗ 
prozeß nicht erkennen, die Preiſe ſind in keiner Weiſe durch die 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe bedingt und gerechtfertigt, ſie können 
nur auf hohe, ganz willkürliche Forderungen zurückgeführt werden. 
Große Skrupelloſigkeit auf der Angebotsſeite und eine ſehr geringe 
geſchäftliche Gewandtheit und Überſicht und ein ganz ungeredt- 
fertigter Optimismus, der ſchon mehr Leichtfertigkeit genannt werden 
muß, auf der Nachfrageſeite, ſind die Vorausſetzungen dafür, daß 
derartige Forderungen überhaupt geſtellt und angenommen werden 
konnten. 

3. Es ſteht alſo feſt, daß die Bodenpreiſe im eigentlichen 
Mariendorf durch die Bodenſpekulation, insbeſondere durch den 
Zwiſchenhandel auf eine durch die Erträge nicht gerechtfertigte Höhe 
hinaufgetrieben worden ſind. Soweit ſtimmen alſo unſere Feſt⸗ 


ſtellungen mit den Beobachtungen Eberſtadts und vieler Wohnungs⸗ 


reformer überein. Der ſpringende Punkt iſt aber die weitere Frage, 
ob dieſe hochgetriebenen Bodenpreiſe auch ein Hinauftreiben der 
Mieten zur Folge gehabt haben. Unſere Rentabilitätsberechnungen 
im fünften Kapitel haben uns gezeigt, daß das auf den Bau der 
Mietshäuſer verwendete Anlagekapital durch die erzielbaren Rein⸗ 
erträge nicht ausreichend verzinſt werden konnte, und daß infolge— 
deſſen die Erbauer in eine Notlage geraten mußten. Die Verſchuldung 
war hoch und mußte drückend wirken. Wir ſind daher auch zu der 
Annahme berechtigt, daß die Hausbeſitzer alles daran geſetzt haben, 
um durch Erzielung höherer Mieten das fehlende Gleichgewicht 
zwiſchen ihren Unkoſten und den Mieteinnahmen herzuſtellen. Iſt 
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ihnen das gelungen? Mußten die Mieter dem Druck der Haus⸗ 
beſitzer nachgeben? 

Auf dieſe Frage geben uns unſere Unterſuchungen über die Ent⸗ 
wicklung der Mietpreiſe im vierten Kapitel ſehr klare Antwort. Wir 
konnten dort für die reinen Wohnſtraßen des eigentlichen Marien⸗ 
dorf eine ganz geringe Mietpreisſteigerung für die Jahre 1904 bis 
1906 bzw. 1908 feſtſtellen, die aber aufgehoben worden iſt durch in 
den Jahren 1907 und 1910 eingeführte Erhöhung der Gemeinde⸗ 
grundwertſteuer, ſo daß der Reinertrag der Gebäude in den zehn 
Jahren von 1904 bis 1913 unverändert geblieben iſt. Die Zahlen 
der Tabellen 4 und 5 laſſen einwandfrei erkennen, daß es den Haus⸗ 
beſitzern Mariendorfs trotz des auf ihnen laſtenden, durch zu hohe 
Bodenpreiſe hervorgerufenen Druckes nicht gelungen war, höhere 
Mietseinnahmen zu erzielen. Eberſtadts Theorie, wonach die Boden⸗ 
beſitzer durch die Feſtſtellung der Bodenpreiſe auch die Preislage der 
Wohnungen, die die Bauunternehmer bauen, beſtimmen können, 


findet hier nicht die geringſte Beſtätigung. Im Gegenteil, die Ent: 


wicklung der Mietpreiſe hat ihren Gang völlig unabhängig von der 
Höhe der Bodenpreiſe genommen. Das offenſichtliche Mißverhältnis 
zwiſchen der Höhe der Bodenpreiſe und den Mieterträgen hat nicht 


zur Folge gehabt, daß die Mietpreiſe in die Höhe gingen, ſondern 


daß die Hausbeſitzer ſich nicht halten konnten. Wir hatten ſchon im 
Kapitel 3 bei der Darſtellung der Entwicklung der Bodenpreiſe 
wiederholt feſtſtellen müſſen, daß ganze Häuſerreihen und Straßen⸗ 
viertel zwangsweiſe verſteigert worden ſind. Auch von den 51 Ge⸗ 
bäuden, deren Rentabilitätsverhältniſſe im fünften Kapitel unter⸗ 
ſucht wurden, ſind 38, das ſind drei Viertel, zur Zwangsverſteigerung | 
gelommen. 

Die Bodenſpekulanten hatten ihren- Gewinn bei. dieſen Zwangs⸗ 
verſteigerungen in der Hauptſache realiſieren können, da ihre For⸗ 


derungen zum größten Teil im Range vor dem Baugeld und der 


Reſt unmittelbar dahinter im Grundbuche eingetragen war. Die 


Leidtragenden bei dieſen wirtſchaftlichen Zuſammenbrüchen ſind nach 


Höpkers Feititellungen die Handwerker geweſen. Nachdem ein er⸗ 


»heblicher Betrag, bis zu einem Drittel, des Baugeldes zur Löſchung 


eines Teiles des Reſtkaufgeldes verwendet worden war, konnten mit 
dem Baugeld nur 60 %p, höchſtens 70% des Baues hochgebracht 


werden. Die Lieferanten und Bauhandwerker wurden daher auch 


1 Höpker, Denkſchrift über die Verluſte der Bauhandwerker uſw. 


itt das ungünſtige Verhältnis zwiſchen der Höhe der Belaſtung und 
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nur teilweiſe befriedigt. Kam dann nach Verbrauch des Baugeldes 
das Grundſtück zur Zwangsverſteigerung, ſo fielen mindeſtens die 
Ausbauhandwerker mit einem großen Teil ihrer Forderungen aus. 
In Mariendorf haben nach Höpker die Verluſte, die die Handwerker 
‚an Villen, Mietshäuſern, Geſchäftshäuſern und Fabrikgebäuden in 
den Jahren 1909, 1910 und. 1911 erlitten hatten, 699 600 Mk. be⸗ 
tragen. Die Bodenbeſitzer hatten alſo wohl vermocht, durch das 
Emportreiben der Bodenpreiſe die Bauhandwerker um einen beträcht⸗ 
lichen Teil ihres Verdienſtes zu bringen, ſie beſaßen aber nicht die 
Macht, die Mieten in die Höhe zu treiben. | 
Die Hypotheken jener vorhin erwähnten zwangsweiſe verſteigerten | 
38 Gebäude, die in der Spalte 9 der Tabelle 7 mit enthalten find, | 
find ſämtlich nach der Verſteigerung aufgenommen worden. Da 
man im allgemeinen wohl annehmen kann, daß verſteigerte Gebäude 
um die ausgefallenen Hypotheken wertvoller geworden ſind, und daß. 
der neue Erwerber dementſprechend beſſer daſteht als der alte, jo 


dem Reinertrage doppelt bemerkenswert. Zu erklären iſt die hohe 

Beleihung wohl nur dadurch, daß bei der Berechnung des der Be— 

leihung zugrunde zu legenden Grundſtückswertes die hohen Kauf⸗ 

preiſe für den Boden angehalten, und die Mieterträge mit einem 
viel zu hohen Betrage eingeſetzt worden ſind. Jedenfalls iſt zu er⸗ 

kennen, daß auch die neuen Erwerber unter dem Druck einer hohen 

Verſchuldung ſtanden, ohne daß es ihnen gelungen wäre, den Druck 

durch ein Hinaufſchrauben der Mietpreiſe etwas zu erleichtern. 

Die Unterſuchung, ob und inwieweit ein Zuſammenhang zwiſchen 
der Höhe der Bodenpreiſe und den Zwangsverſteigerungen von 
Mietshäuſern überhaupt feſtzuſtellen iſt, wurde noch weiter, auf 
82 Gebäudebeſitzungen, ausgedehnt, von denen 53 zur Zwangs⸗ 
verſteigerung gekommen ſind. Der Grund und Boden dieſer ver⸗ 
ſteigerten Gebäude iſt im Durchſchnitt mit 34,8 Mk. je qm be⸗ 
zahlt worden, während er bei den 29 nichtſubhaſtierten Gebäuden, 
ſoweit ſie nicht von dem Urbeſitzer erbaut waren, nur 20,1 Mk. je 
qm gekoſtet hat. Auch dieſe Zuſammenſtellung läßt darauf 
ſchließen, daß die Notlage der Hausbeſitzer in Mariendorf vornehm— 
lich durch die Bewilligung der hohen Bodenpreiſe entſtanden iſt. 

Die wirtſchaftlichen Kataſtrophen, die über einen großen Teil 
der Bauunternehmer und Hausbeſitzer Mariendorfs, vornehmlich in 
den Jahren 1904 bis 1910 eingebrochen waren, find aber auch für 
den Grundſtücksmarkt nicht ohne Folgen geblieben. Die hohen 
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Bodenpreiſe haben ſich nicht halten können, und die Spekulanten 
mußten mit ihren Forderungen erheblich heruniergehen. Schon im 
Jahre 1909 (vgl. Kapitel 4) iſt eine größere Anzahl von Bau⸗ 
plätzen (in der Rathausſtraße) für 28,2 Mk. je qm an acht Bau⸗ 
unternehmer verkauft worden, alſo zu einem Preiſe, der ſehr erheb⸗ 
lich unter den bisher üblichen Preiſen ſtand. Und in den Jahren 
1911 bis 1913 überwiegen die Preiſe von 18,0 bis 25,0 Mk. Damit 
ſind die Bauſtellenpreiſe auf einen Betrag herabgedrückt worden, 
der, wie unſere Rentabilitätsberechnungen gezeigt haben, durch die 
erzielbaren Reinerträge noch gut verzinſt werden kann, wenn man 
auf Rücklagen für Amortiſation und Mietsausfälle verzichtete. Wo 
nach 1911 höhere Preiſe (von über 30,0 Mk. je qm) vorgekommen 
ſind, konnten aus den Grundakten in den meiſten Fällen feſtgeſtellt 
werden, daß es ſich um Tauſchgeſchäfte oder um n Scheinberkäufe 
handelte. 
4. Mit dieſen Feſtſtellungen iſt auch ſchon eine weitere Frage 
beantwortet, nämlich in welchem Verhältnis die Bodenpreiſe und | 
Mietpreiſe zur Bodenverſchuldung ſtehen. Bekannt find die 
Schlagworte, die Eberſtadt für dieſe Beziehungen geprägt hat: 
„Bodenſpekulation iſt Hypothekenſpekulation“, „das Grundſtück wird 
nach der Beleihung bewertet“, d. h. der Preis des Grundſtückes wird 
beſtimmt durch die Höhe, bis zu der es gelingt, die Beleihung 
hinaufzutreiben. „Nicht wirtſchaftliche Maßſtäbe, ſondern die grund⸗ 
buchlichen Beleihungsziffern werden maßgebend für die Geſtaltung 
unſerer Bodenwerte.“ Der Grund dafür, daß es der Boden⸗ 
ſpekulation gelingt, die Bodenpreiſe in die Höhe zu treiben, iſt nach 
Eberſtadt, wie ſchon erwähnt, in unſeren Inſtitutionen des Real⸗ 
kredits zu ſuchen, die eine Verſchmelzung des Bauwertes mit dem 
ſpekulativen Bodenpreis geſtatten. 
Viele dieſer Ausführungen Eberſtadts fanden wir durch unſere 
Unterſuchungen ſchon beſtätigt. Wir hatten geſehen, daß parallel 
mit den hochgetriebenen Bodenpreiſen eine ebenſo übertrieben ſtarke 
Verſchuldung des unbebauten Bodens ging, und daß auch die 
unbebauten Grundſtücke in einem Grade mit Hypotheken belaſtet 
waren, der wirtſchaftlicher Weiſe nicht zu rechtfertigen iſt. Ebenſo 
iſt in Mariendorf, wie auch ſonſt in Deutſchland, die von Eberitadt- 
berührte Eigenart unſeres Grundbuchrechtes von den Bodenbeſitzern 
ausgenutzt worden, indem bei Bauſtellenverkäufen vertraglich aus⸗ 
gemacht wurde, daß ein größerer Anteil des Reſtkaufgeldes (bis zu 
zwei Dritteln) aus dem Baugelde noch vor n des Baues 
beſtritten werden mußte. 
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Wir können alſo auch für Mariendorf ſagen, daß die Boden⸗ 
ſpekulation durch den Realkredit ſehr erleichtert worden iſt. Eber⸗ 
ſtadt und zahlreiche andere Wohnungstheoretiker bringen den Real⸗ 


kredit aber weiter mit der Wohnungsfrage in Verbindung, indem 


ſie behaupten, daß durch die leichte Beſchaffung von Leihkapital, 


insbeſondere durch die Verquickung des ſogenannten Meliorations-⸗, 


kredits mit den eigentlichen Bodenſchulden (Reſtkaufgeld) die Miet⸗ 
preiſe in die Höhe getrieben werden können. Eine ſolche Wirkung 
war aber, wie wir ſchon wiſſen, für Mariendorf nicht zu erkennen. 
Die, Mietpreiſe find in dem unterſuchten zehnjährigen Zeitraum une 
verändert geblieben und haben ſich weder durch die „aufgeblähten“ 


Grundſtückspreiſe noch dadurch beeinfluſſen laſſen, daß die Rein⸗ | 


erträge der Käufer nur knapp hinreichten, die aufgenommenen 
E zu verzinſen. 


Siebentes Kapitel 
Schlußbetrachtungen 


1. Unſere Unterſuchungen haben gezeigt, daß in Mariendorf 
ein ſolcher Zuſammenhang zwiſchen den Bodenpreiſen und der 


Bodenverſchuldung einerſeits und den Mietpreiſen andererſeits nicht 
zu erkennen iſt, wie er von einer Gruppe von Wohnungstheoretikern, 


als deren markanteſter Vertreter Eberſtadt gelten kann, behauptet 


wird. Wir finden auf dem Mariendorfer Grundſtücksmarkt gewiß 
viele der Übelſtände vor, auf die Eberſtadt ſchon ſeit langer Zeit 
hingewieſen hatte, insbeſondere ein wildes Hochtreiben der Boden: 
preiſe und eine gewaltige, dauernd zunehmende Bodenverſchuldung. 
Aber die Bodenſpekulanten hatten keinen Einfluß auf die Mietpreiſe. 
Das Hin⸗ und Herwogen der Spekulationspreiſe für den Boden iſt 
für die Wohnungsverhältniſſe bedeutungslos geblieben, die Preis⸗ 


treibereien der Spekulation haben nicht zu einer dauernden Be⸗ 
laſtung der Konſumenten durch höhere Mieten führen können. Da 


es den Bodenſpekulanten durch die Inſtitutionen unſeres Grund» 
buchrechtes möglich war, ihre übertriebenen Forderungen durchzu— 
ſetzen, mußten natürlich die hierdurch erforderlichen Summen irgend- 
wie eingebracht werden. Das geſchah aber nicht durch eine Er— 
höhung der Mieten, ſondern durch erhebliche Schädigungen der Baus 
unternehmer und Hauseigentümer und der hinter ihnen ſtehenden 
Lieferanten und Handwerker. Es erfolgte nicht eine Anpaſſung der 


Mieten an die hochgetriebenen Grundſtückswerte, ſondern umgekehrt 


Bodenpreiſen hat! 
jeiten der Dinge hält, etwas Beſtechendes. Er fieht auf Schritt 
und Tritt, daß bei jedem Hausbau durch den Bodenpreis und die 
Baukoſten ein beſtimmtes Kapital von vornherein feſtgelegt iſt, das 


N 
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eine Anpaſſung der Grundſtückswerte an die Mietpreiſe, an den 
Ertragswert, und zwar geſchah dieſe Entwicklung kataſtrophal durch 
Herabſetzung des Grundſtückswertes im Wege der Zwangsverſteige⸗ 
rung. Vollſtändig war aber dieſe Anpaſſung, wie die Zahlen der 

Tabelle 7 erkennen ließen, doch noch nicht gelungen. Denn ob 
gleich zwei Drittel der unterſuchten, in der Tabelle X enthaltenen 
51 Gebäude zwangsweiſe verſteigert worden ſind, und die in der 
Spalte 9 aufgeführten Hypotheken nach der Verſteigerung auf⸗ 
genommen wurden, ſtanden die Beſitzer dieſer Häuſer immer noch 


ſehr drückenden, im Verhältnis zum Ertrage viel zu hohen Hypo⸗ 
lhekenſchulden gegenüber, ohne daß fie, wie wir wiſſen, imftande ge⸗ 
| weſen wären, auch nur die geringſte Anderung in den Mietpreiſen 


zu, erreichen. Die alte Streitfrage, die ſeit Jahrzehnten die Woh⸗ 


nungnliteratur beherrſcht: wird die Höhe der Bodenpreiſe durch die 
Höhe der Mietpreiſe oder umgekehrt, die Höhe der Mietpreiſe durch 


die der Bodenpreiſe beſtimmt, kann ſomit für Mariendorf auf Grund 
einwandfreien induktiven Materials dahin beantwortet werden, daß 


die Bodenpreiſe jedenfalls auf die Mietpreiſe gar keinen Einfluß 


gehabt haben. 
Dieſe Auffaſſung von der Abhängigkeit der Miete von den 
r einen Beobachter, der ſich mehr an die Außen⸗ 


durch die Mieten verzinſt werden ſoll. Und da ferner jederzeit zu 
beobachten iſt, daß in abgelegenen Gegenden einer Stadt, wo die 
Bodenpreife niedrig ſtehen, niedrigere Mietpreiſe für ganz gleich⸗ 
artige Gebäude verlangt und gezahlt werden, als in anderen Stadt⸗ 
teilen mit hohen Bodenpreiſen, ſo wird daraus geſchloſſen, daß der 


Bodenpreis für die Höhe der Mietpreiſe maßgebend ſei. In Wirk⸗ | 


lichkeit ift damit aber über den urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen 
beiden noch gar nichts bewieſen. Der Erbauer eines Mietshauſes 


muß allerdings ſo rechnen, daß durch die Höhe des Bodenpreiſes 


und der Baukoſten ſich ein beſtimmter Mietpreis ergibt, den er 
fordern muß, wenn er ſein aufgewendetes Kapital in normaler 
Weiſe verzinſt haben will. Aber hierbei dürfen wir nicht ſtehen 
bleiben. Offen bleibt noch die weitere Frage, warum der Bau⸗ 
unternehmer gerade dieſen Preis zahlt. Welche Erwägungen leiten 
die beim Kauf Beteiligten bei der Normierung des Kaufpreiſes? 
Ausschlaggebend 1 lediglich der . Der Käufer will die 
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Sicherheit haben, daß der Ertrag zum mindeſten hinreicht, um die 
von ihm als Preis hinzugebende Geldſumme in gemeinüblicher Weiſe 
zu verzinſen und daneben noch wenigſtens ein gewiſſes Minimum 
an Unternehmergewinn, einen „Überſchuß“ zu gewähren. Andern⸗ 
falls könnte er aus dem Kauf keinen Vorteil ziehen, und er würde 
von dem Kauf abſtehen. Der Käufer richtet ſich nach dem Ertrags- 
wert des Grundſtückes. Ebenſo wird der Verkäufer mit ſeinen 
Forderungen mindeſtens bis an die Grenze des Ertragswertes her— 
anzugehen verſuchen. Paul Voigt! drückt dieſen Sachverhalt 
folgendermaßen aus: In den älteren Bebauungsgebieten „ſind die 
Terrainſpekulanten über die ungefähre Höhe des aus der Art der 
baulichen Ausnutzung reſultierenden Bodenpreiſes unterrichtet und 
laſſen die Bauſtelle an den Erbauer eines Hauſes nur zu einem 
wenig unter dem Maximum bleibenden Preiſe ab“. 

Die Bodenpreiſe können alſo immer nur das Ergebnis be— 
ſtimmter Mietpreiſe ſein. Über die durch den Mietertrag beſtimmte 
Grenze vermag die Spekulation auf die Dauer die Bodenpreiſe 
nicht hinaus zu treiben. Und wenn dies einmal, wie im eigent— 
lichen Mariendorf, von einer wilden Spekulation dennoch verſucht 
wird, ſo muß ſich das ſtets durch wirtſchaftliche Schädigungen der— 
jenigen Perſonen rächen, die ſolche unwirtſchäftlichen Preiſe bes 
willigt haben. Bei einem ruhigen Gange der Geſchäfte, wie wir 
ihn in Südende kennen gelernt haben, entſprechen die Bodenpreiſe 
regelmäßig dem Ertragswert, d. h. der Preis für den Bauplatz 
wird ſo bemeſſen, daß der Erwerber und Erbauer eines Miethauſes 
aus den Mieterträgen noch einen „überſchuß“ über die Verzinſung. 
des u einen herauswirtſchaften 
kann. 


2. Mit 5 Feſſtelung, daß die Bodenpreiſe ſich nach der 
Höhe der Mietpreiſe richten müſſen, iſt aber unſer Problem noch 
nicht gelöſt. Übrig bleibt noch die Frage, wonach richtet ſich die 
Höhe der Mietpreiſe“ Eberſtadt behauptet bekanntlich, daß für 
Deutſchland bei der Miete das Geſetz von Angebot und Nachfrage 
„aufgehoben“ ſei, daß die Höhe der Mietpreiſe einjeitig von der An— 
gebotsſeite, von den Bodenſpekulanten, feſtgeſetzt wird, und daß der 
Mieter lediglich das Objekt ſei, „das als körperliche Grundlage der 
ſpekulativen Wertbewegung dient“. Für dieſe Behauptungen, die 


1 Grundrente und Wohnungsfrage in Berlin und ſeinen Vororten. 
Jena 1901. 
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theoretiſch ſehr anfechtbar find und auch oft genug f angefochten 


wurden, zhat Eberſtadt keinerlei induktives Tatſachenmaterial bei⸗ 


gebracht. Er beruft ſich nur an einer Stelle auf einen im „Tag“ 
(21. Oktober 1904) erſchienenen Aufſatz des langjährigen Leiters 


des „Beamtenwohnungsvereins“, Regierungsrat Koska, in dem 


folgendes ausgeführt iſt: 


„Auf Grund meiner Erfahrungen ſchließe ich mich denen an, 


die der Eigenart der Bildung der Baugrundpreiſe den größten Ein⸗ 
fluß (gegenüber den Baukoſten) zuſchreiben Der Käufer des 
Bodens und Erbauer des Hauſes kann nur beſtehen, wenn er die 


bvorausgeſetzten hohen Mieten auch erzielt. So entſteht eine ver⸗ 


hängnisvolle Wechſelwirkung: Die Mieten ſind in letzter Reihe vom 
Bodenpreis abhängig, die bloße Möglichkeit einer Erhöhung der 
Mieten erhöht unmittelbar den Bodenpreis, und der geſteigerte 
Bodenpreis legt wiederum die Notwendigkeit einer Forderung der 
höheren Mieten ſofort feſt.“ 


Gewiß, ein Bauunternehmer, her feinen Bauplatz zu teuer, | 
D. h. zu einem den Ertragswert überſteigenden Preiſe gekauft hat, 


wird beſonders dringend darauf hinzuwirken ſuchen, daß er durch 
eine Erhöhung der Mietpreiſe das richtige Verhältnis zwiſchen 


ſeinen Einnahmen und Ausgaben wieder herſtellen kann. Aber 


keinesfalls liegt es, wie wir für Mariendorf einwandfrei feſtſtellen 
konnten, in ſeiner Macht, die höheren Forderungen den Mietern 
aufzuzwingen und durchzuſetzen. Das gibt übrigens auch Adolf 
Wagner, der ſonſt den Bodenſpekulanten einen großen Einfluß auf 
die Höhe der Mietpreiſe einzuräumen geneigt iſt, in einem öffent⸗ 


lichen Vortrag zu: „Im allgemeinen haben die Bauſtellen und ſtädti⸗ 


ſchen Grundſtücke in einem beſtimmten Zeitpunkte unter den gegen⸗ 


— 


wärtigen Verhältniſſen ſchon einen Maximalwert. So beliebig höher 
treiben kann man den Wert der Grundſtücke keineswegs.“ 


Man kann auch Mietpreis und Bodenpreis nicht derart mit⸗ 


einander in Verbindung bringen, daß man, wie v. Mangold und 


zahlreiche andere Schriftſteller es tun, den Bodenpreis zu den not⸗ 


wendigen Produktionskoſten der Wohnung rechnet, die ebenſo wie 
die anderen Produktionskoſten in dem Marktpreis der Wohnungen 


ihre Deckung finden müſſen. Die Produktionskoſten ſpielen wohl 
in dem Preisbildungsprozeß der Maſſengüter eine Rolle. Die ein⸗ 


zelnen Produzenten arbeiten bekanntlich niemals unter gleichen Be⸗ 


dingungen, ſondern ſtets mit verſchiedenen Produktionskoſten und N 


daher verſchiedenem Gewinn. Als e Grenze für die ae 
Schmollers Jahrbuch XLIV A. 
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beliebig vermehrbarer Güter können wir daher die Produktions 
koſten der teuerſten Anbieter betrachten, deren Produkte noch zur 
Deckung des Bedarfs notwendig ſind, während die Wertſchätzungen 


der Käufer die Grenze für die Preishöhe nach oben bilden. Für 
die Preisbildung des Bodens kommt aber die Beſonderheit in Be⸗ 


tracht, daß er nicht reproduzierbar iſt, daß er alſo nicht auf andere 
Koſten zurückgeführt werden kann l. Darum können beim Boden 


auf der Angebotsſeite auch keine Koſten als Preisbeſtimmungsgrund 
in Betracht kommen, wie zum Beiſpiel bei den Maſſengütern. Nur 


die Schätzungen auf der Nachfrageſeite ſpielen bei der Preisbildung 


des Bodens als obere Grenze für die Preiſe eine Rolle. 

Die obere Grenze der Erträge, die der Boden als Grundlage 
von Mietwohnungen abwerfen kann, wird man im allgemeinen in 
den Beträgen zu ſuchen haben, die die Bevölkerung überhaupt für 
Wohnungen aufwenden kann. Adam Smith? war der Meinung, 
daß der Betrag, den der Mieter für ſeine Wohnung auszugeben 


pflegt, im allgemeinen ein feſtſtehender Teil ſeines Einkommens ſei. 


Wird der Mietpreis erheblich erhöht, dann wird ſich der Mieter 
mit einer ſchlechteren Wohnung begnügen. Und Philippovich formuliert 


dieſe Anſicht in ſeinem Referat für die Verhandlungen des Vereins 


für Sozialpolitik in München folgendermaßen“: „Die gegebenen 
Einkommenverhältniſſe und die Lebensgewohnheiten beſtimmen die 
Summe, die man für die Miete auszugeben bereit ſein wird. In 
jedem Augenblick haben wir mit einem ſolchen beſtimmten Maße zu 
rechnen, und nach ihm kalkuliert der Bauunternehmer ſeine Gewinn⸗ 
chancen und den Bodenpreis, den er bezahlen kann. Wenn wir zu 


einer gegebenen Zeit, Tagen wir 25% unſeres Einkommens, für . 


das Wohnen ausgeben, und dabei, normale Verzinſung und 


— 


Amortiſation des Baukapitals vorausgeſetzt, ein Bodenpreis von & 


reſultiert, jo kann dieſer nicht beliebig auf x + xi erhöht werden, 


denn die infolgedeſſen notwendige Steigerung der Mietpreiſe 


Winde in dem gegebenen Einkommen eine ſchwer zu überwindende 
Grenze.“ N 


1 Die Koſten, die einem Terrainunternehmer für den Ausbau von Straßen, 


für die Anlage der Kanaliſation u. dergl. erwachſen, kommen hier, wo es fi. 


um die reinen Bodenkoſten handelt, nicht in Frage. 

2 Der Reichtum der Nationen, 5. Buch, 2. Kapitel, 2. Teil, Abſchnitt: 
„Steuern auf die Hausrente“. 

3 Verhandlungen des Vereins für Sozialpolitik, 1901. Leipzig 1902. 
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Die Frage, ob die im Privathaushaltplan eingeſetzte Quote 
des Einkommens für Miete feſtſtehend iſt und infolgedeſſen die 


Nachfrage nach Wohnungen den Veränderungen im Einkommen ent⸗ 


ſprechend mehr oder weniger wechſelt, oder ob die Tendenz zu er⸗ 


kennen iſt, daß auch bei ſinkendem Einkommen die zur Befriedigung 


des Wohnungsbedürfniſſes zu machenden abſoluten Aufwendungen 


nicht vermindert werden auf Koſten der Befriedigung anderer Be⸗ 


gegen dürfte ſich bei den kleinen Einkommen unſexer Arbeiterbevöl⸗ 
kerung eine größere Feſtigkeit des Betrages ergeben, der für die 
Wohnungsmiete aufgewendet wird!. Dieſe Annahme wird durch 


dürfniſſe, iſt in der Literatur ſchon häufig behandelt und in ſehr 


verſchiedener Weiſe beantwortet worden. Man kann aber wohl an⸗ 


nehmen, daß die obere Grenze des für die Wohnung verfügbaren 


Einkommenteiles um ſo mehr verſchiebbar iſt, je höher das Ein⸗ 
kommen, insbeſondere das ſogenannte „freie“ Einkommen iſt. Da⸗ 


die Entwicklung der Mietpreiſe in Mariendorf in gewiſſer Hinſicht 


beſtätigt. Wir ſehen, daß in dem faſt ausſchließlich von Arbeitern 


— 


und ſogenannten kleinen Leuten bewohnten eigentlichen Mariendorf 
die Mietpreiſe in den unterſuchten 10 Jahren von 1904-1913 er 
nahezu unbeweglich geblieben waren, obgleich feſtgeſtellt werden 
konnte, daß die wirtſchaftliche Lage des Hausbeſitzers infolge hoher 


Verſchuldung der Häuſer ſehr ſchwierig war. Demgegenüber fand 


ſich in der Villenkolonie Südende, wo ſich die Hausbeſitzer in einer 


ſehr viel beſſeren wirtſchaftlichen Lage befanden, ein ſtändiges, lang⸗ 


ſames Anziehen der Mietpreiſe während des gleichen Zeitraumes. 
In dem eigentlichen Mariendorf hat es ſicher nicht an dauernden 
Verſuchen gefehlt, höhere Mietpreiſe herauszuſchlagen. Aber offen⸗ 


bar iſt es für die Hausbeſitzer leichter geweſen, die wohlhabenden 


w 


Einwohner Südendes in der Miete zu ſteigern, als die arme Be⸗ 
völkerung in Mariendorf. Dieſe war vermutlich ſchon nahe an das 
Maximum gelangt, das ſie für die Wohnung ausgeben konnte, und 
ſetzte daher den Hausbeſitzern einen viel ſtärkeren uam eut- . 
gegen als die Südender Mieter. | 
3. Aus unjeren Ausführungen in den Kapiteln 3—6 iſt zu 


erkennen, daß das. ganze Grundſtücksgeſchäft in Südende feinem 


| . 229 grudverſchieden iſt von ä in dem eigent⸗ 


age) 


a FF zwiſchen Lohnerhöhungen und Mietsſteigerungen haben 


ſicher auch beſtanden, doch beſitzen wir hierüber noch keine * Unter- 


ſuchungen. 


16* . 
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| lichen Mariendorf. Es handelt ſich um zwei grundverſchiedene 


Typen von Bodenſpekulanten, die man auseinanderhalten muß, 
wenn man den Einfluß und die Wirkungen der Spekulation über⸗ 
haupt beurteilen will. Der populären Meinung, der Oppenheimer 


5 auf dem Erſten Allgemeinen Deutſchen Wohnungskongreß im Jahre 
1904 beſonders ſcharfen Ausdruck verliehen hat (vgl. Kapitel 6), 


daß nämlich die Bodenſpekulation an ſich ſchon als ein Wucher⸗ 


. geſchäft anzuſehen ſei, iſt keineswegs beizupflichten. Die Tätigkeit 
der Aktiengeſellſchaft Südende, die im Anfang der 1870 er Jahre 
mit der Anlage von Straßen begonnen hatte, und nunmehr ſchon 


weit über 40 Jahre den Bauluſtigen Bauſtellen zu einem Preiſe zur 


Verfügung ſtellte, bei dem fie beſtehen konnten, iſt ficher nicht als 
wucheriſch zu bezeichnen. Völlig anderer Art waren aber die Grund— 


ſtücksgeſchäfte in einem großen Teile des eigentlichen Mariendorf, 


wo die Spekulanten die Bauſtellen an mittelloſe und geſchäftlich 


— 


. * 


unerfahrene oder ſkrupelloſe Perſonen zu einem Preiſe verkauften, 


der nach der Lage des Wohnungsmarktes völlig ungerechtfertigt iſt, 


wahrloſung des Grundſtückshandels kennen, die man viel eher als 


„„Bodenwucher“ bezeichnen kann. Allerdings ſind dieſe Wucher— 
geſchäfte nur möglich geworden durch die Einrichtung unſeres Grund— 


buchrechtes, durch das ſtarre ee an dem Grundſatz: prior 


1000, potior jure. 


Die Vermutung liegt übrigens N daß z zu jener Verwilde⸗ 
rung des Grundſtücksgeſchäftes in gewiſſer Hinſicht auch die Irr— 
lehre von der Abhängigkeit der Wohnungsmieten von den Boden: 


preiſen beigetragen hat. Zwar kann man annehmen, daß bei vielen 
dieſer unregelmäßigen Geſchäfte lediglich „Bauſchwindel“ vorgelegen 


hat. Die Spekulanten waren von vornherein an die Bauausführung 


mit der Abſicht herangetreten, die Lieferanten und Handwerker zu 


betrügen und auf deren Koſten zu leben. Aber ſicher wird es auch 


— 


viele Bauunternehmer gegeben haben, die an die namentlich in der 


populären Literatur immer wieder verkündete Allmacht der Boden— 


beſitzer glaubten und erwartet hatten, daß ſie die übernommenen 


Unkoſten durch eine Erhöhung der Mieten decken könnten. Wären 


über die hier in Frage ſtehenden Zuſammenhänge im Volke richtige 


| Vorſtellungen verbreitet geweſen, ſo hätten ſich e viele Schädi⸗ 


gungen, auf dem Baumarkte wermei en aße. 


W 1 
9 


und der nur erpreßt werden konnte auf Koſten der Baulieferanten 
And. Bauhandwerker. Hier lernten wir eine Verwilderung und Ber: 


— 


3 
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4. Die unſoliden Grundſtücksgeſchäfte, die wir in Mariendorf 
kennen gelernt haben, ſind aber nicht lediglich auf dieſe Gemeinde 
beſchränkt geblieben, ſie waren vor dem Kriege vielmehr überall in 
Groß⸗Berlin zu finden. Die ſchon mehrfach genannte Denkſchrift 


des Regierungsrates Höpker ſtellt folgendes feſt. In 48 Gemeinden 
Groß⸗Berlins waren in den Jahren 1909 —1911 6962 Gebäude 


mit einem Geſamtwerte von 1154 Mill. Mk. errichtet worden. An 


. 


2818 Gebäuden (= 40½ %) wurden Verluſte in Höhe vnn ; 
20,5 Mill. Mk. ( 1,78% der Neubauwerte) angemeldet. Etwa — 


die Hälfte dieſer 2818 Gebäude kam zur Zwangsverſteigerung, wo⸗ 


bei 43,3% der gefährdeten Forderungen ausfielen. Die größten. 
Verluſtziffern fanden ſich bei den Wohnhäuſern mit drei und mehr 


Geſchoſſen, während bei den Villen und Geſchäftshäuſern die Ver⸗ 
luſte erheblich geringer ausgefallen waren. Höpker unterſuchte auch 
die Preisbildung bei den Bauſtellen. Er beurteilte vor allem die 
Wirkung des Zwiſchenhandels auf die Bodenpreiſe und auf die 
Sicherheit der Forderungen der Bauhandwerker durchaus ungünſtig. 
Durch den Zwiſchenhändler „wird auf der einen Seite der Grund 
und Boden ganz zweifellos zum Schaden des für die Bauhand⸗ 
werker zur Verfügung ſtehenden Baugeldes um 30— 36 über den 
allgemeinen Preis hinaus verteuert, und auf der anderen Seite 
zieht er, da es ihm nur darauf ankommt, Käufer zu finden, Perſonen 


als Erwerber der Parzellen ohne Rückſicht auf ihre Zahlungs, 5 X | 
fähigkeit heran: Bei vermögenslofen Unternehmern und einem über? 


lafteten Grund und Boden iſt für die Handwerker der Verluſt eines 
Teiles ihrer Forderungen kaum mehr zu vermeiden? | 
Wir finden hier alſo für ganz Groß⸗Berlin ganz ähnliche Er⸗ 5 


ſcheinungen und Zuſtände wieder, wie wir ſie ſoeben für Marien⸗ 


dorf kennen gelernt haben, vor allem das zügelloſe Emportreiben 
der Bodenpreiſe auf der einen Seite und die zahlreichen Schädi⸗ 


gungen und Zuſammenbrüche im Baugewerbe auf der anderen Seite. 


den hochgetriebenen Bodenpreiſen entſprechende Mietpreisſteigerungen 85 a f 
| durchzuſetzen. Darauf läßt unter anderem auch ein Aufſatz „Be⸗ 


Und dieſe Zuſammenbrüche der Bauunternehmer und Hausbeſitzer 
laſſen darauf ſchließen, daß es auch anderwärts nicht gelungen war, 


trachtungen eines Grundſtücksfachmannes“ in Nr. 264 der „Voſſi⸗ 


ſchen Zeitung“ von 1914 ſchließen, in dem folgendes ausgeführt 
iſt: Für die typiſche Arbeiterwohnung bis zu zwei Zimmern „haben 
ſich ſeit Jahren Monatspreiſe herausgebildet, die faſt ganz ſtabil 


ſind. Das in Frage kommende Publikum beantwortet eine Steige⸗ 


ae 


„5 
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rung von oft nur 50 Pf. pro Monat Häufig mit einem Wechſel 
der Wohnung, und zur Vermeidung der hierbei ſtets entſtehenden 
Reparaturkoſten willigt der Hausbeſitzer trotz ſteigender Laſten 


meiſtens in Vertragsverlängerung zu gleichen Preiſen. Infolge 


deſſen haben bei dieſer Gattung von Wohnhäuſern die erhöhten 
Steuerlaſten im Verein mit den Preiserhöhungen für Baumaterialien 


und Löhne den Gewinn für die Unternehmer ſoweit herabgedrückt, 


daß ſie ſich von der m ſolcher Häuſer immer mehr fern- 


halten.“ 


In ganz Groß⸗ ⸗Berlin konnten alſo die Preistreibereien der 
Bodenſpekulation den Mietern ziemlich gleichgültig bleiben. Die 
Überſpannung der Preiſe ſchädigt auf die Dauer nicht fie, die 
Konſumenten der Wohnungen, ſondern die Produzenten, das Terrain⸗ 


und Baugewerbe, ſie mußte ſchließlich zu einem Zuſammenbruch der 


Spekulation, zu einer allgemeinen Grundſtückskriſis führen. Eine 
ſolche iſt bekanntlich im Jahre 1912 tatſächlich eingetreten. Es 
fanden ſich für die Bauſtellen keine Abnehmer mehr, die Bautätig⸗ 


keit hörte faſt ganz auf und die mit dem Hochbaugewerbe im engſten 


Zuſammenhange ſtehenden Induſtrien gerieten in große Schwierig⸗ 


keiten. Gleichzeitig ſetzte eine Verſteifung des Geldmarktes ein. Für 


Anlagen auf dem Baumarkt war Geld von Banken und von 


Privaten kaum noch zu haben, im Gegenteil, ſowohl von den großen 
Bankinſtituten als auch von Privatkapitaliſten wurden Beträge in 


großem Umfange vom Baumarkt zurückgezogen. Es entſtand die 


Not der zweiten Hypothek. Der Groß⸗Berliner Baumarkt machte 
nach dem Jahresbericht der Handelskammer für 1913 eine Periode 


des Rückganges durch, wie ſie ſchlimmer ſeit mehr als 40 Jahren 


| 2 nicht erlebt worden iſt. 


Die Gründe für die hereingebrochene Kriſis auf dem Grund— 
ſtücksmarkt ſind in der Literatur ſehr viel erörtert worden. Die 
Wohnungsreformer glauben ſie vornehmlich in dem ganzen bis— 
herigen Syſtem der Bodenaufſchließung ſuchen zu müſſen, und die 
Feſtſtellungen und Ergebniſſe dieſer Arbeit ſind durchaus geeignet, 
dieſen Standpunkt zu beſtätigen. Der ganze wirtſchaftliche Mecha⸗ 
nismus, der dem Städtebau bisher zugrunde gelegen hat, funktionierte 
nicht mehr. Bei dieſem Syſtem war es den Bodengeſellſchaften in 
Verbindung mit den Bauunternehmern zwar möglich geweſen, in 
Jahren anhaltender ſtarker Geldflüſſigkeit eine Zeitlang ein Über⸗ 
angebot von Maſſenmiethäuſern verhältnismäßig ſchnell auf den 


Markt zu werfen. „Dieſem zweifelhaften Augenblickswert ſtanden 


„ an 
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—— 


| aber ſchwere Schäden gegenüber: Die wirtſchaftliche Zerrüttung zahl⸗ 


reicher Exiſtenzen (Bauunternehmer, Handwerker, Hypothekengläubiger, 
kleine Aktionäre), die unproduktive Aufwendung einer Unſumme von 
Kapital und Arbeit (Zinsverluſt, Proviſionen, Zwiſchenhandel) und 


als Erfolg endlich eine ungenügende Befriedigung des Konſums 


— 


hinſichtlich Beſchaffenheit, Anzahl und Preis der Produkte!.“ Das 


bisherige Bebauungsſyſtem iſt jedenfalls durchaus unwirtſchaftlich. 


Die Gewinnausſichten waren ſo gering geworden, daß ſie nicht mehr 


dem Riſiko eines Hausbaues entſprachen, und daß eine weitere Be⸗ 


bauung nur mit Hilfe von, wie wir ſ en ganz verzweifelten Mitteln 


noch durchzuſetzen war. 


Die ſchwierige Lage, in der ſich der Haus⸗ und Grundbeſttz 
vor dem Kriege infolge ſeiner wirtſchaftlichen Schwäche befunden 
hat, verſchlimmerte ſich durch den Krieg ſelbſt und den unglücklichen 
Kriezsausgang. Und jetzt, einundeinhalb Jahre nach dem Kriegs⸗ 
ende iſt die private Bautätigkeit, die ja die Vorausſetzung für die 
Geſchäftstätigkeit der Bodenſpekulation bildet, noch vollſtändig unter⸗ 


bunden, ſo daß es den Anſchein hat, als ob die Rolle der Spekula⸗ 


tion im Hausbau überhaupt ihrem Ende entgegenneige. Welche 
Wege jetzt zweckmäßig einzuſchlagen ſein werden, ob das Bauen 
künftig von öffentlicher Hand beſorgt werden ſoll, wie einmal während 
der landesfürſtlichen Bauperiode, oder ob privatwirtſchaftliche Unter⸗ 


nehmungsformen irgendwelcher Art vorzuziehen ſein werden, das 


zu unterſuchen würde weit über den Rahmen dieſer Arbeit hinaus 
gehen. Nur darauf ſei hingewieſen, daß das alte Syſtem wegen 
ſeiner offenbaren Unwirtſchaftlichkeit möglichſt ausgeſchaltet werden 
muß. Wenn jemals, ſo iſt jetzt unſere Volkswirtſchaft a den 
Grundſatz allergrößter ö angetuiejen: 


1 Vilma Carthaus, Wo hinaus? Nr. 1 der Wittilungen des deut⸗ 


m Vereins für aan 1919. 
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= Die Brüffeler ner Finanz 5 
konferenz von 190000 
Von Prof. Dr. W. Lotz ⸗München „ 


Inhaltsverzeichnis: Vorbemerkung S. 249. — A. Ergebniſſe der Brüſſeler 


Konferenz e der n in Deutſchland und Frankreich 1920 . 


S. 254. 
Vorbemerkung 


ö Yon Haag aus erließen 1919 eine Reihe hervorragender Privat⸗ | 
perſonen, darunter Staatsmänner und Finanzleute aus den 
ſkandinaviſchen Ländern, Holland und der Schweiz, England, Frank⸗ zn 
reich und den Vereinigten Staaten von Amerika, ein Memorandum an 
ihre Regierungen. In dieſem Memorandum wurde die Einberufung 
einer Verſammlung von Vertretern der Finanzwelt gefordert. Dieſe 
Verſammlung ſollte nicht nur die Neutralen Europas und Südamerikas, 
ſondern auch die bisher kriegführenden Länder einſchließlich Deutſch⸗ 
lands und Oſterreichs umfaſſen. Aufgabe der Konferenz ſolle fein, 
die Lage der Finanzen, den Zuſtand der Zahlungsmittel und des 
Kreditmarktes zu unterſuchen, ſowie Abhilfe zu empfehlen. Ausgangs⸗ 
punkt dieſer Anregungen war, daß eine Verminderung übermäßiger 
Konſumtion und eine Erhöhung der Produktion erreicht werden müſſe, 
ſonſt drohe ein weiterer Fortgang der Geldentwertung und ein Zu⸗ 
ſammenbruch ſowie Anarchie in Europa. Nirgends ſei Beſſerung. 


zu erwarten, wenn die Zettelvermehrung weiterſchreite. Der Kardinal⸗ | 


ſatz des Memorandums lautet: „Es kann keine Zukunft geben in 
ſozialer und wirtſchaftlicher Beziehung für, irgend ein Land, 
welches die permanente Politik verfolgt, ſeine laufenden Aus⸗ 
gaben zu beſtreiten durch unausgeſetzte Inflation ſeines Geld⸗ 


E weſens und durch Vermehrung ſeiner verzinslichen Schulden ohne 


Vermehrung ſeiner wirklichen Mittel.“ Deutſchland und Oſterreich 


müßten zwar ſchwerere Laſten tragen als ihre Gegner, aber „es darf 


dadurch nicht eine ſolch draſtiſche Verſchlechterung der Lebensverhältniſſe 
herbeigeführt werden, daß die Bereitwilligkeit, eine gerechte Schuld 
zu bezahlen, verwandelt wird in einen Geiſt der Verzweiflung und 


Auflehnung“. Ebenſo befänden ſich auch einige ſiegreiche Staaten 


in der Wiimaſen Finanzlage, die zu n Chaos und ſozialen 


z 


— 
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Unruhen führen könne. Nötig ſei, daß überall die Ausgaben auf die 
Greitzen der Steuerkraft reduziert würden, ferner, daß die Verpflich⸗ 
tungen der Länder gegeneinander auf die Grenzen des Erträglichen 
zurückgeführt würden. Dazu würde auch gehören, daß die Reparations⸗ 
kommiſſion, wenn eine eingehende Unterſuchung der Lage Deutſchlands 
und Oſterreichs die Unmöglichkeit dartun ſollte, die jetzt feſtgelegten 
Zahlungsverpflichtungen zu erfüllen, ſich auf den Standpunkt ſtelle, 
„daß der Umfang der jährlichen Beiträge auf die Grenzen reduziert 
werden muß, innerhalb deren es möglich iſt, dieſe Länder zahlungs— 
fähig zu erhalten, ſelbſt wenn es zu dieſem Zwecke notwendig ſein 
ſollte, den Zeitraum für die jährlichen Zahlungen zu verlängern.“ 
Vor allem müßte Klarheit durch Ermittelung der tatſächlichen 
Lage der. verſchiedenen Länder geſchaffen werden. Als weiteres Ziel 
ſei alsdann zu erſtreben, daß man die notleidenden Länder mit dem 
Betriebskapital verſehe, „deſſen ſie bedürfen für die Bezahlung der 
Einfuhren, die ſie benötigen, um den normalen Warenverkehr wieder 
in Gang zu bringen, ferner zur Wiederherſtellung ihrer Produktivität 
und zur Reorganiſation ihrer Währungen“. Man faßte internationale 
Kreditoperationen hiefür ins Auge, deren Vorausſetzung aber ſei, 


5 daß die Darlehen empfangenden Länder ernſthaft auf eine Geſundung 


ihrer Verhältniſſe ſelbſt hinarbeiten. Für den Fall einer internationalen 
Kreditoperation ſei zu fordern, daß von den Darlehen empfangenden 
Ländern ſpezielle Sicherheiten geſtellt würden. 

Von den drei Zielen, die hier entwickelt wurden: Reviſion der 
Reparationsſchuld, Sanierungsanleihe, Feſtſtellung der tatſächlichen 
Lage, ſtieß das erſte ſofort auf den lebhafteſten Widerſtand der 


Franzoſen. Für das zweite Ziel der Sanierungsanleihe ſind Projekte | 


ausgearbeitet worden. Es wat aber von vornherein den deutſchen 
Teilnehmern der Konferenz klar, ſchon als ſie nach Brüſſel gingen, 
daß hier keinerlei Illuſionen am Platze ſeien, da erſtens zu Kredit⸗ 
operationen zwei Parteien gehören und die geldgebende Partei nicht 
zu entdecken war, und da zweitens auf eine Aufforderung, für 
eine auswärtige Anleihe die deutſchen Zölle zu verpfänden, unter 
keinen Umſtänden eingegangen werden könne. Das dritte Ziel da— 
gegen, die Feſtſtelluug der tatſächlichen Lage auf Grund einwand⸗ 
freier Ziffern und vor Augen der ganzen ziviliſierten Welt, erſchien 


erreichbar und erſtrebenswert. Auf dieſem Gebiete liegt auch, wie 


25 


heute geſagt werden kann und wie von beſonnenen Leuten erhofft 


werden durfte, der wirkliche Wert der inzwiſchen einberufenen und 
ee Brüſſeler Konferenz. Daß ihr Wert noch in mehr als 


N 
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dem beſtanden hat, wird vielleicht aus den folgenden Ausführungen“ 
ſich ergeben. 

Erwähnt ſei noch, daß tatſächlich unter den Teilnehmern der 
Brüſſeler Konferenz verſchiedene Männer ſich befunden haben, die 
im Haager Memorandum die Initiative mutig ergriffen hatten. Einer 


der hervorragendſten Unterzeichner des Memorandums, der ſchwediſche 


Nationalökonom Guftav Caſſel, war zwar nicht als Delegierter e 


Landes, aber in nichtoffizieller Eigenſchaft anweſend. 


Der Völkerbund hat ſich im Mai 1920 in Rom und im August 
1920 in San Sebaſtian mit der Anregung des Haager Memorandum 
beſchäftigt. Ehe die Konferenz von Brüſſel zuſtande kam, wurde in 


Spa zwiſchen Deutſchland und der Entente über Wiedergutmachung 


verhandelt, ohne daß eine definitive Feſtlegung der überhaupt von 


g \ 


Deutſchland zu bewirkenden Leiſtungen und der Zahlungsweiſe feſt⸗ 
gelegt wurde, da man ſich auf eee von vorübergehenden 
Charakter beſchränkte. ö 

Frankreich legte den größten Wert Peau daß drei Bedingungen 


5 rꝛeſpektiert würden, wenn es zur Brüſſeler Konferenz kommen würde: 


a) Keine der Fragen, über welche hinſichtlich der Wiedergut⸗ 
machung zwiſchen Deutſchland und der Entente verhandelt werden 
ſolle, dürfe Gegenſtand der ee der Srnneler internationalen 
Finanzkonferenz ſein. 

b) Bei der an Deutſchland zu e Einladung ſoll biefer 
Vorbehalt beſonders ausgeſprochen werden. 


e) Ein Vertreter der Wiedergutmachungskommiſſion ſolle an der 2 


Brüſſeler internationalen Finanzkonferenz beteiligt werden. 


Nach verſchiedenen Verzögerungen kam wirklich als Veranſtaltung 
des Völkerbundes die Brüſſeler Konferenz zuſtande. 

Die erſte Sitzung wurde am Freitag, 24. September 1920 nach⸗ 
mittags, die letzte am Freitag, 8. Oktober, abgehalten. Die Voll⸗ 
verſammlungen fanden in voller Offentlichkeit unter Zuziehung / der 
Preſſe im Saale des belgiſchen Abgeordnetenhauſes ſtatt. Der Vor⸗ 
ſitzende und deſſen Stellvertreter wurden nicht von der Verſammlung, 
ſondern vom Völkerbund beſtimmt. Nahezu alle Verhandlungen 
leitete der Vorſitzende, der ſchweizeriſche an Ador, ſelbſt, und 


2 Bel. hierzu a of Nations. International financial Conference. 
Report presented by the French representative, M. Leon Bourgeois, and 
adopted by the Council of the League of Nations meeting at San . 
on ee 5 th, 1920. az | 


5 


unter 
der Konferenz waren zum Teil Delegierte der eingeladenen Staaten, 
zum Teil dieſen beigeordnete Sachverſtändige ohne Stimmrecht. 
Außerdem waren noch Vertreter mit beſonderer Stellung anweſend !. 
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zwar mit einer Gewandheit und Energie, die wohl bei allen Be⸗ 
teiligten dankbare Annerkennung fanden. 

Die Arbeiten der Konferenz ſollten ſich erſtrecken auf Prüfung 
der Lage der Staatsfinanzen der beteiligten Länder, auf Prüfung 
der Geldverfaſſungen, auf Unterſuchung der Lage des auswärtigen 


Handels und auf Erörterung der Abhilfemittel gegenüber den erkannten 
Übelſtänden, insbeſondere auch auf die Frage einer internationalen 


Kreditbeſchaffung. 
Die hauptſächliche Tätigkeit in der Vollverſammlung beſtand in 


der Entgegennahme von Berichten der Vertreter der verſchiedenſten 


Länder über deren finanzielle und wirtſchaftliche Lage. Die Ver⸗ 
handlungsſprachen waren franzöſiſch und engliſch. Jede Rede und 


jedes Schriftſtück wurde in beiden Sprachen zugänglich gemacht. N 


Das Bureau war vom Völkerbund geſtet und verfügte über aus⸗ 

gezeichnete Überſetzer. 

15 Konferenz umfaßte Vertreter von 39 Ländern der Welt, 
enen jedoch Rußland und die Türkei fehlten. Die Teilnehmer 


Die Hauptarbeit wurde nicht in den öffentlichen Vollberſammlungen, 


ſondern in den Kommiſſionen geleiſtet. In den vier Kommiſſionen 


für ſtaatliche Finanzen, Zahlungsmittel, auswärtigen Handel, inter⸗ 
nationale Kreditorganiſation waren Delegierte einzelner Nationen 


vertreten; in der vom Präſidenten ernannten Kommiſſion, welche 


das Bureau bei Ausarbeitung des Berichts? unterſtützen ſollte, 


waren nicht Delegierte, ſondern Beiräte, die den Delegierten bei⸗ j 


gegeben waren, tätig. Bei allen Kommiſſionen wurde Deutſchland? 
angemeſſene Vertretung zugebilligt. 


Die ſämtlichen Vorbereitungen zur Konferenz waren vom Bureau 
Ä des Völkerbundes organiſiert, Eine Reihe von Denkſchriften und 


I Die Vertreter Eſtlands, Armeniens, Lettlands, Littauens nahmen ohne 


| Stimmrecht an der Konferenz teil, ebenſo Vertreter einiger internationaler Ge: 
R meinſchaften. 


2 Vgl. den im Text auf S. 253 unter 2 zitierten Report. 


2 Deutſchlands Delegierte waren bei der Brüſſeler Konferenz: Staatsſekretär 5 


Bergmann, der Vizepräſident des Reichsbankdirektoriums von Glaſenapp und 


der Geſchäftsinhaber der Direction der Disconto⸗Geſellſchaft Urbig. Als Beiräte 


waren Geh. Rat Kauffmann, Geh. Rat Trendelenburg, Prof. Lotz, als Sekretär 


Dr. Reſpondek der Delegation beigegeben. Außerdem unterſtützte und vertrat 


Staatsſekretär Dr. Schröder die Delegierten bei ihrer Arbeit. 


. 
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Gutachten find. den Teilnehmern überreicht worden. Sieruon find 
im Buchhandel bereits“ erhältlich: * 

1. Currencies after the War. A survey of con- 
ditions in various countries, compiled under the auspices of 
the international secretariat of the League of Nations. London, 


. Harrison and Sons, St. Martin's Lane, W. C. 2. 


2. Report of the Conference. Printed for the 
League of Nations, Th. Dewarichet, 5 Montagne de Sion, 
Brussels. (Beides auch in franzöſiſcher Sprache veröffentlicht. 

Außerdem wurden eine Reihe weiterer Druckſachen geliefert!. 


1, Unter den übrigen Drudjadjen ſeien genannt: 
Draft rules of procedure of the international financial _ eahference. =; 
Report of the advisory committee. 


Paper Nr. 1, Memorial on international finance and currency with rela- 


tive documents (enthält das Haager Memorandum uſw.). 


3 Paper Nr. 2. Economic declaration of the Supreme Council, approved 


on March 8th 1920, | 

Paper Nr. III., Curreney statistics. 

‚Paper Nr. IV. Public finance. — Appendix to Paper No. IV. Public 
finance — Analysis of expenditure and revenue. 

Paper Nr. V. International trade. 


Paper Nr. VI. Report of. the Consultativ Food Committee of the Supreme 


Economic Council. 


Paper Nr. VII. Official statistics of retail prices. Memorandum by 


Professor Bowley. J 
Paper Nr. VIII. Coal statistics. 


Paper Nr. IX. The European transport situation. | 


Paper Nr. X. Relief credits and the promotion of a 


Paper Nr. XI. Exchange control. 


Paper Nr. XII. Solutions 5 a "TER 3 
Paper Nr. XIII. Monetary problems. Memoranda prepared by economic 
experts (Geſamtbericht, Denkſchriften von Bruins, Caſſel, Pigon, Gide.) 


Paper XIV. Price of Silver by G. Findlay Shirras. 


Von Deutſchland wurden außerdem geliefert: ein ſchriſtlicher Bericht A 
Nr. 6 der Tagesordnung, die Denkſchrift des Reichsfinanzminiſteriums vom 
30. April 1920 „Die Steuerbelaſtung in Deutſchland“, die Denkſchrift des Reichs⸗ 
finanzminiſters Dr. Wirth in Nr. 254 der Reichstagsdruckſachen, die für Spa 
verfaßten Denkſchriften „Deutſchlands wirtſchaftliche Leiſtungsfähigkeit“ und „Die 
Zahlungsfähigkeit Deutſchlands für die Wiedergutmachung“, endlich die Denk⸗ 
ſchrift der Reichsbank „über das deutſche Geld- und Währungsweſen . | 
Es wäre dringend erwünſcht, daß dieſe Materialien ſowie die Vorträge 5 
Delegierten und die Berichte über die Diskuffionen jedermann durch den Buch⸗ 


handel zugänglich gemacht würden. Inzwiſchen iſt eine amiliche deutſche Deük⸗ N 


ſchrift „Die internationale Finanzkonſerenz in Brüſſel“ und der Bericht im 
Oktoberheft der „Revue erbhomique internationale“ veröffentlicht worden. 


U 
5 
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Mit Darſtellung und Kritik zweier dieſer Druckſachen, des Rapport IV 


(Finances publiques) und des dazu erſchienenen Ergänzungsheftes 
Annexe I au Document No. IV (Finances publiques. — Ana- 
lyse des dépenses et recettes), beides bei Harriſon & Sons Ltd., 
St. Martins Lane, London W. C. 2, in engliſch und franzöſiſch 
gedruckt, muß ſich zunächſt die folgende Darſtellung beſchäftigen, 


da die franzöſiſche Preſſe dieſe Druckſachen ſehr viel erörtert 
hat, während in Brüſſel eine Detailkritik dieſer Veröffentlichungen 
unterlaſſen werden mußte, da andere dringendere Aufgaben zu er- 


ledigen waren. 


A. Ergebniſſe der Brüſſeler Konferenz hinſichtlich der 
Steuerbelaſtung in Deutſchland und Frankreich 


| 1 
Der Brüſſeler internationalen Finanzkonferenz iſt ein ausführ- 


Bericht („Finances publiques“) — im folgenden als Rapport IV 


zitiert — vorgelegt worden, in welchem verſucht wurde, Materialien 
über die Schulden, die Ausgaben und die Einnahmen verſchiedener 


Länder nach Regierungsmitteilungen auf Grund eines Schemas zu⸗ 
ſammenzuſtellen und Vergleiche zu berechnen. Die Bearbeiter dieſes 
Dokuments ſchicken voraus, daß man dieſe Vergleichungen mit Sorg- 


falt und viel Vorbehalten leſen müſſe. „En vérité les éléments 
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d’appreciätion sont si incertains. qu'il ne faut attacher d'im- 


portance qu' aux résultats fournis par la comparaison directe. 


Leur interöt réside surtout dans les nouvelles données que 


rocure leur examen, lorsqu'on veut apprécier la situation 
P | 


a ctuelle.“ 


Als Nachtrag hierzu iſt eine Denkſchrift: Annexe I au 


document IV — im September 1920 den Teilnehmern der Brüſſeler 


Konferenz überreicht worden. Hierin waren auf Grund von Rund- 


fragen vom Juni 1920 neue genauere Ziffern gegeben. Soweit 


bekannt, hat die öffentliche Diskuſſion in den franzöſiſchen Zeitungen 


durchweg nicht die Ziffern des Annexe I, ſondern die unverbeſſerten 
des Rapport IV zugrunde gelegt. Dem Vernehmen nach wird den 


Völkerbund demnächſt einen neuen Nachtrag zum Rapport IV ver⸗ 
öffentlichen. Die korrekten deutſchen Ziffern, welche der Annexe I 
in den Angaben vom Juni 1920 noch nicht enthielt, wurden in Brüſſel 

dem Sekretariat des Völkerbundes überreicht und werden von dieſem 
in einer ergänzenden Veröffentlichung demnächſt verwertet werden. 


— 


. jr 


. 


— 


1203] Die Beüfeler terne N von 1920 2055 


Ehe man Folgerungen zum Vergleich der Steuerbelastung der | 


„Deutſchen und Franzoſen zieht, müſſen die Zahlen ſtimmen, von 
denen ausgegangen wird. Die. Zahlen der Steuerbelaſtung pro 


Kopf ſind abhängig von zwei Größen: dem abſoluten Steuerertrag 
und der Bevölkerung. Über beide Größen iſt keine ſichere Berechnung 


heute möglich. Bei den Steuern handelt es ſich um die Schätzungen 


nach den Voranſchlägen für das laufende Rechnungsjahr 1920; der 
wirkliche Ertrag wird ſowohl in Frankreich wie in Deutſchland von 


den Schätzungen abweichen können. Im Rapport IV war die 
Steuerlaſt der Deutſchen 1920 angenommen auf 16 950 Mill. Mk. 


hene Steuern und 11 000 Mill. Mk. indirekte Steuern, insgeſamt 


27 950 Mill. Mk. Steuern. Pro Kopf wurde für Deutſchland er⸗ 


rechnet eine Belaſtung von 288 Mk. mit direkten Steuern (zum 
„Kurs von 1 Doll. = 37,88 Mk. am 30. Juni 1920 umgerechnet 


in 7,6 Doll.). | Die indirekten Steuern Deutſchlands waren im 
Rapport IV berechnet auf 11000 Mill. Mk. = 186,9 Mk. pro 
Kopf = 4,9 Doll. zum Tageskurs. Für die Geſammtſteuerbeläſtung 


Deutſchlands lautete die Angabe: 27950 Mill. Mk. — 474,9 Mk. 


pro Kopf = 12,5 Doll. zum Tageskurs vom 30. Juni 1920. . 
Die Angaben für Frankreich lauteten entſprechend: Direkte 
Steuern 8415,2 Mill. Fres., indirekte Steuern 7426,2 Mill. Fres., 


85 Summa 15 841,4 Mill. Fres. Hieraus wurde errechnet: eine Steuer⸗ 
Re belaftung der Franzoſen an direkten Steuern pro Kopf von 221,3 Fres., 


zum Kurs von 1 Doll. = 12,04 Fres. am 30. Juni 1920 ergibt 
dies 18,4 Doll.; indirekte Steuern 195,5 Fres. pro Kopf = 16,2 Doll., 


insgeſamt Steuern 416,8 Fres. pro Kopf = 34,6 Doll. 


Die deutſchen Ziffern waren berechnet nach inzwiſchen ſtark 
veralteten Schätzungen des „Reichsfinanzminiſters Dr. Wirth vom 
April 1920. »Die franzöſiſchen Schätzungen ſollen angeblich auf 


den Ziffern des von der Kammer beſchloſſenen Budgets beruhen. N 
Vergleicht man das definitive Budget Frankreichs, welches im 


Journal officiel vom 1. Auguſt 1920 veröffentlicht iſt, mit dieſen 


Angaben, ſo iſt erſichtlich, daß dem Bureau des Völkerbundes bei 


der Benutzung der franzöſiſchen Ziffern Mißverſtändniſſe unterlaufen 


ſind. Die Ziffer von 8415 Mill. Fres. begegnet in der Tat in 


dem franzöſiſchen Budget, aber nicht als Ertrag der direkten Steuern, | 


ſondern in I 5 6 unter „ressources . als ein 


a Nach den Aufſtellungen des Archivs der Disconto⸗ „Geſelſchaft in Berlin 


betrug der Berliner Kurs der Deviſe New Vork am 30. . 1920 38 48—38 88. 


Sammelpoſten, in welchem die Kriegsſteuer und anderes, außerdem 
aber 2915 Mill. Fres. Erlös aus Verkauf von Staatsgut enthalten 
iſt. Mit welcher Flüchtigkeit von den Bearbeitern dieſer Ziffern 


verfahren wurde, ergibt ſich daraus, daß im Rapport IV die irr⸗ 
tümlich bei den direkten Steuern ſchon aufgeführte Summe des 


Erlöſes aus verkauftem Staatseigentum mit rund 3 Milliarden Fres. 


z als weiterer Poſten unter den Einnahmen Frankreichs noch einmal 
gezählt iſt (vgl. daſelbſt S. 44 Note 68). Welches find nun die 
korrekten Zahlen Frankreichs? Nach dem Schema für die Ver— 


gleichung der Budgets in den Veröffentlichungen des Völkerbundes 
find zu den direkten Steuern die veranlagten Steuern vom bemeg- 
lichen und unbeweglichen Eigentum, die Einkommenſteuern ſowie die 


Erbſchaftsſteuern zu rechnen; zu den indirekten Steuern werden die 
beiden Gruppen „Verbrauchsſteuern und Zölle“ und „Verkehrs⸗ 
ſteuern“ gerechnet. Prüft man das im Journal officiel vom 


1. Auguſt 1920 veröffentlichte franzöſiſche Budget für 1920, ſo 
ergibt ſich, daß die direkten Steuern Frankreichs einſchließlich der 
Erbſchaftsſteuer auf 6423 Mill. Fres. einſchließlich 4 Milliarden 


Ertrag der außerordentlichen Kriegsgewinnabgabe geſchätzt wurden. 
Dieſe Ziffer erſcheint tatſächlich auch als Ertrag der franzöſiſchen 


direkten Steuern in Annexe I au document IV der Brüſſeler 


Finanzkonferenz. Will man jedoch die franzöſiſchen Steuern korrekt 
a berechnen, ſo iſt zu berückſichtigen, daß an anderer Stelle im Budget 


1500 Mill. Fres. „Prélèvement sur les plus- values fiscales de 


ſchätzen, für den vermutlichen Mehrertrag eingeſtellt werden. Ver⸗ 


teilt man dieſe 1500 Mill. Fres. auf ſämtliche franzöſiſche Steuern, 


l'exercice 1920% enthalten find. Es find dies die Zuſchläge, welche 
| in dem Voranſchlag, angeſichts der Praxis, die Einnahmen nicht 
nach dem Iſtertrag des letzten, ſondern des vorletzten Jahres zu 


ſo ſtellen ſie einen Zuſchlag von 10,026 % zu den Schätzungen des 


vorletzten Jahres dar. Dementſprechend würden zu den 6423 Mill. 


Frces. direkte Steuern noch 644 Mill. zuzuſchlagen ſein. Dies ergibt 


7067 Mill. direkte Steuern der Franzoſen 1. Bei den als indirekte 


bundes zwei Gruppen unterſchieden: nämlich Verbrauchsabgaben, 


Zölle uſw. und Verkehrsſteuern. Im Annexe I au document IV 
der Brüſſeler Konferenz ſind die Verbrauchsſteuern und Zölle ein⸗ 
. 2 des n von ur Lothringen auf 3725, al Frcs., 


u eich die 8 ai der eld de Seite. 


Steuern bezeichneten Abgaben werden in dem Schema des Völker⸗ 
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die Verkehrsſteuern auf 4298,3 Mill. Fres. geſchätzt. Dies ergibt 


insgeſamt 8024 Mill. Fres. indirekte Steuern jeder Art. Auch dieſe 


Ziffern bedürfen jedoch der Korrektur. Es ſind keineswegs alle 
hierher gehörigen Belaſtungen der Franzoſen darin enthalten. Der 


Verſuch einer Richtigſtellung der Ziffern wird hier nicht unter⸗ 


nommen, um für eine von vornherein in Ausſicht genommene Be⸗ . 
= hauptung Material zu liefern, ſondern vom rein wiſſenſchaftlichen 


Standpunkt der Aufhellung der Wahrheit aus, mag das Ergebnis 
uns oder Frankreich auch unbequem ſein. Demgemäß erhöhe ich 
die Ziffern der Franzoſen über deren eigene Angaben hinaus, wo 


es im Intereſſe der Wahrheit richtig erſcheint. Die Beſteuerung 


des Tabaks, der Zündwaren und des Schießpulvers uſw. erfolgt 


bekanntlich in Frankreich in Monopolform. Der Reinertrag dieſer 


1 Nach dem franzöſiſchen definitiven Budget (Journal officiel vom 


1. Auguſt 1920, S. 10934 ff.) werden vom europäiſchen ie e 


a) Impöts directs: 

Contribution fonciere (bätie) . 7). 254 668 157 
* - mon bätie).... . . . 151602590 . 
Impöt sur les bénéfices industriels & com- 

z 2. Be. Be di tn 500 000 000 


‚Impöt sur les benefices d’ exploitstion agricole 30 000 000 


- — traitements, indemnites et &mo- u 
 luments, salaires, pensions etc. » - . . 55 000 000 
Impöt sur les benefices des BEOISSBIOHE non 


commerciales. .. 8000 000 
Impöt general sur le revenn ;. 800 000 00 
Contribution personelle-mobiliere . 5 273 661 
des portes et fenétres. 3502 6922 
- - patentes . . 144 399 099 5 
Frais d'avertiseement. 939 ... 1I175 000 1823 621 199 
b) Taxes assimilées aux contributions directes. 1 99 036 275 


c) Successions et donations (enthalten in Ein⸗ 478 538 500 
nahmen aus Enregistreme nt... . 22 079 500 500 618000 


d) Produit de la contribution extraordinaire 
sur les benefices de guerre (enthalten in I, 


8 6 Ressources exceptionelles ) 4 000 000 000 
Summe der direkten Steuern Frankreichs | j 


\ 


(die franzöſiſche Kapitalertragſteuer wird zu den | 
indirekten Steuern gerechnet d. | 6 423 275 474 


e) hierzu Anteil an dem prelövement sur les 


plus. values fiscales de l’exercice 1920 von 


insgeſamt 1 500 000 0uõã 644 000 000 


a—e Geſamte direkte Beſteuerung 7067 275 474 


u Schmöklers Jahrbuch XLIV 4. . | 17 


TE ER 
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| Monopofvermaltungen einfähtießtic. Elſaß⸗Lothringen muß natürlich 
zum Ertrag der Verbrauchsſteuern und Zölle hinzugefügt werden. 


Dann würden die Verbrauchsſteuern und Zölle einſchließlich der 


Monopole in Frankreich 4238,3, die Verkehrsſteuern 4298,3 Mill. 


See. ergeben. Rechnet man zur Geſamtſumme der Verbrauchs— | 


ſteuern, Zölle und Verkehrsſteuern noch den Anteil an den plus- 
values fiscales hinzu, fo ergibt ſich ein viel größeres Steuer⸗ 
aufkommen an indirekten Steuern, als ſelbſt in dem Annexe I au 
document IV berechnet war: nämlich 9393 Mill. Fres. 1. Bei 
insgeſamt 16460 Mill. Fres. franzöſiſchen Steuern und 38,5 Mill. 


| = TRUE ergibt iu eine n pro Kopf von 427,53 Fres. 


ö 1 Nach dem franzöſiſchen befmittven Budget für 1920 werden erwartet; 
5 = Verbrauchsſteuern, Zölle ujw.: 
| a) Produits des contributions indirectes 
(ohne Tabak uſw., aber einſchließlich 
350 Mill. Fres. auf Eiſenbahnbeförderung) 1 534 902 300 
b) Sucres et saccharins e 367 250 (00 
c) Doua ness 1 791 365 000 
d) für indir. Steuern uſw. aus Elſaß⸗ Lothr. 32 000 000 
a- cd) Summe der Verbrauchsſteuern und 
Zölle ungefähr entſprechend den Angaben 


im. Annexe I au Document No. IV. 3 725 517 300 


e) Im Annexe I au Document No. IV nicht 
| enthalten: Ertrag der Steuermonopole von 
Tabac, allumettes, poudres & feu etc. 
brüten a se . 1 064 113 000 
Hiervon ab Ausgaben des Finanzminiſteriums | 


4e partie, Chap. 136, 141—155 mindeſtens 587 330 100 476 782 900 


f) Ertrag der Monopole in Elſaß⸗Lothringen | 36 000 000 
af Geſamtertrag der Verbrauchs⸗ 
ſteuern, Zölle, Monopole ö 4 238 300 200 


1. Taxes sur les transactions: | 
Enregistrement (abzüglich Erbſchaftsſteuer), 
timbre, Börſenſteuer, Mobiliareinkommen⸗ 
ſteuer, Taxes sur les payements et sur 
les chiffres d' affaires, Enregistrement 
in Elſaß⸗Lothrin ngen e 4.298 289 000 


I- Il Summe der indirekten Steuern TEE 8 536 589 200 ur 


III. Anteil am Prelövement sur les nr 


fiscales . Deere R 856 000 000 


I-IVGeſamtlaſt der indirekten und Verkehre⸗ 
Run „ 1 \ 9 392 589 200 


* 


——— 


1207 | Die | Brüffeler internationale Finanzkonferenz von 1920 | 259 | 


Sind im vorigen die Ziffern der franzöſiſchen Steuerbelaſtung 
gegenüber den Berechnungen des Völkerbundes auf Grund des 
Budgets weſentlich erhöht worden, um im Dienſte der Wahrheit 
vergleichbares Material für die Finanzſtatiſtik zu gewinnen, ſo be⸗ 
dürfen die deutſchen Ziffern ſowohl des Rapport IV wie des 
Annexe I au document IV erſt recht der Korrektur. Die deutſche 
Steuerbelaſtung beſteht 1. in Reichsſteuern, 2. in Steuern der 
Länder und Gemeinden. Die Gemeinden ſollen ebenſo bei Deutſch⸗ 
land wie bei Frankreich außer Betracht bleiben, obwohl die Gemeinde⸗ 
aufgaben in beiden Ländern verſchieden bemeſſen ſind. Die Steuern 
des Reiches werden zunächſt im folgenden, um dem Schema des 


Vluolkerbundes zu entſprechen, abzüglich der Überweiſungen aus 


Reichsſteuererträgen an die Länder und Gemeinden berechnet Nach 
dem im Herbſt 1920 dem Reichstag vorgelegten Haushaltsentwurf 
1920 des Deutſchen Reiches ſtellen ſich abzüglich der Überweiſungen 
die Reichsſteuereinnahmen auf 14196 Mill. Mk. direkte Steuern 
(veranlagte und Erbſchaftsſteuern) und 14 520,88 Mill. Mk. indirekte 
Steuern (Verbrauchsſteuern, Zölle, Verkehrsſteuern) 1. Das Geſamt⸗ 
ſteueraufkommen, welches nach Ausſchüttung von 9404,9 Mill. Mk. 
Übermweifungen dem Reiche zu verbleiben hat, wird auf 28716, 88 Mill. 
Mk. geſchätzt. 

Die Bevölkerung, die bei der Prokopfberechnung des Völker⸗ 
bundes zugrunde gelegt wurde, war angenommen nach Rapport IV 
Seite 18/19 auf 

38 Mill. für Frankreich einſchließlich Elſaß⸗Lothringen, 

58,86 = = Deutichland abzüglich der abgetretenen Gebiete. 
Hierzu iſt zu bemerken: Deutſche ſtatiſtiſche Autoritäten ſchätzen die 
mittlere Bevölkerung Frankreichs 1920 ebenfalls auf 38 — 38,5 Mill., 
letzteres dürfte genauer ſein; für Deutſchland ſchwanken die Schätzungen 
desjenigen Gebietes, welches 1920 mit Reichsſteuern herangezogen 
werden kann, zwiſchen 59,6 und 60,16 Mill. Letztere Ziffer wird 
im folgenden zugrunde gelegt. Dabei wird vorausgeſetzt, daß 
Oberſchleſien für die Steuerzahlung 1920 Deutſchland erhalten 
bleibt. 

Berechnet man auf Grund der angegebenen Budgetziffern und 
Bevölkerungsziffern nach dem Schema des Völkerbundes die Steuer⸗ 
belaſtung pro Kopf, ſo würden ſich ergeben für Frankreich 


1 Hierin fehlen noch einige Gebühren des Reichs. 
2 Anmerkung 2 und. ſiehe auf der folgenden Seite. 
| | 17* 


N 
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183,56 Fres. direkte Steuern, 
243,97 = indirekte Steuern, 
insgeſamt 427,53 Fre. Steuern überhaupt pro Kopf. 


Die entſprechenden Ziffern für Deutſchland unter Abzug der 
den Ländern und Gemeinden zufließenden Überweiſungen von 


2 


Verſuch nn korrekten Schäs ung der deutſchen Steuerlaſten 1920 


Reichsſteuern 
nach dem im Herbſt 1920 dem Reichstag vorgelegten Haushaltsentwurf 1920 
„einſchließlich über⸗ ohne Über⸗ 


Br lungen Weil weiſungen 
8 


I. Direkte Steuern 


Einkommenſ teuer. 12 000 000 000 8000 4 000 000 000 
Körperſchaftsſteuer. 900 000 000 600 300 000 000 
Kapitalertragſteuer. 1 300 000 000 — 1 300 000 000 
Reichsnotopferr 3 500 000 000 — 3 500 000 000 
- Belibftener - . 2200. 100 000 000 — 100 000 000 
Erbſchaftsſteuer 620 000 000 124 496 000 000 
Kriegsabgabe v. Vermögenszuwachs 4 500 000 000 — 4 500 000 000 
Direkte Reichsſtenern insgefamt . 2292000000 8724 14 196 000 000 
II. Indirekte Steuern | 
Zölle, Verbrauchsſteuer, Monopole. 9 147 000 000 22,9 9124 100 000 
Ausfuhrab gaben 700 000 000 700 000 000 
Weitere Ausfuhrabgaben für Kohle, - 
Salz, Holz beim Reichswirt⸗ N 
ſchaftsminiſteriu mm 392 600 000 — 392 600 000 
Vom Branntweinmonopolamt. . . 62 000 000 en. 62 000 000 
Ausgleichabeträge - - -» - . . 180 000 — 180 000 
Indirekte Steuern insgejamt . . 10 301 780 000 22,9 10 278 880 000 
III. Verkehrsſteuern wi a 
Umſatzſt euer 3 650 000 000 548 3 102 000 000 
Grunderwerbſteueerr 220 000 000 110 110 000 000 
Reichsſtempelabgaben einſchl. Ab⸗ N 
gaben v. Perſonen⸗ u. Güterverkehr 1 030 000 000 = 1.030 000 000 
Verkehrsſteuern insggeſamt . 4900 000 000 658 4 242 000 000 
II u. III. Indir. u. Verkehrsſteuern 15 201 780 000 680,9 14 520 880 000 
I—IV. Geſamtſteuern des Reichs | 
nach dem Schema d. Völkerbundes 38 121 780 000 9404, 9 28 716 880 000 


8 Die deutfche Bevölkerung wird im Statiſtiſchen Jahrbuch f. d. Deutſche 


Reich 1919, S. 38 berechnet auf grund der Zählung von 1910: 


unter Abzug der damals abgetretenen Gebiete, ferner des Saargebiets, 
ferner von Eupen und Malmedy, dagegen ünter Einrechnung der Gebiete, 
5 in denen damals Volksabſtimmung noch, entſcheiden ſollte, alſo auch der 


1209 Die Brüſſeler internationale Finanzkonferenz von 1920 261 


Reichsſteuern würden lauten bei Annahme einer Beoöfferung von 


60,16 Millionen 


235,97 Mk. direkte Steuern, . 
241,37 - indirekte Steuern, 
insgeſamt 477,34 Mk. Steuern überhaupt pro Kopf. 
Rechnet man nach der Methode des Völkerbundes dieſe Ziffern 
zum Tageskurs vom 30. Juni 1920 in Dollars um, ſo ergibt ſich 
natürlich wiederum eine niedrigere Ziffer für Deutſchland, da die 


Mark gegenüber dem Dollar mehr entwertet iſt als der Frank. 
Vom Standpunkt einer ſtrengen Methode aus iſt zu bemerken, daß 


hier zunächſt auf die Richtigſtellung der Berechnungen verzichtet wird, 
welche in den Veröffentlichungen des Völkerbundes die Ausgabe⸗ 
budgets Deutſchlands und Frankreichs und anderer Länder vergleichen. 
Eine ſolche Vergleichung nach einem Schema ohne individuellſte Be⸗ 


rückſichtigung der Beſonderheiten der Budgetierung führt ſtets zu 
ſtatiſtiſchen Fehlſchlüſſen. Was aber die geſchätzten Steuereinnahmen 


betrifft, jo iſt die erſte methodiſ che Frage, ob es korrekt iſt, die Steuer⸗ 
einnahmen des Deutſchen Reiches abzüglich der Überweiſungen mit 
den Steuereinnahmen Frankreichs zu vergleichen. Die überwieſenen 
Summen ſind ſicher Belaſtungen der deutſchen Steuerzahler. Sie 


werden von den Ländern und Gemeinden für Erfüllung öffentlicher 


nördlichen Zone von u Schleswig- Holſtein, die inzwiſchen verloren ging, auf 

58 859 857, ebenſo wie im Rapport IV. 

Seitdem haben die Statiſt. Vierteljahrshefte f. d. Deutſche Reich IV, 1919, 
S. 127 die vorläufigen Ergebniſſe der deutſchen Volkszählung vom 8. Oktober 


1919 in einer Nachweiſung der aus der Zahlgemeinde verforgten ortsanweſenden 


und vorübergehend abweſenden Zivilbevölkerung mitgeteilt. Dabei fehlen noch 
einige Gemeinden und die Reichswehr, alſo 150 000 Perfonen mit Angehörigen. 
Die Ziffer lautlte 59 667 929 
hiervon gehen ab die inzwiſchen von 
Deutſchland abgetretenen, damals 
mitgezählten ſchleswigſchen 8 
Hadersleben aut 64 038 | 
Apenrade 31 699 . 
Sonderburg = 35 920 
Tondern ‘= 60813 
| 192 470 192 470 


N 5 59 475 459 
| hierzu Militärperſonen Erle 150 000 
59 625 459 
Nach erhaltener Auskunft iſt die Geſamtbevölkerung auf grund von Be 
richtigungen auf ungefähr 60 161 808 . 


2 
45 


e 


* 
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Aufgaben verwendet, für die in Frankreich zum großen Teil der | 


franzöſiſche Staat aufkommt. Völlig korrekt würde es ſein, die 
Steuereinnahmen des Reiches abzüglich der Überweiſungen, ver⸗ 
mehrt um die Steuereinnahmen der einzelnen deutſchen Länder, mit 
den Steuereinnahmen Frankreichs als eines Einheitsſtaates zu ver⸗ 
gleichen. Vielleicht ließe es ſich vom franzöſiſchen Standpunkt aus 
noch rechtfertigen, die Steuerzuſchläge der Departements zu den 
franzöſiſchen Staatsſteuern hinzuzuzählen. Eine ſolche Aufſtellung 
muß den Franzoſen überlaſſen bleiben. Prinzipiell iſt zuzugeben, 
daß ſie für die Vergleichung in Betracht kommen könnte. Freilich 
müßten dann auch die Steuern der Provinzen, Kreiſe und kleineren 
Kommunalverbände in Deutſchland herangezogen werden. Die Ver⸗ 
gleichung iſt zurzeit mit ſo weitgehender Detaillierung nicht möglich. 
Beſchränkt man ſich darauf, die Steuerlaſten, welche das Deutſche 
Reich und die deutſchen Länder 1920 den deutſchen Steuerzahlern 
auferlegen, mit den entſprechenden Steuerlaſten des franzöſiſchen 
Staates zu vergleichen, ſo würde es ſich nach einer mir 
vorliegenden vorläufigen Erhebung ergeben, daß zu den um die 
Überweiſungen verminderten Reichseinnahmen an Steuereinnahmen 


der Länder 1920 4883 923 000 Mk. Landesſteuern hinzuzurechnen 


wären. Ich habe durch einige Stichproben dieſe Berechnungen nach— 
geprüft und zweifle, ob fie ganz einwandfrei find, vermag aber zur⸗ 
zeit nach dem mir vorliegenden Material keine unanfechtbare Ziffern⸗ 
angabe zu geben. Mit aller Reſerve, die demgemäß geboten iſt, 
rechne ich die Geſamtſteuereinnahmen des Reiches und der Länder 


1920/1 auf 33 600,8 Mill. Mk. Pro Kopf der Bevölkerung würde 


ſich ergeben 558,52 Mk. 1. Solange die mühevolle Arbeit nicht ge= 
leiſtet iſt, aus den einzelſtaatlichen Budgets kritiſch die direkten 
Steuern einſchließlich der Erbſchaftsſteuer und die übrigen Steuern 
zu berechnen, ziehe ich es vor, eine Zahl zu verwenden, die die ge⸗ 
ſamte Steuerlaſt der Deutſchen nach einer anderen Methode berechnet. 
Ich gehe davon aus, daß die an die Länder und Gemeinden zu 
überweiſenden Reichsſteuern unzweifelhaft eine Steuerbelaſtung der 
Deutſchen bedeuten und laſſe die weitere Belaſtung durch ſtaatliche 
Ertragsſteuern, Gebühren uſw. ganz außer Betracht. Bei dieſer 
Methode muß der Mangel zugeſtanden werden, daß darin Über- 
weiſungen des Reiches, die schließlich den Gemeinden zugute kommen, 


| 1 Nach der — allerdings von mir nicht gebilligten — Methode des Völker⸗ 
bundes und der Franzoſen ergäbe dies 14,51 Dollars Gum Kurſe 38,5 Mk. = 
1 Dollar). 
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enthalten ſind. Dafür ſind die Ertragsſteuern, Gebühren uſw. der 
Länder ignoriert. Es iſt nicht dem Schema des Völkerbundes ent⸗ 
ſprochen. Aber es ſteht feſt, daß es ſich um eine Steuerlaſt handelt, 
die vom Reich auferlegt und von dem deutſchen Volke zu tragen iſt. 
Man hätte dann davon auszugehen, daß ohne Abzug der Über⸗ 


weiſungen an Länder und Gemeinden die Belaſtung durch Reichs⸗ 
ſteuern im Jahre 1920 auf 38 121 780 000 Mk., d. h. 633, 7 Mk. 
pro Kopf der Bevölkerung zu ſchätzen iſt. Der Unterſchied bleibt, 


2 


daß bei der Schätzung der Landesſteuern nur 4883,9 Millionen, bei 


dieſer Berechnung aber 9404,9 Millionen zu den dem Reiche ver⸗ 


bleibenden Steuern zugeſchlagen werden. Ich mache . auch 


von Be Schätzung nur mit aller Reſerve Gebrauch. 


1 l 


0 


Ein Teil der französischen Preſſe pflegt mit den iffern des 


Rapport IV der Brüſſeler Konferenz folgendermaßen zu argumentieren. 


Man legt zugrunde, daß die Beſteuerung Deutſchlands pro Kopf 
474,9 Mk. betrage und daß dies zum Tageskurs vom 30. Juni 1920 
12,5 Doll. ausmache. Die entſprechenden Zahlen für Frankreich 


werden dann mit 416,8 Frs. Steuerlaſt pro Kopf der Bevölkerung 
in 34,6 Doll. umgerechnet. Gegenüber dieſer Berechnung iſt ein⸗ 


zuwenden, daß ſie vorausſetzt, die innere Kaufkraft der Mark und 
des Franks und damit die wirkliche Belaſtung durch Steuern ſei⸗ 


genau dem Tageskurs der Dollars in Berlin und Paris entſprechend. 


| Rechtfertigen ließe ſich dies, wenn Deutſchland und Frankreich be⸗ 


ſchloſſen hätten, eine Devalvation durchzuführen und zum Tages⸗ 


kurſe vom 30. Juni 1920 in Gold ihre Notenſchuld einzulöſen, ſo⸗ 


wie freie Einfuhr und Ausfuhr dann zu geſtatten, wodurch der 


Weltmarktpreis gemeſſen im nunmehr maßgebenden verringerten 


Werte der neuen Goldmark und des neuen Goldfranks ſich auf Löhne, 


Mietpreiſe und Warenpreiſe in Deutſchland und Frankreich aus⸗ 


dehnen würde. Es würde dies den Verzicht auf jeglichen Preis⸗ = 


abbau, einen Umſturz in den Einkommensverhältniſſen und eine 
völlige Zerrüttung der Finanzen in beiden Ländern bedeuten. Denn 


nach Vornahme der Devalvation würde die auswärtige Schuld 


Frankreichs und die in bisherigen Goldmark berechnete Wiedergut⸗ 


machungsſchuld Deutſchlands in devalviertem nationalem Geld phan⸗ 


A taſtiſche Summen koſten und beim Fehlen des Preisabbaus würden | 


1 Nach der in Anm. 1 auf der 1 m. Saratterfierten Methode er 


gäbe dies 16,46 ale 
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alle Warenanſchafungen für den Fiskus nur zu unerſchwinglichen 
Preiſen erfolgen können. Es wird alſo von den franzöſiſchen Autoren, 


die dieſe Rechnung aufſtellen, vorausgeſetzt, daß ſowohl Deutſchland : 


wie Frankreich den verzweifeltſten und bedenklichſten Schritt, die Papier⸗ 
wirtſchaft zu ſanieren, leichten Herzens wagen. Nimmt man dieſe 
Vorausſetzung einſtweilen nicht als gegeben an und rechnet man mit 
den beſtehenden Verhältniſſen, ſo iſt jedenfalls heute die innere Kauf— 
kraft der Mark für eine große Menge des Lebensbedarfs in Deutſch— 
land höher als dem Auslandswerte der Mark von 1920 entſpricht. 
Es iſt richtig, daß Steuern in Papiermark und Papierfranks mit- 
einander nicht vergleichbar ſind. Einen korrekten Maßſtab in Gold 
oder in Dollars für Vergleichung der heutigen Kaufkraft der Papier— 


mark und des Papierfrank und damit der darin ausgedrückten 


Steuerbelaſtung zu finden, halte ich mich nicht für kompetent. Soll 
überhaupt ein Vergleich gewählt werden, ſo müßte eine andere 


Methode als die auf den Ziffern des Völkerbundes begründete ver- * 


ſucht werden. Dies um ſo mehr, da ſchon wie nachgewieſen — 
die im Rapport IV verwerteten Budgetziffern für Frankreich und 
Deutſchland veraltet ſind. Würde man aber auf dem Syſtem der 


franzöſiſchen Rechnung beſtehen, jo blieben noch zwei methodiſche 


Bedenken beſtehen. 1. Es kommt nicht bloß auf die Steuerlaſt in 
Dollars an, ſondern auch darauf, wieviel vom Einkommen — in 


Dollars gerechnet — nach Bezahlung der Steuern dem Deutſchen 
und dem Franzoſen übrig bleibt, und da würde ſich, nach dieſer - 


Methode berechnet, wohl eine Mehrbelaſtung des Deutſchen heraus— 


ſtellen können. 2. Es iſt bei der Prokopfberechnung überſehen, daß 


der Anteil der jugendlichen Bevölkerung an der Geſamtbevölkerung 
in Deutſchland viel größer iſt als in Frankreich und daher dieſelbe 
in Dollars ausgedrückte Steuerlaſt pro Kopf auf viel mehr Erwerbs- 
unfähige in Deutſchland als in Frankreich ſich verteilt. 
| III 

| Das Bureau des Völkerbundes hat im Rapport IV Seite 14 

und 15 den Verſuch unternommen, die Belaſtung mit Schulden und 
| das Staatseinkommen pro Kopf mit dem durchſchnittlichen Ein⸗ 
kommen der Bevölkerung verſchiedener Länder zu vergleichen. Die 
Methode, das gegenwärtige Einkommen pro Kopf in verſchiedenen 
Ländern zu berechnen, iſt nicht ohne Intereſſe. Hierzu bemerkt das 


Bureau des Völkerbundes auf S. 12—15: Die Schätzung war vor | 


dem Kriege eine verwickelte Aufgabe, welche die Aufmerkſamkeit 


r ß 


‘ 
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der Statiſtiker ai Jahre hindurch mit dem Ergebnis auf ſich 


lenkte, daß gewiſſe vorläufige Ziffern allgemein angenommen 


wiirden Eine Schätzung des gegenwärtigen Einkommens angeſichts 


der Valutaentwertung und beim Fehlen der weſentlichſten An⸗ 
gaben zu verſuchen, iſt eine faſt unmögliche Aufgabe, die zu 


unternehmen nur damit gerechtfertigt werden kann, daß „die Wahr⸗ 


heit leichter aus dem Irrtum als aus der Konfufion fi heraus⸗ 


bildet“. 
Die Methode iſt, zunächſt eine Anzahl unſicherer und unbewieſener 


= Größen für die Zeit vor dem Kriege einzufegen, zum Beiſpiel pro 


Kopf 350 Doll. Einkommen in den Vereinigten Staaten, 960 Fres. in 


Frankreich, 625 Mk. in Deutſchland. Dies geſchieht, obwohl in 
Frankreich vor dem Kriege die allgemeine Einkommenſteuer überhaupt 


| nicht in Kraft war und Anhaltspunkte ſomit fehlten, in Deutſchland 


aber die Statiſtik zuverläſſige Schlüſſe deshalb nicht erlaubte, weil 
bei den Nachweiſungen der Einſchätzungsergebniſſe in einer Anzahl, 
von Staaten das Einkommen der juriſtiſchen und phyſiſchen Perſonen 


nicht geſchieden war. Aus dieſer total unſicheren Größe wird nun 
in der gegenwärtigen Papiervaluta ein durchſchnittliches Einkommen 
erſchloſſen unter der Vorausſetzung, daß das Vorkriegseinkommen 
gegenwärtig in Deutſchland in Papiermark auf das 6 ½ fache ge⸗ 


ſtiegen ſei, ſomit pro Kopf 3900 Papiermark betrage, während es | 


für Frankreich mit einer Multiplikation mit 3"s fein Bewenden hat, 


ſomit 3200 Papierfrancs anzunehmen ſeien, und für die Vereinigten 


Staaten eine Verdoppelung auf 700 Doll. beliebt wird. Diele. 


Schätzungen ſind eine ſtatiſtiſche Monſtroſität nach dem Prinzip: 
ignotum per ignotius zu berechnen. Jede Folgerung hieraus muß 
von jedem ernſthaften Fachmann abgelehnt werden, es ſei denn, 
daß er die naive Anſicht hat, falſche Ziffern ſeien beſſer als gar 
keine. 


9. Oktober 1920 fertig gebracht, aus den phantaſtiſchen Ziffern des 
Rapport IV der Brüſſeler Konferenz noch viel Unglaublicheres zu 
berechnen und zu folgern. Die angeblichen Prokopfeinkommen 1920 
in entwerteter Papiervaluta rechnet er in amerikaniſche Dollars um, 


aber nicht zum Kurs von 1920 (), ſondern zum Goldpari. Er bes 


kommt dann heraus, daß 1920 das , Einkommen 
betrug: 


Trotz dieſer Schwächen der Schätzungen des durchſchnittlichen 
Einkommens von 1920 in verſchiedenen Ländern hat es der Franzoſe 
André Tardieu in der Pariſer Zeitſchrift „L'Illuſtration“ vom 


* 


in Deutſchland 975 Doll., wobei die Ziffern ſtatt mit der richtigen 

Goldparität mit 4 Mk. pro Dollar berechnet ſind; 
in Frankreich 640 Doll., wobei wieder ungenau gerechnet wird, 

indem 5 Fres. = 1 Doll. gerechnet werden. 

Da alles in amerikaniſcher Währung verglichen werden ſoll, ſo 
kommt bei Berechnung des durchſchnittlichen Einkommens des Bürgers 
der Vereinigten Staaten kein Fehler der Umrechnung vor. Dafür 
erhalten wir aber die überraſchende Mitteilung, daß gegenwärtig 


der Amerikaner 700 Doll. Einkommen pro Kopf bezieht, der Deutſche 


aber 975 Doll. Hätte Tardieu für Deutſchland die wirkliche Gold: 
parität von 4,1978 Goldmark = 1 Golddollar zugrunde gelegt, fo 
wäre nur ein deutſches Einkommen von 953 Golddollars pro Kopf 
herausgekommen. Dies wäre aber nicht minder falſch; denn erſtens 
iſt der Ausgangspunkt, daß jeder Deutſche durchſchnittlich 3900 Papier: 
mark bezöge, gänzlich unbewieſen, und zweitens kann kein Menſch 
für 3900 Papiermark heute 953 Doll. kaufen. 

Noch ſchlimmer iſt, daß Herr Tardieu im übrigen die Ziffern 
des Bureaus des Völkerbundes verwertet, um mit groben Fehlern 
der Methode darzutun, daß der Deutſche pro Kopf weniger Steuern 
von ſeinem Einkommen als der Franzoſe zahle. Im Rapport IV 
S. 14 und 15 der Brüſſeler Konferenz hatte das Bureau des Völker— 
bundes das angebliche deutſche Einkommen pro Kopf von 3900 Papier- 
mark und die Geſamteinnahmen des Reichs, welche auf Grund heute 
veralteter Ziffern auf 474 Mk. pro Kopf berechnet wurden, verglichen 


und errechnet, daß vom nationalen Einkommen 12% in Deutſchland . 


auf Reichseinnahmen entfielen, während man in Frankreich den Staat3= 
einnahmen von 574 Fres. — die mit irrigen Ziffern errechnet ſind — 


ein völlig unſicher geſchätztes Einkommen von 3200 Fres. pro Kopf 


gegenüberſtellte, um herauszubekommen, daß 18% des National- 


einkommens an den franzöſiſchen Staat fielen. Die franzöſiſchen | 


Staatseinnahmen von angeblich 574 Fres. pro Kopf find errechnet, 
indem gemäß Rapport IV S. 30 und 31 zuſammengezählt ſind: 


8415,2 Mill. red. direkte Steuern, 
14262 = indirekte Steuern, 
5973,7 „ =  fonftigen Einnahmen, 


221820, 1 Mill. Fres. ingeſamt. 
21 830,1 Mill. Fres. ergeben in der Tat bei 38 Millionen Be⸗ 
völkerung pro Kopf rund 574 Fres. Aber in dieſen 21 820,1 Mill. Fres. 


1 Irrige Zahl des Völkerbundes, die dieſer ſpäter in Annexe au docu— 
ment IV korrigiert hat. 5 
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ſtecken nach Rapport IV S. 44 nicht weniger als 5978,7 Mill. Fres. 
nichtſteuerliche Einnahmen, z. B. 3 Milliarden Fres. Erlös aus dem 
Verkauf von ee ferner Überſchüſſe der Donänen: und 
Forſten. 

Der Völkerbund hatte auf Grund mangelhaft geſichteten Materials | 
das unbekannte Einkommen pro Kopf mit den Einnahmen aus Steuern 
und anderen Dingen, z. B. Verkauf von Staatseigentum und Ertrag 
von Staatsbeſitz, vergleichen wollen. Herr Tardieu zieht hieraus 
Folgerungen, als ob die Steuerleiſtung mit dem Einkommen ver⸗ 
glichen ſei. Er wirft auf Grund dieſer Berechnung Deutſchland 
vor, es hätte der Beſtimmung des Verſailler Friedens entgegen⸗ 
gehandelt, wonach Deutſchlands Steuerlaſten verhältnismäßig ebenſo 
ſchwer wie die irgend einer der alliierten Mächte ſein müſſen. Das 
iſt würdig eines Schriftſtellers, der mit einer unmöglichen Methode 
auch berechnet hat, daß jeder Deutſche 275 Dollars mehr Einkommen | 


in Goldeswert als jeder Bürger der Vereinigten Staaten beziehe. 
Und mit ſolchem Ziffernmißbrauch ruft ein franzöſiſcher Schriftiſteller 
die öffentliche Meinung Frankreichs gegen Deutſchland auf. Ein 


Fachmann kann nicht ernſthaft genug wegen ſolch frivoler Ziffern⸗ 
ſpielerei getadelt werden. Einige Schuld trifft aber auch das Bureau 
des Völkerbundes, welches unzuläſſige Berechnungen aufgeſtellt hat, 


allerdings mit Warnungen vor der Verwendbarkeit dieſer Ziffern 
und ohne ahnen zu können, daß dieſe Ziffern e von den 
Franzoſen total mißverſtanden werden würden. 


\ 


(Ein weiterer Artikel folgt) 
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Beſprechungen 


Kanga; Rudolf: Über das Verhältnis der Weltwirt⸗ 
ſchaftslehre zur Rechtswiſſenſchaft und zur Politik. 
Iſt die Volkswirtſchaftslehre eine ſelbſtändige Wiſſenſchaft? Berlin 

Fe Leipzig 1919. 51 ©. 


Eine bemerkenswerte Schrift! Kaulla beginnt, ähnlich dem im 
vorigen Heft angezeigten Othmar Spann, mit einer ſkeptiſch ge⸗ 
haltenen Darſtellung des bisher erreichten Standes unſerer Wiſſenſchaft. 
Dem iſt kaum etwas Weſentliches beizufügen. 

Sodann geht Kaulla dazu über, das Verhältnis der Volks⸗ 


wirtſchaftslehre zur Rechtswiſſenſchaft grundſätzlich zu erörtern (S. 18— 22). 


„Es gibt keine wirtſchaftliche Betätigung, die nicht zugleich eine Rechts⸗ 
handlung einſchlöſſe, keine wirtſchaftliche Einrichtung, die nicht gleich⸗ 
zeitig eine Rechtseinrichtung wäre.“ Die Rechtsordnung umſchränkt 
demnach das Wirtſchaftsleben, wie Stammler und Diehl genug⸗ 
ſam hervorgehoben haben. In der Tat ſetzt jedes wirtſchaftliche 
Tätigwerden irgendein rechtliches Geſtalten mit Denknotwendigkeit 
voraus — was ſich ſogar an den 1 der „Anarchie“ und der 
„Robinſonade“ erweiſen ließe. Kaulla formuliert dieſen durchaus 
richtigen Gedanken nun dahin, daß die Rechtsordnung unmittelbare 
Grundlage alles volkswirtſchaftlichen Geſchehens ſei. So gelangt er 
zu einem Ergebnis, welches der Volkswirtſchaftslehre den Charakter 
einer ſelbſtändigen Wiſſenſchaft nimmt: ſie ſei „die Lehre von den wixt⸗ 


ſchaftlichen Wirkungen der Rechtsordnung“. 


Vollkommen richtig hebt Kaulla dieſen inneren Zuſammenhang 
beider Wiffenſchaftsgebiete hervor. Auf den erſten Blick ſcheint es 
erſtaunlich, daß die Grenzſcheiden zwiſchen juriſtiſcher und ökonomiſcher 
Begriffsbildung nicht ſtets nachgezogen werden, wie dies zum Beiſpiel 
Adolf Held in ſeinem „Grundriß für Vorleſungen“ (2. Aufl. 1878) 
getan hat. Die auf dem „bürgerlichen Recht“ ruhende „bürgerliche“ 
Wirtſchaftsordnung forderte zu ſolchen Parallelen eigentlich heraus; 
dennoch wurden weder die Rechtsnormen auf ihren wirtſchaftlichen Ge⸗ 
halt noch die ökonomiſchen Begriffe auf ihre rechtliche Struktur hin⸗ 


reichend unterſucht. Die individualiſierende Methode des liberalen 
Wirtſchaftstheoretikers wäre jedoch dem ſozialrechtlichen und letzthin 


ſtaatlichen Gehalt ihrer juriſtiſchen Grundlagen nicht gerecht geworden, 
und auf der anderen Seite wandte der Juriſt dem wirtſchaftlichen In⸗ 
halt ſeiner „bürgerlichen“ Rechtsbegriffe kein grundſätzliches Intereſſe zu. 

Die liberale Ara zerriß ſomit die Fäden, welche noch der aus⸗ 


gehende Merkantilſtaat von der „Okonomie“ zur „Polizey“ gezogen 


hatte. Hinfort erfolgte die Erforſchung des wirtſchaftlich tätigen und 


des rechtlich handelnden Menſchen grundſätzlich getrennt (vgl. Kaulla 


S. 28), das Gerichtsforum ſchied ſich ein anderes Mal vom Marktforum. 
Der Marxismus verſuchte zwar, die ökonomiſchen Grundlagen der 
, in jeder Epoche aufzuzeigen, er ſah jedoch N und 
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Wirtſchaft der bürgerlichen Geſellſchaft zu kritiſch an, als daß er ſich 
die Mühe genommen hätte, die Beziehungen beider an den einzelnen 
Inſtituten nachzuweiſen l. Die jüngere hiſtoriſche Schule unſerer 

Wiſfſenſchaft knüpfte allerdings auf allen Gebieten der wirtſchaftlichen 
und ſozialen Reform jene merkantilſtaatlichen Verbindungen neu; fie 
entbehrte aber eines hinreichenden Intereſfes für die Aufgaben der 
Begriffsvergleichung. So geſchah es, daß die begriffliche Verwandtſchaft, 
in welcher Recht und Wirtſchaft zu jeder Zeit ſtehen, unverhältnismäßig 
wenig beachtet wurde, ſeitdem die liberale Wirtſchaftstheorie ſich aus 
den Banden der „Okonomie⸗ und Polizeywiſſenſchaften“ löſte. 


Unſere Zeit unterwirft nun — vom „Neu-Merkantilismus“ zur 
„Planwirtſchaft“ und „Sozialiſierung“ übergehend — immer weitere 
Gebiete einer rechtlichen Regelung; kaum gibt es noch ein Sondergebiet 
individueller Wirtſchaftstätigkeit, das nicht mit einem Netz juriſtiſcher 
| Vorſchriften überzogen würde. Hält dieſe Bewegung an, dann treten 
wir unweigerlich in eine neue Ara der ökonomiſchen und juriſtiſchen 
Begriffsbildung ein. Das öffentliche Recht wird ſeinen Geltungsbereich 
auf neue Lebensgebiete erſtrecken, und auch im Privatrecht wird der 
ökonomiſche Gehalt jeder Norm ſtärker hervortreten. Dieſe Tendenz 
war ja ſchon im alten Staate unverkennbar; ich erinnere nur an den 
gewohnheitsrechtlichen Ausbau des kollektiven Dienſtvertrages, an die 
Geſetzesvorbereitung durch „Enqueten“ und „Kommiſſionen“, an den 
Verein „Recht und Wirtſchaft“. Die Analogien der juriſti ſchen und 
ökonomiſchen Gedankenarbeit mußten ſich infolgedeſſen beiden Forſchungs⸗ 
gebieten aufdrängen; es iſt beinahe erſtaunlich, angeſichts der Vorliebe 

für wiſſenſchaftliche Grenzgebiete, daß dies nicht ſchon in ſtärkerem Maße 
geſchah. Es geht nicht mehr an, die ökonomiſche Theorie unbekümmert 
um ihre rechtlichen Begrenzungen darzuſtellen; ebenſowenig darf der 
künftige Juriſt Inſtitute wie das Eigentum oder das Erbrecht als 
gleichſam natürliche Gegebenheiten hinnehmen. Was bedeutet z. B. der 
„gute ſoziale Zuſtand“, den Dern burg zum Kennzeichen ſittenwidriger 
Geſchäfte ſetzt? Je nach deſſen inhaltlicher Beſtimmtheit wird man den 
§ 138 BGB. een Wir erleben ja ſeither, wie nicht nur die 
Forſchung, ſondern ſogar das Studium der Rechts- und Wirtſchafts⸗ 
I wiſſenſchaften, auf deren Verwandtſchaft ſich beſinnt, wie im Lehrgang 

der „Sozial⸗ und a nz alte kameraliſtiſche Unterrichts— 
weiſen auferſtehen. | 
| Lehre wie Erforſchung der geſellſchaftlichen Zuſammenhänge wandeln 
ſich ſomit, und wir brauchen nur einen Blick auf dieſe Wandlungen zu | 
werfen, um zu erkennen, daß die Rechtsordnung kein letzter Beſtimmungs⸗ 
grund der Wirtſchaftsordnung iſt, wie Kaul la meint, ſondern daß ſie 


a alles „Syſtem der erworbenen Rechte“ ſteht in bezeichnender Iſo⸗ 
Gern neben dem Marxismus, deſſen Staatsverneinung nur den Begriff der 
„Klaſſenjuſtiz kennt. 

Vgl. Klingmüllers Anzeige von Fuhrs „Allgemeinem Teil des deut- 
ſchen bürgerlichen Rechts“ in der „Deutſchen Siken g ang, vom 12. Juni 
1920 und Diehls Theoretiſche Nationalökonomie J, S. 36 ff. u. 436 ff. 
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ſelber nur die wechselnde Stellung des Staates zum Wirtſchaftsleben 
ausdrückt, die ihn leitenden Ideen und Kräfte. Kaulla geht an diefem 
Kernpunkt ähnlich Stammler vorbei! Nachdem er unſere Wiſſenſchaft 

als „Lehre von den wirtſchaftlichen Wirkungen der Rechtsordnung“ 
definiert, gibt er an ſich dankenswerte Betrachtungen über lex lata und 
lex ferenda, über Wirtſchaftslehre und Wirtſchaftspolitik. Dieſe 

Paralleliſierung der Rechts⸗ und Wirtſchaftspolitik enthebt den „ſozial⸗ 
rechtlichen“ Beobachter jedoch nicht der Pflicht, den Schleier zu entfernen, 


mit dem die „Rechtsordnung“ ihren Träger — eben den Inhaber der 


rechtspolitiſchen Gewalt — verhüllt. Hätte Kaulla dies getan, ſo 


wäre jeine Definition vermutlich anders ausgefallen. Denn ſie verengt 
nun freilich die Eigenheit der Wirtſchaftswiſſenſchaft über Gebühr. 
Wäären allein die wirtſchaftlichen Wirkungen der Rechtsordnung Gegen⸗ 
ſtand unſerer Wiſſenſchaft, fo hieße dies nach dem Geſagten, däß einzig 
die normenſetzende Gewalt des Staates den Umkreis unſerer Wiſſen 


ſchaft beſtimme. Wie weit und welcher Art dies zutrifft zu erläutern, 
überſchreitet den Rahmen einer Anzeige. Gerade als Anhänger der 
„wirtſchaftlichen Staatswiſſenſchaften“ muß ich aber auch die Selbſtändig⸗ 
keit unſeres Forſchens betonen. Schon die Motivenberichte des Geſetz⸗ 
gebers, deren „politiſchen“ Erkenntniswert Kaulla betont, verbieten 


es, in der Rechtsordnung als ſolcher die „Grundlage alles volkswirt⸗ 


ſchaftlichen Geſchehens“ zu erblicken. Formal wird ja keineswegs der 


geſamte Umfang nationalökonomiſcher Problemſtellung durch Rechts⸗ 


normen umgrenzt: die Bevölkerungslehre z. B. doch nicht vom Familien⸗, 


Armen: und Perſonenſtandsrecht! Eine inhaltliche Beſtimmtheit derart, 


daß wir die Rechtsordnung zur Veranlaſſerin des wirtſchaftlichen 


Geſchehens machten, bliebe vollends unbewieſen. Vielmehr iſt zu ſagen: 


Die Rechtsordnung gleicht keineswegs nur einem Gefäß, welches das 


u formloſe wirtſchaftliche Geſchehen umfängt; die Wirtſchaft formt ſich 
aauch ihrerſeits dieſe Normen. Recht wie Wirtſchaft begreifen wir ſo 


als „ Anſichten der gleichen ſtaatlich verfaßten Geſellſchaft. 
Auch Kaullas Formulierung führt uns zu dieſem Schluſſe hin: 
Wirtſchaftliche Tätigkeit iſt nur innerhalb des Staates möglich. 


Oder nochmals berichtigt: Jede wirtſchaftliche Ordnung enthält not⸗ 


wendig, ein ſtaatliches und dadurch ein rechtliches Element. . 
So viel zum Grundſätzlichen. Was Kaulla weiterhin ausführt 
(S. 23—47) über Wirtſchaft, Recht, Politik und deren Zuſammen⸗ 
hänge, enthält außerordentlich viel Beherzigenswertes. Das Mißliche, 
was aus jener Trennung von Jurisprudenz und Okonomik folgt: die 
Urteilsloſigkeit des Juriſten hinſichtlich der rechtlich geordneten Lebens⸗ 
inhalte, ſein Eingeſtelltſein auf die Ausnahmefälle des rechtswidrigen 
Handelns, anſtatt auf die Hauptmaffe normgerecht gelagerter Tat⸗ 
beſtände, ſeine Gleichgültigkeit gegen den undurchführbaren und ent⸗ 
ſittlichenden Schwall der Kriegswirtſchaftsgeſetze, — alles dies wird 
hart getadelt. Damit münden Kaullas Erörterungen in die Reform⸗ 
anſätze der ſozialrechtlichen und Freirechtsſchulen. Er empfiehlt 
namentlich, in einer einleitenden Vorleſung über bürgerliches Recht auf 
Zweck und Wirkung der Rechtseinrichtungen einzugehen. Derartige 


ſtaatlichen zur liberalen Ara. Die Finanzwiſſenſchaf 


* 
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‚ Inftitutionen“-Borlefungen könnten allerdings vortrefflich wirken und 


dürften unentbehrlich werden, falls jene obenerwähnte Angleichung von 
Recht und Wirtſchaft anhält. Es ſollte für die Unterrichtsweiſe einen 
Unterſchied begründen, ob der Dozent den Dienſtvertrag der römiſchen 


Wirtſchaftsordnung vorträgt oder jene Normen, unter denen die Parteien 
des heutigen induſtriellen Arbeits verhältniſſes leben. 


Für den Nationalökonomen iſt die Rechtsordnung zwar nicht, wie 
Kaulla wieder formuliert, der „eigentliche Kern der Volkswirtſchafts— 
lehre“; wohl aber kann ihr Studium zur „eigentlichen logiſchen 
Grundlage der Darſtellung des volkswirtſchaftlichen Lebens“ dienen 
(S. 38). Ein wirkliches Studium beider „Staats wiſſenſchaften“ iſt 
nur zu empfehlen. Kaulla weiſt darauf hin, daß eine derartige 


Verbindung in Forſchung und Lehre ſeit alters für ein Teilgebiet 


befteher "nämlich für die Finanzwiſſßnſchaft. Dies iſt nun kein 


Zufall, ſondern — um Kaullas Erklätung abermals zu vertiefen — 


ein Ausdruck jener oben beſprochenen Wandlung Se der merfantil- 

ragt ſeit Rau 
als ein wahres Stück Kameraliſtik in die deutſche Wirtſchaftswiſſenſchaft 
hinein; zur „Staatswirtſchaftslehre“ im engeren Sinn geworden, ver— 


ſchmilzt fie ihre juriſtiſchen und ökonomiſchen Elemente nach wie vor 


2 


zu einem „kameraliſtiſchen“ Ganzen. Aus den obengenannten Gründen 
erhalten ſeither auch die übrigen Teilgebiete der Wirtſchaftswiſſenſchaft 
wieder einen ſtärkeren juriſtiſchen Zuſatz; ich erinnere an die Lehren 
vom Arbeiterfchutz, von der Verſicherung, von der ſtaatlichen Wirtſchafts— 


politik, der Wohnungspolitik, der Kommunalwirtſchaft. Kaulla hebt 


mit Recht hervor, daß jene kameraliſtiſche Tradition der Finanzwiſſen- 
ſchaft zu eigentümlichen wiſſenſchaftlichen Fortſchritten verholfen habe, 
beſonders in der Lehre von der Steuerüberwälzung. Dazu möchte ich 
jedoch mit Meiſel anmerken, daß der theoretiſche Geſamtgehalt der 
modernen Finanzwiſſenſchaft hinter dem theoretiſchen Ertrag jener 


anderen Teilgebiete zurückgeblieben iſt, auf denen ſeit Rau das 


ökonomiſche und das juriſtiſche Element geſchieden ſind. Auch erſcheint 
es mir nicht wünſchenswert, die Lehre von den einſchlägigen Rechts— 
normen überall derart in die 5 der Nationalökonomen zu legen, 


„wie dies hinſichtlich des Steuerrechts in der Finanzwiſſenſchaft akademiſcher 


Brauch geworden iſt. Gerade bei einer Umgeſtaltung unſerer Lehr— 
und Forſchungsweiſen werden wir nicht umhin können, die Lehren vom 
Steuerrecht, Verſicherungsrecht, Arbeitsrecht uſw. innerhalb ee 


Vorleſungen entſprechend auszubauen. 


Kaulla weiſt darauf hin, daß die Steuerüberwälzung nur ein 
Unterfall der Lehre von der Koſtenüberwälzung ſei, und daß die all— 


gemeine Wirtſchaftslehre in dieſem Punkte hinter der finanzwiſſen— 


ſchaftlichen Literatur ſichtlich zurückgeblieben ſei; zugleich erkennt er aber 
an, daß die Preisgeſtaltung durchaus im Mittelpunkt der liberalen 
Wirtſchaftstheorien ſtehe. Dies führt mit zu einer letzten grundſätzlichen 
Anmerkung. Wenn es wahr iſt, daß jedes Recht Sozialrecht iſt, 
und daß die liberale Wirtſchaftsſchule ihre Forſchungsweiſe von juriſtiſchen 
Elementen zu reinigen beſtrebt war, ſo erklärt das bereits, warum der 
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individualiſtiſche, Ausgangspunkt und die ifolierenbe Methode. (abſeits 


der Finanzwiſſenſchaft) zu einer Theorie der iſolierten Wirtſchaft g 
führen mußten. Dies gilt, wie Kaulla hervorhebt, von den objektiven 


wie den ſubjektiven Werttheorien. Es leidet aber keinen Zweifel, daß 


der mehrerwähnte Richtungswandel unſerer Forſchungsaufgaben — falls | 


der Wandel des Erkenntnisſtoffes ihn erzwingt — auch der allgemeinen 


Wirtſchaftslehre neue Aufgaben aufdrängt. Ein derart verwandelter 
Erkenntnisinhalt läßt ſich mit den Methoden und Annahmen der 


liberalen Schule nicht mehr begrifflich voll ausſchöpfen. Die neuen 


Aufgaben ſind von Theoretikern wie Fried. v. Wieſer und Othm. 
Spann bereits formuliert worden. Wie weit nun der Verſuch, eine 


„Theorie der geſellſchaftlichen Wirtſchaft“ neben der „Theorie der 8 
freien Wirtſchaft“ aufzubauen, ſchon gelungen ſei, kann ich an dieſer 
Stelle nicht erörtern. Genug, daß gerade a f die Preisgeſtaltung auch 


kollektive Elemente einwirken, welche einer theoretifchen Erfaſſung durch⸗ 


aus würdig find. Dieſe von Schmoller hiſtoriſch begründete Er⸗ 
kenntnis drängt im Zeitalter der ſtaatlichen Kriegswirtſchaft nach einem 
ſyſtematiſchen Ausbau. Eine Wirtſchaftstheorie, welche allen ei „ 


ihres Beobachtungsſtoffs gerecht zu werden vermag, bleibt in jedem 


8. Fall das Ziel, um das wir — mit dem Rüſtzeug aller Forſchungs⸗ 


weiſen und einſchlägigen Diſziplinen — kämpfen müſſen. Dann wird 


das Erbe unſerer hiſtoriſchen Schule und auch das nachbarliche Gut des 


Rechtslehre uns unverloren bleiben; dann erſt werden wir jenen Fort⸗ 


Dabei möchte auch ich davor warnen, das iyriftifche Element an 


ſich in unſerer Wiſſenſchaft zu überſchätzen (vgl. Kaulla S. 46—47). 
So unverlierbar mir beiſpielsweiſe der Fortſchritt ſcheint, den K napps. 
„Staatliche Theorie“ für die Geldlehre bedeutet, ſo unbeſtreitbar 


deucht mir doch, daß mit dem juriſtiſchen Element allein der eigen⸗ 
tümliche ökonomiſche Erkenntnisgehalt ſolcher Phänomene noch nicht 


gängern auseinander. 


Der Schluß feiner Arbeit (S. 47—51) iſt Unterrichtsfragen 
gewidmet, unter denen ihm namentlich die ſogenannten Volkshochſchul- 
kurſe, wichtig ſind; ich denke hierüber erheblich 6 möchte mich 


u eines Urteils enthalten. 


Ich ſchließe meine Anzeige, indem i nochmals. auf den leſens⸗ 
werten Inhalt dieſer Schrift hinweiſe. Sie zeigt, wie fruchtbar eine 
Verbindung nationalökonomiſchen und juriſtiſchen Wiſſens in der 
Perſon eines Forſchers wirken kann. Seit Stammlers Beginn iſt 
jeder Verſuch, die Grundlagen der Wirtſchaftswiſſenſchaſt zu feſtigen, 
zu begrüßen und überaus zeitgemäß. Kaullas Studie bietet einen 


dankenswerten Beitrag. 


! » 


Gießen = dende Lenz . u 


Schmollers Jahrbuch XLIV 4. * 


0 


— 


ſchritt in unſerer Wiſſenſchaft endgültig geſichert haben, deſſen ſich E 
unſeke glücklicheren Nachbardiſziplinen ſeit den Tagen Savignys und 
Rankes rühmen dürfen. | | 


ausgeſchöpft iſt. Kaulla ſetzt ſich leider an mit feinen Vor⸗ | 


18 
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Muhs, Dr. Karl: Begriff und Funktion des Kapitals.“ 
Kritik und Verſuch einer Neubegründung der Kapital- und Zins— 
theorie. Jena 1919, Guſtav Fiſcher. 104 S. 


Mit der verbreiteten Unterſcheidung zwiſchen Kapital als produ— 
ziertem Produktionsmittel und Kapital als Erwerbsvermögen iſt Muhs 
durchaus nicht einverſtanden. Er verlangt einen einheitlichen Kapital 
begriff und verſucht zu einem ſolchen durch Aufdeckung der Bedingungen 
zu gelangen, unter denen ſachliche Wirtſchaftsmittel vermöge ihrer 
Verwendung bei der Produktion einen Mehrertrag abwerfen. In hand— 
werksmäßigen und kleinbäuerlichen Wirtſchaften übertreffe, meint der 
Verfaſſer, der Ertrag den Koſtenaufwand in der Regel nicht. Erſt 
dort, wo die Produktion auf breiterer Grundlage betrieben wird, 
kämen entſprechende Überſchüſſe zuſtande. Entſcheidend hierfür ſei die 
techniſche Überlegenheit des Großbetriebs in Verbindung mit ſeinem 
monopolartigen Charakter. Dieſem empiriſchen Sachverhalt glaubt 
Muhs terminologiſch in der Weiſe gerecht werden zu können, daß er 
die Bezeichnung „Kapital“ ſolchen Komplexen von Produktionsmitteln 
vorbehält, deren Umfang einen Mehrertrag gewährleiſtet. „Das Kapital 
iſt alſo“, leſen wir bei Muhs, „eine wirtſchaftsorganiſche Akkumulation 
von ſachlichen Wirtſchaftsmitteln mit der Funktion, als Mittel zur 
Beſchaffung eines Plus von Wertſubſtraten bei gleichem Koſtenaufwand 
im Verhältnis zur minder akkumulierten Wirtſchaft zu dienen zwecks 
Erlangung eines Mehrertrags.“ Dieſer Mehrertrag ſei aber nichts, 
anderes als der Kapitalzins. Letzterer erſcheint dementſprechend als — 
Differentialgewinn, der mit zunehmender „Akkumulation“ progreſſiv 
wachſe. Für den Übergang vom bloßen Produktionsmittel zum Kapital 
gebe es keine Norm, von abſoluter Gültigkeit. Es komme hierbei auf 
die jeweilig erreichte Entwicklungsſtufe der Volkswirtſchaft, namentlich 
des Verkehrsweſens, an. „Die Akkumulation muß ſtets einen rela— 
tiven Seltenheitscharakter haben“, bemerkt der Verfaſſer. 
„Ein Motor zum Beiſpiel,“ fügt er erläuternd hinzu, „der bei weit— 
gehender Elektrizitätsverſorgung durch Überlandzentralen infolge der 
Allgemeinheit ſeiner Verwendung keinen Mehrertrag abzuwerfen ver— 
mag und darum bloßes Produktionsmittel iſt, kann bei eigener Kraft- : 
erzeugung in einem entlegenen Gebiet bei monopoliſiertem Kohlen? 

vorkommen oder innerhalb einer kapitaliſtiſchen Unternehmung ſeinem 
Wirtſchafter zu einem ſolchen verhelfen und infolgedeſſen Kapital- 
funktion ausüben.“ Wie ſchon dieſes Beiſpiel zeigt, braucht im Sinne 
von Muhs nicht immer ein relativ höherer Grad der Akkumulation 
vorzuliegen, damit ein Produktionsmittel den Charakter eines Kapital- 
guts annehme; dazu genüge unter Umſtänden die monopoliſtiſche 
Stellung ſeines Beſitzers. Praktiſch wichtige Fälle dieſer Art ergeben 
ſich aus den „künſtlichen“ Einwirkungen der Kartelle, Syndikate und 
Truſts auf die Preisgeſtaltungen. Gelingt es hier, die Preisfeſtſetzung 
von den Produktionskoſten zu emanzipieren und den Abſtand zwiſchen 
Marktpreis und Koſtenniveau zu erweitern, jo kriſtalliſiere ſich daraus 
der Zins als „Differentialgewinn auf monopoliſtiſcher Grundlage“. 
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. 
Er ſei dann zwar nicht als unmittelbares, wohl aber immer noch als 


mittelbares „Funktionsprodukt des Kapitals“ zu betrachten, weil nämlich 
„wirkſame“ Kartelle nur möglich ſeien, wenn ein Induſtriezweig von 
einer kleineren Zahl großkapitaliſtiſcher Unternehmungen beherrſcht 
würde. Auf dieſe Weiſe ſucht der Verfaſſer die ausnahmsloſe Geltung 
ſeiner Grundauffaſſung zu erweiſen, derzufolge der Zins als „funktio⸗ 


neller Ausfluß des akkumulativen Weſens des Kapitals“ erſcheint. 


Damit will er eine neue Theorie, die er die „akkumulative Kapitals⸗ 
theorie“ nennt, begründet haben. „Wohl ſind“, meint er, „bisweilen 
die Beziehungen zwiſchen den Produktionskoſtenunterſchieden und der 
Entſtehung des Zinſes einerſeits und ſolche zwiſchen der Ausdehnung 
eines Betriebs und einer Reduktion der Wirtſchaftsaufwände ander⸗ 
ſeits erwähnt worden; doch iſt nicht auf das enge und unbedingte 
Kauſalverhältnis zwiſchen kapitaliſtiſcher Akkumulation, Verringerung 
der Produktionskoſten (bzw. Mehrerzeugnis an Gütern) einerſeits und 
der Bildung der ſachlichen Grundlagen des Kapitalzinſes anderſeits 
mit genügendem Nachdruck hingewieſen und der Zins als mittelbares 
Ergebnis der Akkumulation von ſachlichen Wirtſchaftsmitteln gekenn⸗ 


zeichnet worden.“ 


Der Haupteinwand gegen die theoretiſche Konſtruktion des Ver⸗ 
faſſers liegt auf der Hand: die Differentialgewinne, von denen er 
handelt, ſind nicht der Kapitalzins im Sinne der nationalökonomiſchen 
Wiſſenſchaft. Es iſt zunächſt unbegreiflich, daß Muhs ſich für berech⸗ 
tigt hält, die bald ein Jahrhundert alte Lehre von der Zerlegung des 
Unternehmereinkommens in ſeine Beſtandteile 5 das Nähere in 
dogmengeſchichtlicher Beziehung bei J. Pierſtorff, „Lehre vom Unter⸗ 
nehmergewinn“, Berlin 1875, zu 8 iſt) gänzlich zu ignorieren. 
Er hat ſich ſodann die Frage offenbar gar nicht geſtellt, wie ſich ſeine 
Auffaſſung vom Kapitalzins mit der doch nicht ganz aus der Luft 
gegriffenen Vorſtellung reimt, daß es in jeder Volks wirtſchaft zu einer 


| gegebenen Zeit jo etwas wie eine beſtimmte Norm des Kapitalzinſes, 
den landesüblichen Zinsfuß, gibt. Denn die Differentialgewinne, die 


er als Kapitalzins bezeichnet, weiſen, relativ genommen, d. h. wenn 
man ſie auf die zugehörigen Kapitalien bezieht, ſo viele Abſtufungen 
auf, als jeweils „Akkumulationsgrade“ vertreten ſind. Schließlich 


5 jest er ſich über die von verſchiedener Seite unternommenen Verſuche, 


die Sondergewinne, welche aus der bevorzugten Stellung einiger unter 
den konkurrierenden Unternehmern entspringen, theoretiſch zu erfaſſen, 
ohne weiteres hinweg, obſchon ihm, wie aus ſeinen Zitaten hervor⸗ 
geht, dieſe Verſuche, wenigſtens zum Teil, nicht unbekannt ge⸗ 
blieben ſind. 

Dem „error in objecto“ gegenüber, der für die Kapitalzinstheorie 
des Verfaſſers kennzeichnend iſt, fallen andere Schwächen ſeiner Dar⸗ 
legung und Beweisführung nicht mehr ſonderlich ſchwer ins Gewicht. 
Ich habe vor allem die in verſchiedener Hinſicht ſich Außernde Un⸗ 
beſtimmtheit ſeines Kapitalbegriffs im Auge. Er ſetzt ihn als „akku⸗ 
mulativen“ dem Kite „ſingularen“ Kapitalbegriff entgegen. Dabei 


meint er ſowohl den Gegenſatz zwiſchen einem einzigen Objekt einer 


18 


! 
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beſtimmten Art, das als Produktionsmittel Verwendung findet, und 
einer Vielheit von Objekten derſelben Art, wie auch den Gegenſatz 
zwiſchen einem ſolchen Objekt und einem Komplex verſchiedenartiger 
Objekte. Der erſten Auffaſſungsweiſe bleibt er inſofern nicht treu, 
als er ſelbſt, wie aus einem vorhin zitierten Paſſus hervorgeht, keinen 
Anſtand nimmt, unter Umſtänden einem einzigen Objekt Kapitalqualität 
zuzuſchreiben. Es hat ſich da um einen Motor gehandelt. Es iſt 


‚anzunehmen, daß Muhs einem Hochofen den Ehrentitel „Kapital“ erſt 
recht nicht verſagen würde. Was aber die zweite Auffaſſungsweiſe 


anlangt, ſo kann ſie nur darauf Bezug nehmen, daß kein Sachgut, 
für ſich genommen, iſoliert, im Produktionsprozeß nutzbar gemacht zu 
werden vermag. Die Behauptung von Muhs, „daß ſämtliche ſingular 
fungierenden Größen keine Kapitalgüter ſind“, wäre alſo dahin richtig= 
zuſtellen, daß es „ſingular fungierende Größen“ überhaupt nicht gibt. 
Das gilt vom „bloßen Produktionsmittel“ nicht minder wie von einem 


Produktionsmittel, das als Zinsquelle Kapitaleigenſchaft beſitzt, und 
kann daher, möchte man meinen, keine dem Kapital zukommende 


„differrentia speeifica“ begründen. Unbeſtimmt wird der von Muhs 
konſtruierte Kapitalbegriff auch noch dadurch, daß ſeiner Anſicht nach 
ein Gut erſt dann Kapital iſt, wenn es ſich im Zuſtande „kapita⸗ 
liſtiſcher Aktivität“ befindet und nicht bloß die Möglichkeit einer ſolchen 
in ſich trägt, d. h. wenn es tatſächlich einen Zins abwirft. Demnach 


hätte man immer erſt den Rechnungsabſchluß einer gegebenen Unter- 
nehmung abzuwarten, ehe man ſich dazu entſchließt, die ihr gehörenden 


Baulichkeiten, Maſchinen uſw. als Kapital anzuſprechen. Mit einiger 


Verwunderung vernimmt man, daß Rohſtoffe nicht als Kapital anzu- 


ſehen ſeien, weil nicht ſie ſelbſt als Kapital fungieren, ſondern ſich an 


ihnen die Funktion des Kapitals auswirke. Leihbibliotheken hingegen, 


obſchon ſie mit der Produktion nichts zu ſchaffen haben, ſeien dem 


Kapital zuzurechnen, ſofern der Beſitzer aus ihnen einen Gewinn er⸗ 
zielt. Weitere akzeſſoriſch in Frage kommende Schwächen der Muhs⸗ 


ſchen Darſtellung ſind zu erblicken: in der Verſchwommenheit des 


Monopolbegriffs, mit welchem der Verfaſſer operiert, in ſeinem Be⸗ 
kenntnis zur phyſiokratiſchen Auffaſſung von der Grundrente, die er 
ein „Produkt der Urkraft des Bodens“ ſein läßt, ſolange ſie nicht „in 
den Bodenpreiſen kapitaliſiert und damit wirtſchaftlich negiert worden; 


iſt“, in feinem Unvermögen, zu begreifen, daß die Preiſe von Fertig⸗ 


fabrikaten ſehr wohl auf die Preiſe der zugehörigen Koſtengüter zurüd- 


wirken können uſw. uſw. * 

Eine wohlwollende Kritik muß ſich noch fragen, ob Muhs nicht 
vielleicht, wenn auch keine Erklärung des Kapitalzinſes, jo doch un— 
gewollt eine Erklärung des arbeitsloſen Einkommens, alias des Mehr- 
wertes, im allgemeinen geliefert habe. Die ſo geſtellte Frage iſt ſchon 


aus dem Grunde zu verneinen, weil die Produktionskoſten, auf deren 


Grundlage ſich die bewußten Differentialgewinne ergeben, ihrerſeits 


bereits Beſtandteile mehrwertartigen Charakters enthalten. Dieſe 


Differentialgewinne können alſo das arbeitsloſe Einkommen unmöglich 
erſchöpfen. Ä Ze Ä 
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Der Verfaſſer verſichert im Vorwort, daß er ſich der Schwierig⸗ 
keiten wegen, die auf dem Büchermarkt herrſchen, der „knappſten Dar⸗ 
ſtellungsweiſe“ befleißigt habe. Leider merkt das der Leſer nicht. 
Allerdings geht Muhs mitunter, namentlich in der Kritik, etwas ſum⸗ 
mariſch vor, ſo zum Beiſpiel wenn er die Marxſche Theorie des Kapital⸗ 


zinſes in acht Zeilen erledigt. Aber, im ganzen genommen, iſt die 


Darſtellung eher wortreich, und an ermüdenden Wiederholungen iſt 
kein Mangel. Dabei wimmelt es von gewagten Neologismen, wie zum 
Beiſpiel „marktlich“, „wertlich „ „preislich“, „zinsſubſtratbeſorgend“ 
und „mehrertragbeſorgend“. Von Liefmann angeſteckt, dem er im 
übrigen mehr oder weniger kräftigen Widerſtand leiſtet, ſpricht Muhs 
immerzu von allerlei „pſychiſchen“ Dingen, namentlich von pſychiſchen 
Motiven, pſychiſchen Wertſchätzungen, pſychiſchen Zielſetzungen, als ob 
es daneben phyſiſche Motive, phyſiſche Wertſchätzungen, phyſiſche Ziel⸗ 
ſetzungen gäbe. Auch „pſychiſche Kapitalstheoretiker“ treten auf. Am 
unerfreulichſten iſt aber der direkt ſinnwidrige Gebrauch von Fremd⸗ 
wörtern: ſo iſt zum Beiſpiel einmal von Produzenten die Rede, die 
auf einen Gewinn verzichten und ſich mit der „erlangten Homogenität 
von Koſtenaufwand und Ertrag“ begnügen. Gemeint iſt offenbar die 
Gleichheit beider! „Temporär“ wird im Sinne von „bezugnehmend 
auf die Zeit“ gebraucht, tranſitoriſche Erſcheinungen werden als 
„Tranſiterſcheinungen“ bezeichnet u. dgl. m. | 
Berlin | v. Bortkiewicz 


| ö a f | : | 4 Es 
Moede, Walther: Die Experimentalpſychologie im 


Dienſte des Wirtſchaftslebens. Berlin 1919, Spenge 
111 ©. 


Moede, der eifrige Verfechter der praktiſchen Pſychologie, hat im 


März 1918 im Hauſe des Vereins deutſcher Ingenieure zu Berlin 
einen Vortrag gehalten, in welchem er dasjenige zuſammenfaßte, was 


er den Vertretern der Praxis über die Beziehungen zwiſchen Experi⸗ 
mentalpſychologie und Wirtſchaftsleben glaubte ſagen zu müſſen. Das 


Stenogramm dieſes Vortrages füllt etwa die Hälfte des Bändchens. 


Weiterhin ſind Diskuſſionsbemerkungen aus dem Zuhörerkreiſe und 
Moedes Schlußwort mitgeteilt, und endlich hat Moede ein ergänzendes 
Nachwort beigefügt, in welchem die zwiſchen dem Vortrag und dem 
Erſcheinen des Buches gemachten Fortſchritte beſprochen werden. So 
iſt ein reicher, aber nicht leicht überſehbarer Inhalt zuſammengekommen. 
Wir wollen verſuchen, den Stoff nach den von Moede in ſeinem Vor⸗ 
trage gegebenen Geſichtspunkten zu ordnen. Er faßt zuerſt die Güter⸗ 


erzeugung und dann den Güterabſatz ins Auge und fragt ſich, 


wieweit dieſe Prozeſſe durch pſychologiſche Methoden regulierbar ſind. 


Betreffs der Gütererzeugung wieder kommt einerſeits die Eignungs= . 


prüfung der Individuen, * u: Rationaliſierung des 
Arbeit sprozeſſes in. Frage. | 
Bei der Eignungsprüfung ſind denn) zu betrachten die „pſycho⸗ 


| Pen Details der Prüfungsmethoden und die vu ihre Ein- 
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führung in die Praxis ins Spiel kommenden allgemeineren Faktoren 
(„Bedenken der Praxis“). 


In Moedes Vortrag iſt vor allen Dingen den techniſchen Details 


der Eignungsprüfung ein breiter Raum gewidmet. Er beſpricht aus- 
führlich die Kraftfahrereignungsprüfung (S. 9, 32, 36— 40) und die 
Eiſenbahnerprüfung (S. 32 —36), für welche die ſächſiſchen Staats- 
eiſenbahnen ein eigenes Laboratorium in Dresden eingerichtet haben. 
Ebenfalls zum Thema der Eignungsprüfung gehört die Ausleſe 8 
Volksſchüler für den Übergang in, höhere Schulen (S. 46—49): 

handelt ſich ja hier um nichts anderes als um die Eihnung orf 
für die „höheren“ oder „geiſtigen“ Berufe. (Wer ſich ſpeziell für 
dieſes Problem näher intereſſiert, ſei hingewieſen auf: Moede, Pior— 


kowsky, Wolff, Die Berliner Begabtenſchulen und die experimentellen 


Methoden der Schülerauswahl. 1. Aufl. 1917, inzwiſchen in 3. Aufl. 
erſchienen.) Mitteilungen über einzelne Methoden, ohne Rückſicht auf 
ihre Zugehörigkeit zu dem Komplex eines auf einen Beruf zugeſchnittenen 
Prüfungsverfahrens, bringen S. 44—46 u. 50. 


In der Diskuſſion wurden die techniſchen Details der Eignungs⸗ f 


prüfungen ebenfalls ſehr ausführlich behandelt. Prof. Schleſinger 


macht Mitteilungen über die Prüfung der Leiſtungsfähigkeit von Arm⸗ 


und Beinamputierten (S. 66— 70); er kommt im e zu den 
Anſichten vieler Arzte zu dem Reſultat, daß zum Beiſpiel die Tätig⸗ 
keit des Hämmerns! und Feilens? bei Unterarmamputierten jehr ſchwierig, 


bei Oberarmamputierten unmöglich iſt (S. 68). Riebe macht Be⸗ 
merkungen über die Gelenkempfindlichkeitsprüfung, Heiland über die 
pſychotechniſche Lehrlingsprüfung bei der Allgemeinen Elektrizitäts— 


geſellſchaft (S. 75/76). Lincke und Piorkowsky befaſſen ſich mit der 
Prüfung der höheren Funktionen (S. 78, 79 80). Moede (im Schluß— 


wort) ſpricht von der Fähigkeit zum Geſchwindigkeitsſchätzen (S. 87), 


von den Begabtenſchulen (S. 88/89), von den Fehlerquellen (S. 80 f.), 
welche der Unterſuchung dadurch erwachſen, daß der Prüfling mit der 


Aufgabe bereits bekannt iſt (was nicht immer vermieden werden kann), 
und endlich von dem hiermit verquickten Problem: wieweit die Eigen- 
ſchaften, welche die Prüfung analyſiert, Au durch die bei der Prüfung 


vollbrachten Leiſtungen ändern (S. 82 ff.). 
Im Nachwort iſt dann von den Fortſchritten der Eignungsprüfung 


die Rede. Die A. E. G. hat die Unterſuchung der Lehrlingsprüfung 


vervollkommnet; bei Ludwig Löwe iſt eine Lehrlingsausleſe eingeführt; 
die Firma Riebe⸗ ⸗Weißenſee baute ebenfalls ihr pſychotechniſches Labo⸗ 
ratorium aus; die Kriegserfahrungen der Armee betr. der Kraftfahrer— 
eignungsprüfung ſind niedergelegt worden (S. 95). Der Gelenk— 
empfindlichkeitsprüfer, der Taſtgefühlsprüfer und das Tremometer 
werden e Br) ; über einige neue Teſts |. S. 107— 110; 


1 Inzwiſchen erſchien: Schleſinger, Pſychotechnik und Betriebswiſſen⸗ 


ſchaft, 1920. Vgl. daraus: Kap. 10. Arbei der e 5 


beſchädigten; insbeſondere S. 109. 
2 Vgl. ebenda S. 114. 


» “ 
U 2. 
a ae en Pe b u 2 ae 2 2 ee 


der vom Verein deutſcher Ingenieure gegründete Arbeitsausſchuß für 
induſtrielle Pſychotechnik (S. 101); die Forſchungsgeſellſchaft für be⸗ 
triebswiſſenſchaftliche Arbeitsverfahren, Geſchäftsſtelle Charlottenburg | 


bildungen verſehenen Aufſätzen. Das tiefere Eindringen aber erfordert 


| Abteilung für induſtrielle Pſychotechnik, an der techniſchen Hochſchule 
Charlottenburg (Schleſinger, Moede), (S. 103). — Wir haben uns 
damit begnügt, dem Leſer in bezug auf die Details der Eignungs⸗ 


. fi darüber mit wenigen, 


eine Zuſammenſtellung von Prüfungsmerhoden für techniſch begabte 
Schüler bringen S. 104/105. Der Pflege der Eignungsprüfung dienen: 


(S. 103); das Verſuchsfeld für Werkzeugmaſchinen und Betriebslehre, 


— 
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prüfungen ſo etwas wie einen Wegweiſer durch das Büchlein zu geben. 0 


Nähere Mitteilungen in ar Referate erſcheinen untunlid. Was 
orten ſagen läßt, weiß heute jedermann 


aus den zahlreichen in populären Zeitſchriften erſchienenen, oft mit Ab⸗ 


breite Darlegungen und ſetzt fachmänniſches Verſtändnis voraus 


Hinzu kommt als Erſchwerung, daß die Methoden ſozuſagen von einem | 


Tag auf den anderen verbeſſert werden. 
»Die Einführung der Eignungsprüfungen in das Wirtſchaftsleben 
kann zu Reibungen und Unſtimmigkeiten führen, auf welche Moede 


nicht verfehlt einzugehen („Bedenken der Praxis“, S. 40—44). Am 


ausführlichſten behandelt Moede das Bedenken, der Arbeiter werde ſich 


die Unterſuchung nicht gefallen laſſen, weil ſie dazu führe, den einzelnen 
eventuell zu disqualifizieren und zu deklaſſieren. Moede betont, daß 
gerade genaues Studium der Eignungen zu der Erkenntnis führe, 8 
wie ein Mann, der bei der einen Arbeit- verſagt, auf einem anderen, 
| ſcheinbar gar nicht ſo ſehr verſchiedenen Gebiete Gutes leiſten kann. 
Aober auch abgeſehen davon, hat der Arbeiter ein Intereſſe daran, daß 
er von einem Arbeitsgebiete fern gehalten wird, wo er Ausſchuß macht 
und Lohnabzüge erhält. Man wird dieſe Ausführungen des Vor⸗ 


tragenden als richtig anerkennen müſſen, ſich aber des Gedankens nicht 
erwehren können, daß die Arbeiterſchaft möglicherweiſe gleichwohl gegen 


die Eignungsprüfung Stellung nehmen könnte. Um ſo mehr wird man 


die Mitteilung Moedes begrüßen können, daß „die Generalkommiſſion 
der Gewerkſchaften .. allen Einrichtungen zur Erkennung der Ge⸗ 
eignetheit keinen Widerſtand“ entgegenjegt und „ſie eventuell ſogar mate⸗ 
riell unterſtützen“ wolle (S. 40/1). / 

Auch von ſeiten der Arbeitgeber tönnte Widerstand merklich wer⸗ 
den: man könnte ſagen, die bisher angewandten Methoden genügten 


bereits, um ungeeignete Arbeiter und Lehrlinge fernzuhalten (S. 42), . 
oder ſelbſt zugegeben, daß der augenblickliche Zuſtand in dieſer Hin⸗ 


ſicht nicht fo befriedigend ſei, ſo würde doch mit foriſchreitender Ent⸗ 


wicklung der Arbeitsprozeß mehr und mehr mechaniſiert, eine Diffe⸗ f 


. 


2 renzierung der Arbeiterſchaft alſo immer weniger nötig (S. 43). In 5 


letzterer Hinſicht weiſt Moede darauf hin, daß die Entwicklung neben 


der Mechaniſierung mancher Arbeitsprozeſſe auch immer neue verfeinerte 


Arbeitsprozeſſe ſchafft. Es iſt bemerkenswert, daß bei der Diskuſſion, 


in welcher die zahlreich anweſenden Männer der Praxis Gelegenheit 


hatten, ſich auszuſprechen, v von dergleichen Samen nn die Rede ge⸗ | 


weint iſt. 


at 


TR 
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Betreffs der Rationaliſierung des Arbeitsprozeſſes 
de ede die Ausführungen des Vortrages zwiſchen der qualitativen 
„Arbeitsſtudie“ und der „Zeitſtudie“. Mit etwas anderen Worten als 
Moede glaube ich dasjenige, worauf er dabei hinaus will, folgender- 
maßen ausdrücken zu können: es kommt einmal darauf an, den ein- 
zelnen, ein einheitliches Ganzes bildenden Arbeits akt (zum Beiſpiel 
die Ausführung eines Hammerſchlages oder eines Feilſtriches) ſo gut 
wie möglich zu geſtalten; und ſodann: die „Arbeitstrakte“, welche 
ſich aus mehreren gleichartigen Arbeitsakten zuſammenſetzen, in der 
richtigen Weiſe zu geſtalten. Das Studium der Arbeitstrakte läßt 
die wichtigen Einflüſſe der Übung und der Ermüdung an relativ ein- 


flachen quantitativen Verhältniſſen erkennen.“ Moede erinnert hier an 


Kraepelins Unterſuchungen über das. fortlaufende Addieren (S. 54, 57) 

und an die Ergographenverſuche (S. 59). Es gilt, auf 111 un⸗ 
unterbrochene ⸗Fortſetzung des Arbeitstraktes bedacht zu ſein, ſolange 
die Übung noch nicht ihr Maximum erreicht hat, dagegen ihn abzu⸗ 


brechen, ſobald durch Ermüdung die Leiſtung in qualitativer oder 
quantitativer Hinſicht herabgedrückt wird. Moede erwähnt Taylors 


Bemühungen um Gewinnung von „Zeitnormalen“ zwecks Verringerung 
der Schwankungen der Arbeitskurve (S. 59). — Setzen ſich die Ar- 
beitsakte zu Trakten zuſammen, ſo bilden wieder mehrere Trakte zu⸗ 

ſammen genommen eine Tagesleiſtung, die Tagesleiſtungen ſetzen ſich 

zu Wochenleiſtungen zuſammen, dieſe zu Monats-, Jahres- uſw. 

Leiſtungen. Wie es „Leiſtungskurven“ gibt, welche für den Trakt charak⸗ 


teriſtiſch ſind, ſo sie es Tages⸗, Wochen⸗ und Jahreskurven. (Moede - 


gibt zum Beiſpiel S. 55 eine Wochenkurve von Leinewebern.) Auch 
dieſe großen Kurven ſind in gewiſſem Grade beeinflußbar (zum Beiſpiel 
durch Placierung eines Erholungsurlaubes), wodurch alſo die Arbeit 
rationeller geſtaltet werden kann. — Unter den Diskuſſionsbemerkungen 


1 findet man bei Schleſinger (S. 70—73) einen Beitrag zur Frage der 


Rationaliſierung des Arbeitsprozeſſes: Zeitſtudien an Briefſtemplern, 
bei der Bedienung der Bohrmaſchine, beim Nähen von Wunden durch 
den Chirurgen. — Moedes Schlußwort betont (S. 93/4), wie wenig 
davon die Rede ſein könne, daß bei der Rationaliſierung des Arbeits⸗ 
prozeſſes die Hebung der Arbeitsleiſtung etwa auf Koſten des Arbeits⸗ 
nehmers erfolge. — Das Nachwort endlich bringt zur Frage der 
Rationaliſierung des Arbeitsprozeſſes eine Beſprechung der Arbeitsſchau⸗ 
Uhr und der mit ihrer Hilfe gewonnenen Reſultate (S. 98 — 101). 
= Dem Güterabſatze hat Moede in feinem Vortrage nur einige 
knappe Bemerkungen gewidmet. Sie gelten einerſeits der „pſycho⸗ 
techniſchen Eichanſtalt“, anderſeits der Psychologie der Reklame. Bei 
der pſychotechniſchen Eichung der Ware iſt — ſo führt Moede S. 60—62 
aus — der Gedanke dieſer: jeder Artikel, der für den menſchlichen 
Gebrauch beſtimmt iſt, beſitzt gewiſſe Indizes, welche angeben, wieweit 
er den Bedürfniſſen genügt, die zu befriedigen er produziert wird, — 
und wie weit er unerwünſchte Nebenwirkungen hervorbringt; es gilt, 
dieſe Indizes zu beſtimmen. Moede führt nur nach der negativen 
en hin ein Beiſpiel an: welches iſt der ee einer Veſe⸗ 
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lampe, zum Beiſpiel bei dreiſtündiger Leſedauer? Da gerade dieser 


Punkt in der Diskuſſion aufgegriffen wurde, ſo bringt Moedes Schluß⸗ | 
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wort noch eingehendere Ausführungen über den Begriff der N : 


und ihre Meſſung (S. 89 f.). 


Aus dem Gebiete der Reklamepſychologie teilt Moedes 
Vortrag als Ergebnis von Unterſuchungen mit, wie die Deutlichkeit 


von Aufſchriften durch ihre eigene Farbe und die des Untergrundes 


- (bzw. alſo durch das Verhältnis beider zueinander!) beſtimmt wird 
* (S. 63); Diskuſſionsbemerkungen hierzu findet man S. 78/9 u. 90/1. 


So weit die Wiedergabe des Inhaltes. Beſinnt man ſich gegen⸗ 
über der Fülle des Stoffes auf die Pflicht der wiſſenſchaftlichen Kritik, 
ſo wäre vor allem zu fragen: Was behauptet Moede, und was hat 


er bewieſen? Wir beſchränken uns in dieſer Hinſicht auf das Thema 
der Eignungsprüfungen, welches ja den breiteſten Raum einnimmt und 
im Vordergrunde der Intereſſen ſteht. Die verſchiedenen Behauptungen | 


Moedes laſſen ſich ſämtlich reduzieren auf die Formel, daß eine be⸗ 
ſtimmte Methode oder ein beſtimmter Komplex von Methoden geeignet 


ſei, um erkennen zu laſſen, ob ein Menſch gewiſſe Eigenſchaften beſitzt, 
welche ihn befähigen, in einem beſtimmten Berufe diejenige Höhe der 


Leiſtungen zu erreichen, welche ſeine Verwendung in dieſem Berufe 


als wirtſchaftlich rationell erſcheinen laſſen. 
| ‚Derartige Behauptungen können auf verſchiedenen Wegen erwieſen 
werden. Eine Klaſſe von Beweiſen rückt dem Problem mit Hilfe 
einer vertieften biologiſchen und pſychologiſchen Kenntnis des Organismus 

zu Leibe. Wir wollen ſie im folgenden kurz die biologiſchen Beweiſe 


nennen. Man verſucht dabei, die in Frage kommende Eigenſchaft 
biologiſch und pſychologiſch zu definieren und zu zeigen, daß fie es iſt, 
welche einerſeits die Berufsleiſtungen bedingt und gewährleiſtet, und 
welche anderſeits auch bei der Prüfung erfaßt wird. Iſt ein ſoma⸗ 


tiſches Subſtrat der Eigenſchaft bekannt, ſo kann die Erfaſſung der 


Eigenſchaft auf die direkte Unterſuchung dieſes ſomatiſchen Subſtrates 


Gau des Auges, Beſchaffenheit der Muskulatur uſw.) hinauslaufen. 
Kennt man dergleichen Subſtrate nicht, ſo kommt nur eine indirekte 


Meſſung der Eigenſchaft in Frage: man muß von den im Prüfungs⸗ 


experiment zu vollbringenden Leiſtungen entweder zeigen, daß ſie inte⸗ 
grierende Beſtandteile der Berufsleiſtungen ſind, oder daß ſie in hoher 


Korrelation mit denſelben ſtehen. 
Bei der zweiten Klaſſe von Beweiſen ſieht man von ſolchen Ana⸗ 


luſen ab und hält ſich an den greifbaren Erfolg; wir wollen ſie hier 


kurz die praktiſchen Beweiſe nennen. Dabei zeigt man alſo, daß Leute, 
welche nach dem betreffenden Prüfungsverfahren als brauchbar für 
ihren Beruf befunden ſind, ſich auch in der Praxis bewähren; daß 


ſolche, welche in der Prüfung nicht beſtanden, es auch im Berufe nicht 


tun uſw. Und zwar kann man hier wiederum unterſcheiden zwiſchen 
einem mehr praktiſchen und einem mehr wiſſenſchaftlichen Beweis⸗ 
verfahren: das eine begnügt ſich mit dem Nachweiſe, daß die betreffenden 


Leute „in Stellungen ſind“, 2 dem Urteile we ö 1“ 


nur eine unabläſſige Bearbeitung der 
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bewähren uſw., das andere Verfahren verlangt eine exakte Meſſung 
der praktiſchen Berufsleiſtungen. 


Was die biologiſchen Beweiſe anbetrifft, ſo können dieſelben für 
diejenigen Methoden, welche Moede anwendet, nicht geführt werden. 


(Methoden, welche eines ſolchen Beweiſes fähig ſind — wie etwa die 


Unterſuchung der Sehſchärfe und Farbentüchtigkeit uſw. —, find natür⸗ 
lich längſt anerkannt. Es iſt gerade Moedes Verdienſt, daß er den 
Mut hatte, Methoden einzuführen, für welche der biologiſche Beweis 
noch nicht erbracht war!) Unſere Kenntniſſe der pſychophyſiſchen 
Zuſammenhänge im Organismus ſowie der Teilprozeſſe von Berufs— 
und Laboratoriumsleiſtungen ſind noch viel zu gering, als daß wirklich 
ineinander greifende Beweisketten geliefert werden könnten. Was man 


tun kann, tft im allgemeinen zunächſt nur: zu zeigen, daß zwiſchen 


Berufsleiſtungen und Laboratoriumsleiſtungen Ahnlichkeiten und Ver— 
wandtſchaften beſtehen, welche eine Korrelation zwiſchen ihnen wahr— 


ſcheinlich machen. Und wenn in fachmänniſchen Diskuſſionen alle 


hierher gehörigen Fragen ſo eifrig erörtert werden, ſo geſchieht das 
nicht, weil man damit alsbald abſolute Beweiſe in die Hand zu be— 
kommen hofft, ſondern einerſeits, weil auch Wahrſcheinlichkeiten ſchon 
hohen Wert haben auf einem Gebiete, wo jeder praktiſche Verſuch viel 


Geld und viel Zeit koſtet, und anderſeits, weil man ſehr wohl weiß, 


daß auf die Dauer nur die biologiſchen Beweiſe eine wirklich wiſſen— 
ſchaftliche Fundierung des ganzen 1 liefern können, und daß 


ſtändige Schlußkette liefern kann. Moede weiß das alles ſehr wohl, 
und wenn er es nicht immer betont, ſondern dem Zutrauen, das er 


als Pſpycholog zu feinen Methoden auch ſchon vor der praktiſchen Er— 
probung hat, gelegentlich ohne Verklauſulierung Ausdruck gibt, fo iſt 
es töricht, ihm dies als Kritikloſigkeit deuten zu wollen: es iſt die 
natürliche Einſtellung des Mannes, der für ein ihm als Ideal vor= 
ſchwebendes Ziel kämpft. — Wie man ſieht, würde es überhaupt kein 
glücklich gewählter Ausgangspunkt ſein, wenn an die einzelnen in 


Moedes Schrift enthaltenen Ausführungen, welche ſo viele verſchiedene 


Methoden betreffen, Betrachtungen darüber angeknüpft würden, was 


eweisglieder ſchließlich die voll⸗ 
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in Sachen der biologiſchen Beweise heute als feſtſtehend betrachtet 


werden kann oder nicht. Dazu kommt nun aber, daß dieſes Jahrbuch 


nicht der Ort iſt für ſolche Betrachtungen: ſie gehören, vor das Forum 
95 pſychologiſchen Fachwelt. Angeſichts der zahlreichen von Laien ge- 
führten Debatten über dieſe Dinge muß immer wieder betont werden, 


daß nur derjenige ein Urteil über ſie fällen kann, welcher auf Grund 


eingehender empiriſcher und insheſondere experimenteller Studien ih 
Fachkenntniſſe erworben hat. 


Wenden wir uns jetzt den praktiſchen Beweiſen zu, ſo beſteht 


eben, wie wir ſchon andeuteten, Moedes Verdienſt gerade darin, daß 
er den Weg zu dieſen Beweiſen erſchloſſen hat, indem er die Prüfungs⸗ 
methoden kurz entſchloſſen in die Praxis einführte, wozu vor allem 
gehört, daß er die Induſtrie dafür zu intereſſieren wußte. Bringt er 


nun wirklich „praktiſche Beweiſe“? An einzelnen Stellen deutet er 
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ſolche an: Leute, welche die Prüfung nicht beſtanden hatten, wurden 
gleichwohl ausgebildet und wieſen ſchlechte Leiſtungen auf, ufwm. Im 
ganzen genommen iſt das kein Material, das den Wiſſenſchaftler be⸗ 


friedigt: man ſehnt ſich nach tabellariſchen, auf Meſſung und Statiſtik 


begründeten Aufſtellungen. Aber das Buch legt uns die Tatſache vor, 


daß eine große aus Männern der Praxis beſtehende Zuhörerſchaft dem 
Verfaſſer Vertrauen und Intereſſe entgegenbringt, wie das in der 

Diskuſſion deutlich zum Ausdruck kommt. Von einem anderen Beweiſe 
konnte zu der Zeit, als das Buch entſtand, wohl überhaupt nicht die 
Rede ſein. Es hat keinen Zweck, heute noch darüber zu diskutieren, 
welchen Wert dieſer Beweis damals hatte. Heute hat das ſteigende 
Intereſſe der Induſtrie ein neues, ſchwer zu überblickendes Beweis⸗ 
material erbracht. Den Skeptiker wird dies nicht zu entwaffnen ver⸗ 
mögen: auch Männer der Praxis können, ſo wird er ſagen, ihr Herz 
an eine Modeſache hängen; wie oft hat die Geſchichte der Medizin 
dergleichen gezeigt! So wird der Ruf immer dringender nach den 
„biologiſchen“ Beweiſen und nach theoretiſcher Durchforſchung des 
ganzen Gebietes. Möchte uns eine nicht allzu ferne Zukunft wenigſtens 
die Forſchungsſtätten beſcheren, welche dieſen Aufgaben in wiſſenſchaft⸗ 
licher Ruhe und mit nicht allzu kargen Mitteln nachgehen können. 
Ihre Tätigkeit würde nicht nur akademiſch klärend wirken, ſondern 


8 —.—. 


durch Aufweiſung neuer Prüfungsmethoden die Praxis immer von 


neuem befruchten. Wer ſich für die Weiterentwicklung der hier an⸗ 
geſchnittenen Fragen intereſſiert, ſei auf die von Moede und Piorkowsky 
herausgegebene Zeitſchrift „Praktiſche ech (Verlag Hirzel) 


2 . 


Göttingen | Walter Baade 


Adler, Wilhelm: Die Organiſationsbeſtrebungen in 

tabeiſenfabrikation und Stabeiſenhandel, ihre 
Bedeutung für die Geſamtorganiſation der Eiſen⸗ 
induſtrie. Heft 6 der von Kurt Wiedenfeld herausgegebenen 
Sammlung: Moderne Wirtſchaftsgeſtaltungen. Bonn 1920, 
Marcus & Weber. 146 S. 


Das Buch iſt aus einer Seminararbeit Herd ehon gen Es gibt 
im 1. Kapitel als Einleitung ganz kurze Hinweiſe auf die Technik, 
Erzeugungsverteilung, Abſatzwege und Organiſationsformen der Be⸗ 
triebe (S. I—12). Der Hauptteil des Buches zerfällt in zwei Ab⸗ 
ſchnitte, von denen der erſte die Geſchichte der Kartellierungsverſuche 


Händler (S. 67—87) gibt, während der zweite die Ergebniſſe und 
Lehren nochmals zuſammenfaßt (S. 88— 112). Im Anhang find 
einige Kartellentwürfe, verträge und vorſchläge zuſammengeſtellt 
(S. 113—144). 

Der Hauptteil der Arbeit beſteht alſo in der geſchöchtlichen Dar⸗ 
ſtellung. Die Geſchichte der Kartellierungsverſuche der Produzenten 
(2. ö zerfällt in vier ze: Der erſte ſchildert die Anfänge 


j 


der Produzenten (S. 13—67) und die Organiſationsbeſtrebungen der 


us 
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der Kartellbewegung, die 1879 einſetzten. Die Beſtrebungen führten 
nach vergeblichen Verſuchen, ſchon 1885 eine Organiſation zu ſchaffen, 
wie ſie erſt 1904 der Stahlwerksverband verwirklichte, zur Gründung 
des Deutſchen Walzwerksverbandes im Jahre 1887. Erörterungen 
über die Preispolitik des Verbandes und ſeine Auflöſung im Jahre 
1893 ſchließen ſich an. 

| Im zweiten Teil wird die Zeit bis zur Gründung des Stahl⸗ 
werksverbandes behandelt: zunächſt die vergeblichen Bemühungen in 
der Hochkonjunktur 1895— 1900, beſonders in der Zeit der Halbzeugnot, 
die Lage der reinen Walzwerke durch Preiskonventionen zu beſſern; 
ſodann die Verſuche in den Jahren des Niederganges, den alten Walz⸗ 
werksverband wieder ins Leben zu rufen und, da ſie nicht glückten, 
durch Zuſammenfaſſung der Halbzeugverbraucher deren Poſition den 
Verbänden der gemiſchten Werke gegenüber zu ſtärken. 


Der dritte Teil behandelt die Zeit ſeit der Gründung des 
Stahlwerksverbandes⸗ Hier werden die Gründe erörtert, die im Gegenſatz 
zum oberſchleſiſchen Stahlwerksverbande nur zu einer Rontingentierung 
und nicht zu einer Syndizierung der B⸗Produkte im Stahlwerks— 
verbande führten. Dann folgt die Schilderung der zahlreichen ver 
geblichen Verſuche, die ſeit 1904 bis zum Kriegsausbruch teils von 
den reinen Werken, teils von den Stahlwerken unternommen wurden, 
um eine beſſere Regelung der Erzeugung und des Abſatzes der 
B⸗-Produkte und inbeſondere des Stabeiſens zu erreichen. Das Ber- 
gebliche der Bemühungen kommt am beſten zum Ausdruck 1. durch 
die 1908 erhobene Forderung der Halbzeugverbraucher, die Zölle auf 


Roheiſen, Schrott und Halbzeug aufzuheben und 2. durch die Frei⸗ 


gabe der B⸗Produkte bei der zweiten Erneuerung des Stahlwerks⸗ 
verbandes im Jahre 1912. Die durch dieſen Rückſchritt in den Ver— 
bandsbeſtrebungen geſchaffene neue Lage rief kurz vor Kriegsausbruch 
den wertvollſten Syndizierungsvorſchlag, der von Kommerzienrat Eich 
ſtammt, hervor. 


5 Der vierte Teil des 2. Kapitels iſt den Verbandsbeſtrebungen 
in der Kriegszeit gewidmet, jedoch nur bis Herbſt 1917. Das Buch 
iſt Dezember 1917 abgeſchloſſen worden. 


Erfolgreicher als die Organiſationsbeſtrebungen der Erzeuger ſind 
die der Stabeiſenhändler, die im 3. Kapitel dargeſtellt werden. Die 
Beſtrebungen ſetzen erſt nach 1895 nach der Auflöſung des Walzwerks— 
verbandes ſtärker ein. Zuerſt wird die Entwicklung der lokalen Ber⸗ 
liner Organiſation geſchildert, die ſchon 1897 zu einer Preiskonvention 
und nach einigen Kampfjahren 1912 zur Bildung eines feſten Syn⸗ 
dikates führte. Sodann behandelt Adler die Konzentrationsbewegung 
im Stabeiſenhandel und jene zwiſchen Stahlwerken und Händlerfirmen. 
Eine mehr als lokale Bedeutung hat das Kartell der Stabeiſenhändler— 
Vereinigungen von Rheinland und Weſtfalen erlangt, deſſen Entwicklung 
und Organiſation an letzter Stelle erörtert wird. 


0 Im zweiten Abſchnitt ſtellt Adler die ,„wirtſchaftlichen Ergebniſſe 
und . der Geſchichte der Organiſationsbeſtrebungen⸗ zuſammen, 
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Ss h. er bringt hier zunächſt im 4. Kapitel die bekannten Erklärungen 
der Entſtehung und Notlage der reinen Walzwerke und des Verhaltens 
ſowohl der Stahlwerke wie der Martinwerke. Nach meiner Anſicht 


wäre es vorteilhafter geweſen, dieſe Ausführungen immer im Zuſammen⸗ 
hang mit den einzelnen Teilen des 2. Kapitels zu bringen, zumal 


in dieſen Teilen die Erklärungen ſchon angeſchnitten werden. Dieſe 


Einteilung würde zunächſt die Veranlaſſung geweſen ſein, das Cha⸗ 
rakteriſtiſche der einzelnen Perioden ſchärfer herauszuſtellen und ein⸗ 
gehender zu belegen: Erſte Periode: Sieg der Flußeiſenerzeugung 
über die Schweißeiſenerzeugung und Herausbildung der reinen Walz⸗ 


werke; zweite Periode: techniſche und organiſatoriſche Ausgeſtaltung 


der gemiſchten Werke, die erſt in der Depreſſion nach 1900 voll zum 
Ausdruck kam, und Heranwachſen der Martinwerke; dritte Periode: 
Verhinderung der vollen Ausgeſtaltung des Stahlwerksverbandes und der 


Untergang der reinen Werke. Zweitens würde die von mir gewünſchte 


| Einteilung auch den Anreiz gegeben haben, unſere Kenntnis der all⸗ 


gemeinen Zuſammenhänge möglichſt zu vertiefen, d. h. die ſpeziellen 
Einzelvorgänge auf ihre Gründe zu unterſuchen. Die Stahlwerke, 


die Martinwerke, die Schweißeiſen⸗ und reinen Walzwerke treten ein⸗ 
mal als Gruppen auf, ſodann aber auch als Einzelwerke. Entwicklung, 


augenblickliche Lage und Ziele der Einzelwerke geben erſt den Schlüſſel 
zum vollen Verſtändnis des widerſpruchsvollen Verhaltens der Werke 


bei den Verbandsverhandlungen. Und wie auf der Angebotsſeite, ſo 


könnte auch eine nähere Analyſierung der Geſtaltung der Nachfrage 
nach den Walzprodukten im allgemeinen und Stabeiſen im beſonderen 
und ihre Wirkung auf die Gruppen wie innerhalb der Gruppen auf 


die einzelnen Werke wahrſcheinlich neue Einblicke geben. Sind doch 


die Kartelle Produkte der Marktgeſtaltung. Der Wert der Spezial⸗ 


unterſuchungen über Kartellierungsbeſtrebungen liegt außerdem darin, 


daß ſie nicht nur lehren, warum das theoretiſche Ideal ſich praktiſch 


nicht durchſetzen läßt, ſondern, was für unſere Zeit mit ihren Sozia⸗ 


liſierungsbeſtrebungen beſonders wichtig iſt, daß auch die Nichterfüllung f | 
des Ideals keineswegs immer als volkswirtſchaftlicher Nachteil an⸗ 


geſehen werden darf. Es iſt der große Vorzug der aus dem Wirt⸗ 


Li 


ſchaftsleben ſelbſt geborenen Organiſationen und Organiſations⸗ 
beſtrebungen vor den Zwangsorganiſationen, daß ſie weiteſten Raum 
laſſen, die Entwicklungschancen, die teils von dem techniſchen und orga⸗ 


2 niſatoriſchen Produktionsfortſchritt, teils von der Bedarfsgeſtaltung 
ausgehen können, auszuwerten. Den Nachteilen, die von den Miß⸗ 
erfolgen der Stabeiſenkartellierungsverſuche ausgingen, ſtehen die 


Vorteile der gewaltigen Ausgeſtaltung der Stahlwerke gegenüber, die 


ohne Zweifel im Falle einer vorzeitigen Verwirklichung des Kartell. 
ideals ſtark gehemmt worden wäre. Auf Grund dieſes Beiſpiels 
möchte man den Sozialiſierungsfreunden zurufen, wer iſt ſo vermeſſen, 


Rauf jeder Stufe die volkswirtſchaftliche Bedeutung der weiteren Ent⸗ 


wicklungsmöglichkeiten abzuſchätzen, um danach das Ziel vorzufchreiben. 


Das Ringen vieler ſelbſtändiger Köpfe gibt bei eigener Verantwortung 


| und freier Wirtſchaft im großen Ganzen beſſere Gewähr, daß die auch 


7 
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der Geſamtheit zweckdienlichere Entwicklung eingeſchlagen und die jeweils 
zweckentſprechenden Organiſationen geſchaffen werden. 
So laſſen ſich aus dem Studium der Frage der Stabeiſen⸗ 


kartellierung noch umfaſſendere Folgerungen ziehen, als ſie Adler im 


5. Kapitel bringt, das in der Hauptſache eine noch malige Darſtellung 
der Eichſchen Vorſchläge gibt. | 
Bonn | H. Mannſtaedt 


Bruck, W. F.: Türkiſche Baumwollwirtſchaft. Eine kolonial⸗ 
wirtschaftliche und »politiſche Unterſuchung. Bd. 29 der „Probleme 
der Weltwirtſchaft“, herausg. von Prof. Dr. Bernhard Harms. 

2 Jena 1919. 116 S., 1 Karte. 


Ohne Beachtung des Untertitels würde man in dem Buch eine 
Wirtſchaftsmonographie über ein ausländiſches Produktionsgebiet be= 
grüßen. Eine ſolche, wiſſenſchaftlichen Anſprüchen auch nur einiger— 
maßen genügende Behandlung der türkiſchen Baumwollwpirtſchaft iſt 
bisher nicht geſchrieben worden, nicht einmal für die Baumwollkultur. 
Der Untertitel ſoll jedoch darauf hindeuten, daß dieſes Werk eine ſolche 
Grundlegung, die den Ausgangspunkt für jede Produktions- und 
Handelspolitik bilden müßte, nicht oder wenigſtens nicht in erſter Linie 
zu bieten beabſichtigt; nicht fo ſehr wiſſenſchaftliche Intereſſen, als viel— 
mehr praktiſche Bedürfniſſe der Kriegs wirtſchaft riefen dieſe wirtſchafts— 
politiſchen Unterſuchungen hervor. Sie verdanken ihre Entſtehung der 


Anregung einer deutſchen Intereſſentenvereinigung, als deren Vertrauens- 


mann der Verfaſſer eine elfmonatige Studienreiſe in die Türkei (Klein- 
aſien, Syrien, Meſopotamien bis Kut) unternahm, um „einen Bericht 
über Lage und Ausſichten, über Erzeugung und Induſtrie zu geben“. 
Man wollte ſich klar darüber werden, ob und unter welchen Be⸗ 
dingungen die türkiſche Baumwollproduktion für unſere Textilinduſtrie 
etwas bedeuten könne. Dieſer Bericht iſt 1917 als Geſchäftsdruckſache 
des „Arbeitsausſchuſſes der deutſchen Baumwollſpinnerverbände“ ge⸗ 
druckt worden und mit geringen Veränderungen wörtlich in die „Tür— 
kiſche Baumwollwirtſchaft“ übergegangen (Kap. II und IV). Seine 
wirtſchaftspolitiſchen Anſichten hat der Verfaſſer ſpäter in einem Vor⸗ 
trage in der Vorſtandsſitzung des kolonial⸗wirtſchaftlichen Komitees 
dargelegt (gedruckt in deſſen Verhandlungen 1917, Nr. 1, S. 83— —99); 
fie bilden jetzt, ebenfalls in wörtlicher Übernahme, den weſentlichen J In⸗ 
halt des erſten Kapitels, das dem Baumwollproblem im Rahmen der 
deutſch⸗türkiſchen Wirtſchaftspolitik gewidmet iſt. Neu gearbeitet ſind 
in dem vorliegenden Buche nur das dritte Kapitel über die „allgemeinen 
Grundlagen türkiſcher Landwirtſchaft“, ſowie einige Erweiterungen der 
Darſtellung der Baumwollproduktion im Adanagebiet und in Syrien 
auf Grund der vorhandenen Literatur. 

Mit jenen Veröffentlichungen hatte Bruck ſeine eigentliche Aufgabe 
gelöſt. Das vorliegende Buch ſtellt die wiſſenſchaftliche Auswertung 
ſeiner Reiſe dar. Dieſe hat heute nur noch hiſtoriſches und theoretiſches 
Intereſſe für uns, und ſelbſt dieſes muß bei der Lektüre des Buches 


. 
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ande Belaftungsprobe aushalten; Rai es fehlt ihm in manchen 
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Teilen an innerem Zuſammenſchluß der Gedanken und an der Strenge 
der Materialbehandlung. Die Stellungnahme zu den Bruckſchen Ge⸗ 
dankengängen hängt von der wirtſchaftspolitiſchen Grundauffaſſung des 
Leſers ab. Denn das Problem der deutſch⸗ türkiſchen Baumwollwirt⸗ 
ſchaft war zwar nicht eine „kolonialwirtſchaftliche“, jedoch eine weſent⸗ 
lich wirtſchaftspolitiſche Frage, deren Löſung durch die Betätigung 
privater Handelsgeſellſchaften verſucht wurde. Ein Weg, den Bruck 


| nicht unbeſtritten für den einzig gegebenen hält. Die Geſellſchaften 


\ 
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! 


hatten denn auch mit großen Schwierigkeiten zu kämpfen, die teils der 
Wirtſchaftsverfaſſung des Landes, teils ſeiner korrupten Verwaltung 
und nationaliſtiſchen Wirtſchaftspolitik entſprangen. In der Beibringung 
von Material, das dieſe Vorgänge beleuchtet, iſt die Bruckſche Arbeit 
nützlich; viel Neues erfährt man dabei allerdings nicht, manche extreme 
Außerung wird man beſſer überſehen, da Bruck in der Stellungnahme 
gegen die Türkeiſchwärmer leicht einem übertriebenen Peſſimismus ver: 
fällt. Von Intereſſe ſind des Verfaſſers Unterſuchungen über die an⸗ 


zuratende Anpaſſung der Unternehmungsformen an das im Kriege neu 


geſchaffene türkiſche Geſetz für Aktiengeſellſchaften, ſowie feine praktiſchen 
Vorſchläge zur Hebung der Baumwollkultur; beides iſt für uns durch 
den Ausgang des Krieges einſtweilen hiſtoriſch geworden. 

„. Wenn trotzdem der „Türkiſchen Baumwollwirtſchaft“ hier noch 


i einige Worte gewidmet werden, jo veranlaßt daza der auffällige Gegen⸗ 


ſatz zwiſchen Zielſetzung und Vollbringen in des Verfaſſers Arbeits 
weiſe. In der Einführung (S. 1) ſteht das ſtolze Wort: „Es iſt nicht 


die Abſicht des Verfaſſers, eine neue Arbeit zu kompilieren, nur um 


ein Buch zu ſchreiben, ſondern es ſollen hier vor allem perſönliche Ein⸗ 
drücke wiedergegeben werden.“ Der Arbeit gibt aber nicht fo fehr - 
ſelbſtändige Tatſachenerfaſſung ihr Gepräge, als vielmehr Abhängig⸗ 
keit von Literatur und Gewährsleuten, deren das Vorwort 48 nennt. 
Die oben angezeigte Methode geſammelter Werke iſt wegen unvermeid⸗ 
barer Wiederholungen und der Auflockerung der Gedankenentwicklung 
nicht zu empfehlen; einen ſehr ſchlechten Dienſt tut ſie überdies der 
Würde des Gelehrtenberufes, wenn ſie andere Autoren in ein ähnliches 
Verfahren einbezieht. Trotz der einleitenden Beteuerung hat Bruck 
ſein Material gern durch Anleihen ergänzt; der Autor wird dann meiſt 
auch im Text g nannt, es iſt aber nicht zu erkennen gegeben, zum 
Beiſpiel durch Anführungszeichen, daß die gedruckten Sätze wörtlich 


entnommen ſind, ſondern es wird der Eindruck »ſelbſtändigen Referierens 1 
erweckt, wo nur wörtliches Entlehnen vorliegt, eines Entlehnens, das 


verſchiedentlich das Mindeſtmaß an Forderungen nach Sorgfalt ver⸗ 
miſſen läßt; ſo wenn man auf S. 88 den unverſtändlichen Satz lieſt: 
„Indem der arabiſche Pflug die Erde nur 10 — 12 cm tief auflockert, 
ſchafft er eine dünne, lockere Decke, welche die Kapillarität der nach 
oben () in einer dem Samenkorn erreichbaren geringen Tiefe ſtändig 
feucht erhält“, und wenn man dann ſchließlich bei einer der Bruckſchen 
Quellen (Ruppin, Syrien als Wirtſchaftsgebiet, S. 248) die an ber. 
von mir durch () bezeichneten Stelle fehlende Zeile findet, die der 


? 
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hat und nach deren Einfügung der Relativſatz lautet: „Welche die . 
Kapillarität der nach oben ſteigenden Bodenfeuchtigkeit unterbricht und 
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n ä 5 
Autor in der Eile der Arbeit überleſen und dann dauernd ausgelaſſen 


fo den Boden in einer dem Samenkorn erreichbaren geringen Tiefe“ 


E ſtändig feucht erhält.“ Dieſe Flüchtigkeit wäre vielleicht noch durch 


die Nervoſität des letzten Kriegsjahres entſchuldbar, wenn man nicht 


häufiger auf ſinnentſtellende, flüchtige „Zitate“ ſtieße. So iſt S. 54 


bei der Beſchreibung der ciliciſchen Böden vom Bos-Toprak die Rede, 


der durch ſeinen Kalk⸗ und Mergelgehalt „in einem ſchweren Ton als 


Lehmboden eine wichtige Rolle ſpielt“, während Bruck aus Soskin 


(„Tropenpflanzer“, 1916, S. 256), der hier nicht genannt wird, richtig 


hätte entnehmen ſollen „Ton⸗ oder Lehmboden“. Drei Seiten ſpäter 


wird eine Regenbeobachtung Fitzner zugeſchrieben, die Soskin eindeutig * 


als vom Stationschef in Adana herrührend bezeichnet hatte; zugleich 
werden dort die Regenzahlen für die neun erſten Monate 1904 miß⸗ 


verſtändlich ſo angeführt, als gälten ſie für einen dreizehnjährigen 


+ 


Durchſchnitt. Ferner: Ruppin hatte geſagt: „Wo, wie im Jordantal,, 
kein Tau fällt ...“; Bruck gibt wieder „in Gegenden ohne Tau tft: 
im Jordantal . ..“. Weitere Beiſpiele für des Verfaſſers Art zu 
zitieren gibt die Darſtellung S. 104 /5 beim Vergleich mit der Quelle 

(Tholens in der Zeitſchr. d. Geſ. f. Erdk. Berlin, 1913, S. 344 ff.). 
Nach ſolchen Erfahrungen wird man gut tun, den Inhalt des Buches . 
vorſichtig aufzunehmen, weil der Verfaſſer durch ſeine Enqueten ja oft 
auf die Wiedergabe mündlicher Auskünfte angewieſen war. Mit dem 
Gegenſtand eingehender vertraut werden und eigene Erfahrungen 
ſammeln konnte der Verfaſſer nicht. Denn darüber muß man ſich klar 
ſein, daß Studienreiſen zwar Anſchauungswerte und Aufklärungen ver— 
mitteln, kenntnisreicher und urteilsfähiger gerade in den Beziehungen 
machen, die gewöhnlich verdeckt bleiben, daß aber der Reiſende hinter 
dem im fremden Lande arbeitenden Sachverſtändigen zurück bleibt, der 
in dauernder Berührung mit dem Gegenſtand ſteht und die Möglich⸗ 
keit ruhigen praktiſchen Erprobens hat. So wäre zu Einzelheiten der 


Arbeit noch gar mancherlei zu bemerken; es kann darauf aber verzichtet. 
werden, da ihr Gegenſtand für uns zur wiſſenſchaftlichen Erörterung 


in der nächſten Zeit kaum Anlaß bieten dürfte. 
Berlin⸗Schöneberg H. Tillmann 


Rechlin, Dr. Wilhelm: Syriens Stellung in der Welt⸗ 
wirtſchaft. Band 1 der Greifswalder Staatswiſſenſchaftlichen 
Abhandlungen. Herausgegeben von Profeſſor Dr. W. Ed. Bier⸗ 
mann und Profeſſor Dr. W. Kähler. Greifswald 1920, 
Verlag der Ratsbuchhandlung L. Bamberg. 


Zwei gute Bücher über Syriens Wirtſchaft ſind während des 
Krieges erſchienen: Ruppin: „Syrien als Wirtſchaftsgebiet“, und 
Schulman: „Zur türkiſchen Agrarfrage”. Rechlin glaubt, das ſyriſche 5 
Volk in ſeinem Sehnen nach einer eigenen Wirtſchaft belauſcht zu 
haben, und wollte in Syrien Geſchautes mit dem in der Literatur 
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Geleſenen derſchmelzen, um ſo einem neuen Werkchen ſeine perſönliche > 
Note zu geben. Aber außer dem Titel, dem der Zuſatz „Weltwirt⸗ 
ſchaft“ zugelegt wird, findet man von der Verflechtung Syriens Volks⸗ 


E wirtſchaft mit der anderer Völler kaum Neues, da das Wichtige von 


Ruppin, Schulman u. a. entnommen worden iſt. Was das Buch 
ſympathiſch macht, ſind nicht Abhandlungen über wirtſchaftliche Fragen —- 

es iſt Kleinmalerei, die da und dort ſelbſt Geſehenes, wenn auch weniger | 
Wichtiges, anſchaulich darzuſtellen weiß. Das Buch wäre vielleicht ein 


eigenes Werk geworden, wenn der Verfaſſer zuerſt das eigene Wiſſen 


ſyſtematiſch verarbeitet hätte und dieſes dann durch die Literatur 
ergänzt hätte. Offenbar iſt die Schrift umgekehrt unter faſt ängſtlicher 
Anlehnung an die Werke von Ruppin, Schulman, Banſe u. a. 
zuſtande gekommen. Von Ruppin hat ſich der Verfaſſer ſogar ſo ſehr 
beeinfluſſen laſſen, daß er einen guten Teil ſeines Inhaltsverzeichniſſes 


und damit den Aufbau der Arbeit) übernommen hat. Bei dem Ver⸗ 5 


gleich der Wirtſchaft Syriens mit der der geſamten Türkei hätte das 
Buch von Renner: „Der Außenhandel der Türkei vor dem Welt⸗ 
kriege“ 1919 gute Dienſte geleiſtet. Den geſchichtlichen Teil des Buches 
entlehnt der Verfaſſer vielfach von Schulman (den er ſtändig, nebenbei 
bemerkt, mit zwei n ſchreibt). Unſtimmigkeiten — zum, Teil ab⸗ 
geſchriebene — enthält das Buch reichlich. Auf einige ſei kurz ein⸗ 
gegangen: Geographie: Bei der Beſchreibung des Klimas wird 
auf die Meſſungen des American College in Beirut hingewieſen. 
Genauere und abſolut einwandfreie Meſſungen ſind vom meteorologiſchen 


und aſtronomiſchen Inſtitut in Kſara ausgeführt worden. — In der 


Beſchreibung der Flüſ je iſt dem Litani fluß Unrecht geſchehen. 
„Träge und langſam“ iſt er in ſeinem Oberlauf im Sommer nur, 
wenn ſein Waſſer zur Bewäſſerung der Felder und Gärten abgeleitet 
wird. Und das geſchieht mit dem Litani und ſeinen Nebenflüßchen 


ausgiebig. Am deutlichſten iſt dies am Berdoni zu ſehen, der in Zahle 


bei Austritt aus dem Gebirge noch waſſerreich iſt und nach der Be⸗ 
wäſſerung der Gärten und Felder von Zahle und Moallaka bei der 
Mündung in den Litani in den Bewäſſerungszeiten nur wenig Waſſer 
hält. Als bedeutendſter Nebenfluß des Litani iſt übrigens ſelbſt den 
Geographen bzw. Kartographen der aus den ergiebigen Quellen von 
Handjar am Fuße des Antilibanon kommende Huſſeir kaum bekannt. 


Sein Lauf iſt kurz, er hat geringere Flächen zu bewäſſern und führt * 2 


daher auch im Sommer dem Litani reichliche Waſſermengen zu. 
| Landwirtſchaft. — Von den wichtigeren Weizen ſorten ſind 
nicht erwähnt die Hindi⸗ und die Yabrudiforten. Von den Hauran⸗ 


. jorten find die Zerri, Schikari und Urfali die bekannteſten. Ay 


polniſchen Weizen fieht man zuweilen. — Gerſte (nehrzeilige) wird 
außer im Hauran, bei Damaskus und Aleppo, auch in der Bekaa 
angebaut. Hauptſächliche Gerſtenſorten in Syrien ſind: Chevalier, auch 


Haurani und Masri (ägyptiſche). — Von den Futterpflanzen — 


wurden nur der Klee, der als Nefle und als Berſim (Alex. Klee) 
bezeichnet wirß, und die Luzerne (Alfalfa, Dubraja) erwähnt, 
während die Wicke (Vicia sativa = a. N Kersani) und die 
Samollerz Jahrbuch XLIVA. 19 


5 9 


e Platterbſ e Gatbprus Sativus = Dschilbani), die als Körnerfutter⸗ 


mittel am meiſten angebaut werden, nicht genannt ſind. — Bemerkens⸗ 
wert iſt es auch, daß Rechlin den ziemlich bedeutenden Anbau von 
Linſen (Adès abiat und achmar) ſowie von Erbſen (Bisella) Kicher⸗ 
erbſen (Nebischid) und dicken Bohnen (einheimiſche und ägyptiſche 
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| „Fuul“ſorten) nicht anführt. Überhaupt läßt das landwirtſchaftliche * 


nz Kapitel (auch in anderen ſyriſchen Büchern) manches vermiſſen, und 


doch iſt es in Ländern wie Syrien das wichtigſte. — Bei der Wein- 
produktion iſt die von Moälakka und Kſara — beide fo bedeutend 
wie die von Schtora (nicht Stora) — nicht erwähnt. In Kſara wurde 
während des Krieges auch reiner, Alkohol (für mediziniſche Zwecke) 
ſowie auch Raki und Eſſig hergeſtellt. — Raki kann nicht als das 
| „Nationalgetränk der Araber“ angeſprochen werden; Raki wird (auch 
unter dem Namen Duziko) in der ganzen Türkei und auch in Griechen— 
land hergeſtellt und getrunken. 

Die Obſtkultur ſpielt beſonders im Antilibanon eine Rolle 
(Apfel von e auch in der Bekaa (Tanail) und im Libanon 
gibt es vielfach Apfel, Pflaumen, Aprikoſen, Pfirſiche, Erdbeeren uſw. — 
Die Mandelkultur hatte mehr als örtliche Bedeutung. Manche 
jüdiſchen Kolonien lebten nur davon. — Die ſyſtematiſche Anpflanzung 
vom Maulbeerbaum für die Seiden raupenzucht ging bis in 
die Bekäa herunter. Der Anbau von Maulbeerbäumen ging entgegen 
der Annahme Rechlins während des Krieges ſehr zurück. Für Heiz— 
zwecke (beſonders der Libanonbahn) fielen wenigſtens 25% der Bäume 
zum Opfer. Zur Verwertung der nicht ausgeführten Kokons entſtand 

während des Krieges im Hammanatal eine türkiſche Seidenfabrik. 
f Über die Heuſchrecken der Türkei iſt während des Krieges eine 
vorzügliche Monographie: „Die Heuſchreckenplage und ihre Bekämpfung 
in Anatolien und Syrien“, von Bücher, Bauer, Bredemann, 
Fickendey, La Baume und Loag erſchienen, die dem Verfaſſer 


WE unbekannt zu ſein ſcheint, aber für den Abſchnitt über die Heuſchrecken 


in Syrien wichtig geweſen wäre. — Von den Gewerbeſchulen 

hätte die von Direktor Stöckle während des Krieges vorzüglich geleitete 
Damaszener Kunſtgewerbeſchule erwähnt werden müſſen. — Bei den 
Induſtrien iſt auch die Sodawaſſerfabrikation Syriens an⸗ 
geführt, wozu, wie Rechlin ſagt, zum Teil „deſtilliertes“ Waſſer ver⸗ 
wendet wird. Bekanntlich iſt der Genuß von deſtilliertem Waſſer 
ſchädlich. Der Verfaſſer meint aber ſicherlich „filtriertes“ Waſſer. 
Dieſer Fehler iſt von Ruppin S. 164 abgeſchrieben worden. 

Bei dem Abſchnitt über Bergbau vermißt Rechlin eine genaue 
geologiſche und bergmänniſche Erforſchung der Bodenſchätze Syriens. 
Nur wenige Länder des Orients ſind aber ſo gut durchforſcht wie 
Syrien. Beſonders deutſchen Gelehrten iſt die Durchforſchung von 

Gebieten wie dem Libanon oder von Paläſtina zu verdanken. Über 
Geologie des Libanon ſchrieb. der alte Fraas, „Drei Monate am 
Libanon“, Levy & Müller, Stuttgart 1876, eine heute noch als Muſter 
geltende Abhandlung. Blankenhorn hat außer in dem Handbuch 
der nn N ſchon 1912 Material in ſeinem „Kurzen Abriß 
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der Geologie Paläſtinas“ geboten. Ferner hat Blankenhorn geschrieben 
‚ über den „Boden Paläſtinas, feine Entſtehung, Beſchaffenheit, Be⸗ 


arbeitung und Ertragsfähigkeit“, Pro⸗Paläſtina Heft 5. Frech hat noch 
kürz vor ſeinem in Aleppo erfolgten Tode die Geologie des Taurus 
und Amanos in ſeinem Buche: „Die Geologie Kleinaſiens im Bereich 
der Bagdadbahnen“ und die „Mineralſchätze und Bergbau in der 
aſiatiſchen Türkei 1916“ charakteriſiert. Zwei namhafte deutſche 
Geologen, Profeſſor Dr. Wolf und ſein Aſſiſtent Dr. Beyſchlag, haben 


ſich während des Krieges mit der geologiſchen uud bergmänniſchen 


Erforſchung Syriens reichlich beſchäftigt und bemerkenswerte Ergebniſſe 
erzielt. Die Kohlenbergwerke im Libanon (Hammanatal) wurden unter 
Leitung von Herrn Zelle ausgébeutet und das Produkt von der Station 


Bhamdun aus verladen. Die Ol haltenden Geſteine (Olſchiefer) nahe 


Samach am See Genezareth wurden durch Dr. Beyſchlag ausgebeutet. 
Das gewonnene Geſtein wurde mit Holz zuſammen für die Heizung 
von Lokomotiven der Damaskus⸗Jeruſalem⸗Bahn verwendet, und wurde 


dadurch viel Kohle und ez gzeſpart. 


Berlin | 5 P. Koenig 


\ 


Freiherr v. Humboldt -Hachroeden, Wilhelm: Die deu ut ſche 
Diamantenpolitik. Jena 1918, Verlag von Guftav 


Fiſcher. 
Im Jahre 1910 habe ich an dieſer Stelle einen überblick über 


eines der intereſſanteſten Kapitel der deutſchen Kolonialpolitik, 


„Die Diamanten Südweſtafrikas“, veröffentlicht, der ſich 


in ſeiner Tendenz erheblich von der damals üblichen Literatur 


unterſchied. Über Südweſtafrika und ſeine Diamanten ſchrieb damals 
meiſt nur, wer in den Dienſten der ſüdweſtafrikaniſchen Minen⸗ 
intereſſenten ſtand oder zum mindeſten unter deren geiſtigem Einfluß 
war, und ſo finden ſich denn in der Literatur der Jahre 1908—1910 
nur wenige Bücher, in denen der Verſuch gemacht wird, objektiv der 
damaligen Politik des Kolonialminiſters gegenüberzuſtehen. Das 
Schimpfen auf Dernburgs Politik war damals an der Tagesordnung. 


Man braucht nur an die Broſchüre von Erzberger über die „Millionen⸗ 


geſchenke“ und die zahlloſen Schriften von Paul Rohrbach zu erinnern. 
Unbeirrt durch das Geſchrei, das von Intereſſenten Südweſtafrikas 
erhoben wurde, habe ich damals in „Schmollers Jahrbuch“ die deutſch⸗ 
ſüdweſtafrikaniſche Diamantenpolitik unterſucht und die Vorausſetzungen 


‚geprüft, von denen der damalige Kolonial⸗Staatsſekretär Dernburg 
ausging, und wenn ich im einzelnen auch Kritik geübt habe, ſo lautete 


mein Urteil im großen und ganzen doch dahin, daß die Diamanten⸗ 
politik des Kolonialamtes richtig geweſen iſt und trotz mancher Schön⸗ 
heitsfehler ſowohl den Kolonien als auch dem Mutterlande zugute 
gekommen iſt. 

Ganz unbeeinflußt von mir und unbeeinflußt von meinem Ergebnis 
hat der Urenkel Wilhelm von Humboldts im Jahre 1909 die Ver⸗ 


ale in Südweſtafrika an Ort und Stelle ſtudiert und ſich mit 


19 
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allen einſchlägigen Fragen vertraut gemacht. Er hatte gar keine 
Gelegenheit gehabt, meine Arbeiten kennen zu lernen, kommt aber, 
und das iſt das Erfreuliche, in dem vorliegenden Buche zu genau dem— 
ſelben Reſultat wie ich, daß nämlich die Kritik, die ſeinerzeit ſowohl 
in Südweſtafrika als auch im Mutterlande geübt wurde, im großen 
und ganzen nicht berechtigt geweſen iſt. Wie ein Abſchiedsgruß an 
die verlorene ſchöne Kolonie mutet heute die Schrift des jungen 
v. Humboldt an. Sie zeigt uns die Entwicklung einer im Aufblühen 
begriffenen wertvollen Kolonie, die durch den Krieg verloren gegangen 
iſt. Wenn auch die Probleme, um die man damals ſtritt, und die 
wochenlang die Preſſe und das Parlament beherrſchten, heute kein 
aktuelles Intereſſe mehr beanſpruchen können, ſo iſt das Studium der 
deutſch⸗ſüdweſtafrikaniſchen Diamantenpolitik auch heute noch für jeden 
von großem Intereſſe, der ſich mit der Frage der ſtaatlichen Beteiligung 
an Kartellen uſw. befaßt. Denn in Südweſtafrika hatte man zum 
erſten Male ein Kartell aller Großbanken geſchaffen, bei dem dem 
Staate ſehr weitreichende Rechte eingeräumt waren. Eine Organiſation 
wie die Diamantenregie, die gleichzeitig die Intereſſen der Förderer 
und des Fiskus wahrnahm, die es ermöglichte, aus dem Diamanten: 
ſegen don Deutſch⸗Südweſtafrika gewaltige Summen der Allgemeinheit 
der Kolonien zuzuführen, dieſe Gründung war das alleinige Werk des 


damaligen Kolonial⸗Staatsſekretärs Dernburg, und ſie hat in vieler 


Beziehung vorbildlich gewirkt. 

| An Hand der Erfahrungen, die Humboldt in Südweſtafrika 
gemacht hat, gibt er zunächſt einen Überblick über den volkswirtſchaft— 
lichen Charakter des Landes und die Rechtsverhältniſſe im ſüdweſt— 
afrikaniſchen Bergbau, die gerade für die Diamantenpolitik von aus⸗ 


ſchlaggebender Bedeutung geweſen ſind. Alsdann wird eine Geſchichte 


der Entwicklung der Diamanten geboten und eine Schilderung, wie 
ſich in der erſten Zeit der Abbau der Diamantenfelder vollzog. 
Intereſſant iſt, zu erfahren, wie primitiv die Abbaumethoden im Anfang 
geweſen ſind. Später iſt man vom Handbetrieb zum Maſchinenbetrieb 
übergegangen. Die Gewinnungskoſten ſind raſch geſtiegen, die Ergiebig— 
keit ebenſo ſchnell geſunken. Kompliziert wurden die Verhältniſſe 
dadurch, daß ſich eine Reihe von Geſellſchaften bildete, die zum Teil 
wieder Tochtergeſellſchaften ſchufen. Der Verfaſſer gibt eine Reihe 
intereſſanter Überblicke über die Verhältniſſe auf dem Diamantenmarkt, 
die ſich von den Zuſtänden auf anderen Märkten ganz erheblich 
unterſcheiden, da es ji) hier um einen ausgeſprochenen Luxusartikel 
| handelt. In einem weiteren Abſchnitt wird die Politik des Kolonial- 
amtes geſchildert, und die Vorwürfe, die gegen Dernburg erhoben 


wurden, werden ſachgemäß geprüft. Die Pläne Dernburgs, fo ſagt 


der Verfaſſer (S. 71), ſind von Fernſtehenden durchaus mißverſtändlich 
beurteilt worden, oder ſie wurden nicht in ihrem richtigen Wert 
erkannt. Zum Teil liegt das „in einer gewiſſen Unfähigkeit, verwickelte 
volkswirtſchaftliche Aufgaben zu durchſchauen“, zum Teil auch daran, 
daß das Kolonialamt nichts getan habe, um ſeine Abſichten befannt- 
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zugeben. So iſt denn die Erhitzung der Gemüter in Sudweſtafrita . 


vielfach zu verſtehen. 


Eine Tabelle zeigt die ſehr komplizierte Konſtruktion der zahl⸗ 
reichen Tochtergeſellſchaften und ihre Beteiligung an der Diamanten⸗ 


regie, wobei angegeben iſt, welche Geſellſchaften auf Betreiben des 
Kolonialamtes gegründet wurden, und wo es ſich um reine Privat⸗ 


gründungen handelt. Die Aufſtellung zeigt, daß der Verfaſſer ſich 


genau mit den in Betracht kommenden verwickelten Verhältniſſen ver⸗ 


traut gemacht hat. Die Politik Dernburgs wird im einzelnen ſehr 


genau geſchildert, 5 ſoweit die Monopoliſierung des Diamanten⸗ 


handels in Betracht kam, und wenn es ſich hier auch um Probleme 
handelt, die der Vergangenheit angehören, 9 ſind die Erfahrungen aus 


Deutſch⸗Südweſtafrika außerordentlich lehrreich. Es kam bei der 


Diamantenregie nicht darauf an, die Produktion möglichſt zu erhöhen, 
ſondern für die geförderten Steine ſo hohe Preiſe wie nur möglich zu 
erzielen und dafür zu ſorgen, daß durch das Auftreten der ſüdweſt⸗ 
afrikaniſchen Diamanten auf dem Weltmarkt kein Druck auf die Preiſe 


ausgeübt wurde. Die Förderer ſelbſt und der Fiskus waren gleich⸗ 


mäßig an einer möglichſt hohen Bewertung intereſſiert. Wie ſich die 


Einnahmen des Fiskus geſtaltet haben, das wird im einzelnen genau 
gezeigt, und zwar kommen hier in Betracht: 


1. die Beſteuerung, 

2. die Bergwerksabgaben und der Ausfuhrzoll 

3. die Einnahmen aus der eigenen Förderung. | 
Der Verfaſſer ſtellt als Reſultat feiner Unterſuchungen feſt, daß 
die deutſche Diamantenpolitik zum Wohle. des Ganzen dem Fiskus 
aus dem Diamantvorkommen hohe Einnahmen verſchafft hat. Er 


charakteriſiert Dernburg dahin, daß er einen ungewöhnlich ſtarken Blick 


bewieſen hat für die Löſung ſchwieriger volkswirtſchaftlicher Fragen, 
Die Vereinigung der großen und kleinen Betriebe der Diamanten⸗ 


induſtrie zu einem gemeinſamen Abſatz könnte, ſo ſagt der Verfaſſer, 


als Beiſpiel dienen für die Löſung von Wirtſchaftsfragen, wo es ſich 


darum handelt, einen Zuſammenſchluß der Produzenten zu bilden, bei 


dem das Mitanſchließen von kleinen Betrieben Schwierigkeiten bereitet. 
Die Wirtſchaftspolitik Dernburgs ſei, ſo ſagt der Verfaſſer — und ich 
ſtimme ihm hierin vollſtändig zu — ſtark unterſchätzt worden. Ein 


Fehler iſt es geweſen, daß man den pſpychologiſchen Verhältniſſen der 


deutſchen Kolonialpioniere nicht genügend Rechnung getragen hat. 


Humboldt ſtellt ſelbſt feſt, daß in Deutſch⸗Südweſtafrika außerordentlich. 


große Hartköpfigkeit und ein ungewöhnlich rechthaberiſcher Sinn vor⸗ 
handen war, daß aber auch die engliſche Kolonialregieruog unter ähn⸗ 
lichen Verhältniſſen ſtets zu leiden gehabt hat. 

Das Buch Humboldts bedeutet eine wertvolle Bereicherung unſerer 
geſamten Kolonialliteratur. Es iſt das umfaſſendſte — weil ab⸗ 
ſchließend —, was wir über die deutſche Diamantenpolitik beſitzen. Die 
Schlußfolgerungen des „Verfaſſers machen in ihrer wiſſenſchaftlichen, 
ſtreng objektiven N einen 3 Eindruck. 
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Hirſch, Paul: Kommunalpolitiſche Probleme. Leipzig 


1920, Quelle & Meyer. 160 S. 


Das vorliegende Buch des früheren Präſidenten des preußiſchen 
Staatsminiſteriums iſt aus Vorträgen an der Univerſität Berlin hervor— 
gegangen. Der Verfaſſer hat es in geſchickter und leicht anſchaulicher 
Weiſe verſtanden, mit dieſen Vorträgen in wichtige Probleme der 
gegenwärtigen Gemeindepolitik einzuführen. Er ſpricht zunächſt über 
die Stellung der Gemeinden im neuen Deutſchland, dann über ihre 
Tätigkeit während des Krieges, über Gemeindeſozialismus, kommunale 
Lebensmittelverſorgung und Kulturpolitik der Gemeinden, kommunale 
Wohlfahrtspflege, Geſundheitspflege und Wohnungspolitik. Wie dieſe 
Aufſtellung zeigt, iſt es faſt ausſchließlich dieſe kultur- und ſozial⸗ 
politiſche Seite der Gemeindepolitik, die in dem Buche behandelt wird, 
während die wirtſchafts⸗ und finanzpolitiſchen Seiten nur hier und da 
knapp geſtreift werden. Und doch glaube ich, daß man beides enger 
zuſammen behandeln muß, als es hier geſchehen iſt. Denn was die 
Gemeinde auf kultur⸗ und ſozialpolitiſchem Gebiete leiſten kann, hängt 
mit in erſter Linie von ihrer wirtſchaftlichen und finanziellen Leiſtungs⸗ 
fähigkeit ab. Das iſt dem Verfaſſer natürlich wohlbekannt, wie vor 


. allem ſeine Ausführungen über die Umgeſtaltung unjeres Steuerweſens 


zeigen. Aber trotzdem hätte dieſe Frage noch etwas eingehender be- 
handelt werden dürfen, und es wäre ſehr zu begrüßen geweſen, wenn 
ein ſo guter Kenner dieſer Fragen, wie es der Verfaſſer iſt, dieſes 
getan haben würde. So geht er doch über manche ſtrittigen Punkte, 
die ſich mit der wirtſchaftlichen Seite der Gemeindepolitik beſchäftigen, 


etwas ſchnell hinweg. Den von ihm aufgeſtellten Satz: „Die Gemeinden 


können nicht nur ebenſo vorteilhaft, ſondern noch weit vorteilhafter 
wirtſchaften wie Private, und ſie haben es ebenſo leicht wie dieſe ver— 
ſtanden, ſich die Errungenſchaften der Technik nutzbar zu machen. Auch 
die Befürchtung, die Kommunalverwaltungen würden zu ſchwerfällig 
arbeiten, hat ſich in der Praxis nicht beſtätigt“, wird man doch nach 
neueren Unterſuchungen über dieſe Fragen nicht ohne weiteres unter— 
ſchreiben dürfen. Natürlich liegt in einer anderen als der in dieſen 
Worten vertretenen Anſchauung keineswegs eine grundſätzliche Ablehnung 
einer Übernahme wirtſchaftlicher Unternehmungen durch die Gemeinden, 
ſondern nur die Forderung nach einer gründlichen Reform der gemeind- 
lichen Betriebsführung und Verwaltung nach der kaufmänniſchen Seite 
hin. Man wird dieſe Forderung um ſo ſtärker unterſtreichen müſſen, 
‚je mehr man ſelbſt ein Anhänger dieſes Gemeindeſozialismus iſt. Was 
der Verfaſſer über die einzelnen Seiten der kommunalen Kultur- und 
Sozialpolitik ſagt, enthält ſehr viel Beherzigenswertes. Es kann auch 
keinem Zweifel unterliegen, daß die Entwicklung in vieler Hinſicht die 


von ihm vorgezeichnete Richtung einſchlagen wird und im allgemeinen 


Intereſſe auch einſchlagen muß. Ich verweiſe vor allem auf die Aus— 
führungen über kommunale Lebensmittelverſorgung und kommunale 
Wohnungspolitik. Aber auch bei dieſen Aufgaben erhebt ſich die Frage, 


Lob nicht eine Reform und eine Vereinfachung unſerer ſtädtiſ chen Ver⸗ 
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Geſamtheit anzuvertrauen. | 
e i. DEE u P. Mombert 


Thieme, Ernſt: Der wirtſchaftliche u der Sana 


Edelmetallinduſtrie. IIII. Ergänzungsheft der geitferift 
für die geſamte Staatswiſſenſchaft, herausg. von K. B ü cher 
Tübingen 1920, H. Laupp. IX u. 144 S. 


der Münchener volkswirtſchaftlichen Studien, herausg. von Lujo 


Brentano und Walther Lotz. VIII u. 105 S. ‚8° mit einer | 


Karte. Stuttgart 1919, J. G. Cotta. 


| Rein, Rurt: . er deutſchen 
=> Feinkeramik am Weltmarkte, unter beſonderer B 
rückſichtigung der Porzellaninduſtrie. Heft VI der Kölner e 


Studien zum Staats- und Wirtſchaftsleben, herausg, von P. Aberer, 


Chr. Eckert, J. Flechtheim, J. K. Julius Friedrich, 
Ebd. Gammersbach, 5 Geffcken, K. Haſſert, J. Hirſch, 
B. Kuske, Paul Golden F. Stier-Somlo, 


Adolf Weber, K. Wiedenfeld, A. Wieruſzowski, 


i 28 Wygodzin ski Bonn 1914, A. . E. „Weber. ö 


"Die ei aufgeführten Veröffentlihungen haben das e e 
a w fie alle drei Luxusinduſtrien behandeln, die der Mode unterworfen 


und auf ſtarke Ausfuhr ins Ausland und über See angewieſen ſind. 
Die Luxusinduſtrien zeichnen ſich durch eine ſehr hohe Empfindlichkeit 


gegen Anderungen in der Kaufkraft und Kaufluſt der Kundſchaft aus. N 
Dies wirkt zurück auf den Aufbau der Erzeugung und auf die | 
Gliederung des Abſatzes. Es führt zu ftillen Zeiten zwiſchen ſolchen 


hochgeſpannter Arbeitstätigkeit (Saiſon), macht geneigt, der Stockung 


des Abſatzes in den ſtillen Zeiten oder bei niedergehendem Wohlſtand 
durch großes Entgegenkommen bei der Gewährung von Kredit abzu⸗ 


elfen. Als Ausfuhrinduſtrien ſind dieſe Induſtrien von den Ernte⸗ 


| verhältniſſen, überhaupt von der wirtſchaftlichen und politiſchen Geſamt⸗ 


lage in allen Ländern der Welt abhängig, die ihnen ihre Waren ab⸗ 


nehmen. Deshalb kann auch ein Sonderzweig dieſer Induſtrien von 

einem Rückgang getroffen werden, der die übrigen nicht berührt. 
Die Arbeit Thiemes hat den Preis der philologiſch⸗hiſtoriſchen 
Sektion der philoſophiſchen Fakultät der Univerſität Marburg für eine 
Unterſuchung des wirtſchaftlichen Aufbaues einer Großinduſtrie Heſſen⸗ 


Naſſaus erhalten. Die Hanauer Edelmetallinduſtrie wurde in Neu⸗ 
Hanau von Flamen und Wallonen gegründet, die gegen das Ende des 


16. Jahrhunderts aus den Niederlanden eingewandert waren und hier oo 
einen eigenen neuen e erbaut hatten. Die Zunftordnung der 


* 


* 


waltungen vorausgehen muß, ehe es gelingt, unſeren Gemeinden die N . 
Löſung und Durchführung ſolch großer Ziele ohne Schaden für die 


HgLiäberle, Alfred: Die deutſche 5 Ihre 
geſchichtliche Entwicklung, ihre Lage vor dem Kriege. 143. Stück . 
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Gold⸗ und Silberſchmiebe von 1610 ſchloß ſich an die von Franfen- 
thal und Frankfurt am Main an, wahrte aber die freiheitlichen An- 
ſchauungen der Holländer dadurch, daß ſie hinſichtlich der Zahl der 
Arbeitskräfte den Meiſtern freie Hand ließ, die Erzeugung alſo nicht 
beſchränkte. Aber ſchon in der Zunftordnung von 1616 wurde wegen 


des Zuzugs aus Frankfurt am Main der Einzug auf das Doppelte 


erhöht und die Erzeugung dadurch beſchränkt, daß ein Meiſter nicht 
mehr als vier Perſonen beſchäftigen durfte. Durch die Wirren des 
Dreißigjährigen Krieges kam das Goldſchmiedehandwerk in Verfall, der 
um 1700 ſeinen tiefſten Stand erreichte. Das Silberſchmiedehandwerk 
war ebenfalls bis zum Beginn des 19. Jahrhunderts gelähmt. In 
der Mitte des 18. Jahrhunderts kam durch ein merkantiliſtiſches Edikt 
vom 23. Mai 1736, nicht durch die Aufhebung des Edikts von Nantes 
(1785), neues Blut in das Gewerhe und eine neue Richtung der Er— 
zeugung durch den Zuzug von franzöſiſchen Hugenotten. Dieſe Galanterie— 
mwarenarbeiter begründeten die Bijouterie, die 1765 bis 1790 ihren 
Höhepunkt erreichte, aber unter der Kontinentalſperre zuſammenbrach. 
Eine neue Blüte zeitigte die mit 1810 einſetzende deutſche Zeit, die 
bis zum Jahre 1848 in ſtetigem Aufſtieg verlief, dann aber ourch 
maſſenhafte Auswanderung von Arbeitern nach Amerika unterbrochen 
wurde, aber in den folgenden Jahren bis zum 70 er Krieg eine ſtarke 
Zunahme der gewerbetätigen Bevölkerung brachte. Seit 1848 er- 
weiterte ſich ebenſo wie in Pforzheim das Abſatzgebiet und die Abſatz— 
verfahren wurden fortgebildet. Der Aufſchwung nach dem ſiegreichen 
70 er Krieg wurde unterbrochen durch den Wiener Börſenkrach (1873), 


die engliſche Wirtſchaftskriſe und die Zollpolitik Rußlands (1885/86), 


die Londoner Kriſe des Hauſes Baring⸗Bros (1890), den finanziellen 
Zuſammenbruch Argentiniens, die Cholera in Hamburg, die Kriegs⸗ 
wirren in Transvaal und China. 1903— 1907 zeigte eine aufſteigende 
Entwicklung, die wieder durch die Balkanwirren (1908 und 1912) und 
durch die Voreingenommenheit der engliſchen Kundſchaft geſtört wurde. 

Was nun den Aufbau der Erzeugung der Hanauer Induſtrie an— 
langt, fo bedingt ihre Eigenſchaſt als Luxusinduſtrie ihre hohe Empfind- 
lichkeit für Störungen des Wirtſchafts⸗ oder politiſchen Lebens und 
ihre Eigenſchaft als Modeinduſtrie die wellenförmige Bewegung des 
Bedarfs und der Nachfrage. Sie zeichnet ſich durch örtliche Zuſammen— 
faſſung der Erzeugung für einen örtlich außerordentlich zerſtreuten 
Bedarf aus. Dieſer Umſtand iſt der Heranziehung eines beſtändigen 
Arbeiterſtammes günſtig. Im Vergleich zu Pforzheim und Gmünd 
liefert Hanau die Qualitätsware. Es herrſcht hochqualifizierte Hand— 
arbeit vor, die Maſchinenarbeit findet nur viel langſamer Eingang als 
bei der Maſſenherſtellung in jenen beiden andern Städten. Der Roh- 
ſtoff wird durch die Banken, eine Platinſchmelzanſtalt von Welt⸗ 
bedeutung, die auch für techniſche Zwecke in großem Umfang Platin 
liefert, und ‚einige Krätzeaufbereitungsanſtalten geliefert. Die Technik 
zeigt mehr einen handwerksmäßigen Charakter als die Maſſenherſtellung 
von Doublé in Pforzheim. Entſcheidend iſt immer noch die Leiſtung 
des Arbeiters, 3 der Maſchine, abwoßt Kleinmotoren in großer Zahl 


1 . 
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‚angewendet neben, Der Kredit, insbeſondere für die Rohſtofflieferung, N 


ſpielt eine große Rolle, er wird meiſt in der Form des Perſonalkredits 
gegeben. Er erleichtert das Aufkommen neuer Unternehmungen, das 
ſonſt bei dem hohen Wert des Rohſtoffes ſehr ſchwierig wäre, wird 
aber ihrer wirtſchaftlichen Selbſtändigkeit beſonders dann gefährlich, 


wenn er von Großhändlern und Steinhändlern gewährt wird. ; 
Sowohl in der Goldwaren⸗ als in der Silberinduftrie herrſchen ee 


die Mittelbetriebe vor. Auch iſt noch keine Tendenz zur Entwicklung 
der Großbetriebe und zur Zuſammenfaſſung der Betriebe wie in Pforz⸗ 


heim zu erkennen. Überhaupt zeigt die ganze Induſtrie mehr einen 


ariſtokratiſch⸗konſervativen Charakter. Vprherrſchend iſt die Fabrik, der 
Verlag kommt nur ausnahmsweiſe bei gewiſſen Vorarbeiten und in. , 
ber Kettenmacherei als Lohnwerk vor. Als Rechtsform herrſcht das 
Teilhabergeſchäft und zwar die offene Handelsgeſellſchaft. Von den 


a Hilfsgeſchäften find die Diamant⸗ und Edelſteinſchleifereien, die Graveur⸗ 


geſchäfte und die Etuisfabriken die wichtigſten, wozu noch die an Zahl 
(drei) ſehr geringen ſelbſtändigen Zeichner kommen. | 
Was die Arbeiter anlangt, ſo überwiegt bei ihrer Entlohnung 


der Stundenlohn. Der Verfaſſer beurteilt die Lohnverhältniſſe alles 


in allem günſtig, weil die Leiſtung ihren Verdienſt finde. Nach der Abſtufung 
der Löhne trifft das zu. Aber die geſamte Lohnhöhe bei einem Luxus⸗ 
gewerbe, das mit den teuerſten Stoffen arbeitet und eine vier⸗ und 
viereinhalbjährige Lehrzeit verlangt, iſt ganz ungenügend. Es ver⸗ 


dienen nämlich nur 18 %% def Arbeiter jährlich über 2000 Mk., 52, 9% 


dagegen 1000 — 2000 Mk. und 29,1% fogar unter 1000 Mk, davon 


13,6 èͤ unter 500 Mk. Dieſe Löhne wurden erſt nach langen Lohn⸗ 
| kämpfen unter Führung des Deutſchen Metallarbeiterverbandes erreicht. 


Der Grund der ungenügenden Geſamthöhe der Löhne liegt im Luxus⸗ 


und Modecharakter der Induſtrie und ihrer großen Empfindlichkeit für 


Wechſelſälle des Wirtſchaftslebens und wird noch verſchärft durch ihre 
Abhängigkeit vom Kredit, was Thieme nicht hervorhebt, weil er es 
überhaupt nicht beachtet zu haben ſcheint, was ſich aber aus ſeinen 
Darlegungen ergibt. 8 

Eingehend wird die Organiſation des Abſatzes, ſeine geſchichtliche 


Entwicklung, feine Formen, die Art der Märkte geſchildert und ge⸗ 
zeigt, wie den ſchlimmſten Mißſtänden erſt durch die Ziel⸗ und Preis⸗ 


konvention vom 1. Auguſt 1915 geſteuert worden iſt. Weiter erörtert 


der Verfaſſer die Tätigkeit der Fachſchulen, von Vereinen und Körper⸗ 
ſchaften, ſowie der Fachpreſſe im Dienſte feiner Induſtrie. Aus dem 
am Schluß gezogenen Vergleich zwiſchen Pforzheim und Hanau ergibt 
ſich, daß die Herſtellung von künſtleriſcher Qualitätsware eine mehr 


handwerksmäßig⸗konſervative, ruhige und ſolide Entwicklung, die Be⸗ 
friedigung des raſch ſteigerungsfähigen Maſſenbedarfs dagegen eine 
raſchere Zunahme des Gewerbes zur Folge hat, die nicht ſelten auf 


f Koſten der Zuverläſſigkeit ſprunghaft und mit empfindlichen Räckſchlägen 


vor ſich geht. 
Die Ausführungen werden durch einen umfangreichen Tabellen⸗ 


anbang. Die Heranziehung zahlreicher anderer Luxus⸗ und N 
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Modeinduſtrien zum Vergleich bringt die gewonnenen Ergebniſſe in 
den richtigen volkswirtſchaftlichen Zuſammenhang und erhöht den Wert 
dieſer gründlichen und ſachkundigen Einzelbeſchreibung eines hoch— 
angeſehenen deutſchen Gewerbes weſentlich. 

Häberle ſchildert zunächſt die techniſchen Vorgänge bei der Her— 
ſtellung der verſchiedenen Arten von Teppichen und weiſt darauf hin, 
daß ſich ſeit der Mitte des vorigen Jahrhunderts auch der Begriff 
deſſen verſchoben hat, was unter Teppich verſtanden wird. Der ein— 
heimiſche Markt veranlaßte 1790 deutſche Unternehmer die Herſtellung 
von Teppichen aufzunehmen. Nach Aufhebung der Kontinentalſperre 
ſtand die Induſtrie mit ihren einfachen Erzeugniſſen leiſtungsfähig auf 
dem Plan. Die Bevorzugung von Jacquard⸗- und Druckteppichen auf 
dem deutſchen / Markte warf aber dann das deutſche Gewerbe zurück. 


Eine umfangreiche Muſterauswahl, deren Herſtellung nur bei großer 


Auflage des einzelnen Muſters lohnend iſt, war ebenſo wie die Maſſen⸗ 
erzeugung dem deutſchen Gewerbe wegen ſeiner noch immer ſtarken 
Abhängigkeit vom örtlichen Markt und der ungenügenden Entwicklung 
der Verkehrsmittel unmöglich. Die Verbeſſerung der Verkehrsmittel, 
die Zunahme der deutſchen Nachfrage und die Erfindung eines voll— 
ſtändig mechaniſch arbeitenden Rutenſtuhles im Jahre 1851 förderten 
dieſe Entwicklung auch in der deutſchen Teppichfabrikation. Sie hoben 
ihre Leiſtungsfähigkeit feit Mitte des 19. Jahrhunderts von Jahr 
zu Jahr, ſie ſtellten die deutſche Teppichfabrikation der engliſchen in 
techniſcher Hinſicht in den ſechziger Jahren, in bezug auf Ausnützung 
der Produktionsmittel in den achtziger Jahren ebenbürtig zur Seite. 
Von kleinen Anfängen in Brandenburg, dem Rheinland und den 


heſſiſchen Gegenden iſt die Teppichfabrikation zu einem Zweige der 


Wollwarenfabrikation herangewachſen, deſſen jährliche Leiſtungsfähigkeit 
1846 5635 dz, 1861 14135 dz, 1907 168 642 dz und 1913 
221893 dz erreichte. Im Laufe dieſer Entwicklung hat ſich die 
Fabrikation faſt über ganz Deutſchland verbreitet. Hauptſitze wurden 
das Königreich Sachſen und die Provinz Brandenburg, bedeutende 


Sitze das Rheinland, Schleſien, Hannover, Weſtfalen und Nordbayern. 


Die Handelspolitik bewegte ſich für unſer Gewerbe in einer ge— 
raden Richtung und war ihm im großen und ganzen günſtig. Nur 


die Herabſetzung des Zolles von 120 auf 60 Mk. für den Doppel— 


zentner im Jahre 1865 war eine zu ſtarke Minderung des Zollſchutzes, 
die ſich allerdings erſt nach 1879 nachteilig geltend machte. Eine 
Minderung war berechtigt und zweckmäßig, nur durfte ſie mit einem 
Male nicht ſo weit gehen. Bis zu den Bülowſchen Handelsverträgen 


war die Induſtrie dagegen ſo erſtarkt, daß ſie den Zollſchutz ent— 


behren konnte und von der ſtarken Herabſetzung der Garnzölle großen 
Nutzen hatte. 5 | | 
Die nur in geringem Umfang beftehende Heimarbeit hat auch, 
insbeſondere für die Nebenbeſchäftigung der Heimarbeiter, Vorteile, 
weshalb ſie von den Arbeitern geſchätzt wird. | 

Unter dem engliſchen Wettbewerb hatte das Gewerbe wiederholt 


zu leiden. Die Einfuhr war bis in die letzte Zeit vor dem Kriege 


e Ah 
\ Inner 


1247 N Beſprechungen | * 3 2099 


immer recht beträchtlich. Beſonders empfindlich machte ſich die Einfuhr 
geknüpfter orientaliſcher Teppiche geltend, weil die deutſche Erzeugung 
mit den billigen Arbeitslöhnen des Oſtens den Wettbewerb nicht auf⸗ 


nehmen konnte. Eine Vertruſtung in Berlin und ein Kartell in Sachſen 
waren, trotzdem letztgenanntes nur ein Jahr beſtand, von gutem Er⸗ 


folg, da es gelang, durch eine Ausſtellung die Kundſchaft für die 


deutſche Ware zurückzugewinnen. 


In der Ausfuhr nahm Deutſchland die dritte Stelle ein; es hatte 


die überragende Stellung Englands auf dem Weltmarkt eingeholt. Die 


unter dem Schutz jede Einfuhr hindernder Zölle herangewachſene be⸗ 
deutende amerikaniſche Induſtrie hat merkwürdigerweiſe bis zum Aus⸗ 


bruch des Krieges ihre Waren auf dem Weltmarkt nicht angeboten. 
Bei der Abſatzorganiſation ſpielen die Muſterreiſenden und der unmittel⸗ 
bare Verkehr mit den Einzelhändlern, der den Großhandel allmählich 
zurückdrängt, eine große Rolle. Auch die Warenhäuſer werden gute 
Kunden. Der Teppich entwickelt ſich zum allgemeinen Volksbedürfnis 
der Städte bis herab in die Arbeiterklaſſe. Große Schwierigkeiten 
entſtehen für einzelne Zweige des Gewerbes durch Anderung der 
Richtung der Nachfrage und durch den allzu häufigen Wechſel der 
Muſter. Unverkäufliche oder nur mit Verluſt abſetzbare Ware häuft 


ſich für die Fabrikanten, die den Geſchmack der Mode nicht treffen. 


Der Umſtand, daß von Anfang an der Großbetrieb vorgeherrſcht hat, 


ließ bei dem wertvollen Rohſtoff die Hausinduſtrie zurückgehen und 


war der wirtſchaftlichen Lage der Arbeiter günſtig. Die Verbeſſerung 
der Maſchinen iſt den Arbeitern unmittelbar durch eine Erhöhung der 


Verdienſtmöglichkeit um 25% bei den gleichen Stücklohnſätzen zugute 


gekommen. 

ö Der wirtſchaftz geographische Teil hätte unter Berückſichtigung der 
geſchichtlichen Entwicklung des Gewerbes beſſer ausgebaut werden 
können. Auch wäre es der Arbeit zugute gekommen, wenn die Stellung 


des Gewerbes innerhalb derwandter Modegewerbe eingehender behandelt 


worden wäre. 

Dem Verfaſſer iſt eine dreijährige Tätigkeit im Gewerbe zu⸗ 
ſtatten gekommen. Seine Schrift, die nach der bisherigen Entwicklung 
des Gewerbes eine Wiederbelebung der Ausfuhr erhoffen läßt, bereichert 


unſer Wiſſen über die tatſächlichen Zuſtände und den Werdegang eines 


Mode⸗ und Luxusgewerbes. 


Das gleiche kann nicht geſagt werden von der etwas dürftigen | 


Schrift Reins. Sie behandelt überhaupt nur die Porzellaninduſtrie, 


weshalb der Titel irreführend iſt. Sie kommt nicht hinaus über das, 


was in der Schrift von Propſt, Die deutſche Porzellan⸗ und Stein⸗ 
gutinduſtrie (Halle 1909), von Dr. Paul Wildner im Handbuch der 
Wirtſchaftskunde Deutſchlands und von mir in der Jubiläumsſchrift 


iſt. Die Ausfuhrzahlen ſind bis zum Jahre 1911 recht eingehend 
zuſammengeſtellt. Nur was über Ausſtellungen und über die Leip⸗ 
ziger Meſſe beigebracht wird, bildet eine Ergänzung der angeführten 
Schriften. Insbeſondere iſt zu vermiſſen eine l der N 


„ 


„die deutſche Induſtrie 1888— 1913“ (Berlin 1913, Weiß) ausgeführt 
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ſchaftsgeographie, ohne die die Entwicklung der Ausfuhr nicht ver- 
»ſtanden werden kann. Dem Verfaſſer iſt entgangen, daß der ſogenannte 
Nürnberger Bund nicht bloß ein wirtſchaftspolitiſcher Verband, ſondern 
auch neben „Nord und Süd“ die größte Einkaufsgenoſſenſchaft der: 
Kleinhändler für Glas⸗, Porzellan⸗ und Luxuswaren, ſowie Haus— 
und Küchengeräte iſt. f 

Berlin⸗ Mariendorf Cl. Heiß 


Kuczynski, R.: Ein Reichsfinanzprogramm für 1920. 
Tübingen 1920, J. C. B. Mohr. 66 S. 


Deer erſte Teil der Oſtern 1920 erſchienenen Schrift bringt eine: 
ſachverſtändige ſtatiſtiſche Kritik an dem durch die Steuergeſetzgebung 
von 1919/20 verwirklichten Erzbergerſchen Finanzprogramm, der zweite 
eigene Reformvorſchläge des Verfaſſers. Das Finanzprogramm mutet 
ihn an „wie die erfrorene Melodie in Münchhauſens Poſthorn“. Es. 
ſichert, wie er nachzuweiſen unternimmt, nur 10 ſtatt der von Erz— 
berger errechneten 19,63 Milliarden Mk., während der Bedarf, ohne: 
die Leiſtungen an die Entente, 17½ Milliarden beträgt. Kein Poſten 
ſtimme. An der Hand eingehender Nachrechnungen findet Kuczynski, 
daß die neuen Steuern höchſtens 11,32 Milliarden ergeben können, 
alſo ein Fehlbetrag von mindeſtens 6,18 Milliarden verbleibt. Die 
in den Anmerkungen (S. 28—66) niedergelegten Berechnungen, auf 
die ſich dieſe Kritik und Gegenrechnung ſtützt, verdienen ſorgfältige 
Beachtung und ſind der verdienſtvollſte Teil der Schrift. Zahlreiche 
Fälle von unzutreffenden Angaben, Flüchtigkeiten und Oberflächlichkeiten 
in den Denkſchriften, Begründungen der Steuergeſetzentwürfe und 
Reden des ehemaligen Reichsfinanzminiſters werden, beſonders an Hand 
der Statiſtik der preußiſchen direkten Steuern, aufgezeigt. Beiſpiels— 
weiſe gibt das Reichsfinanzminiſterium das durchſchnittliche Lohn— 
einkommen mit 7—8000 Mk. an. Nach Kuczynski würde das geſamte 
Lohneinkommen danach 120 Milliarden betragen bei einem von der 
Regierung ſelbſt auf 80 Milliarden geſchätzten Volkseinkommen. Angeſichts 
der Notwendigkeit unbedingt zuverläſſiger Berechnungs- und Schätzungs— 
unterlagen für neue Reichsſteuern verdient die Kritik des erfahrenen 
Statiſtikers eingehende Beachtung, um gemachte Fehler wenigſtens für 
die Zukunft zu vermeiden und überhaupt die Methode der Ertrags— 
und ſonſtigen Berechnungen ſo einwandfrei wie möglich zu geſtalten. 
Die eigenen Vorſchläge von Kuczinski ſind, da die Steuerreform 
keineswegs abgeſchloſſen iſt, nicht überlebt, ſtoßen aber auf ſchwere 
Bedenken. Das Notopfer will er durch eine einmalige, nicht raten— 
weiſe (ſchon weil der Geldentwertung dadurch nicht abgeholfen werde), 
ſondern auf einmal und ſofort zu entrichtende Abgabe in Höhe von 
nicht weniger als unterſchiedslos der Hälfte aller Vermögen erſetzen. 
Die Gründe dafür ergänzt er durch eine Widerlegung der Gegengründe. 
Enthalten beide auch manches Treffende, ſo iſt, die Radikalkur dem 
geſchwächten deutſchen Wirtſchaftskörper doch nicht zuzumuten. Der 
Hauptgrund, daß die Preiſe dadurch auf die Hälfte ſinken werden, iſt 
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eine recht unſichere Annahme, beſonders weil dieſe ſich weſentlich mit 


auf der Zufuhr ausländiſcher Erzeugniſſe aller Arten und Grade auf⸗ 


bauen, und die deutſche Valuta ſchwerlich a tempo ſo hoch ſteigen 
wird, wie für ſolchen Preisſturz erforderlich wäre. Es ſei denn, daß 
man mit Dalberg eine unmittelbare und — auch dem Grade nach — 


automatiſche Einwirkung der Valutabewegung auf die Höhe der Inland⸗ 
preiſe annimmt. Denn weder die Zahlungsbilanz noch das Vertrauen 
des Auslandes würden durch ſolche Abgabe in dieſem Maße zum Vor⸗ 
teil unſerer Valuta beeinflußt werden. Daß die Unternehmungen 


weniger Betriebskapital brauchen werden, wie Kuczynski gegen die mit 


Recht zu befürchtende Schmälerung des volkswirtſchaftlichen Betriebs⸗ 
kapitals anführt, hängt aber auch von dem nicht zu erhoffenden Preis⸗ 
ſturz auf die Hälfte ab. Er hält freilich die große Geldflüſſigkeit nur 


für ein Symptom volkswirtſchaftlicher Krankheit. Die Ungerechtigkeit 
des einheitlichen Steuerſatzes von 50 „% wird dadurch, daß es „irgend⸗ 
eine Regel für das Verhältnis von Vermögenshöhe und ſteuerlicher 
Leiſtungsfähigkeit nicht gibt“, wenn dies wahr iſt, nicht beſeitigt. Man 


braucht nur an das Schickſal der Kleinrentner zu denken, das jetzt 
ſchon traurig genug iſt. Überhaupt würde die Radikalkur der Ampu⸗ 


tierung aller Vermögenshälften dem Mittelſtande einen tödlichen Stoß 


verſetzen und das Gegenteil einer ſozialen Mittelſtandspolitik ſein. 
Gerade der Mittelſtand hat es aber, auch im Intereſſe des Volks⸗ 
ganzen, am nötigſten, pfleglich behandelt zu werden. Und welche 
Bevorzugung der Vielen, die große Einkommen bei geringem oder 
keinem Vermögen beziehen, der Vorſchlag in ſich ſchließt, ſei nur an⸗ 
gedeutet. Den Ausfall an Erbſchafts⸗ und Kapitalrentenſteuerertrag 
bei Ausführung ſeines Planes will Kuczynski decken durch ſeinen 
früheren Vorſchlag eines Pflichtteilsrechtes des Reiches bei Hinterlaſſung 


von weniger als drei Kindern oder Nachkommen von drei Kindern. 


Die Höhe der jetzigen Erbſchaftsſteuer, bis zu 90 %, erledigt dieſen 


Plan. Endlich ſoll eine verbundene Aufwand⸗ und Vermögenszuwachs⸗ 


teuer die Einkommenſteuer ergänzen — eine Zwickmühle für jeden 
Pflichtigen, da man ſein Einkommen entweder verzehrt oder erſpart. 


Jeder Aufwand ſteht aber heutzutage unter dem Druck der noch immer 
wachſenden Geldentwertung. Sein an ſich unſicherer Wert als Maß⸗ 


ſtab ſteuerlicher Leiſtungsfähigkeit ſinkt parallel mit dem Geldwert. 


Der von Kuczynski zugelaſſene Abzug von 6000. Mk. und weiteren 


je 2000 Mk. für jeden Haushaltangehörigen iſt daher nicht nur, wie 
jede ſolche Grenze, ganz willkürlich, ſondern auch heute, wo 5000 Mk. 
geſetzlich unpfändbares Lohnminimum ſind, längſt überholt. 


Im Hintergrunde aller derartigen Pläne ſteht die Erkenntnis, daß 
mit Steuern allein, auch in der verſchleierten Form von Zwangsanleihen, 


dem Reichsfinanzelend auf die Dauer nicht beizukommen iſt. Erſchöpfend 
laſſen ſich die Vorſchläge von Kuczynski natürlich hier nicht würdigen. 
Nur ſei noch kurz auf die pſychologiſche Seite hingewieſen: die Er⸗ 


lahmung des Antrjebs zum Wirtſchaften durch zerſtörend wirkende 


Steuern. | 
Marburg a. d. Lanèn Be H. Köppe 


enge endete Bücher und Zeitſchriften 


— bis Ende November 1920 — 


| Bücher und Broſchüren 


1. Allgemeine Politik 


Bernhard, E.: Die Polenfrage. Dritte, neu bearbeitete Auflage. München 
und Leipzig 1920, Duncker & Humblot. IX u. 572 S. 


jellen N.: Die n und die Weltkriſe. Leipzig u. Berlin 1921, 
8 B. G. Teubner. 249 s 


— Brunei zu einem ce der Politik. Leipzig 1920, S. Hirzel. 
Lamingſch⸗ H.: Völkermord oder Völkerbund. Haag 1910, M. Nijhoff. 


S nn Guſtav: Zwanzig Jahre use olitik. München u. Leipzi 
N 1920, 50 0 & Humblot VI u. 5 1 


Spann, D.: Vom Weſen des 9 Was iſt deutſch? Eger 1920, 
Böhmerland⸗Verlag. 22 S. i 


2. Geſetzgebung und Verwaltung 


Eckardt, P., und Kuttig, E.: Das internationale Arbeitsrecht im Friedens⸗ 
vertrage. Nebſt Anhang: Die ſo ag Verſicherung in den abgetretenen 
Gebieten. Von A. Manes. Berlin 1920, Franz Vahlen (9. R. Engel⸗ 
mann). X und 133 S. n us rd dem Kommentar zum 
Friedensvertrag. Herausg. von Schück 


Goldſchmidt, Hans: Eigentum und eee in ihrem Verhältnis 
17 ne Marburg 1920, Elwertſche Verla Hane 
a zum Handels⸗ Gewerbe⸗ und Landwirtſchafts⸗ 

| recht. Herausg. von E. Heymann, Nr. 31.) 
Kacke © L.: we Schweigebefehl. ae 1920, J. C. B. Mohr. 
. — Das neue Arbeitsrecht Berlin 1920, J. Springer. VI und 


Nanda 8.9 Der Bunbesftaot als Rechtsbegriff. Tübingen 1920, 
hr. XII u. 
5 H. C.: bene pe g und diktierter Vertrag. Jena 
1920, uſtav Fiſcher. VI u. 16 ( 
ſchaftsrecht zu Jena. Herausg. von J. W. Hedemann. Nr. 1.) 


Kußdaum, 100 8 Das neue deutſche Wirtſchaftsrecht. Berlin 1920, J. Springer. 


* J.: 12575 Bundesſtaatsrecht der Schweiz. Berlin 1920, 
J. Springer. XII u. 247 S. 

Schröder, N. und Bit, Pr Deutſche Rechtsgeſchichte. 2. Aufl. Berlin 

f 5 S (ch 1920. J Göſchen) wiſſenſchaftlicher erleger, 2 Bde. 160 u. 
(Sammlung Göſchen.) 


o e 


302 1 J25⁵0 


ier des Inſtituts für Wirt⸗ 


f a 1818. 2.5 Fr.: Die n | des Deutſchen Reichs 85 11. Auguſt 


2. Aufl. Bonn 1920, A. Marcus & Weber. 208 S 


Stimming, M.: Deutſche Berfaffungsgeficte vom Anfange be 19. Jahr⸗ 
hunderts bis zur Gegenwart Leipzig und Berlin 1920. 118 S. (Aus 
Natur und Geiſteswelt, 639) 
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au H.: Segel und der nationale ee in Deutfelanb, 
Leipzig und Berlin 1920, B. G. Teubner. VI u. 210 S. 


Lene Ficher Sozi lol aan über das a Volk. Jena 1920, 


III u. 


. Mar: ehem ufer zur Meligionsfogiologie. Bd. 1. . d 


* 


4. Volkswirtſchaftliche Sheorie 928 ihre Geſchichte. 
f Allgemeine volkswirtſchaftliche Fragen 


Budge, S.: Der Kapitalprofit. Jena 1920, Guſtav Fiſcher. XII u. 155 S. 


Obft, G.: Volkswirtſchaftslehre. Zweite, vollſt. er Auflage. 


Stuttgart 1920, C. E. Poeſchel. XII u. 3 343 S. (Sammlung kauf⸗ . 


männiſ cher Unterrichtswerke, 18. Band.) | 


Oswalt, H.: Vorträge über N chaftliche Grundbegri e, 2. Au Jena 
1920, G. Fiſcher. VIII u. 65 G gie, fr. 3 


Schwarz, D. G.: ra = Nationalökonomie. Berlin 1920, | C. Hey ⸗ & 


manns Verlag. 144 


Stolzmann, N.: Grundzüge 558 B iloſophie der Volkswirt aft. ena 
S 1920 8“ Fischer . hiloſophi ſchaft. J 


1 Wife G.: e EN und Finanzprobleme. Berlin 
eipzig 1920, Vereinigung wiſſenſchaftlicher Verleger, 92. S. ö 


Wilbrandt, N.: Ökonomie. Ideen zu einer Philoſophie A e 
der Wirtſchaft. Tübingen 1920, J C. B. Mohr. VIII u. 2 S. 


58. Wirtſchaftsgeſchichte und Wirtſchaftsgeographie 


Zur Gef chichte der deutſchen Eif e Feſtſchrift zur Si die 
| e | 


nung des 8 eutſcher n 


920, L Schwann. 274 


6. Landwirtſchaft, Forſtwirtſchaft, diſcherei 


von Dietze, Conſtantin: BE Agrarreſorm und age 
Leipzig u erlin 1 ©. Oſteuropa⸗ e uellen und 
Studien, I Abt., 3. Heft .) 


€ 


} 


7. Bergbau und ARTEN 


Behrend. 570 Die Kupfer⸗ und Schwefelerze von Oſteuropa. Leipzig und | 


Berlin 1920, B. G. Teubner. an und 88 S. (Oſteuropa⸗ e 
Duellen Ar Studien, III. Abt., 3. Heft) 


Flegel, K.: Die wirtſchaftli e 1 der Montaninduſtrie Rußlands 
und Polens. Leipzig und Berlin 1920. VIII u. 101 S. (Oſteuropa⸗ 
Inſtitut, Quellen und Studien, III. Abt., 1. Heft.) 


von zur Mühlen, L.: Die Olſchiefer des europäiſchen Rußlands. Leipzig 


N 


und Berlin 1920, B. G. ame 31 S. e Quellen 


und Studien, II. Abt., 4. Heft.) 


= Schrepfer, K.: Das Handwerk in der neuen Wireſcaft München und 


Leipzig 1920, Duncker & Humblot. 


Willm dr M.: Zur Frage der Ro ftoffverfor ung der deutſchen ute⸗Induſtrie. 
A a 15205 Gustav Fiſcher. 5 7 S. 1 robleme der Beitoizihaf, 
erausg. von B. Harms. 8 N 


* 


\ 
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8. Handel und Handelspolitit 


Ba „ F. W.: Unterſuchungen über Lebensmittelrationierung im Kriege. | 


Rünchen o. J., G. D. W. Callwey. 


Br ge G.: e 1 Sen des Wirtſchaftskrieges. Tübingen 1920, 
Mohr 


9. Verkehr und Verkehrspolitik 


Sax, Emil: Die Verkehrsmittel in Volks⸗ und Staatswirtſchaft. II. Band: 
Land⸗ und an Poſt, Telegraph, Telepfhan Berlin 1919, 
J. Springer. IX u. 

Weld, E. W.: Indias a for transportation. New York 1920, 
Columbia University. 127 ©. (Studies in history, economics and 
public law. Vol. XC, Nummer 2, Whole Number 206.) 

j 10. Geld., Bank: und Börſenweſen 


Behnſen, H. und Genzmer, W.: Valuta⸗Elend und Friedens-Vertrag. 
Leipzig 1920, F. Meiner. 72 S. 


Cobnge 18 W Kann das Geld abgeſchafft werden? Jena 1920, G. Fiſcher. 


1 Bi Die Seele des Geldes. Jena 1920, G. Fiſcher. XVI u. 370 S. 

Inflationen. Ihre Entſtehung, ihr Verlauf und ihre Heilung an geſchicht— 
licher Beiſpielen dargelegt. Sonderbeilage des Bankarchivs. Herausg. 
in Gemeinſchaft mit dem Wirtſchaftsdienſt des Hamburgiſchen Welt- 
wirtſchafts⸗Archivs. 20 S. 

Kaulla, N.: Die ee des Geldwerts. Stuttgart und Berlin 1920, 
Deutſche Verlagsanſtalt. 96 S. 


„Singer, K.: Das Geld als 15 5 Jena 1920, G. Fiſcher. VI u. 206 S 


Süß, G.: Das i im beſetzten . München 1920, Drei 
Masten-Berlag. 181 S 


11. Bevölterungslehre und Debbie rung ee 


12. Sozialismus 


Goebel, O.: Entwicklungsgang des ruſſiſchen Indus e e bis zur 
erſten Revolution (1905). Leipzig und Berlin 1920. B. G. Teubner. 
44 S. (Oſteuropa!Inſtitut, Quellen und Studien, I. Abt., 4. Heft.) 
Köhler, Siegfried: Die 20. 0. Jeet horn 1905— 1917. 
Leipzig und Berlin 192 G. Teubner. VII u. 106 S. (Oſteuropa⸗ 
Inſtitert Quellen und Studien, I. Abt., 5. Heft.) 
wagt W.: Der Bolſchewismus. Berlin, N und Leipzig 1920. 
W. Kohlbammer⸗ XXIII u. 368 S. 


13. Sozialpolitil 


Ayusawa, J. F.: International labour legislation. New York 1920, 
Columbia University. 258 S. (Studies in History, Economics and 
Public Law. Vol. XCI, Number 2, whole Number 208.) 


Entwurf eines Geſetzes betreffend Arbeitsvermittlung und Arbeits⸗ 
loſenverſicherung. Bearbeitet von der Handelskammer zu Berlin 1920. 


Günther, A.: Lebenshaltung des Mittelſtandes. München u. Leipzig 1920, 
Duncker & Humblot. XII u. 177 S. (Schriften des Vereins für ozial⸗ 
politik 146/11.) : 


Breuer, = Die Methoden der Handelsſtatiſtik. af er 
ningh. X u.190 S. (Görres⸗Geſellſchaft. Verö entlichungen der Belt 5 n = 


— | 
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= Herrmann, Kurt: Keuerung und Lohn. Berlin 1921, C. Heymanns Verlag . 
54 S. 
Hüpeben, Th.: Zur Arbeitsloſenverſicherung. Leipzig 1920, 8. Meiner 


45 S. (Krankenkaſſenbibliothek, Heft 18.) 8 
2 Kumpmann, K.: Die 0 ia und ihre Belämpfung, Tübingen 1920, . 
N J. C. B. = 


Mohr. VIu 


Robinson, J. G.: The amalgamated association of iron, steel and:tin 
workers. Baltimore 1920, Johns 1888 15 Press. 162 S. (Johns 
Hopkins University Studies XXXVIII, 2.) 


Sa 7 80 ur Organiſation der Eignungspfychologie. Leipzig 1920, 
5% Barth. 16 S. Get 140 zur ace de 
des Wirtſchaftslebens, Heft 14 


| Schulz, H.: Wahl und Auf gaben der Betriebsräte. Zweite, verbeflerte und | 


erweiterte Auflage. Bell in 1920, Julius Springer. VI u 


Seyfert, E. W.: Der Arbeitsnachweis 9 . 106 der e Mafsineninbuftri 85 


erlin 1920, Julius Springer. 
14. Genoſſenſchaftsweſen 


9 15. Finanzen 


Dalberg, R.: en Allen 0 8 e Berlin 1920, E. Hey⸗ 


manns Verlag. 


Dr : Die neuen an Leipzig u. Berlin 1920, B. G. Teubner. u 
Aus Natur und Geiſteswelt, 767.) i 


a Bein: la Jena 1920, G. Fischer x, u. 8 8. 


16. Verſicherungsweſen 


17. Statiſtik 
aderborn 1920, 8.5 


für Rechts⸗ und Sozialwiſſenſchaft, 39. Heft.) 


Die Ergebniſſe der Wohunngsgählung vom 1. Dezember 1910 in den 

Gemeinden Aarau, Boden, Ennetboden und Brugg. Leipzig und 
Berlin 1920, B. G. Teubner. 108 S. (7. Krgenzungeßeft zum Deutſchen 

Statiſtif chen Zentralblatt.) 


Hersch, L.: Linégalité devant la 895 d'après les statistigues de la ville | 
de Paris. Paris ec Recueil N 54 S. e 


18. Verſchiedenes 


Der Juriſt und der Volkswirt. Herausg. von der Deutſchen gentralſtelle 


für Berufsberatung der Akademiker. Berlin 1920, Furche⸗Verlag. 85 S. 
(Die akademiſchen Berufe, Band V.) 


Nickli .: Der Weg aufwärts! Organi ation. Stuttgart 195 0 
ee Poeſchel Verlag. VI 925 „„ 8 


Tönnies, F.: Hochſchulreform und Soziologie. Jena 1920, G. Fiſcher. 36 S. 


von A u, Ss Fi Biologiſche Briefe an eine Dame. Berlin 1920, Gebr. 
aete 


Sonelterz 3 XIIyV I. 20 


er ee und . 


N 


Auf itz in Seiſchriften Fr 
1. Allgemeine Politik 


= erg C.: Weltpolitik und Weltwirtſchaft im 19. Jahrhundert. Welt⸗ 


wirtſchaftliches Archiv, 1. Oktober 1920, S. 186 ff. 


nz, F.: Wandlungen der internationalen Bintfgaftspoiit Weltwirt⸗ 
ers gaftliches Archiv, 1. Oktober 1920, S. 202 ff. 


2. Geſetzgebung und Verwaltung 


Francke, E.: Das einheitliche Arbeitsrecht in Deutſchland und ſeine Orga— 
niſation. Soziale Praxis, 20. Oktober 1920, S. 1303 ff. 


Biel Fr.: Staatsrecht er a aaeblet, SEITEN für Völkerrecht. 


I. Band, 4. Left S. 4 


8. Sozial. und Rechtsphiloſophie 


Delbrück, : Die ee Preußiſche Jahrbücher, 


Novem er 1920, S. 1 
tober 1920, S. 24 


| Singer, K.: Die a Soziologie. Weltwietfänftligen Archiv, 1. Ok⸗ 


4. Bottawissfeaftliche Theorie und ihre Geſchichte 
N Allgemeine volkswirtſchaftliche Fragen 


Fetter, F. 5 Price economics versus welfare economics. American 
economic review. September 1920, ©. 467 ff. 


Haney, H. L.: Integration in marketing. American economic review. 
| September 1920, ©. 528 ff. 


Howard, St. E.: Interest, rent and normal return on u capital invest- 
ment in their relation to manufacturing costs. American economic 
review, September 1920, S. 546 ff. 


Mitſcherlich, W.: Skizze einer al en entheorie. Weltwirt chaftliches 
gie 1. Lise ien S. 165 ff. * Ra 


j 18. Wirtſchaftsgeſchichte und Wietſchaftsgeog te 


Blum: Betrachtungen zur Berteßrögengrapbie Schluß). Archiv für Eiſen⸗ 
bahnweſen, September / Oktober 1920, S. 841 ff. B j 


= mann, Wirtſchaftliche Streiflichter aus Rußland. Der Oſterreichiſche 
8 eke " Otober 1920, &. 5 ff. B ſterreichiſch 


e Landwirtſchaft, Forſtwirtſchaft, Fiſ cerei 


Bulletin de statistique agricole et commerciale. Herau Okboben vom 
Institut International d Agriculture. Rom, Januar bis Oktober 1920. 


Bulletin mensuel des Institutions économiques et sociales. Heraus⸗ 


‚gegeben vom ent International d’Agriculture. Rom, Januar bis 


eptember 1920. 


Bulletin mensuel des renseignements agricoles et des maladies 488 
dem Je Herausgegeben vom Institut . d' ‚agrionlbure, 
om; Januar bis Nai 1920. on 


. 1:68 werden hier nur ſolche Aufſätze einge endeter Zeitſchriften angeführt, 
die der. Schriftleitung zu fothe ufäe einge a 00 i gef 5 


/ 
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| 7. Bergbau und Induſtrie 


Hertz, Fr.: Die Kohlenfrage in O terreich. Der Oſterrei i che Volkswirt 
0 1 BEE 1920, S. 1 119 ff. f a 
Reifen, 88 N Selbſthilfe. Preußiſche Jahrbücher, Auguſ 1920, 


Wi elm, J.: Der Wiederaufbau der 1990 IN, Wirtſchaft. Der Oſter⸗ 
weg e 11. Eke 1920, S. 9 ff. 0 . 


8. Handel und Handelspolitik 


von u nn Zeitſchrift für * XI. Band, 
8 e 


9. Verkehr und Verkehrspolitik 


Rich, E. J.: The „ act of 1920. American ı economic review, | 


September 1920, S. 507 ff. 
Weſtenberger: Friedrich Liſts Wirken für ein deutf ches Ei enbanf tem (Fortſ.). 


N m en September / Oktober 1920, S 
| 10. Geld⸗, Bank⸗ und Börſenweſen | 


Bielſchowsky, E Die Breißherwegun des Silbers ſeit Kriegsbe inn. Bank⸗ 
| ee 1. Sttober 1920, S. 2 fl 0 0 


Chlepner, B. 8.: Le chöque a en gn Belgique Revue de Pnstitut de | 


Sociologie, Novembre 1920, S. 9 


Federn, W.: Zur Frage des qualitativen Unterſchiedes gwifeen Banknoten u 


und Giro⸗Guthaben. Bankarchiv, 15. November 1920, S 


Hoffmann. W.: Die Berliner en N des — II. | 


Conrads Jahrbücher Auguſt 1920, S. 9 


Liefmann, R.: Kapitalbildung und Rei swirt a sbank. Bankarchir 
fm November 1920, S. 37 ff 0 100 f f 


1920, 


Merzbach, 938 5 K Terminhandel in Deviſen. Bankarchiv, 1. November 


. Be 


Voigt, A.: Theorie des Geldvertehrs. Beitfrif 4 Sogiatiifenfänft, A 


1920, Heft 7 u. 8, S. 337 ff.; Heft 9 u. 10, © 


Weil, B.: Die Einführung der franzz . = rung in El a Lot ringen. 
— 1⁵ Septen 1920. 8.206 5 0 ja bring 


11. Vevölkerungslehre und Bevölterungspeliett 


Manſchke, R.: Die Bewegung der Bevölkerung und die Ergebniſſe der 
amllienſtatiſtik im 1 . . ne „Zeitſchrift für e 


EN 1920, Heft 7 u. 
12. Sozialismus 


| Göppert, fe Der En Stand der Sozialifterungsfrage. Bantarchiv, | = 
| o 


ber 1920, S 


Jenſſen, O.: Die internationale 81920. S 4 des 133 m von Halle a. S. 5 


Der Kampf, Wien, November 1920 


Kaſſowitz, T.: Die Sozialiſierung des deutſchen Koslenbergbaues. Der Oſter⸗ 
= ar Boltswirt, 9. Oktober 1920, ©. 22 ff. 


5 Gr 13. Sozialpolitit 


5 Th.: - und Betriebsräte. Soziale Praris, 8. No⸗ 


vember 1920 S 
20 * 
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von Dewitz: Die Gewinnbeteiligun int ihr pſychologiſches Moment. 
Preußiſche Jahrbücher, November 1920, S. 145 45 ff. 


Francke, E.: Amtliche und freie Sozialpolitik. Sdziale Praxis, 10. November 
1920, S. 1375 ff. 

Herrnſtadt, E.:: Die gegenwärtige Lage der Arbeitsvermittlung in Deutſch⸗ 

land. Zeitſchrift fü ür Sozialwiſſenſchaft, 1920, Heft 9 u. 10, S. 445 ff. 


Kaſſowitz, Die Vorgeſchichte des engliſchen Kohlenſtreiks. Der Oſter⸗ 
ſireichiſche & Volkswirt 7830. Oktober 1920. Cl. 70 70 ff. 


Röhling: Die den von Arbeitsſtreitigkeiten zwiſchen den Eiſenbahn⸗ 

ſellſchaften in den Vereinigten Staaten von Amerika und ihrem Per⸗ 

onal nach dem Transportation Act vom 28. Februar 1920. Archiv für 
Eiſenbahnweſen, September Oktober 1920, S. 775 ff. 


Simon, H.: Abbau oder Reform der Armenpflege. Soziale Praxis, 22. Sep⸗ 
tember 1920, S 1199 ff. 
Steinib, = 47 f.. Frage der Indexlöhne. Svoziale Praxis, 6. Oktober 1920, 


14. Genoſſenſchaftsweſen 


Kaufmann, H.: Die Genoſſenſchaftsbewegung im Deutſchen Reiche im erſten 
ea 1920. Internationales Genoſſenſchaftsbulletin, September 1920, 


15. Finanzen 


Camst k, A.: British income tax reform. American economic review 
Sep ember 1920, S. 488 ff. 

Gothein: Neue Wege, die Finanzen zu ſanieren. Bankarchiv, 25. Oktober 

| 1920, ©. 23 ff. 

von der 1 5 we Finanzen der Reichsbahnen. Bankarchiv, 25. Oktober 


7 


16. Verſicherungsweſen 


17. Statiſtit 
Meerwarth, R.: Über Teuerungsſtatiſtik und Indexzi a Deutſches Stati⸗ 
Kader Zentralblatt, Augu nder 1920. B 85 0 07 ff. ſch 
18. Verſchiedenes 


Tönnies, .: Soziologie und Hochſchulreform. Weltwirtſchaftliches Archiv, 
| tet 8: Suppe 25 5 ſchaftliches Archi 
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Dunder & Sumbtot, mu —— e 


"mitte 1919. wurde fertiggeneitt 


2 Lehrbuch des 
deutſ . Staatsrecht 


Von 
ge Mey er 


weiland ord. 3 der sehn in Seidelberg 


vs dem Tode des verfaſſers in fü ebenter Auflage bearbeitet 


mit einem Nachtrag über die ſtaatsrechtlichen N 

Reformen und Reformbeſtrebungen während der 

Kriegszeit, über Urſachen und Ausbruch der Re- 
volution und die des . 


Pr Gerhard A 


| ee. Juſtizrat, ord. prof. a. d. Univerſi tät 8 5 = . 
m. XII und 1167 Seiten 8 
J 3 Teilen geh. m 48.—, in ] Salbleinenband geb. m. I | 


„Die legte zeitgensſſiſche Beſchreibung des geſamten deutſchen Staatswefens, 
jo wie es. vor der Umwälzung in Reich und Einzelſtaaten ausgeſehen hat. Möge 
es dem Nachlebenden Bunde bringen von der rechtlichen Geſtaltung dieſes Staats⸗ 
weſens, und möge es über dieſen feinen nächſten rechtswiſſenſchaftlichen 3wed hinaus 
die Erinnerung wachhalten an eine Epoche deutſchen Staatslebens, die unſerm 
Volke mit der Erfuͤllung ſeines Einheitstraumes ein vordem von vielen erſehntes, 
von wenigen für moglich gehaltenes maß von Macht, Gluck und Glanz gebracht 
hat. Die nach uns kommen, werden ſagen konnen, ob diefe Epoche in der deutſchen 
SGeſchichte nur eine Epiſode war, und ebenſo müffen wir es ihrem Urteil überlaffen, 
ob die Ergebniſſe der Revolution von 1918 gegenüber dem, was an politiſcher 
Freiheit und ſozialer Gerechtigkeit im bisberigen Deutſchen Reich ſchon vorhanden 
war oder doch ohne gewaltſame Umwälzung erreichbar geweſen und auch ſi N 
e worden . in 8 Sinne einen Fortſchritt bedeuten.“ 
| (Aus dem Vorwort) \ 


‚Das. Belle, ı was wir haben, und den Rollegen des ganzen Reichs als wiſſen⸗ 
ſchaftliche Grundlage offentlich⸗ rechtlicher Betätigung auch 12% der Seat 2 


& ee dringend zu empfehlen.“ 
Jiuſtizrat Dr. Friedrichs in der Juriſtiſchen wogenſceife J. 8. 1819. 
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Soeben erſcheint 


Guſtav von Schmoller 


3 J a ahre 


deutſcher Politik 
897-1917) 


Gr. 80. VI, 208 Seiten auf holz freiem Papier. 
Preis geheftet 18 Mark, gebunden 25 Mark 


* 


it wachſendem Erſtaunen und tiefer Bewegung 
I P wird man die hinterlaſſenen Gedanken Guſtav 
Schmollers leſen, eine unvergleichliche unparteiiſche 
Darſtellung der Sauptmomente der äußeren und 
inneren Politik des Deutſchen Reichs in jenen wich⸗ 
tigſten Jahren, der herzerſtickenden Tragödie des 8 
Glücks und Niedergangs dieſes mächtigen Reichs. ee 
Nie wurde mit fo abgeklärter Weisheit und mit fo 
erſtaunlicher Treffſicherheit für Unwägbarkeiten inner⸗ 
halb menſchlicher und politiſcher Verſtrickungen er⸗ 
zählt, was dieſe zwanzig Jahre vor dem Kriege 
wirklich bedeuten, wie ſie — jetzt unverkennbar — 
trotz ſcheinbar glatter und ſatter Bahnen der töd- 
liche Weg zur Kataſtrophe wurden. Kabinettſtücke 
wie „Das erwachende Verſtändnis für Ariſtokratie 5 
und Bureaukratie in der radikalen und ſozialiſtiſchen Yo: 
Literatur“ oder „Karl Mary und Werner Sombart!, . 
„über die heutige deutſche Judenfrage“ u 
finden fib in der zeitgenöſſiſchen : 

Literatur über Politif und 

ſoziale Fragen nicht wieder! 
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Allgemeiner Teil 


Amtliche Veröffentlichungen, 


Finanz⸗ und volkswirtſchaftliche 

ö Zeitfragen (Georg Schanz . Julius 
Wolß). Heft 161. A Guradze. 

nahe Staatswi enſchaft⸗ 
liche e Biermann⸗ 
Kähler). Bd. 1. A Rechlin. 

Groß⸗ Samburgiiee Strei agen, 
hrsg. v. Fred. S. Baumann. Heft 4 

A Schumacher. 

Kölner Studien zum Staats- und 
Wirtſchaftsleben, Heft VI. A Rein. 

Moderne N eee 
„ Heft 6. A Adler 

Münchener volkswirtſchaftliche 

Studien (Brentano-Lob), . Siu 143. 
A Häberle. 

Nationalekonomiska studier tilläg- 
nade Professor David Davidson. 
Ekonomisk Tidskrift, Jahrg. 1919, 


Teil II. K. Amark r. 


Neuere Erhebungen von Wirtſchafts⸗ 
1 4 rechnungen im "Sn und Auslande. 


Sammelwerke und Ahnliches 


Beiträge zur Kenntnis der Lebens⸗ 
1 8 im vierten Kriegsjahre. (20. u. 

1. Sonderheft zum Reichsarbeitsblatt ) 
Gerhard Albrecht r. 
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(Har 


a nen Wiſſenſchaft. 
Marbe. 
Boltsgemeinſchaft; Der Geiſt der 
neuen Volksgemeinſchaft. Eine Denk⸗ 


et für das deutſche Volk, hrsg. v. 


entrale für Hermatbienft Berlin 
1919. Rudolf Eucken r. 
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Is _ 


wiſſeuſchaft (Bücher), L III 
gänzungsheft. A Thieme. 

Zürcher volkswirtſ . Start 
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1 des ſubjektiven Geldwertes 


78. — 7. Unbrauchbarkeit des Geldes 
als 8 des ſubjektiven Güter⸗ 
wertes 181. | ir 
General- Land⸗Bank: ſ. Pfandbrief. 
i ſ. Kapital- und Geld: 

markr. | | 
Geſchichtsphiloſophie: ſ. Soziologie. 
Geſchichtswiſſenſchaft: ſ. Kulturge⸗ 


ſchichte. 
Geſellſchaft: ſ. Gegenwartsfragen. 


Grenznutzenprobleme: ſ. Preis. 


Grundrente: ſ. Bodenpreiſe. 


Ee e ſ. Bürgerliches 
Recht. 

Güterverteilung: ſ. Gegenwartsfragen. 
Guizot: ſ. Kulturgeſchichte. 


Halbſtaat: ſ. Marxismus. 
Hamburgs Schiffahrt: ſ. 
intereſſe. 
Handfeſten: ſ. Pfandbrief. 
Hegel: ſ. Kulturgeſchichte. 
Hegel: ſ. Staatsphiloſophie. 
Herzfelder: ſ. Geldwert. 
Heyer: ſ. Wohnungswirtſchaft. 
Hilferding: ſ. Bankweſen. m 
Hochſchulbildung: ſ. Staatswiſſen⸗ 
ſchaftliche Studien. 
Hochſchulunterricht: |. Staatenkunde. 
Wee ſ. Wirtſchaftsge⸗ 
ichte. 


Reeder⸗ 


Induſtrialiſierung des Landes: s. 
Marxismus. ur, . 
Inſeratweſen: ſ. Tagespreſſe. 


Kampffmeyer: 1. W ohnungswirtſchaft. 


Kapital⸗ und Geldmarkt: Der Be⸗ 


griff des Kapital⸗ und Geldmarktes. 
E 981—1000. Begriffe des Geſchäfts⸗ 
lebens und der volkswirtſchaftlichen 
Theorie 981. — Begriffsbeſtimmung 
mit Hilfe des Vermögens⸗ oder Er⸗ 
werbskapitalbegriffes 982, — mit Hilfe 
des Kreditbegriffes 984, — mit Hilfe 
der Bildung der Gewinnrate des Kapi⸗ 
tals 987, — mit Hilfe des Markt⸗ 
begriffes 988, — notwendige Weite 
des Kapital- und Geldmarktbegriffes 
989, — Beſtimmung des Kapital- 
marktes und des Geldmarktes durch 
lange und kurze Hingabefriſten 990, 
— durch die Nutzung beim Kredit⸗ 
nehmer 992, ſtatt Beſtimmung des 
Begriffes Zuweiſung eines anderen 
Inhaltes 998. 
Kapitalismus: Bemerkungen über Be⸗ 
griff und Weſen des Kapitalismus. 
E 203—214. Über Paſſows Buch 
„Kapitalismus“ 203. — Fehlerhafte 
Terminologie des „Kapitalismus“ 204. 
— Kritik des Paſſowſchen Begriffs 
„Kapitalismus“ 211. — Eigene Bes 
griffsbeſtimmungen 212. 
Kapitalismus: I Geldpolitik. 
Kapitalismus: 
Kapitalmonopol: ſ. Marxismus. 
Kaen Die Tatſachen der 
Klaſſenbildung. E 1041 — 1070. — 
1. Das Klaſſenproblem 1041. — 2. Die 
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Klaſſenmerkmale 1046. — 3. Die Tat- 
ſachen der Klaſſenbildung 1047. — 
4. Zuſammenfaſſung der Ergebniſſe 
1061. — 5. Neue Aufgaben der Sozial⸗ 
ſtatiſtik 1062. f 
„Klaſſenkampf: ſ. Gegenwartsfragen. 
Klafſenmerkmale: ſ. Klaſſenbildung. 
Klaſſenproblem: ſ. Klaſſenbildung. 
Klaſſenverſöhnung, Staat als Organ 
der —: f. Marxismus. 5 
Kommunismus: ſ. Geldpolitik. 
Kommunismus: |. Marxismus. 
Konſumgrenzertrag: ſ. Preis. 
3 echte: ſ. Preis. 
Koſten, unechte: ſ. Preis. 
»Koſtgeſchäft: ſ. Deportgeſchäfte. 
Kraus: ſ. Preis. i | 
Kreditgeſchäft: ſ. Kapital⸗ und Geld- 
markt. 
Kriegsarbeit: ſ. Frauenarbeit. 
Kulturgeſchichte: Der Aufbau der 
europdiſchen Kulturgeſchichte. E 633 
—680. Die philofophiſchen Elemente 
des geſchichtswiſſenſchaſtlichen Denkens 
633 —635. — Beſchränkung der Uni⸗ 
verſalgeſchichte auf den europäiſch⸗ 
ameritaniſchenEntwicklungszuſammen⸗ 
hang 635 641. — Daneben die Uni⸗ 
verſalgeſchichte als vergleichende Ge⸗ 
winnung hiſtoriſcher Typen und Ge⸗ 
ſetze 641 643. Die von beiden 
Betrachtungsweiſen aus ſich ergebende 
beſondere Verwickeltheit der abend⸗ 
ländiſchen Kultur als Ineinander⸗ 
ſchiebung zweier Kulturkreiſe 643 — 649. 
Die Aufgabe einer Konſtruktion 
des Aufbaues der europäiſchen Kultur⸗ 
geſchichte 649650. — Das Problem 
der objektiven Periodiſierung als Hilfs⸗ 
mittel für eine ſolche Lonftruftion: 
Hegel, Ranke, Guizot, Spencer, La⸗ 
combe, Marx, Breyfig, Max Weber, 
Sombart 650-670. — Der Aufbau 
und ſeine Elemente 670 - 675. — Drei 
Folgeſätze, die ſich aus der Einſicht in 
das Verhältnis des ſoziologiſchen und 
des ideologiſchen Elementes aller Ge⸗ 
ſchichte ergeben 676—680. 
Kulturkreis: ſ. Kulturgeſchichte. 


Lacombe: ſ. Kulturgeſchichte. 
Landeskreditkaſſe: ſ. Pfandbrief. 
Landſchaftskaſſe: |. Pfandbrief. 
Laubenland: ſ. Reichsheimſtättengeſetz. 
Law: ſ. Pfandbrief. es 
Le Bon: ſ. Menge. 
Leihhaus: ſ. Pfandbrief. 
enin: |. Marxismus. 
Liefmann: ſ. Preis. 


— 
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Lo e ng Zum Problem der 


Lohnbemeſſung. E 1001 —1020. 1. Un⸗ 
terſcheidung zwiſchen Lohnformen und 


Lohnſyſtemen 1001. — 2. Die linearen 
und nichtlinearen Lohnformen 1001. 


— 3. Beſtimmung der vorteilhafteſten 


linearen Lohnform 1004 4. Ver⸗ 
gleiche zwiſchen verſchiedenen nicht⸗ 
linearen Lohnformtypen 1008. — 5. 
Lineare Lohnformen als Erſatz für den 
Rothertſchen Lohnformtyp 1014. — 
‚6. Einteilung der Lohnſyſteme 1015. 


— 7. Die in der Praxis eingeführten 


Lohnſyſteme 1016. — 8. Das Syſtem 
ungleicher Lohnform und ungleicher 
Stundenlohnſätze als Ideal 1017. — 
9. Grenzen der mathematiſchen Be⸗ 
handlungsweiſe 1019. | * 
Lo e ſ. Lohnbemeſſung. 
Lohnformiypen: ſ. Lohnbemeſſung. 
Lo 2 ſ. Lohnbemeſſung. 
Luſteinheiten: ſ. Preis. 5 


Mariendorf b. Berlin: ſ. Bodenpreiſe. 


„ ſ. Kapital⸗ und Geld⸗ 
martt. . 
Marperger: ſ. Pfandbrieſ. 

Mark 8 Bankweſen. 

Marx: fr Kulturgeſchichte. 

Marx: ſ Staatsphiloſophie. 


Marxismus: Bolſchewismus und Mar⸗ 
E 29—79. Einleitung: Die 


xismus. 
Wiederherſtellung des wahren Marxis⸗ 
mus 29—33. — I. Entſtehung und 


N 


Untergang des Staates 34-39. — 


II. Staat und Revolution 39—44. — 
III. Der Weg der ſozialen Revolution 
44 —49. — IV. Die Zerſtörung der 
Staatsmaſchine 49—54. — V. Die 
. Mittel der Zerſtörung des alten (bürger⸗ 
lichen) und die Schaffung des neuen 
(proletariſchen) Staates 54—59. — 
VI., Die Diktatur des Proletariats 
60—66. — VII. Die Form der neuen 
Grſellſchaſt 66— 72. — VIII. Die Vor⸗ 


ausſetzungen der ſozialen Reoolution 
72 - 79. 


Mehrheitsprinzip: ſ. Menge. 
Menge: wie große Menge und das 
Volk E 317345. Wie iſt joziales 
Wollen möglich? 317. — Drei Ur⸗ 
ſachen — Unterſchied, ob nur gleiches 
oder einheitliches Wollen? 319. 
1. Die Pſychologie der Menge — Le 
Bons⸗Theorem — Kritik. — 2. Ges 


trennter Haufen und geſammelter 


aufen — zufälliges und abſichtliches 
uſammenkommen — Vetſammlungen, 
die ſich ſelbſt verſammeln, und Ver⸗ 
ſammlungen, die verſammelt werden 
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5 — ungeordnete und geordnete nn ſich oſitivismus: ſ. Soziologie. 


felber ordnende und von außen ge⸗ 
ordnete — ungeordnet und ſchon ge⸗ 
ordnet zuſammenkommende. — Das 
„Volk“ — Volk, Nation, Staatsvolk 
— Volk als die große Menge — die 
verſammelte Menge 319 — 324. — 


3. Selbſtverſammlungen — wirtſchaft⸗ 
5 moraliſche Zwecke 


liche 
325329. — 4. Geladene, berufene, 
befohlene Verſammlungen — wiederum 


dreierlei Zwecke — Form der Ordnung 


— Verſammlung als ein Menſch— 


Unordnung durch Affekte — Unter⸗ 
ſchied von der wilden Menge — drei 
Wahrheiten 329334. — 5. Das 
Mehrheitsprinzip — Parteien — 
Wählerſchaften 334 —340. — 6. Ple⸗ 
biſzit und Referendum — Delbrück 


über den Volkswillen — Frauen⸗ 


wahlrecht — Verſtoß gegen Grund 


| . — Kritik 340 


| Methodenfragen: ſ. Soziologie. 


A Wohnungswirt⸗ | 
aft. | 
Mieterſchutz: |. Wohnungswirtichaft. | 


Mietpreife: ſ. Bodenpreiſe. 
Mietſteuer: ſ. Wohnungswirtſchaft. 
Mohr: ſ. Tagespreſſe. 


Nation: ſ. Menge. ö 


Nationalekonomiska studier tillägnade 


prof. David Davidson. K. Amark r. 
Nettokurs: ſ. Deportgeſchäfte. 


Notſtandsarbeiten:ſ. Arbeitsloſigkeit. 


Nutzen: ſ. Preis. 
Nutzgarten: ſ. Reichsheimſtättengeſetz. 


Opportuniſten: ſ. Marxismus. 
Owen: ſ. Bankweſen. 


Valmſtruch : ſ. Pfandbrief. 
arlamentarismus: ſ. Marxismus. 
artei: ſ. Menge. . 
eriodiſierung: ſ. Kulturgeſchichte. 
fandbrief: 

fandbriefs. E 805 —833. 
Plan 805. — Seine holländiſchen Vor⸗ 
bilder 807. — Hugh Chamberlain und 
John Law 810. — Reichsſtändiſche 
Bank in Stockholm 813. — Mar⸗ 
pergers Landſchaftskaſſen 819. — Oſt⸗ 
preußiſche Landeskreditkaſſe von 1729 
820. — Sir James Stewart 820. — 
Herzogliches Leihhaus und Le 
Projekte in Braunſchweig 8 
gebnis 830. n 
Plebiſzit: ſ. Menge. 


* 


Zur Vorgeſchichte des 
8 Bührings 


1. — Er⸗ 1 


Verſchwindens 


reis: Gleichförmigkeit von Preis und 
Nutzen. E 399—450 und 709 - 739. 
I. Einleitung. Schumpeters Grund⸗ 
geſetz des Grenznutzenniveaus. An⸗ 
wendung auf die Geldwirtſchaft. Lief⸗ 
manns 1155 vom Ausgleich der Grenz⸗ 
erträge. Frage, ob das wirtſchaftliche 
Prinzip den Ausgleich verlangt. De⸗ 
finition des wirtſchaftlichen Prinzips. 
Unterſchied vom allgemeinen Prinzip 
menſchlichen Handelns. Wirtſchaft⸗ 
liches Prinzip und Streben nach Aus⸗ 
gleich der Grenzerträge nicht äqui⸗ 
valent. Beziehung des wirtſchaftlichen 
Prinzips auf jede einzelne wirtſchaft⸗ 
liche Handlung und nicht auf ihre 

Geſamtheit. Berückſichtigung des Rein⸗ 


ertrages anderer wirtſchaftlicher Hand- 
lungen. Hieraus kein Streben nach 


Ausgleich der Reinerträge. Für dieſen 


beſondere Vorausſetzungen erforderlich. 


Zutreffen dieſer müßte nachgewieſen 
werden. Fehlen eines Beweiſes bei 
Liefmann. Gegenbeweis, daß ſie nicht 
zutreffen. Beiſpiel einer außerwirt— 
ſchaftlichen Handlung. Beiſpiel einer 
geſchloſſenen Wirtſchaft. Nachweis, 
daß ſich in dieſer Grenzerträge nicht 
ausgleichen. Vorausſetzung, die für 
den Ausgleich gegeben ſein müßte, 
gleichmäßige Abnahme der Befrie— 
digung bei allen Güterarten mit glei⸗ 
cher Zunahme der Arbeitsleides. Nicht- 
utreffen dieſer Vorausſetzung. Tat⸗ 
ſächliches Verhältnis das des Abwech— 
ſelns, Springens oder Abbrechens der 
Nutzgrade der verſchiedenen Bedürfnis⸗ 
befriedigungen. Dazu Fehlen oder 
Unſtetigkeit des Aufwiegeverhältniſſes. 
Hierdurch die Möglichkeit beſeitigt, in 
der geſchloſſenen Wirtſchaft gleiche 
Grenzerträge zu erzielen. 399 —425. — 
IL Geldwirtſchaftliche Organi— 
ſation. Geld als Koſten. Wert des 
Geldes beſteht darin, was man um 
Geld erhält. Unrichtigkeit der An⸗ 
nahme einer Schätzung der Geldeinheit. 
Nichtbefriedigtes Bedürfnis nicht not— 


5 wendig eine Unluſt. Bei Wahl zwiſchen 
zu beſchaffenden Werten oder zu ver⸗ 
meidenden Unwerten ein Überwiegen. 


als Motiv nicht erforderlich. An⸗ 
wendung auf das Geld. Unrichtige 
Anſicht Liefmanns. Möglichkeit eines 
des Konſumgrenz⸗ 
ertrages. Kellenberger. 425 —434. — 
II. Echte und unechte Koſten. 


Arbeit und Güter erſter Ordnung als 
echte Koſten. Geld im Erwerbe echte 


. = Runen unechte 
Liefmann. 


” Aus Liefmann olgt Notwendigkeit des 
Here Verhältniſſes von Preis und 


5 verhältniſſes von Werten. 
Art der ‚Fenfeliug des Rangverhält⸗ 
a der Grenznutzen. Das feſt⸗ 


| Englis. 
f Ven ie chieden des Begehrens 


Ausgleich der Erträge und inner 11 
bis 7 


VV 
— prolongadonsgejgäfte . dare 


ee nenn: . Bankweſen. | 
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goſten, bei a un von Geuuß⸗ 
often. Begriff der 
oſten bei Dietzel, Wieſer, Kraus, 
Weitere Einwendungen. 


Grenznutzen. Gleiche Behauptung bei 
anderen Autoren. 434—450. — IV. 


Der Saß von der Gleichförmig⸗ | 


keit von Preis und Nutzen. 
Pfychologiſche dard e des, Hang: 
Ammon. 


niſſes 
geſtellte Rangberhältnis ein es 
als das Verhältnis der Preife. Nichts |. 


| DE TEN. aller angeſchafften Güter⸗ 


arten bei Vermehrung des Einkommens. 


E Gleiches Ergebnis, wenn von der Geld⸗ 
einheit ausgegangen wird. Der Satz 
von der Gleichheit abgewogener Grenz: |. 


nutzen. 
Erfahrung. 
Satzes nicht richtig. Sie ſetzt Kon. 
tinnität der Veda abe ed gungen 
voraus. In ni Falle wäre das 


Widerſpruch. gegenüber der 


| Preisverhältnis gleich dem umgekehrten 


Grenzwertaufwiegeverhältnis. Der Satz 
von dem Ausgleiche der abgewogenen 
Grenznutzen gibt nur gewiſſe 3 

25 1 709—724 
A ließende 
| Ben hamfe es und Goſſenſches Geſetz. 
Borzie en beruht nicht auf 


Keine Intenſitätseinheiten. Eßlen. 


i a der Erträge in der Erwerbs⸗ 


wirtſchaft. Lehre vom Verſchwinden 
des Vorteils am Tauſchmarginal. 


Schluß. 


Peivottapitaliemus: . Getenbortz- 
fragen. 


der 5 


= Priatwirtſchaftslehre :-. Staats 


wiſſenſchaftliche Studien. 
5 Gegenwarts⸗ 


Bürgerliches R 


N aide Eingeebeha neh. | 


2 


a este 


: Die, Begründung des 


Bemerkungen. 


— 


ag der ebeftait f Bir 


gerliches 


Reteitellung der Mutter: 1 Bür⸗ 5 


gerliches Recht. 


Nechtswiſſenſchaft: s. Stnatzwifen-, | 


ſchaſtliche Studien. 


Reederintereſſe: Der Intereſſen 9 
eeder 
in älterer Zeit, namentlich in Ham 
515536. Intereſſenkampf 
amburger „Schragen“ von 
1591 zur Beſchränkung der Fremden 

in der r . 50 516. — Zwei u 


ag. zwiſchen Kaufmann und 


burg. 
515. — 5 
Motive für die worzugeng der ein⸗ 
heimiſchen Schiffer: 


dern und Kaufleuten 


— Ausländiſche 
kel der u und. Rheder“ 527. — Er⸗ 
chf Reeder und Sch 


der Kaufleute 5 Ver⸗ 


und Reeder 5 
Referendüm: ſ. Menge. 


Reichsheimſtättenge u 70 weiche 


Den u. Vor⸗ 


des. Geſetzes 682. — II. Gegen» 


Stand des Geſetzes; Begriff der 
Reichs heimſtätte: 1. i 1 


Standpunkt des Entwurfs 6 


Eigentum 686. d) Dalternde- Wi 
mung 686. e) Zuſammenfaſſung 687. 


— 3. Stellungnahme der National⸗ a 
verſammlung 688. a) Nutzgarten 688. 
b) Beſchränkung auf landwirtſchaft⸗ 


liche und gärtneriſche en 688. 
ec) Laubenland 689. — 4. Geſetzlicher 


meines. Rechtliche Bindung. S 
des. Ausgebers 690. 
Ausgeber 692. — 3. Heimſtättenver⸗ 
trag und rechtliche Eigenſchaft“ der 
ae ee de 


Eigentums 
. der Heimftätten: a) Ge 


* 


Acheftache Srgenfap zwiſgen Meer 
wirtſchaftliche Gegenſatz zwiſchen Ree⸗ 
ir 2. Reaktion 
gegen die. obrigkeitliche 1 N 
der Einwanderung Fremder 521.— 8 
Weitere Forderungen der Schiffer 522. 
onkurrenz 523.— 


Begriff der Reichsheimſtätten 690.— 
III. Rechtsgeſtaltung: 1. Allge⸗ 


tſprechende Anwendung der Vor⸗ 
ſchriften über Belaſtung eines Grund» . 
ücks 692. Umwandlung 9 0 u 
594. — 4. Inhalt des 


> 


iffer 529 -- 
ae 580.— 8 und ar 


a e chen nchen Be | 


emerkung 681 — L. Vorgeschichte . 
zund allgemeine Kennzeichnung ee 


2. 8 Merkmale: a) Gtund⸗ £ 
ſtück; Wohn: und Wirtichaftsheim- 
ſtätten 685. b) Beziehung zur Familie 
des Heimſtätters 685. c) Ausgabe au 

1 2 


tellung . 
Kreis der 


21 
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Grau und datlachlich⸗ Verfügung. | 


e 
b) Beſtandver⸗ 
c) Veräußerung. 
eſtlegung des 


flicht zur 
eimfallrecht 6 
änderungen 690 

Vorkaufsrecht 696. 
Bodenwerts 699. d) Belaſtung. Til⸗ 
gungshypothek 699. e) Zwangavoll⸗ 
ſtreckung; Ausſchluß für perſönliche 
Schulden. Übergangsvorſchrift 701. 


t) Erbrecht 703. g) Aufhebung der 


F rwerbsrecht 
der Länder und des Reiches 704. 
h) Zuſammenfaſſung 705. — IV. Ent: 
eignung zu Heim ſtätten⸗ 
zwecken 705. — V. urn 
Ausblick 706. 


Reinertrag: |. Prei 


Reniasitichisproblem:( Wohnungs⸗ 


wirtſchaft. 
Reportgeſchäft: , Deport eſchäfte. 
. politiſche: Marxis⸗ 


Revolution, oziale: ſ. 
Mpeg ohnfornteyp:f 

bemeſſung. 

Nowanſche Lohnform: ſ. Lohnbe⸗ 
meſſung. 


Sachenrecht: ſ. Bürgerliches Recht. 
Saint⸗Simon: ſ. Bankweſen. 
35% »ͤ; T . 1 
Schalrer? P Lagesple Geldwert. 
airer: |. Tagespreſſe. 
Schumpeter: ſ. Preis. 
See i. Menge. 
Seminar für Zeitu 
Zeitungspraxis in 
Tagespreſſe. 
Siedlungsrecht: 
ſchaft. 


Sombart: ſ. Kulturgeſchichte. 

Soziales Wollen: ſ. Menge. 

Sozial erung sb ſ. Bürgerliches Recht. 

AL rungsbeſtrebungen: ſiehe 
Tagespreſſe. 

Sozialismus: ſ. Bankweſen. 

Sozialismus: |. Gegenwartsfragen. 

Sozialſtatiſtik; f. ae 


5 ismus. 
Lohn⸗ 


erlin: : ſiehe 


Soziologie: Die Soziologie als Einzel⸗ 


wiſſenſchaft. E 347. 367. Soziolo⸗ 
disch. Profeſſuren: Tatſächliches 347. 
— Keine Univerſal⸗, ſondern eine 
n 350. — Die unter⸗ 
an 155 Rolle des Poſitivismus 352. 
— Die Notwendigkeit der Scheidung 
von En und Geſchichtsphilo⸗ 
ſophie 354. — Die nun mit 
den benachbarten des 356. — 
eee 35 


ngskunde und 


Tr Wohnungswirt⸗ | 
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Inhalt fetalen Geſchehens 361. 
Überficht über die Stoffverteilung einer 
Lehre von den Formen der Vergeſell— 
ſchaftung 363. — Analyſe und Ver⸗ 
gleich 365. 

Sparbedürfnis: ſ. Preis. 

Spencer: f. Kulturgeſchichte. 

Spezialwiſſenſchaft: ſ. Soziologie. 

Staat: ſ. Marxismus. 


Staatenkunde: Begriff und Aufgabe 
19155 e Staatenkunde. E 


Staatskapitalismus: 
ragen. 
Staatskommunismus: ſ. Marxismus. 


ſ. Gegenwarts— 


Staatsmaſchine: j. Marxismus. 


Staatsphiloſophie: Der Einzelne und 
der Staat bei Stirner und Marx. E 
1071-1115. — 1. Grundriß der Unter⸗ 
ſuchung. — 2. Stirner: Stirners Ge⸗ 
ſchichtsphiloſophie 1071. — Vergleich 
mit Hegel. Verbindendes 1071. — 
3. Unterſcheidendes 1077. — 4 Stir⸗ 
ners Stellung zum Staat. Grund: 
lage der Stellungnahme 1079. — 
5. an 805 führung der N 
i 6. Kritik 1 

7. Der Vergleich mit Marx: o arg 
Geicihtaphitofopfie Grundlinien des 
Vergleichs 1086. — 8. Verhältnis der 
Marxſchen Geſchichtsp hiloſophie zu 

egel und Stirner: Die Hegelſche 
rundlage in der ſpäteren Faſſung 


5: 105 materialiſtiſchen Geſchichtstheorie 


6. — 9. Die zuende Grundlage 
in den Marxſchen Jugendſchriften 1089. 
— 10. Das allmähliche Herausarbeiten 
der materialiſtiſchen Theorie 1093. — 
11. Die materialiſtiſche Theorie in 
ihren Beziehungen zum Stirnerſchen 
Einzigen 1096. — 12. Marx' Stellung 
zum Staat: Seine Anlehnung an 
Hegel, beſonders im Gegenſatze zu 
Stirner 1098. — 13. Marx' Anſicht 
vom geſchichtlichen Staat 1100. — 
14. Die Hegelſche Staatsphiloſophie 
im Vergleich zu Marx und Stirner: 
Die Marxſchen Begriffe der bürger⸗ 
lichen Geſellſchaft und des Staats in 
der Hegelſchen Philoſophie 1101. — 
15. Das Stirnerſche Individuum im 
Hegelſchen Syſtem und in der Ge— 
ſchichte der Staatstheorien 1107. — 
16. Die Anwendung der Hegelſchen 
ſtaatsphiloſophiſchen Grundanſicht in 
feinen Ausführungen über das Völker— 
recht. Ihre Beziehungen zum Marxis⸗ 
mus. Schlußausführungen 1111. 


— 50 8 und Staatstheorie: ſ. Staatsphiloſophie. 
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Staatsvolk: . Men 


. Staatswiſſenſchaftliche Studien: 


Zur Reform der ſtaatswiſſenſchaftlichen 
Studien. E 949—980. I. Die Bes 
ſonderheit der deutſchen Reformbeſtre⸗ 

bungen 949-956: a) Die G 
dieſer Beſonderheit 949—955: Die 
Stellung der Volkswirtſchaftslehre zur 
Vergangenheit 950 —953, die Scheidung 
in „theoretiiche" und „praktiſche“ 
Volks wirtſchaftslehre 953—954. Die 
Stellung zur Theorie und Geſchichte 
954 — 955. 


II. Die Sondervorleſungen insbeſondere 
956—961: a) Zweck der Hochſchul⸗ 
bildung im allgemeinen und in der 
Volkswirtſchaftslehre 956—959. b) Der 
Ausbau des Vorleſungsweſens dur 
Sondervorleſungen 959—961. — III. 
Der, Ausbau der Übungen 961—968: 
a) Übungen im Projeminar 961—962. 
bp) Das eigentliche Seminar 962-963. - 
IV. Die Prüfungen 963 —969: a) Das 
Doktorexamen 9683—966. b) Ein neues 
Abſchlußexamen 967—968. c) Ein 
neues Zwiſchenexramen 968—969. — 


V. Die praktiſche Ausbildung 969 bis A 


972: a) Notwendigkeit der praktiſchen 
„Ergänzung der Hochſchulbildung 969, 
b) Die Arten ihrer Durchführung 970 
bis 972: Beſichtigungen wirtſchaft⸗ 
licher Anlagen 970, Praktische 
zeit 970—971, Die Lehrkraft ſelb⸗ 
ſtändiger, bezahlter Pflichten 972. — 
VI. Die Rechtswiſſenſchaft als Rahe 
wiſſenſchaft der Voltswirtſchaftslehre 
972-975: a) Allgemeine Stellung der 
Bolkswirtſchaftslehre zu den Hilfs⸗ 
wiſſenſchafſten, die nicht zur philo⸗ 
jopbilhen Fakultät gehören 972. b) Die 


echtswiſſenſchaft insbeſondere 973 bis 


975: Ihre Bedeutung für die Bolts⸗ 
wirtſchaftslehre 973, Die Herg niehr 
ie 


von Praktikern 974 


„Privatwirtſchaftslehre als Hilfs⸗ 
wiſſenſchaft der Volkswirtſchaftslehre 


975 - 977: a) Ihre allgemeine Stellung 
im Hochſchulweſen 975. b) Ihre Stel⸗ 
lung an der Univerſität 976. — 
8 VII 1. Die Technologie als Hilfs⸗ 
wiſſenſchaft der Volkswirtſchaſtslehre 
977—980: a) Die Beſtrebungen der 
Techniker 977, b) Ihre Kritik 979. 
0) Techniſcher Unterricht an den Uni⸗ 
verſitäten 979. d) Die Verknüpfungen 
der verſchiedenen Hochſchulen 980. 


Steuerbe aſtung: ſ. Finanzkonferenz. 


— Steuerleiſtung: ſ. Finanzkonferenz. 
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b) Die Bedeutung der 
deutſchen Beſonderheit für den Unter⸗ 
richt im allgemeinen 955—956. — 
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Stewart: ſ. Pfandbrief. 


Stiftungen: }. Bürgerliches Recht. \ 


Stimmrecht: ſ. Marxismus. 
Stirner: ſ. Staatsphiloſophie. 
Stufentheorie: ſ. Wirtſchaftsgeſchichte. 


Stundenlohnſätze: ſ. Lohnbemeſſung. 
Stundenverdlenſtkurve; 4. Sohn: 


bemeſſung. 1 . 
Tagespreſſe: Probleme der Tages: - 
reſſe E 215—240. I. Soziali⸗ 


eie 215—231. 
Iſt die Preſſe ſozialiſierbar? 215. 
Schairers Vorſchläge 215. Inſerat 
und Preſſe 216. Mißſtände des 
Inſeratweſens 221. 


Das ſtaatliche 


Inſeratenmonopol 223. Kritik der 


Sozialiſierungsvorſchläge 226. 
II. Zeitungskunde als Lehrfach 
231 — 240. Bisherige Anſätze 231. 
Mohrs Vorſchläge 233. Hochſchul⸗ 
ſtudium und Zeitungsweſen 235. 
Cauſ marginal: ſ. Preis. 
Tauſchwertänderungen: ſ. Geldwert. 
Technologie: ſ. Staatswiſſenſchaftliche 
Studien. | 
Transportzedlar: ſ. Pfandbrief. 


Aberbau juriſtiſcher: ſ. Marxismus. 
berprobuftionslehre: ſ. Gegenwarts⸗ 
fragen. TE | 
Ab i chuß: . Wohnungs⸗ 
wirtſchaft. Er 
Aniverſalgeſchichte: j.Kulturgeichichte. 
Unternehmer: j. Gegenwartsfragen. 


Verfaſſungsgeſchichte: ſ. Berufs⸗ 
ſtändiſche Vertretung. 
F ſ. Gegenwarts⸗ 
agen. | en 
Vergeſellſchaftung: ſ. Soziologie. 
Verſammlungen: ſ. Menge. 
Verſtaatlichung der Produktions. 
mittel: j. Gegenwartsfragen. 
Vertragsfreiheit: ſ. Bürgerl. Recht. 
Völkerrecht: ſ. Staatsphiloſophie. 
Volk: ſ. Menge. 
Volksgemeinf 
neuen Volksgemeinſchaft. Eine 


von der Zentrale für Heimatdienſt. 
Berlin 1919. Rudolf Eucken r. 


on: 


haft: Der Geift der 
Denk⸗ 
ſchrift für das deutſche Volk, herausg. 


Volksrevolution auf dem Kon . 


nent: ſ. Marxismus. | 
Volksvertretung: ſ. Marxismus. 
Volkswillen: ! Marxismus. 
Volkswillen: }. Menge. 
Volkswirtſchaftslehre: 

wiſſenſchaftliche Studien. 
Volkswirtſchaftsrat: ſ. Berufsſtän⸗ 
diſche Vertretung. | 


ſ. Staats⸗ 
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aa i Bürgerliches Recht. Wohnungswirtf haft: Die Woh⸗ 
Vor eſungsweſ en: f. Staatswifſfen⸗ 888 8781 99 9 dem Kriege E 


W e Studien. 
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Wählerſchaft: ſ. Me 

Währu e 2 e. 
Weber, Max: f Kulturgeſchichte. 
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Werktätige 1 arzismus. 


Wieſer: . ei 1 
| Bierjgafisdienft- ꝙreisausſchrei | 
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Wi leeſchaftsg eſchichte: 19 5 der 
7 Anal Aa 1021 — 1039. 
I. v. Belows neueſtes Werk 1 1021. — 
II. Das kritiſche Verfahren v. Belows 
1023. — III. Das Problem der „Wirt⸗ 


ſchaftsſtufen“ 1029.— IV. Der "Streit |. 


um den Be Priſt | des Kapitalismus 
1033. Zedeutung des 
91 Belowſchen Werkes 1038. 


Sie tsſtufen: 


Wo nungekeage: 1 Bodenpreiſe. 
Wo nungsfeng Frauenarbeit. 
“en 


Er 
Er weſens 839. 
3 


liches Prinzip: 8. 
aft en: nal 1 Bu 


eee. '. Wohnungs: | 


835—878. 


Kriegszeit 835. Schwierigkeiten der 
Ubergangswirtſchaft 837. Mieterſchutz 
Organiſation des Siedlungs- 
Wohnungspolitik der 
Regierung 842. Behördenorganiſation 
Erfaſſung des vorhandenen 
Wohnraumes Mieterſchutz 845. 
Belebung der Neubautätigkeit 847. — 
II. Vorſchläge zur Reform der 
Wohnungswirtſchaft 854—880. 
Die Wohnungswirtſchaft der Vor⸗ 
kriegszeit 854. Neuaufbau der Woh⸗ 
nungswirtſchaft 855. Das Rentabi— 
-litätsproblem 856. Wohnungsver⸗ 
waltung 858. Vorſchläge von Kampff⸗ 
meyer und Hoyer 859. Wohnungs⸗ 
neuproduktion 864. Bodenfrage 864. 
Träger der Wohnungsproduktion 865. 
Finanzierungsfrage 867. Überteue⸗ 
8 F 868. 
Beſchlagnahme des erhöhten Real⸗ 
wertes 870. Produktion; sſaktor Ar⸗ 
beit, ag affe chf und Bau⸗ 
betrieb 873 


nungspol Ra. f. Wohnung wie. Zeitungskunde: f. Tagespreſſe. 


Zukunftsſtaat: ſ. Gegenwartsfragen. 


Die Wohnungs⸗ 
politik Der Reichsregierung gr 
835—853. Verſäumniſſe während der 


Mietſteuer 869. 
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